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Eröffnung 

(Beginn der Sitzung: 09:00 Uhr) 

Präsident Alexander Dierks: Sehr geehrte Damen und 

Herren! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Der 13. Feb-

ruar markiert eine tiefe Zäsur in der Geschichte unserer 

Landeshauptstadt Dresden. Erlauben Sie mir deshalb, ei-

nige Worte vor Eintreten in die Tagesordnung zu sprechen. 

Wir gedenken heute der rund 25 000 Menschen, die bei den 

Luftangriffen auf Dresden vor 80 Jahren ums Leben ka-

men. Wen die Bomben trafen, blieb dem Zufall überlassen. 

Sie gingen auf Kinder, Frauen und Männer nieder, sie fie-

len auf überzeugte Nationalsozialisten, auf Widerstands-

kämpfer, Kriegsgefangene und Zwangsarbeiter gleicher-

maßen. Tausende Leben wurden ausgelöscht; andere hatten 

das Glück, dem Inferno zu entkommen. Jüdinnen und Ju-

den, wie der bekannte Romanist Victor Klemperer, rissen 

sich in jener Nacht den gelben Stern von der Kleidung, 

konnten untertauchen und kamen so mit dem Leben davon. 

Große Teile des historischen Stadtkerns und der angren-

zenden Wohnviertel von Dresden wurden damals zerstört. 

Nicht vergessen sollten wir allerdings, dass die National-

sozialisten das Inferno, das diese Stadt am 13. und 14. Feb-

ruar erlebte, mit Worten und Taten selbst entfacht hatten. 

Seit dem 1. September 1939 führten sie einen apokalypti-

schen Vernichtungskrieg mit Millionen von Toten. Spätes-

tens im Jahr 1945 kehrte dieser Krieg dann vollends nach 

Deutschland zurück. 

Zum Gedenken an alle Opfer dieses Krieges bitte ich Sie, 

sich zu einer Schweigeminute von den Plätzen zu erheben. 

(Die Anwesenden erheben sich.) 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, die Geschichte dieser 

Stadt lässt sich nicht mehr umschreiben. Die Narben in die-

ser Stadt, in den Seelen jener Menschen, die es noch erlebt 

haben, werden wohl erhalten bleiben. Die Verantwortung 

für unsere Gegenwart und Zukunft jedoch tragen wir, ins-

besondere auch als Parlamentarierinnen und Parlamenta-

rier selbst. Dazu gehört, dass wir weiterhin Versöhnung 

üben und Freundschaft mit den einstigen Feinden pflegen. 

Den heutigen Besuch seiner Königlichen Hoheit, des Her-

zogs von Kent, in Dresden empfinde ich daher als sehr star-

kes Zeichen. 80 Jahre Kriegsende bedeuten für uns 

80 Jahre währender Friede mit unseren europäischen 

Nachbarn. Dieser Friede ist kostbar. Wir dürfen ihn nie 

wieder aufs Spiel setzen. 

Der Auftrag an uns alle muss daher sein, die errungene De-

mokratie kraftvoll zu gestalten und gemeinsam wirksam zu 

verteidigen; denn sie ist die Voraussetzung für Frieden und 

das Fundament, auf dem unser aller Zusammenleben auf-

baut. Ich wünsche mir, dass wir in diesem Geist als Säch-

sischer Landtag, als Menschen die Verantwortung für un-

sere Verfassungsordnung tragen und jeden Tag miteinander 

gestalten. 

Ganz herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich eröffne nun 

die 8. Sitzung des 8. Sächsischen Landtags und gratuliere 

ganz herzlich Herrn Hentschel-Thöricht zum Geburtstag. 

Herzlichen Glückwunsch! 

(Beifall des ganzen Hauses) 

Folgende Abgeordnete haben sich für die heutige Sitzung 

entschuldigt: Herr Zwerg, Frau Nicolaus, Herr Gahler, 

Frau Voigt, Herr Braukmann, Frau Zimmermann, Herr 

Dr. Dringenberg. 

Die Tagesordnung liegt Ihnen vor. Folgende Redezeiten hat 

das Präsidium für die Tagesordnungspunkte 2 und 4 bis 6 

festgelegt: CDU 60 Minuten, AfD 60 Minuten, BSW 

32 Minuten, SPD 24 Minuten, BÜNDNISGRÜNE 20 Mi-

nuten, Die Linke 20 Minuten, Staatsregierung 40 Minuten. 

Die Redezeiten der Fraktionen und der Staatsregierung 

können auf diese Tagesordnungspunkte je nach Bedarf ver-

teilt werden. Die Gesamtredezeit des fraktionslosen Abge-

ordneten beträgt 6 Minuten und kann ebenfalls nach Be-

darf auf die Tagesordnungspunkte dieser Sitzung verteilt 

werden. 

Der Tagesordnungspunkt 8, Kleine Anfragen, ist zu strei-

chen. Dringliche Anträge liegen uns nicht vor. Insofern 

sehe ich keine weiteren Änderungsvorschläge zur Tages-

ordnung oder sonstige Hinweise. Die Tagesordnung der 

8. Sitzung ist mit Streichung des Tagesordnungspunktes 

Kleine Anfragen beschlossen. 

Meine Damen und Herren, ich rufe auf
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Tagesordnungspunkt 1 

Aktuelle Stunde 

Erste Aktuelle Debatte: Boom der Erneuerbaren Energien in Sachsen – Sieht 

so eine gescheiterte Energiewende aus, Herr Kretschmer? 

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Zweite Aktuelle Debatte: Bezahlbares Wohnen – die soziale Frage unserer 

Zeit braucht Lösungen 

Antrag der Fraktion Die Linke 

Dritte Aktuelle Debatte: Kulturhauptstadt Chemnitz 2025 – Kultur und 

Gesellschaft nachhaltig verbinden 

Antrag der Fraktion CDU 

Hierzu liegen mir die rechtzeitig eingegangenen Anträge 

auf Aktuelle Debatten vor. Die Verteilung der Gesamtrede-

zeit der Fraktionen hat das Präsidium wie folgt vorgenom-

men: CDU 50 Minuten, AfD 45 Minuten, BSW 24 Minu-

ten, SPD 18 Minuten, BÜNDNISGRÜNE 20 Minuten, Die 

Linke 20 Minuten, Staatsregierung dreimal je 10 Minuten, 

wenn gewünscht. 

Ich rufe auf 

 

Erste Aktuelle Debatte 

Boom der Erneuerbaren Energien in Sachsen – Sieht so eine gescheiterte 

Energiewende aus, Herr Kretschmer? 

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Als Antragstellerin hat zunächst die Fraktion BÜNDNIS-

GRÜNE das Wort, und selbiges ergreift Herr Kollege Lö-

ser. Bitte, Herr Kollege. 

Thomas Löser, BÜNDNISGRÜNE: Sehr geehrter Herr 

Präsident! Sehr geehrter Herr Ministerpräsident! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Woran denken Sie, wenn Sie 

das Wort Energiewende hören? Als GRÜNER denkt man 

natürlich an das Rekordjahr 2024, in dem 62,7 % unseres 

Stroms aus erneuerbaren Energien stammten – das sind 

mehr als je zuvor – oder daran, dass in Sachsen noch nie so 

viele PV-Anlagen zugebaut wurden wie im vergangenen 

Jahr – nämlich mit einer Leistung von über einem Giga-

watt. Man denkt natürlich daran, dass der Industriestrom-

preis – anders als immer wieder erzählt wird – inzwischen 

wieder auf dem Niveau von 2016/17 liegt, weil wir endlich 

die Abhängigkeit von teuren Erdgasimporten reduzieren 

konnten – und das, wohlgemerkt, nach dem Atomausstieg 

im Jahr 2023 und nach Beginn des Ukrainekrieges. Oder 

man denkt vermutlich daran, dass wir im Jahr 2024 mit fast 

600 000 zugebauten Batteriespeichern deutschlandweit 

ebenfalls einen Ausbaurekord erzielt haben – all das, wäh-

rend diese Speicher weiter im Preis fallen. 

Wenn Sie diese Erfolge nicht sehen, dann sind Sie vermut-

lich dem ewigen Leierkasten unseres Ministerpräsidenten 

aufgesessen, demzufolge die Energiewende gescheitert sei, 

ganz neu aufgestellt werden müsse und die GRÜNEN ide-

ologischen Unsinn erzählten. Spannend ist das nicht nur, 

weil die CDU seit 35 Jahren in Sachsen regiert und 16 der 

letzten 20 Jahre im Kanzleramt saß. In dieser Zeit zemen-

tierte sie gerade in Sachsen die Abhängigkeit von Kohle-

verbrennung und russischem Erdgas – etwa, indem jedes 

neue Windrad als Bedrohung, Nord Stream 2 hingegen als 

ein wichtiger Beitrag zur Versorgungssicherheit gelabelt 

wurde. 

Spannend ist das aus auch einem zweiten Grund: Die 

frischgebackene Minderheitsregierung aus CDU und SPD 

bekennt sich in ihrem Koalitionsvertrag beim Ausbau der 

erneuerbaren Energien sinnvollerweise zu den Zielen des 

sächsischen Energie- und Klimaprogramms, das die Kenia-

Koalition im Jahr 2021 beschlossen hat. Darin steht – ich 

zitiere –: „Der weitere entschlossene Ausbau der erneuer-

baren Energien sowie leistungsfähiger Versorgungsnetze 

ist unabdingbar.“ 

Das steht übrigens auch wörtlich in der Kooperationserklä-

rung, die Michael Kretschmer mit Bayern und Thüringen 

im Januar unterzeichnet hat. Selbst Markus Söder, der alte 

„GRÜNEN-Freund“, hat das unterschrieben. 

Schauen wir weiter in den Koalitionsvertrag. Den Äuße-

rungen des Ministerpräsidenten zufolge müsste dort doch 

etwas von Atomkraft stehen oder von der gescheiterten 
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Energiewende oder davon, wie diese ganz neu aufgestellt 

wird. Das tut es aber nicht. 

(Zuruf AfD: Genau!) 

Was bedeutet das?  

Nun, das eine ist halt, was der Ministerpräsident zum 

Thema Energiewende in der Öffentlichkeit, zum Beispiel 

beim Neujahrsempfang der SachsenEnergie, erzählt. Das 

andere ist das, was das Regierungshandeln vernünftiger-

weise leitet. Er spricht also mit zwei Zungen oder mit zwei 

Stimmen. 

Während der Ministerpräsident die Energiewende und den 

Standort Sachsen damit schlechtredet, weil er glaubt, dass 

die Leute das hören wollen, macht die Wirtschaft längst 

Nägel mit Köpfen und setzt auf erneuerbare Energien. Be-

sonders laut tun das die 86 Unternehmen rund um Siemens, 

Fit und Wacker Chemie, die, so wie viele andere, auf er-

neuerbare Energien bauen und in einem gemeinsamen Ap-

pell mehr politischen Rückhalt von der Staatsregierung für 

die sächsische Energiewende zum Erhalt ihrer Wettbe-

werbsfähigkeit fordern. 

Nicht nur die Wirtschaft profitiert davon, sondern auch un-

sere Kommunen. Seit Anfang dieses Jahres gilt das von uns 

gemeinsam beschlossene Sächsische Beteiligungsgesetz, 

dank dem neue Wind- und PV-Freiflächenanlagen zusätz-

liches Geld in die Kassen der Städte und Gemeinde spülen. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE) 

Trotz aller Angstmacherei von Teilen der Politik bleibt die 

Akzeptanz für erneuerbare Energien hoch – auch in Sach-

sen. 

Die Mehrheit der Menschen unterstützt die Solarindustrie 

– das sind 65 % – und die Windkraft; dies sind immerhin 

noch 57 % in Sachsen – übrigens auch weitestgehend im 

ländlichen Raum. Die Menschen haben verstanden: Es 

geht um die Versorgungssicherheit und die wirtschaftliche 

Zukunft unseres Landes. 

Derweil erzählt unser Ministerpräsident weiterhin wahl-

weise von russischen Gasimporten oder der Atomkraft, von 

der sich die deutschen Kraftwerksbetreiber längst kopf-

schüttelnd abgewendet haben. 

(Zuruf AfD: Kopfschüttelnd?) 

Mich würde interessieren, welcher Landkreis Ihnen zu-

folge mit dem Endlager gesegnet wäre, indem der nukleare 

Abfall dann für die nächsten 100 000 Jahre strahlt. 

(Zuruf Martina Jost, AfD) 

Die Realität ist doch eine andere. Jedes Jahr fließen um die 

Hundert Milliarden Euro aus Deutschland in die Taschen 

fossiler Energiekonzerne im Ausland. Diesbezüglich 

würde ich mir zur Abwechslung etwas mehr Patriotismus 

wünschen, denn in unserer eigenen Wirtschaft wäre dieses 

Geld mit Sicherheit besser angelegt. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Die Zahlen sprechen eine 

klare Sprache: Die Energiewende ist auf Erfolgskurs. Sie 

fortzuführen, sichert Arbeitsplätze, senkt langfristig Kos-

ten und macht uns unabhängiger. 

Als AfD-Fraktion kann man natürlich durch das Land lau-

fen und erzählen, man reiße die „Windmühlen der 

Schande“ ab – mal abgesehen von dem in Deutschland gel-

tenden Recht auf Eigentum und der fehlenden Antwort, wie 

man 30 % des Stromes sofort kompensieren will. Egal, das 

ist halt die AfD. Sie erzählt, was sie will, und denkt sich 

ihre Welt, wie sie ihr gefällt. 

Als Ministerpräsident des Freistaates Sachsen sollte man 

diese Leier nicht bedienen, sondern positiv und konstruktiv 

nach vorn schauen und die großen energiepolitischen 

Chancen, die Sachsen mit dem Ausbau von Solar- und 

Windkraft sowie Wasserstoff hat, – 

Präsident Alexander Dierks: Die Redezeit, Herr Kollege! 

Thomas Löser, BÜNDNISGRÜNE: – nicht kaputtreden. 

Vielen Dank. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE) 

Präsident Alexander Dierks: Für die Antragstellerin 

sprach Herr Kollege Löser. – Die weitere Reihenfolge in 

der ersten Runde lautet: CDU, AfD, BSW, SPD, Die Linke, 

fraktionsloser MdL und Staatsregierung, wenn gewünscht. 

Für die CDU-Fraktion ergreift nun Frau Kollegin Klemm 

das Wort. Bitte, Frau Kollegin. 

Ina Klemm, CDU: Sehr geehrter Herr Präsident! Lieber 

Herr Ministerpräsident! Meine sehr geehrten Kolleginnen 

und Kollegen Abgeordneten! Ich glaube, die Energiewende 

und ihr Erfolg – – 

(Das Rednermikrofon funktioniert nicht.) 

Präsident Alexander Dierks: Eigentlich müsste es funk-

tionieren. 

Ina Klemm, CDU: Dann versuche ich es noch einmal. – 

Ich denke, die Frage, ob die Energiewende als Erfolg be-

trachtet werden kann, hängt davon ab, aus welcher Per-

spektive man es betrachtet. Sieht man die Windräder, die 

sukzessive unsere Felder bereichern, ist das sicherlich aus 

Ihrer Sicht ein Erfolg, Herr Löser. Ich denke aber, dass wir 

bei Weitem noch nicht so weit sind, dass wir uns auf die 

Schultern klopfen können. 

Unsere Fraktion und auch unser Herr Ministerpräsident 

sind sich der Verantwortung durchaus bewusst. Wir können 

den Klimawandel nicht ignorieren; er ist da, und wir müs-

sen diesbezüglich Maßnahmen ergreifen. Auch dessen sind 

wir uns bewusst. Deswegen steht im Koalitionsvertrag, 

dass wir die Klimaziele auch weiterhin verfolgen werden. 

Jetzt kommt das Aber: Nicht mit der Brechstange! Im EKP 

2021 stehen definierte Maßnahmen, die wir weiterhin ver-

folgen. Es sind Ziele, die bis zum Jahr 2030 bzw. bis zum 

Jahr 2045 reichen, und zu diesen stehen wir. Ich bin mir 
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sicher, dass auch unser Ministerpräsident, Herr Kret-

schmer, dazu steht. Es hat sich aber eine Überlagerung von 

Maßnahmen und leider auch weltpolitisch einiges ergeben, 

was die gesamte Situation verschärft hat, sodass dies für 

viele überhaupt nicht mehr tragbar ist. In allererster Linie 

ist das nicht mehr tragbar für unsere Wirtschaft. 

Die Energiepreise sind in den letzten Jahren – nicht nur 

durch die Energiewende, sondern auch durch den Ukraine-

krieg – dermaßen durch die Decke gegangen, auch die In-

flationsschraube ist nach oben gegangen, sodass es sowohl 

für den Verbraucher als auch für die Wirtschaft nicht mehr 

tragbar ist. Das ist einfach keine Erfolgsgeschichte. 

(Vereinzelt Beifall CDU) 

Wir haben hierdurch eine Belastung der Wirtschaft er-

reicht, die nicht mehr tragbar ist. Die Kosten für die Stahl-

produktion sind so weit nach oben gegangen, dass die 

Preise nicht mehr marktfähig sind und unsere Wirtschaft 

nicht mehr wettbewerbsfähig ist. Hinzu kommen die Ver-

unsicherung der Wirtschaft und die steigende Bürokratie. 

Die Gesellschaft ist nicht mehr bereit, diese Energiewende, 

die hier mit der Brechstange durchgesetzt wird, zu ertra-

gen. Stellen Sie sich vor, es ist Klimawandel, wir wollen 

dagegen etwas tun, aber niemand geht hin. 

Hinzu kommt: Durch Wind- und Solarenergie sowie durch 

die steigende Infrastruktur, die in diesem Zusammenhang 

aufgebaut wurde, erzeugen wir zum Teil so viel Strom, dass 

wir ihn für preiswertes Geld verkaufen bzw. ins Ausland 

fast verschenken müssen. Gleichzeitig kaufen wir aber teu-

ren, durch Atomkraft erzeugten Strom aus dem Ausland. 

Das belastet wiederum unsere Wirtschaft und unseren End-

verbraucher. 

Die Kosten für Fernwärme für den Endverbraucher sind 

um bis zu 80 % gestiegen. Das kann man nicht mehr ver-

mitteln; ehrlicherweise will, kann und möchte ich das dem 

Endverbraucher nicht mehr vermitteln. Das, meine Damen 

und Herren, ist kein Erfolgskonzept. 

(Beifall CDU und vereinzelt AfD) 

Was wir an der Stelle verpasst haben, ist ein sinnvoller 

Ausbau unseres Stromnetzes. Wenn wir beispielsweise in 

einer kleinen Ortschaft alle mit Strom zu ladenden Autos 

und alle Wärmepumpen anschließen würden, dann würde 

es ganz schnell dunkel werden. Auch das ist kein Erfolgs-

konzept gewesen. Wenn wir es geschafft hätten, den Strom 

in den Städten entsprechend zu verteilen, dann könnte man 

von Erfolg sprechen. 

Wir brauchen eine verantwortungsvolle Energiepolitik. 

Wir brauchen Technologieoffenheit. Wir brauchen die Ver-

folgung von langfristigen strategischen Zielen und nicht 

die Brechstange. Wir müssen das Hand in Hand mit unserer 

Wirtschaft und unseren Verbrauchern tun. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall CDU und Ministerpräsident 

Michael Kretschmer) 

Präsident Alexander Dierks: Für die CDU-Fraktion 

sprach Frau Kollegin Klemm. Für die AfD-Fraktion er-

greift Herr Kollege Thumm das Wort. 

Thomas Thumm, AfD: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wenn man die 

GRÜNEN reden hört, dann könnte man fast meinen, die 

GRÜNEN seien die Wiedergeburt von Angela Merkel; 

denn auch Angela Merkel machte Politik zum Schaden 

Deutschlands durch Realitätsverweigerung. 

Die aktuelle Situation – es wurde schon von der CDU ge-

nannt – ist die: Wir haben die höchsten Strompreise. Wir 

haben den Verlust der Wettbewerbsfähigkeit. Wir haben ei-

nen Anstieg der Arbeitslosigkeit und einen extremen Wohl-

standsverlust bei den Bürgern. 

Die Regierungen der letzten Jahre haben das größte Dein-

dustrialisierungsprogramm der Nachkriegsgeschichte an-

gezettelt. Dieses Deindustrialisierungsprogramm schadet 

besonders dem sächsischen Mittelstand und den familien-

geführten Industrieunternehmen im Freistaat Sachsen. 

Das Perfide daran ist, dass die Deutschen für den von CDU, 

SPD und GRÜNEN organisierten Niedergang noch selbst 

zahlen müssen. Die gestrige Rede von Herrn Günther ha-

ben wir alle zur Kenntnis genommen. 

Herr Günther, an dieser Stelle sage ich Ihnen einmal ganz 

klar und deutlich; denn folgende Fakten vernachlässigen 

Sie kontinuierlich in Ihren grünen Milchmädchenrechnun-

gen, wenn Sie von Vorteilen der sogenannten erneuerbaren 

Energien sprechen: 460 Milliarden Euro soll allein der 

Ausbau der Stromnetze bis zum Jahr 2045 kosten. 8,7 Mil-

liarden Euro sind für Stromankaufsverpflichtungen aus 

dem EEG für Anlagenbetreiber veranschlagt, deren Strom-

produktion vom Markt nicht abgenommen werden kann, 

weil der Bedarf nicht vorhanden ist. 2,3 Milliarden Euro 

kommen hinzu, die wir in Zeiten einer Dunkelflaute an das 

Ausland bezahlen müssen, weil wir Strom aus dem Aus-

land einkaufen müssen. Das sind rund 35 Milliarden Euro 

jährlich, die der Stromkunde und Steuerzahler in Deutsch-

land aufzuwenden hat, um diese sogenannten erneuerbaren 

Energien überhaupt marktfähig zu machen, sodass sie ein-

gespeist werden können und der Anlagenbetreiber Geld da-

mit verdienen kann. 

Diese Kosten werden auf die Kunden abgewälzt. Genau 

diese Kosten vernachlässigen die GRÜNEN in ihren Be-

rechnungen. Die Energiewende schafft massive Abhängig-

keiten und geht zulasten der Souveränität der eigenen 

Stromerzeugung. Sie schaffen Abhängigkeit. Sie und Ihre 

GRÜNEN machen Deutschland zum Bittsteller. Wir wis-

sen auch, warum: Die grün-woke Trümmertruppe versteht 

weder etwas von Marktwirtschaft noch von den Nöten und 

Ängsten der Bevölkerung. 

(Beifall AfD) 

Die GRÜNEN setzen das Werk von Angela Merkel fort. Es 

war die Merkel-CDU, die die Kernkraftwerke in Deutsch-
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land abschalten ließ und damit den schleichenden Nieder-

gang der Wirtschaft und günstigen Strompreise eingeleitet 

hat. 

Jetzt komme ich zur Merz-CDU. Was war letzte Woche im 

Bundestag los? Ganz unbemerkt hat die CDU die Umset-

zung des Treibhausgas-Emissionshandelsgesetzes, also das 

ETS 2, beschlossen. Das Ergebnis sieht wie folgt aus: 

Deutschland muss – gesetzlich geregelt – bis zum Jahr 

2050 treibhausgasneutral werden. Dieses Emissions-Tra-

ding-System verteuert weiter und in noch nie dagewesener 

Weise den Verbrauch fossiler Energie für Bürger und Un-

ternehmen. Der aus diesem Gesetz folgende Zertifikathan-

del wurde darüber hinaus auf die Sektoren Verkehr und 

Wärme erweitert. 

Meine Damen und Herren! Ab dem Jahr 2027 sollen die 

Zertifikate versteigert werden, sodass der Preis vom Markt 

bestimmt wird. Ab dem Jahr 2028 soll die Zertifikatmenge 

künstlich um 5,38 %, also rund 5 %, verknappt werden. Of-

fen ist, wie teuer dann die Tonne CO2 ab dem Jahr 2030 

sein wird. Eine Studie geht davon aus, dass sich der Preis 

zwischen 60 und 380 Euro pro Tonne CO2 bewegen 

könnte. 

Mit diesen steigenden Zertifikatspreisen werden auch die 

Energiekosten weiter steigen. Modellrechnungen mehrerer 

Experten prognostizieren einen Preis von 220 Euro pro 

Tonne CO2. Das würde, wir haben das einmal ausgerech-

net, bei einem Heizverbrauch von 30 000 Kilowattstunden 

Gas für ein Haus zu Mehrkosten – zusätzlich zu dem Gas, 

welches noch gekauft werden muss – in Höhe von 

1 440 Euro führen. Eine Familie, die zwei Autos besitzt 

und 40 000 Kilometer im Jahr fährt, würde zusätzlich mit 

1 440 Euro belastet werden. Das wären also 2 880 Euro 

mehr – nur für die CO2-Bepreisung. Das ist wahnsinnig, 

meine sehr verehrten Damen und Herren! Dieses Gesetz 

muss gestoppt werden, spätestens im Bundesrat. 

(Beifall AfD) 

Meine Redezeit ist zu Ende. Ich kann hier noch einmal fol-

genden Appell an Sie richten: Kommen wir in der Politik 

zu bürgerlicher Vernunft zurück! Schluss mit dieser CO2-

Bepreisung! Technologieoffenheit! 

Präsident Alexander Dierks: Herr Kollege. 

Thomas Thumm, AfD: Wir brauchen Produkte, die am 

Markt funktionieren, sich wirtschaftlich abbilden lassen 

und somit für bezahlbare Energie für unsere Bürger und 

Unternehmen sorgen. 

Präsident Alexander Dierks: Die Redezeit ist zu Ende. 

Thomas Thumm, AfD: Vielen Dank. 

(Beifall AfD) 

Präsident Alexander Dierks: Für die AfD-Fraktion 

sprach Herr Kollege Thumm. Für die Fraktion BSW er-

greift nun Herr Kollege Böhme das Wort. 

Ralf Böhme, BSW: Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Ich war tatsächlich gespannt, 

wie die Herleitung des Begriffes Boom, wie er in der Über-

schrift des Themas für die Aktuelle Debatte der GRÜNEN 

zu finden ist, vorgenommen wird. Wie vermutet, bezog 

sich dieser Begriff auf die Anzahl von angeschlossenen Ki-

lowatt- bzw. Megawatt-Windenergieanlagen und -PV-An-

lagen. Das kann nach unserer Bewertung kein alleiniger 

Grund für Lobeshymnen in dieser Hinsicht sein. Ich 

komme mit ein paar Details später noch darauf zurück. 

Die Verwendung des Begriffs Energiewende, der auch ein 

Begriff des politischen Marketings in den letzten Jahrzehn-

ten war, wäre aus unserer Sicht insofern gerechtfertigt, 

wenn es eine Energiewende dahin gehend wäre, dass der 

Verbrauch von Energie in unserer Gesellschaft und unse-

rem System verringert werden würde. Das ist allerdings in 

unserem System mit den Bedarfen an Energie in der Mobi-

lität, im Transport, in der Rechnerleistung und Industrie 

völlig aussichtslos. Insofern handelt es sich nicht um eine 

Energiewende, sondern lediglich um den Austausch von 

Energieträgern. 

Was wurde unter dem Label der Energiewende in Deutsch-

land in den letzten Jahren – in den letzten Jahrzehnten muss 

man sagen – fabriziert? Wir erleben – seitdem die Interes-

sengruppen der erneuerbaren Energien in der Politik ent-

scheidende Bedeutung erlangten, also seit dem Jahr 1998 – 

einen massiven Ausbau des Ausweises von Flächen für 

Windenergieanlagen und PV und demzufolge auch ent-

sprechend hohe Installationen dieser Anlagen. Parallel 

dazu wurden aber die logisch damit zusammenhängenden 

Themen wie der notwendige Speicher- und Netzausbau 

weitgehend ignoriert. Die Defizite bei der Versorgung mit 

erneuerbaren Energien konnten dadurch klar zum Aus-

druck kommen. 

Präsident Alexander Dierks: Ich bitte um etwas Ruhe im 

Saal. 

(Ralf Böhme, BSW, dreht sich 

zum Präsidenten um.) 

– Sie waren nicht gemeint. 

Ralf Böhme, BSW: Ach so. 

(Heiterkeit im Saal) 

Präsident Alexander Dierks: Der Redner ist selbstver-

ständlich immer ausgenommen. Es bezog sich auf die Hin-

tergrundgeräusche. Ich war unpräzise. Es tut mir leid, Herr 

Kollege Böhme. 

Ralf Böhme, BSW: Okay. – Die Defizite, wie unter ande-

rem die Flauten und damit die Unsicherheit in der Energie-

versorgung aufgrund der erneuerbaren Energien, kamen 

damit klar zum Ausdruck. Garniert wurde das mit dem 

willkürlichen Ausstieg aus der Atomenergie und mit dem 

Importstopp von günstigem Erdgas aus der russischen Fö-

deration vor drei Jahren. Damit haben wir unsere Position 

am Markt als Käufer von Erdgas massiv verschlechtert. 
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Wir bezahlen mittlerweile für Erdgas deutlich mehr als da-

mals. 

Wir werden das Thema Klimaneutralität 2050 bzw. 2045 

nicht mehr als absolutes politisches Ziel verfolgen können, 

weil die entscheidenden Themen für Deutschland die Ver-

sorgungssicherheit und wettbewerbsfähige Preise für 

Strom und Energie sein werden. 

(Beifall BSW) 

Das ist momentan definitiv nicht gegeben. Wir haben eine 

massive Gefährdung der Wettbewerbsfähigkeit unserer In-

dustrie durch die Änderungen in der Energiepolitik in den 

letzten Jahren in Kauf genommen. Wir haben den Wohl-

stand der Bevölkerung aufs Spiel gesetzt. Die Akzeptanz 

der sogenannten Energiewende ist demzufolge in der Be-

völkerung gesunken. Das muss politische Konsequenzen 

haben. 

(Beifall BSW) 

Die Schlussfolgerung, insbesondere seitens der GRÜNEN, 

aber auch anderer Parteien, ist trotz all dieser Erkenntnisse 

ein weiterer massiver Ausbau der erneuerbaren Energien. 

Die entscheidende Frage wird nicht beantwortet; denn 

selbst wenn wir 200 % unseres Bedarfes an Energie mit 

Windenergieanlagen und PV abbilden könnten, hätten wir 

bei einer Flaute immer noch keinen Strom. Insofern ist  

ein Backup-Energieversorgungsnetz oder -Energieerzeu-

gungssystem immer notwendig. 

Das bedeutet, dass wir von diesen überbordenden Kosten 

für Energie in Deutschland nicht herunterkommen. Wir 

sprechen uns dafür aus, dass es auch in der Zukunft einen 

gesunden Mix der Energiequellen, die wir in Deutschland 

nutzen, geben muss – selbstverständlich inklusive russi-

schem Erdgas –, um die Versorgungssicherheit mit Energie 

sicherzustellen sowie der Industrie und der Bevölkerung 

wettbewerbsfähige Preise für Energie anbieten zu können. 

Vielen Dank. 

(Beifall BSW) 

Präsident Alexander Dierks: Für die Fraktion BSW 

sprach Herr Kollege Böhme. Ich entschuldige mich noch-

mals dafür, dass Sie sich von mir unterbrochen gefühlt ha-

ben. Eigentlich wollte ich nur der Wirkung Ihrer Rede 

Nachdruck verleihen und für Ruhe im Saal sorgen. 

Für die SPD-Fraktion ergreift nun Frau Kollegin Pfeil das 

Wort. Liebe Frau Kollegin, Ihre Bühne. 

Juliane Pfeil, SPD: Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Da jetzt schon mehrfach Frau 

Merkel genannt wurde, sage ich einfach einmal: Danke, 

Merkel! 

(Lachen AfD) 

Und das meine ich auch ganz ernst an dieser Stelle. 

Wenn wir uns jetzt überlegen, wo wir in dem Moment ste-

hen, dann schauen wir doch einmal, was wir brauchen und 

was eigentlich nicht. Die Debatte zeigt ja schon wieder, 

wenn wir eines nicht brauchen, dann vor allem, dass wir 

die Debatte immer und immer wieder nach hinten und 

rückwärtsgewandt führen. Das hilft uns an dieser Stelle 

überhaupt nicht weiter. 

Ich fühle mich gerade zwei Jahre jünger; denn vor zwei 

Jahren haben wir das Landesplanungsgesetz verändert und 

genau die gleichen Debatten hier geführt. Das ist gerade 

einmal zwei Jahre her. Die Planungsverbände sind noch 

immer in der Planung. Die Projektierer fangen jetzt endlich 

damit an, das umzusetzen, was wir damals auf den Weg ge-

bracht haben. Sie brauchen jetzt Sicherheit. Auch die Kom-

munen brauchen Sicherheit und nicht wieder neue Diskus-

sionen über neue Ziele, über Abweichungen oder über an-

dere Dinge. 

Wir haben eine zunehmende Zahl an Genehmigungen. Das 

wurde gerade schon vom Kollegen Löser gesagt. Ich 

glaube, das ist auch gut so. Ich denke, es hilft an der Stelle 

überhaupt nicht, wenn wir davon sprechen, dass wir etwas 

mit der Brechstange oder mit irgendetwas anderem machen 

würden. Das stimmt doch einfach nicht. 

Es gab genug Zeit. Es gibt auch noch genug Zeit. Wir ha-

ben das Ziel 2027, wir haben das Ziel 2032. Ich denke, das 

ist ein Zeithorizont, der jetzt genutzt werden sollte. Jetzt 

fängt das endlich an. Jetzt passiert das, worüber wir vor 

zwei Jahren gesprochen haben, nämlich dass wir endlich 

dorthin kommen wollen. Wir haben das Ziel noch lange 

nicht erreicht. 

Was wir nicht brauchen, das sind rückwärtsgewandte De-

batten im Bundestag. Wir waren schon einmal wesentlich 

weiter – Stichwort: Zeitenwende. Jetzt haben wir eine fest-

gefahrene Debatte, getrieben von geopolitischen Unsicher-

heiten. Das hilft uns in dieser Situation überhaupt nicht 

weiter. 

Was wir auch nicht brauchen, ist immer wieder ein fast 

schon, ich sage einmal, bärbeißiges Argument, gerade von 

einigen auf der kommunalen Ebene, was die Beteiligung 

betrifft. Wir haben das Beteiligungsgesetz auf den Weg ge-

bracht. Das ist gerade einmal anderthalb Monate alt. Seit 

anderthalb Monaten, seit dem 1. Januar 2025, gilt dieses 

Beteiligungsgesetz. Was wir jetzt brauchen, sind gute Bei-

spiele, die die Akzeptanz in der Bevölkerung und auf der 

kommunalen Ebene steigern, um gemeinsam voranzukom-

men. 

(Beifall SPD und BÜNDNISGRÜNE – 

Thomas Kirste, AfD: Es geht  

doch nicht um Akzeptanz!) 

Ich habe darüber gesprochen, was wir nicht brauchen. Jetzt 

spreche ich darüber, was wir an dieser Stelle brauchen. Wir 

brauchen einen Blick auf alle anderen Herausforderungen. 

Ich denke, wir müssen wir aufpassen, dass wir uns nicht zu 

sehr beim Thema Wind und Co. verrennen; denn es gibt 

tatsächlich noch mehr. 

Vor uns steht die Wärmewende. Die Kommunen brauchen 

ganz dringend Unterstützung, um diese gut umsetzen zu 

können und die richtigen Schlüsse daraus zu ziehen. 
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Wir brauchen endlich einen funktionierenden Netzausbau. 

Wir wissen, welchen Investitionsbedarf wir an der Stelle 

haben. 

(Holger Hentschel, AfD: 

Wir brauchen Grundlaststrom!) 

Wir brauchen Speichertechnologie. Wir brauchen auch 

neue Wege, zum Beispiel im Bereich Geothermie. Ich bin 

als Vogtländerin immer etwas froh darüber, dass wir uns 

endlich auf den Weg machen. Auch das brauchen wir. 

Wir brauchen vor allem den Schulterschluss mit der Wirt-

schaft. Nicht ohne Grund war es für uns ganz entscheidend, 

dass wir gesagt haben: Energie und Klimaschutz gehören 

künftig in das Wirtschaftsministerium; denn das ist genau 

das, was uns die Unternehmen spiegeln: Sie brauchen eine 

sichere und grüne Energieversorgung in Sachsen, um sich 

zukunftsfähig aufzustellen. Anders können sie auf dem 

Weltmarkt überhaupt nicht mehr bestehen. Letzten Endes 

hat uns das die Wirtschaft in dem Appell der 80 Unterneh-

merinnen und Unternehmer ganz klar mitgeteilt. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Energiewende ist 

der Weg zu einer nachhaltigen, sozialen und wettbewerbs-

fähigen Zukunft in Sachsen. 

(Lachen Roberto Kuhnert, AfD – 

Roberto Kuhnert, AfD: Sozial?  

Das ist ja unfassbar!) 

Industriepolitik, soziale Verantwortung und kommunale 

Beteiligung müssen wir dabei Hand in Hand angehen. Die 

gemeinsamen Anstrengungen für eine moderne, gerechte 

und zukunftssichere Energie-, Klima- und Wirtschaftspoli-

tik dürfen wir dabei nicht den Ewiggestrigen überlassen. 

Wir brauchen einen souveränen, stabilen, bezahlbaren und 

umweltfreundlichen Energiemix in Sachsen. Das sollte un-

ser Ziel sein. 

Vielen Dank. 

(Beifall SPD, BÜNDNISGRÜNE 

und Staatsminister Dirk Panter) 

Präsident Alexander Dierks: Für die SPD-Fraktion 

sprach Frau Kollegin Pfeil. Für die Fraktion Die Linke er-

greift Herr Kollege Hartmann das Wort. 

Stefan Hartmann, Die Linke: Sehr geehrter Herr Präsi-

dent! Sehr geehrte Damen und Herren! Selbstverständlich 

ist die Energiewende gerade in Bezug auf den Klimawan-

del die langfristige strategische Orientierung, die vorhin 

auch von der CDU angesprochen wurde. Daran sollte sich 

das Regierungshandeln in Sachsen orientieren. Dement-

sprechend reicht es nicht aus, dass das Thema Energie nun 

beim Wirtschaftsministerium angesiedelt wird, sondern 

selbstverständlich sind auch entsprechende Maßnahmen 

und politische Handlungen notwendig. So sehr ich Herrn 

Panter persönlich schätze: Es muss schon noch gearbeitet 

werden. Das ist, glaube ich, gar keine Frage. 

Für uns Linke ist es relativ einfach, welche Botschaft vom 

heutigen Tag von uns ausgehen muss, und zwar mit dem 

Blick auf die in zehn Tagen stattfindende Wahl: Das Alpha 

und das Omega für uns sind die Energiepreise. 

Die niedrigen Erzeugungskosten der Erneuerbaren müssen 

bei den Menschen und den Unternehmen ankommen, trotz 

Netzumbau. Das wird kein Markt regeln, sondern die Poli-

tik muss entsprechende Maßnahmen ergreifen. Das kann 

unter anderem eine Strom- und Wärmegarantie für alle 

Haushalte mittels sozial gestaffelter Energiepreise sein. Es 

braucht einen niedrigen Sockeltarif für alle. Das sind im 

Übrigen Konzepte und Ideen, die wir schon auf verschie-

denen Ebenen, auch im Bundestag, eingebracht haben. Es 

braucht selbstverständlich auch einen Industriestrompreis 

als Brücke, solange die Energiepreise entsprechend hoch 

sind. 

Wenn wir von der Wirtschaft reden, dann ist das von Herrn 

Löser bereits auf den Punkt gebracht worden. Beim Aufruf 

der Unternehmen für die Zukunft Sachsens ist zum Bei-

spiel Wacker Chemie mit 5 % des Gesamtenergiever-

brauchs im Freistaat dabei. 5 % verbraucht allein dieses 

eine Unternehmen. Das bedeutet, dort sind gigantische 

Großabnehmer, die sagen, wir wollen den Umbau auf Er-

neuerbare, wir wollen Stabilität, und wir wollen die Stabi-

lität auch im Speicherbereich usw. Dementsprechend ist 

die Forderung der Wirtschaft genau dorthin orientiert, auf 

die Erneuerbaren zu gehen. Ich denke, dieser Ruf sollte 

hier im Landtag bei allen ankommen, selbstverständlich 

auch bei der Staatsregierung. 

(Beifall Luise Neuhaus-Wartenberg, Die Linke) 

Weitere Maßnahmen können sein, dass man die Strom-

steuer senkt, dass wir niedrigere Netzentgelte schaffen und 

diese entsprechend staffeln, die Beteiligung der 

Stromhändler an den Stromkosten, ein besseres Energie-

marktdesign, die Energienetze in die öffentliche Hand zu-

rückbringen und mehr Druck auf Unternehmen ausüben, 

die ihre Macht auf den Energiemärkten ausnutzen. 

Natürlich kann man es auch finanzieren: Energie-Soli für 

Reiche – denn auch die Besserverdienenden profitieren 

vom niedrigen Sockeltarif – auf die Einkommen-, Lohn- 

und Kapitalertragsteuer, Abbau klimaschädlicher Subven-

tionen und die Übergewinnsteuer. 

Reizthemen sind dabei zum Beispiel Fragen nach der Sys-

temsicherheit und selbstverständlich auch nach der Wind-

kraft. 

Ich fasse es kurz: Wenn die Preise bei den Verbraucher/-

innen und der Industrie in einer Form ankommen, dass 

Wettbewerbsfähigkeit und soziale Sicherheit garantiert 

sind, dann ist das die Grundlage dafür, dass erneuerbare 

Energien die strategische Orientierung für den Freistaat, 

für Deutschland und eigentlich auch für ganz Europa bie-

ten – so, wie es sein sollte. 

(Roberto Kuhnert, AfD: 

Warum macht ihr das nicht?) 

– Weil wir nicht in der Regierung sind. 
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(Lachen AfD – Holger Hentschel, AfD: 

Gott bewahre!) 

– Sie haben gefragt. 

(Roberto Kuhnert, AfD: 40 Jahre lang!) 

– Na ja, es ist etwas geschehen in den vergangenen 35 Jah-

ren. 

(Roberto Kuhnert, AfD: Ja, aber was!) 

Präsident Alexander Dierks: Vielen Dank, Herr Hart-

mann. Trotz des hohen Unterhaltungswertes dieser Zwie-

gespräche bitte ich darum, dass wir im Zweifel Zwischen-

fragen oder Zwischenbemerkungen machen. Wir üben ja 

alle gemeinsam noch das Verfahren nach der Geschäftsord-

nung; deswegen dieser kurze Hinweis. 

Ich frage den fraktionslosen Abgeordneten, ob er das Wort 

wünscht. – Das Wort wird nicht gewünscht. Dann frage ich, 

ob es den Wunsch nach einer zweiten Rederunde oder De-

battenrunde gibt. – Herr Löser begibt sich in das weite 

Rund und ergreift in einer zweiten Runde das Wort für die 

antragstellende Fraktion der GRÜNEN. 

Thomas Löser, BÜNDNISGRÜNE: Vielen Dank, Herr 

Präsident. Vielen Dank für die bisherige Debatte. Gestatten 

Sie mir, auf einzelne Punkte noch einmal einzugehen. 

Liebe Frau Klemm von der CDU, Sie sprechen von der 

Brechstange, von Technologieoffenheit. Ich will darauf 

eingehen. Im Jahr 1972 stellte der Club of Rome fest, dass 

wir ein Problem haben. Wir haben ein massives Problem, 

das prognostiziert wurde, und dieses heißt Klimaerwär-

mung. Man kann natürlich, wie einige Fraktionen in die-

sem Haus, so tun, als ob das nicht stimme, als ob das Son-

nenaktivität sei, als ob das vielleicht Marsvibrationen 

seien. Am Ende wissen alle, die bei Vernunft sind, worum 

es geht. Es geht um den menschgemachten Klimawandel. 

Seit dem Jahr 1972 ist das bekannt. 

Seit dem Jahr 1972 hätte die Union handeln können, schon 

in der alten Bundesrepublik. Sie stellen sich hierhin, klagen 

wie immer uns, die GRÜNEN, an, die mit der Brechstange 

die Energiewende durchpeitschten und nicht Technologie-

offenheit verträten. 

Ich frage: Was hat denn die CDU eigentlich in den letzten 

53 Jahren getan? Ich weiß das so genau, weil ich 1972 ge-

boren wurde. Was haben Sie denn getan, damit es nicht zu 

einer Beschleunigung dieses Klimawandels kommt? Was 

ist es genau? Frau Merkel hat etwas getan und da klatschen 

Sie nicht mal, wenn Frau Pfeil zu Recht darauf hinweist, 

dass das eine wichtige, große, strategische und kluge Ent-

scheidung war. 

Zum Thema Technologieoffenheit: Ich war letztes Jahr bei 

Herrn Reinecke – Feralpi Stahl –, ich habe etwas gelernt 

beim Stahlwerk in Riesa; es war hochinteressant zu hören, 

was er erzählte. Nämlich genau das, was hier gesagt wurde: 

Die Industrie braucht diese Sicherheit. Sie braucht die Sta-

bilität und Feralpi Stahl braucht die Klarheit, wo es in 

Sachsen hinläuft. Er hat erzählt, dass er mittlerweile über-

legt, sich in Norddeutschland – Energiepark – Windkraft-

räder einzukaufen, weil es in Sachsen nicht möglich ist, in 

den Gemeinden einen eigenen Windstrompark hinzubauen, 

da das Thema so hochgepeitscht wird. Das ist das Ergebnis 

der Industriepolitik, die Sie hier vertreten. Ich glaube nicht, 

dass es das ist, wo wir uns hin entwickeln sollten. 

(Protest AfD) 

Sie können gern später reden, wenn Sie möchten. – Gestern 

hat der BUND klar gesagt, was die größte Gefahr in 

Deutschland ist: 

(Zuruf AfD: Die GRÜNEN!) 

Es ist der Klimawandel. – Sie können das leugnen, wie Sie 

wollen. In zehn Jahren werden Sie es vielleicht nicht mehr 

tun, wenn es weltweit klar wird. Und das verstehe ich eben 

bei der AfD nicht. Sie sprechen gegen die menschgemachte 

Erzeugung des Klimawandels. Sie verstehen gar nicht, dass 

genau deswegen Flüchtlingsströme entstehen. 

(Gelächter AfD) 

Haben Sie sich mal damit befasst, warum in Syrien der 

Bürgerkrieg ausgebrochen ist. Sie werden in 20 Jahren die-

ses Thema serviert bekommen. Egal, was Sie machen, es 

wird kommen. Sie werden diesen Lauf der Welt nicht auf-

halten, sehr geehrte Kollegen. 

Jetzt noch einmal zum Strompreis. Ich gebe Ihnen voll-

kommen recht, Herr Hartmann. Das ist das A und O. Das 

ist genau der neuralgische Punkt. Auch da können wir ein 

wenig in die Geschichte schauen. Der Industriestrompreis 

war ein Vorschlag von Herrn Habeck. Wer hat es abge-

lehnt? Natürlich die FDP, ich glaube, auch die AfD und die 

CDU im Bund. Herr Habeck hat es mehrfach gefordert. Die 

Ampel hat 2022 die EEG-Umlage abgesenkt und damit den 

Strompreis um 5 Cent gesenkt. Dazu kommt, dass wir die 

überdurchschnittlichen Netzentgelte absenken wollten. 

Noch im vorletzten Bundestag haben SPD und GRÜNE 

diesen Antrag gestellt. Die CDU lehnte das ab, um es jetzt 

in ihr Zehn-Punkte-Programm zu schreiben. Ist das ehrlich, 

ist das aufrichtig in dieser Frage? Ich glaube nicht. 

Eigentlich habe ich gedacht, dass die AfD ganz groß gegen 

Windkraft zetert und das anklagt. Sie stellen ja gerade Un-

mengen von Anfragen danach, wo in Sachsen Windkraft-

anlagen gebaut werden. Ich will einmal die Frage stellen – 

Sie skandalisieren das ja immer so –: Wissen Sie eigent-

lich, wie viele Menschen durch Braunkohle in Sachsen ihre 

Heimat verloren haben? Wie viele umgesiedelt wurden? 

Kennen Sie die Zahl? Es sind 80 000 Menschen. 

(Zuruf AfD: Die sind aber 

sehr gut weggekommen!) 

86 Dörfer wurden umgesiedelt. Jetzt sagen Sie mir einmal, 

wie viele Menschen mussten ihre Heimat wegen Wind-

kraftanlagen verlassen? Wie viele? Es sind null. 

(Zuruf AfD: Ja, aber die Qualität!) 
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Wie viele Kirchen wurden abgerissen? Wie viele Dörfer 

wurden abgebaggert wegen Windkraft? Es sind null. 

Jetzt möchte ich zum Schluss gern noch einmal auf die 

Frage des deutschen Sonderwegs eingehen, das wird ja im-

mer wieder erwähnt. Ich möchte mal sagen, wie die Ent-

wicklung weltweit ist und weswegen ich auch denke, dass 

Sie falsch liegen, und zwar ganz entschieden falsch. Nor-

wegen hat heutzutage netto eine Stromerzeugung aus Er-

neuerbaren von 99 %, – 

Präsident Alexander Dierks: Ich bitte um etwas Ruhe. 

Thomas Löser, BÜNDNISGRÜNE: – Dänemark von 

83 % und Deutschland von 62 %. Weltweit ist das der Weg, 

der bestritten wird und Sie werden das nicht aufhalten. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE und SPD) 

Es ist immer so, dass man sich am Klassenbesten orientiert 

und nicht nach unten. Selbst in China, wenn Sie dort nach-

sehen, gibt es einen massiven Aufbau von Solar- und auch 

Windkraft. Ja, die bauen auch Atomkraft, das ist richtig. 

Aber Deutschland hat diesen Weg gewählt, und ich denke, 

er ist richtig. 

Präsident Alexander Dierks: Die Redezeit, Herr Kollege 

Löser. 

Thomas Löser, BÜNDNISGRÜNE: Ein letztes Wort. Die 

Sonne schenkt uns mit ihrer Energie alles, was wir brau-

chen. 

(André Barth, AfD: Vor allem heute!) 

Wir können auch gut leben, ohne den Planeten und das 

Klima zu ruinieren. 

Vielen Dank. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE) 

Präsident Alexander Dierks: Herr Kollege Löser eröff-

nete die zweite Runde dieser Debatte. Ich schaue zu den 

Fraktionen. CDU-Fraktion? – Eine zweite Runde wird von 

Frau Kollegin Klemm begehrt. 

Ina Klemm, CDU: Vielen Dank, Herr Präsident. – Sehr 

geehrter Herr Löser, ich möchte eigentlich überhaupt nicht 

noch einmal darauf eingehen. Eigentlich habe ich das vor-

hin schon gesagt. Sie haben wahrscheinlich den ersten Teil 

meiner Rede nicht gehört. 

(Timo Schreyer, AfD: Nicht verstanden!) 

Wir sind uns des Klimawandels durchaus bewusst und wir 

übernehmen die Verantwortung, aber es nützt nichts, wenn 

wir alleine voranbrechen und mit einem Schiff voranfah-

ren, ohne die Bevölkerung hinter uns mitzunehmen. Un-

sere Wirtschaft muss einfach bei uns bleiben. 

(Beifall CDU) 

Ich habe aber noch einmal um eine Redezeit aufgrund des 

Beitrags von Herrn Thumm gebeten. Ich sehe ihn nur ge-

rade nicht. Das ist schade. 

(Zuruf Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE) 

Sicherlich hatte Herr Thumm auch die Debatte – – 

(Carsten Hütter, AfD: Herr Lippmann, hören Sie 

auf zu lästern, er hat ein gesundheitliches Problem! 

Das ist eine Unverschämtheit!) 

Offensichtlich hat Herr Thumm eine Sache – vielleicht 

können Sie es ihm auch einfach mal mitnehmen – im Bun-

destag falsch verstanden. Er hat gesagt, dass wir im Deut-

schen Bundestag der Erhöhung des CO2-Preises zuge-

stimmt hätten, und das ist nicht der Fall. Ich möchte gern 

dieses Missverständnis aufklären. Es ist das Gegenteil der 

Fall. Mit dem Gesetz wurde geltendes Europarecht umge-

setzt, und es war eigentlich in unserem Interesse, dass ab 

2027 die CO2-Bepreisung europaweit gleich sein wird. Das 

heißt, dass nicht die bisherigen nationalen Aufschläge des 

BEHG gelten, sondern es werden Wettbewerbsnachteile 

für Deutschland beseitigt. 

Präsident Alexander Dierks: An Mikrofon 7 begehrt Herr 

Barth das Wort. Würden Sie eine Zwischenfrage oder Zwi-

schenbemerkung zulassen? 

(André Barth, AfD: Eine Zwischenfrage!) 

Ina Klemm, CDU: Sehr gern, ja. 

Präsident Alexander Dierks: Dann an Mikrofon 7 eine 

Zwischenfrage von Herrn Kollegen Barth. 

André Barth, AfD: Danke, Herr Präsident, und auch 

Danke an die Frau Kollegin, dass Sie die Zwischenfrage 

zulassen. 

Wir haben ja im letzten Haushaltsbegleitgesetz in Sachsen 

das Windanlagengesetz von Herrn Habeck noch deutlich 

verschärft; denn das Zwei-Prozent-Ziel soll in Sachsen bis 

2027 erreicht werden. Nun hat sich ja die CDU von den 

GRÜNEN befreit. Es gibt überall Bürgerproteste. In mei-

nem Planungsverband kommen wir niemals auf ein Zwei-

Prozent-Ziel. Ist denn die CDU bereit, endlich den unsäg-

lichen Paragrafen 4 a Landesplanungsgesetz, in dem die 

Verschärfung von 2 % auf 2027 drinsteht, bald wieder ab-

zuschaffen? 

Ina Klemm, CDU: Das war jetzt nicht unbedingt Bestand-

teil meiner Rede hier vorn. 

(Sören Voigt, CDU: Das nehmen wir mit!) 

Ich denke, dass wird sich in einer anderen Debatte und in 

einer anderen Diskussion mit Sicherheit klären lassen. 

Vielen Dank. 

(Beifall CDU und  

Staatsminister Sebastian Gemkow) 

Präsident Alexander Dierks: Das war in einer zweiten 

Runde für die CDU Frau Kollegin Klemm. Für die AfD-

Fraktion ergreift Herr Kollege Prantl das Wort. 
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Thomas Prantl, AfD: Sehr geehrter Herr Präsident! Werte 

Kollegen! Werte GRÜNE! Herr Löser! Luftschlösser, Kar-

tenhäuser, Geisterfahrten mit der Energiewende, der Wohl-

standsvernichtung – alles freiwillig, alles ohne Not, alles 

im weltweiten Alleingang. Das, werte GRÜNE, ist die 

Klartextübersetzung Ihres Debattentitels in verständlichem 

Deutsch. Mit einem Wort: Realitätsverlust. 

(Beifall AfD) 

Sie prallen immer wieder auf die unerbittlichen Fakten, auf 

die unbarmherzigen Gesetze von Physik und Marktwirt-

schaft. Anstatt aufzuwachen, träumen Sie unverdrossen 

weiter von boomendem Zappelstrom, Flatterstrom, vom 

Jobwunder der Solar- und Windindustrie, welches dum-

merweise nicht in Sachsen, sondern in Shanghai stattfindet. 

(Zuruf Thomas Löser, BÜNDNISGRÜNE) 

Sie träumen vom guten alten Wind und der lieben Sonne, 

die ja beide keine Rechnung stellen und uns deshalb mit 

der billigsten Energie der ganzen Welt beglücken. Und Sie 

ignorieren tapfer die angerichteten Schäden Ihres Energie-

wendeexperiments, weil ja Sachsen nach fünf Jahren grün-

geführtem Energieministerium beinahe der Energiewende-

vorreiter geworden wäre und Regierungen aus aller Welt 

den ruhmreichen sächsischen Weg kopieren wollten. 

Ja, es hätte fast geklappt. Aber da waren sie wieder, die al-

ten Spielverderber: die Volatilität, zu viel Strom, zu wenig 

Strom, gar kein Strom, die Dunkelflauten, die explodieren-

den Energiepreise, die Stromausfälle, Warnungen vor 

Brownout, vor Blackout, die Insolvenzen, Verluste bei Ex-

port, teurer Stromimport. Und erst vor drei Tagen die Mel-

dungen der „Dresdner Neueste Nachrichten“ zu Notab-

schaltungen in Mittelsachsen, die sich immer weiter häu-

fen, angestiegen zwischen 2020 und 2023 um das 4,5-fa-

che, –  

Präsident Alexander Dierks: Herr Kollege Prantl, gestat-

ten Sie eine Zwischenfrage? 

Thomas Prantl, AfD: – von 309 Notabschaltungen auf 

1 395 Notabschaltungen. – Ein letzter Satz: Kleinlaut wird 

eingeräumt, woran es liegen dürfte. Woran, Herr Löser? An 

der hohen Windindustriedichte in Sachsen-Anhalt. 

Präsident Alexander Dierks: Es ist nicht vorgesehen, 

dass Sie Herrn Löser eine Frage stellen. Ich vermute, dass 

er Ihnen eine stellen will. Ich weiß, dass das eine rhetori-

sche Frage war. 

Herr Prantl, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Thomas Prantl, AfD: Ja, gern. 

Präsident Alexander Dierks: Dann an Mikrofon 3 Herr 

Kollege Löser. 

Thomas Löser, BÜNDNISGRÜNE: Vielen Dank, Herr 

Prantl. Es ist freundlich, dass Sie das zulassen. Sie spre-

chen ja über die Sicherheit des deutschen Stromnetzes, 

über die Dunkelflaute, über Flatterstrom und all diese 

Dinge. Ich wollte Sie einfach fragen, ob Sie wissen, wie 

hoch die Stromversorgungsquote im deutschen Stromnetz 

2023 mit 50 % Erneuerbarer war. Das heißt: Wie oft gab es 

einen Ausfall und Unsicherheit? Wie viel Prozent? 

Thomas Prantl, AfD: Auf Punkt und Komma kann ich 

Ihnen das leider nicht sagen, Herr Löser. 

Thomas Löser, BÜNDNISGRÜNE: Ich hätte es auch 

nicht gewusst. Ich gebe das gern zu. Ich will es Ihnen nur 

sagen, es sind 99,997 % Sicherheit. Das heißt, in Deutsch-

land gab es 13,7 Minuten ein Problem mit Strom. Das lag 

an unsachgemäßen Baumaßnahmen bei der Verlegung von 

Erdkabeln und am Unwetter. Damit haben wir eine absolut 

hohe Stromsicherheitsquote im Weltmaßstab. Ich sage es 

noch einmal: 99,997 %. Das sind Fakten, Fakten, Fakten. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE – Zurufe AfD) 

Thomas Prantl, AfD: Ich habe das dennoch als Zwischen-

frage verstanden und darf jetzt auf die Zwischenfrage ant-

worten. Herr Löser, es ist schon richtig, was Sie darstellen. 

Allerdings unterschlagen Sie immer wieder den Fakt, dass 

diese prozentualen Angaben, zu welchen Anteilen Ihre so-

genannten Erneuerbaren zum Stromaufkommen beitragen, 

rein bilanziell zu verstehen sind. Haben Sie heute schon aus 

dem Fenster geschaut? Wieviel Solarstrom wird denn heute 

produziert? Waren Sie schon einmal draußen? Wieviel 

Wind weht denn heute? Wieviel Windstrom wird heute 

produziert? 

(Thomas Löser, BÜNDNISGRÜNE, zeigt nach 

oben zu den Leuchten: Was ist denn das?) 

– Das ist elektrischer Strom. Was glauben Sie denn, woher 

der kommt, Herr Löser? 

(Heiko Gumprecht, AfD: Aus der Wand!) 

Polnische Kohlekraftwerke, französische Atomkraftwerke 

– deshalb brennt hier noch die Lampe, nicht wegen Ihrer 

Energiewende. Das ist der eine Punkt. 

(Beifall AfD) 

Ich hatte Ihren Debattentitel zusammengefasst auf dieses 

eine Wort, das Sie jetzt mit dieser Fragestellung noch ein-

mal betont haben. Es ist und bleibt Realitätsverlust, weiter 

nichts. 

(Beifall AfD) 

Ich fahre jetzt fairerweise mit meiner Rede fort. Ich könnte 

das auch im Rahmen meiner Fragebeantwortung weiter 

ausführen, aber ich fahre in meiner Rede fort. 

Sie sprechen davon, dass das Stromnetz trotzdem immer 

noch stabil ist. Wissen Sie warum? Weil es Redispatch-

Maßnahmen von spezialisierten Kraftwerksingenieuren 

gibt, die 24/7-Schichten fahren, um die Kraftwerke auf- 

und abzuregeln, wenn die Sonne einmal scheint, wenn sie 

nicht scheint, wenn die Wolkenfelder gezogen kommen, 

wenn jeden Tag mit beeindruckender Sturheit die Sonne 

untergeht und die Nacht hereinbricht, kein Solar- und kein 

Lunarstrom produziert wird. 
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Zu diesen Redispatch-Eingriffen habe ich, auch für Sie, ein 

paar Zahlen: 2010, also vor Ihrer legendären Energie-

wende, gab es zehn Eingriffe zur Stabilisierung des Strom-

netzes. 2016 waren es 3 957! 

Hören Sie mir zu, Herr Löser, wenn ich mit Ihnen rede? 

Das sind Zahlen, die für Ihr Debattenverständnis wichtig 

sind. Hallo! 

Im Jahr 2016, Herr Löser, waren es 3 957 Eingriffe zur Sta-

bilisierung des Stromnetzes, 2024 8 634 Redispatch-Ein-

griffe zur Stabilisierung des Stromnetzes. Für 2025 sind 

13 000 prognostiziert. So viel zum Gelingen Ihrer grandi-

osen Energiewende. 

Bei seinem Regierungsantritt versprach Ex-Minister Gün-

ther 250 zusätzliche Windräder. Nach fünf Jahren grüner 

Windradoffensive waren es aber nicht 250 mehr, sondern 

56 weniger. Das ist ein einmaliger Negativrekord, Herr 

Günther, und für uns einer der sehr seltenen Anlässe, Ihnen 

einmal Danke zu sagen. 

(Zuruf Wolfram Günther, BÜNDNISGRÜNE) 

Danke dafür, dass Ihr grünes Unvermögen uns in Sachsen 

die nutzlosen, teuren und hässlichen Windräder vorläufig 

erspart hat! 

(Beifall AfD) 

Das war es dann aber auch schon mit dem Dankeschön; 

denn Ihr Ministergehalt und das Ihrer 25 zusätzlichen Kli-

magroßwesire haben den Steuerzahler dafür zweistellige 

Millionenbeträge gekostet. Der Mehrwert für den sächsi-

schen Bürger: eine grüne Null! 

Wissen Sie, werte GRÜNE, in der Wirtschaft würde eine 

derartig teure Null-Leistung mit einer fristlosen Kündi-

gung quittiert, allerdings nicht hier, zumindest nicht, so 

lange Michael Kretschmer der Chef ist. 

(Zuruf Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE) 

– Sie sind gerade nicht dran, Herr Lippmann. Gehen Sie 

doch ans Saalmikrofon. 

(Zuruf Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE) 

– Gehen Sie doch ans Saalmikrofon, stellen Sie eine Zwi-

schenfrage. 

(Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE: 

Das kann ich auch so machen!) 

– Dann lassen Sie es. 

Herr Lippmann, was ist denn eigentlich aus Ihrer Solarof-

fensive im letzten Jahr geworden? Die Staatsregierung hat 

die großflächige Verglasung und die Einzäunung schüt-

zenswerter Bergwiesenbiotope und wertvoller Ackerflä-

chen mit Ihren Zufallsstromanlagen vorangetrieben. Es 

gibt mehr Solaranlagen als im letzten Jahr, aber auch nur, 

weil die Gemeinschaft der gelackmeierten Steuerzahler 

und Stromkunden gezwungen wird, Ihre grüne Lebenslüge 

zu finanzieren. Weitere Steuermillionen sind fruchtlos in 

Balkonkraftwerken verpufft. Die Ökostromziele wurden 

dennoch verfehlt. 

(Beifall AfD) 

250 m hohe Windräder sind das Wahrzeichen der dümms-

ten Energiepolitik der Welt. Maismonokulturen und flä-

chenfressende Solaranlagen zerstören in Sachsen alles, was 

unser Leben lebenswert macht: Landschaft und Heimat, 

Wirtschaft und Wohlstand. 

Damit Freiheit, Eigentum und Wohlstand erhalten bleiben, 

müssen alle verbliebenen Kohlekapazitäten genutzt, Lauf-

zeitverlängerungen und Reaktivierungen aller Kernreakto-

ren durchgesetzt und das Energiewendeexperiment endlich 

beendet werden. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall AfD) 

Präsident Alexander Dierks: Für die AfD-Fraktion 

sprach in der zweiten Runde Herr Kollege Prantl. Ich 

schaue in die Runde. – Für die Fraktion BSW ergreift Herr 

Kollege Böhme abermals das Wort. 

Ralf Böhme, BSW: Sehr geehrter Herr Präsident! Werte 

Damen und Herren! Lieber Herr Löser, eine kurze Replik 

zu Ihren Ausführungen zu den Erkenntnissen des Club of 

Rom von vor 53 Jahren. Das ist natürlich eine Scheindis-

kussion, weil wir heute nicht darüber diskutieren, wer den 

Klimawandel leugnet oder nicht. Wir diskutieren vielmehr 

darüber, dass wir in Deutschland auf den Klimawandel mit 

den Ideen, die wir hier auf einer Insel verwirklichen, defi-

nitiv keinen Einfluss auf die Klimaentwicklung haben wer-

den. Das ist der entscheidende Punkt. Es sei denn, wir ver-

folgen den absurden Ansatz der grünen Außenpolitik der 

letzten Jahre weiter, dass man durch die Welt reist und er-

wartet, dass die Welt sich nach unseren Ideen richtet. 

(Beifall BSW und AfD – Vereinzelt Beifall CDU) 

Sie sprachen von Ihrem Erlebnis mit Herrn Reinecke aus 

Riesa. Ich saß vor ein paar Tagen auch mit ihm zusammen. 

Er hat in einer Veranstaltung erzählt, dass er das Werk 

mehrmals in den letzten Wochen und Monaten abschalten 

musste, weil für die Produktion kein bezahlbarer Strom 

mehr vorhanden war. 

(Zuruf AfD: Richtig, genau!) 

Das ist das Ergebnis Ihrer Erneuerbare-Energien-Politik. 

(Beifall BSW – Zurufe AfD) 

Ebenso ist die Zahl von 99,997 % Versorgungssicherheit 

natürlich nicht darauf zurückzuführen, dass wir in 

Deutschland Windräder und PV-Anlagen in ausreichender 

Menge haben, sondern darauf, dass wir noch die gute alte 

Kohle verfeuern. 

Am Ende hatten Sie ein paar Formulierungen – „Sprüche“ 

möchte man fast sagen – in Ihrer Rede. Da habe ich nur 

noch vermisst: Die Sonne schickt keine Rechnung. Leider 

hat sich das nicht bewahrheitet. Wir haben viel Sonnen-

energie, wir haben viel Windenergie. Die Rechnungen sind 

aber unendlich hoch in Deutschland. 

Danke. 
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(Beifall BSW, CDU, AfD und 

Matthias Berger, fraktionslos) 

Präsident Alexander Dierks: Für die Fraktion BSW 

sprach Herr Kollege Böhme. Gibt es weiteren Redebedarf 

aus der Fraktion SPD? – Fraktion Die Linke? – Fraktions-

loser Abgeordneter? – Gibt es Bedarf an einer dritten 

Runde? – Ich frage kurz den Antragsteller: Wollen Sie noch 

in eine dritte Runde gehen? – Dann kann Kollege Prantl für 

die AfD-Fraktion die dritte Runde eröffnen. 

Thomas Prantl, AfD: Sehr geehrter Herr Präsident! Werte 

Kollegen! Eigentlich hätte das Eröffnen der dritten Runde 

dem Antragsteller der Debatte zugestanden. 

(Rico Gebhardt, Die Linke: 

Das haben sie extra für euch gemacht!) 

Ich konnte ein paar Sachen in der ersten Runde nicht sagen. 

Ich will an ein legendäres Zitat erinnern, das der damalige 

Staatsminister für Energie und Klimaschutz hier im Sep-

temberplenum 2023 ausgesprochen hat. Er rief seiner 

Glaubensgemeinschaft folgendes zu – Zitat –: „Grundlast 

war gestern!“ 

(Heiterkeit AfD) 

Ein Energieexperte, der die Notwendigkeit von Grundlast 

leugnet. Wenn es zappelt, flattert und das Netz zusammen-

bricht – ich sprach von 8 000 Redispatch-Eingriffen –, ist 

das kein Problem, weil die liebe gute Sonne trotzdem keine 

Rechnung schickt. 

Aufgrund dieses Unvermögens, dieser Ideologisierung und 

dieser Wissenschaftsferne der Politik geht bei den Unter-

nehmen und den Bürgern die Angst um. Diese spüren im 

Gegensatz zu Ihnen – über Geld haben wir gestern im Rah-

men der Kamindebatte schon gesprochen –: Durch die 

Energiewende ist alles teurer, unzuverlässiger und unbere-

chenbarer geworden. 

Die Ökoanlagenbauer boomen nicht, sondern sie ver-

schwinden. Das Einzige, was hier boomt, ist das Geschäft 

der Unternehmenssanierer und Insolvenzverwalter. Grüne 

Debatte – ja; aber die Hauptschuld liegt bei der CDU, die 

Energiepolitik mit der Abrissbirne gemacht hat, die die 

Wirtschaft ruiniert hat und die mit Friedrich Merz auf ge-

nau diesem Irrweg im weltweiten Alleingang weiter irrlich-

tern wird. 

Es ist unglaubwürdig, wenn sich die CDU hier als Retter 

hinstellen will. Es war und ist Ihr Energiechaos, und mit 

Friedrich Merz wird es so weitergehen. Die CDU-Fraktion 

will die Energiewende nicht zurückdrehen, sondern ledig-

lich sozial verträglicher machen. Erst Anfang November 

2024 hatte Friedrich Merz die grüne Klimapolitik als irre-

versibel bezeichnet. Auf Deutsch im Klartext: Es soll im 

Großen und Ganzen alles so bleiben, wie es ist, und die 

wichtigsten Fehlentscheidungen, die die Wirtschaft aus-

bremsen und die Privathaushalte zur Verzweiflung bringen, 

wird die CDU/CSU nicht rückgängig machen. Punkt. Ende 

der Durchsage. 

Auf Nachfrage der „Welt“ sagte der klimapolitische Spre-

cher der CDU-Fraktion im Bundestag Andreas Jung: „Wir 

stehen zu den Klimazielen. Das ist“ – nicht lachen – „etwas 

Konservatives. Aber anders als bei den GRÜNEN gehören 

bei uns die Fragen von sozialer Tragfähigkeit und wirt-

schaftlicher Bezahlbarkeit mit zum Begriff der Nachhaltig-

keit.“ 

(Sören Voigt, CDU: Ein Unsinn!) 

Werte CDU-Fraktion, lieber Herr Voigt, das Einzige, was 

an Ihrer Energiepolitik nachhaltig ist, ist der Schaden für 

das Land. 

(Beifall AfD – Kay Ritter, CDU, 

steht am Mikrofon.) 

Ihre Energiewende und Ihr utopischer Klimakampf führen 

in die Planwirtschaft und in den Umverteilungsstaat. 

Präsident Alexander Dierks: Herr Kollege Prantl, Herr 

Kollege Ritter begehrt eine Zwischenfrage oder eine Zwi-

schenbemerkung. 

Thomas Prantl, AfD: Aber gern. 

Kay Ritter, CDU: Vielen Dank, Herr Kollege Prantl. Eine 

Frage: Ihr Allheilmittel ist die Wiedereinführung der Kern-

kraft. 

Thomas Prantl, AfD: Richtig. 

Kay Ritter, CDU: Wo steht es denn nun in Deutschland, 

das neue Kernkraftwerk? 

(Heiterkeit AfD) 

Thomas Prantl, AfD: Herr Kollege Ritter, war die Frage 

jetzt wirklich ernst gemeint? 

Kay Ritter, CDU: Natürlich. 

Thomas Prantl, AfD: Wir hatten tadellos funktionierende 

Kernkraftwerke. Es waren die sichersten in der Welt. 

Kay Ritter, CDU: Zu Kernkraft haben Sie Ja gesagt. Jetzt 

meine Frage: Wo soll ein neues Kernkraftwerk hin? Das ist 

doch eine Frage. Ganz einfache Antwort, oder? Ein Ort be-

nennen und gut. 

Thomas Prantl, AfD: Genau. 

(Roberto Kuhnert, AfD: Boxberg!) 

Wurzen wird es schon einmal nicht, Herr Ritter. Da kommt 

das Endlager hin. 

– Entschuldigung, das war jetzt unseriös. Ich nehme das 

zurück. Das ist nicht fürs Protokoll. Nein, Herr Ritter, zu-

rück zum Ernst der Sache. 

(Unruhe BÜNDNISGRÜNE und Die Linke) 

Die 22 tadellos funktionierenden Kernkraftwerke, die 

Deutschland vor dem Atomausstieg hatte, den Ihre CDU 

mit der FDP beschlossen hat und den Herr Habeck ver-

nunft- und rechtswidrig vollzogen hat, liefen tadellos. Das 
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waren die sichersten, die besten, die saubersten Kernkraft-

werke der Welt. 

(Zuruf Kay Ritter, CDU) 

– Ein bisschen Vorrede müssen Sie mir schon lassen, vor 

allem müssen Sie mich ausreden lassen. Sie bringen mich 

immer wieder aus dem Konzept und ich muss von Neuem 

anfangen. Das kostet Redezeit ohne Ende. 

Natürlich stehen die Kernkraftwerke, wo sie einst standen. 

Die alten Reaktoren werden wieder in Betrieb genommen 

und sie stehen überall dort, wo wir Braunkohleausstieg ma-

chen sollten – denn auch wir sind der Meinung, dass 

Braunkohle durchaus eines Tages komplett oder in größe-

ren Teilen durch Kernkraft abgelöst werden könnte. Dort, 

wo wir die Kernkraftstrukturen und Leitungsnetze haben 

und die ganzen Systeme funktionieren, wo die Fachkräfte 

wohnen, bauen wir Kernkraftwerke. Dort betreiben wir die 

Atomkraftwerke, die Sie mit Ihrer Politik zerstört haben. 

(Beifall AfD – Kay Ritter, CDU, 

steht am Mikrofon.) 

– Wird das jetzt ein Teamgespräch, oder wie? 

Kay Ritter, CDU: Darf ich noch eine Nachfrage stellen, 

Herr Präsident? Es soll kein Dialog werden. 

Präsident Alexander Dierks: Ob Sie eine Nachfrage stel-

len dürfen, muss Herr Kollege Prantl entscheiden. Wenn 

der Kollege es zulässt, können Sie gern noch eine Frage 

stellen. 

Thomas Prantl, AfD: Gern. Ich gestatte eine Zwischen-

frage. Es sind doch nur zwei Zwischenfragen zulässig? 

Präsident Alexander Dierks: Ich würde den ersten Teil 

als Konkretisierung der ersten Frage werten, da hier sicher-

lich ein Missverständnis zwischen Ihnen beiden entstanden 

ist. 

(Oh-Rufe AfD) 

Wenn Sie damit einverstanden wären, Herr Prantl, dann 

würden wir so verfahren. 

Thomas Prantl, AfD: Selbstverständlich. 

Präsident Alexander Dierks: Herr Kollege Ritter. 

Kay Ritter, CDU: Vielen Dank, Herr Präsident, für diese 

unkomplizierte Verfahrensweise. 

Herr Prantl, ich präzisiere das jetzt mal. Dort, wo schon 

Energie erzeugt wurde – sprich: in der Lausitz –, ist die 

Kohlephase 2038 zu Ende, – 

Thomas Prantl, AfD: Wenn es nach uns geht nicht. 

Kay Ritter, CDU: – und die Leute können sich auf ein 

Atomkraftwerk freuen, dank der AfD. Habe ich das jetzt 

richtig verstanden? 

(Zuruf AfD: Das können Sie jetzt posten!) 

Thomas Prantl, AfD: Ja. 

Kay Ritter, CDU: Gut. 

Thomas Prantl, AfD: Tippen Sie Ihren Facebook-Post. 

Eindeutig, die Lausitzer freuen sich. 

(Roberto Kuhnert, AfD: Gewerbesteuer!) 

Noch einmal zur Verfahrensweise. Ich würde jetzt mit mei-

ner Rede fortfahren. Ich habe noch 2 Minuten und 22 Se-

kunden Zeit. 

Noch einmal an Sie gerichtet, Herr Ritter und die ganze 

CDU-Fraktion: Ihre Energiewende führt uns in die Plan-

wirtschaft, in den Umverteilungsstaat und in die Deindust-

rialisierung. Ich frage Sie jetzt, ob es Ihnen nicht zu denken 

gibt, dass ein SPD-Genosse und Ministerpräsident, Diet-

mar Woidke – das ist der Kollege, den Ministerpräsident 

Michael Kretschmer im Landtagswahlkampf unterstützt 

hat, also nicht die CDU, die SPD hat er unterstützt, egal –, 

sagt: „Das – also die Energiewende – ist die größte Umver-

teilung von Geld von unten nach oben seit 1945.“ Und: 

„Das kann so nicht weitergehen. Das ist eine riesige Unge-

rechtigkeit.“ Das sagt die SPD zur Energiepolitik der CDU. 

Das sollte Ihnen zu denken geben. 

Schaut man in den aktuellen Koalitionsvertrag in Sachsen, 

wird einem auch angst und bange: ungeachtet aller Misser-

folge mehr Solaranlagen, mehr Windräder, keine Kern-

energie, keine heimische Kohle, kein billiges russisches 

Gas, kein Öl. Die GRÜNEN haben die Regierungsbank 

verlassen. Uns bleibt Michael Kretschmer als der beste Mi-

nisterpräsident, den Sachsens GRÜNE je hatten. 

(Beifall AfD) 

Die Industrie- und Schwellenländer dieser Erde brechen 

mit Kernenergie in eine gute wirtschaftliche Zukunft auf. 

Weltweit werden neue Kernkraftwerke gebaut – Herr Rit-

ter, gut zuhören –, laut Statista allein in China 36 Kern-

kraftwerke, in Russland 14 neue Kernkraftwerke, in Indien 

zwölf neue Kernkraftwerke, in Summe weltweit 86 Stück. 

Nirgendwo auf der Welt ist Kernkraft ein Problem, außer 

in Deutschland, dank CDU. 

Herr Ritter, warum wollen Sie partout nicht begreifen, dass 

Kernkraft auch in Deutschland und Sachsen erfolgreich 

funktionieren könnte? Was ist daran so schwer zu verste-

hen? Deutschland braucht Kernkraft statt Windmühlen und 

Lenkdrachen, um weltweit wettbewerbsfähig zu bleiben. 

„In Deutschland soll es nie wieder Kernkraftwerke geben.“ 

Wer hat es gesagt? Friedrich Merz. Ich glaube nicht, dass 

der Satz von ihm stammt. Es hört sich fast so an, als hätte 

es die große Mentorin Angela Merkel diktiert. Praktische 

Lösungen und wirksame Maßnahmen will die CDU ganz 

einfach nicht. Die Frage ist nur, wie lange das Ihre Wähler 

noch mitmachen, wenn das Geld hinten und vorne nicht 

mehr reicht und die Träume ausgeträumt sind, wenn es die 

Bruchlandung gibt in einer harten Realität, – 

Präsident Alexander Dierks: Die Redezeit, Herr Kollege 

Prantl. 
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Thomas Prantl, AfD: – wenn der Arbeitsplatz weg ist und 

der Hauskredit nicht mehr bedient werden kann. Deswegen 

appelliere ich an die CDU: Kehren Sie zurück zur Ver-

nunft! Wir stehen bereit. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall AfD) 

Präsident Alexander Dierks: Herr Kollege Prantl sprach 

in einer dritten Runde. Ich frage jetzt nochmals, ob es wei-

teren Redebedarf gibt? – Das kann ich nicht sehen. Dann 

hätte jetzt die Staatsregierung die Möglichkeit, das Wort zu 

ergreifen, und das tut Herr Staatsminister Panter. Herr 

Staatsminister, bitte. 

Dirk Panter, Staatsminister für Wirtschaft, Arbeit, 

Energie und Klimaschutz: Vielen Dank. Herr Präsident! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Verlauf der Debatte 

war leider erwartbar, auch die mangelnde Differenzierung 

von einigen Seiten. Ich bin mir insofern unsicher, ob das 

Land damit wirklich vorangebracht wird. 

Lieber Thomas Löser, Sie haben unsere gemeinsamen Er-

folge der letzten Jahre hervorgehoben. Das freut mich, da-

für danke ich Ihnen. Ich verzichte auf eine Wiederholung 

der ganzen Punkte. Ich möchte aber gern sagen, dass die 

noch amtierende Bundesregierung aus SPD und GRÜNEN 

die Voraussetzungen für einen beschleunigten Ausbau von 

erneuerbaren Energien geschaffen hat, nämlich einmal mit 

der Novelle des Erneuerbare-Energien-Gesetzes – das 

klang schon an –, aber auch mit dem Windenergieflächen-

bedarfsgesetz. Wegen dieser Gesetze konnten wir als 

Staatsregierung in den letzten Jahren – also CDU, GRÜNE 

und SPD – in Sachsen die Bremsen beim Ausbau der er-

neuerbaren Energien endlich lösen. 

Es ist so: Wir haben einem Boom bei erneuerbaren Energie, 

vor allem bei Solar, aber auch ansteigende Windkraftge-

nehmigungen. Und selbst wenn es weniger Windräder gibt, 

so ist doch die Leistung deutlich nach oben gegangen, die 

durch Windenergie erzeugt wird. Bei uns ist die Energie-

wende damit ein großes Stück vorangekommen. Der Anteil 

der erneuerbaren Energien wächst, und das will ja auch die 

Wirtschaft. Sie will den Ausbau erneuerbarer Energien. 

Wenn wir jetzt an TSMC denken, dann waren es nicht nur 

klassische Ansiedlungsfaktoren und ein sehr, sehr gutes 

Ökosystem, das wir hier für Halbleiter haben, sondern auch 

die Fragen nach einer guten Netzinfrastruktur und der 

Stromerzeugung spielten dabei eine entscheidende Rolle. 

Es gab auch im letzten Jahr mehr als 80 führende sächsi-

sche Unternehmen, die einen ganz klaren Appell an die jet-

zige Staatsregierung gerichtet haben. Unter dem Motto 

„Unternehmen für Sachsens Zukunft – der Freistaat 

braucht die Energiewende“ heißt es dort, dass sie einen ent-

schlossenen Ausbau der erneuerbaren Energien fordern. 

Das werden wir tun. Wir werden die bisherige Linie fort-

setzen, weil sie richtig ist – nicht nur für den Klimaschutz, 

sondern auch für die sächsische Wirtschaft, die an dieser 

Stelle Verlässlichkeit braucht. 

Ich sage es deutlich: Diskussionen über den Ausstieg aus 

Investitionen in klimafreundliche Modernisierungen schü-

ren Unsicherheit. Das verspielt auch unsere Chance, bei 

den Technologien der Zukunft vorn dabei zu sein. 

Wir werden damit auch unabhängiger von Diktatoren und 

Nationalisten, die ihre Rohstoffe als Waffe oder als Druck-

mittel einsetzen. Um es mit anderen Worten zu sagen: Wer 

sich darum kümmert, dass erneuerbare Energien bei uns 

ausgebaut werden, ist ein wahrer Patriot, aber nicht dieje-

nigen sind Patrioten, die sich autoritären Öl- und Gasmäch-

ten an den Hals werfen. 

(Beifall SPD und BÜNDNISGRÜNE) 

Aber zur Wahrheit gehört auch dazu, dass während des 

Übergangs – so lange bis das Erneuerbare-Energien-Sys-

tem von selbst läuft – die Kosten für Strom nur dann sinken 

können, wenn die Netzausbaukosten gedämpft werden und 

wir die Speicherfrage und das Thema Grundlast gelöst be-

kommen. Daran müssen wir gemeinsam mit aller Kraft ar-

beiten, und wir werden auch daran arbeiten, lieber Kollege 

Hartmann. Uns ist klar, dass das nicht von allein kommt. 

(Timo Schreyer, AfD: 

Nein, noch mehr Steuergelder!) 

Wichtig ist uns, dass wir die internationale Wettbewerbsfä-

higkeit unserer Unternehmen im Blick behalten. Niedrige 

Energiepreise sind ein ganz wichtiger, mit entscheidender 

Standortfaktor. Dafür brauchen wir selbstverständlich auch 

den Bund. Deshalb wird sich Sachsen beim Bund weiterhin 

dafür einsetzen, dass es grundlegende Reformen des Sys-

tems aus Steuern, Abgaben und Entgelten geben wird. Ob 

das dann ein Industriestrompreis ist oder was auch immer, 

das sei einmal dahingestellt. Das, was wir auf jeden Fall 

brauchen, sind verlässliche, niedrige Strompreise, damit 

die Unternehmen, die im harten internationalen Wettbe-

werb stehen, mithalten können. 

(Beifall Sören Voigt, CDU) 

– Danke. – Nun wäre es aber fatal, die kritischen Aspekte 

der Energiewende unter den Tisch fallen zu lassen. Natür-

lich gibt es Probleme, die wir offen diskutieren müssen. Es 

gibt Menschen, die Angst vor Dunkelflauten haben. Diese 

Diskussionen gab es. Vor Weihnachten waren viele aufge-

bracht, als Wind und Sonne zu wenig Strom lieferten und 

gleichzeitig zehn Tage zuvor bei der LEAG ein Braunkoh-

lenförderband brannte und dadurch der Braunkohlestrom 

aus Boxberg als Ersatz nicht einspringen konnte. Ja, klar, 

die Folge waren sprunghaft angestiegene Strompreise. Das 

ist ein Fakt. Aber in einem überwiegend auf erneuerbaren 

Energien basierenden System braucht es flexible Leistun-

gen. Herr Löser hat gesagt, wie sicher das deutsche Strom-

netz ist und dass man in einem diversifizierten Stromnetz 

mehr Abschaltungen bzw. Eingriffe brauchen wird. Das ist 

eine völlig logische Konsequenz. Die Frage ist, was 

dadurch entsteht. Auf jeden Fall keine Unsicherheit bei un-

seren Stromnetzen; das ist ja dargestellt worden. 

(Zuruf AfD: Aber Abhängigkeiten!) 
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Was wir brauchen, sind schnell regulierbare Gaskraft-

werke. Sie werden uns in Zukunft dabei helfen, ebenso 

Stromspeicher. Die Unternehmen stehen in den Startlö-

chern, um diese zu bauen. Wir müssen nur sicherstellen, 

dass diese Lösungen in Sachsen gebaut werden. Dafür, 

dass wir auch in Zukunft Energieexporteur sein können, 

brauchen wir eine Überarbeitung der Kraftwerksstrategie 

des Bundes; denn eine strukturelle Benachteiligung des 

Bundes gegenüber dem Süden können wir nicht hinneh-

men. Das heißt, wir benötigen die neuen Gaskraftwerke bei 

uns. Wir können sie auch an Standorten, wo bisher Braun-

kohlenkraftwerke waren, bauen, und zwar deutlich besser 

als Atomkraftwerke, weil wir so bedeutende Probleme wie 

zum Beispiel das nötige Kühlwasser usw. dabei bedenken 

müssten. 

Wir brauchen diese Gaskraftwerke. Diese sollten auch H2-

ready sein. Mit dem Heizkraftwerk Süd in Leipzig haben 

wir bereits ein solches Kraftwerk, das Vorreiter für ganz 

Deutschland ist. Doch nur wieder fixe Daten für den Be-

trieb mit grünem Wasserstoff lehne ich ab. Wir müssen 

pragmatisch nach Marktentwicklungen schauen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, deshalb will ich auch sa-

gen, was wir als Staatsregierung tun werden. Zuerst 

schauen wir natürlich auf den Koalitionsvertrag, um den 

wir lange gerungen haben. Wir werden die Planungen wei-

ter erleichtern und Entscheidungsprozesse vereinfachen. 

Wir bekennen uns als CDU und SPD ganz klar zum Koh-

leausstieg bis spätestens 2038. Dieser Vertrag gilt. Dabei 

geht es auch um Verlässlichkeit. Wir halten an den Ausbau-

zielen aus dem sächsischen EKP fest. Bis zum Ende der 

Braunkohleverstromung wollen wir laut EKP unseren 

Strombedarf bilanziell komplett aus erneuerbaren Energien 

decken. 

(Mike Moncsek, AfD, steht am Mikrofon.) 

Deshalb wollen wir ein Photovoltaikprogramm für Landes-

liegenschaften auflegen und Potenziale von Dachflächen, 

künstlichen Gewässern und Parkplätzen durch Photovol-

taik stärker nutzen. 

Bei der Windenergie geht es auch – – 

Präsident Alexander Dierks: Herr Staatsminister, gestat-

ten Sie eine Zwischenfrage? 

Dirk Panter, Staatsminister für Wirtschaft, Arbeit, 

Energie und Klimaschutz: Ja, Herr Präsident. 

Präsident Alexander Dierks: Bitte, Herr Kollege Mon-

csek, an Mikrofon 7. 

Mike Moncsek, AfD: Danke, Herr Staatsminister, dass Sie 

die Frage zulassen. Sie hatten gerade ausgeführt, dass 

Kühlwasser für die Atomkraftwerke eine Ungewissheit sei. 

Aber Sie reden von Gaskraftwerken, die dann gebaut wer-

den. Woher bekommen wir denn das günstige Erdgas? 

(Zuruf Martin Dulig, SPD –  

Gegenruf Mike Moncsek, AfD: Tschechien  

hat kein Gas, aber macht nichts!) 

Dirk Panter, Staatsminister für Wirtschaft, Arbeit, 

Energie und Klimaschutz: Wir haben bestehende Gasver-

träge, um das LNG, das wir brauchen – wir haben schon 

Terminals gebaut –, heranzuführen. Ob es günstig ist, das 

mag im Auge des Betrachters liegen. 

(Gelächter AfD) 

Dass die Gaskraftwerke zum Abpuffern der Spitzen oder 

Flauten, die wir haben, notwendig sind, ist völlig klar. Wir 

müssen uns am Weltmarkt umschauen. Aber das ist in ei-

nem Land, in dem wir von Energien abhängig sind – wir 

wollen uns unabhängiger machen –, logisch. 

(Mike Moncsek, AfD: 

Herr Präsident, die Frage an ihn oder an Sie?) 

– Nein, die Frage an mich, aber ob Sie diese stellen dürfen, 

an ihn. Sorry. 

Präsident Alexander Dierks: Jetzt ist erst einmal die eine 

Zwischenfrage beantwortet. Grundsätzlich besteht die 

Möglichkeit, eine zweite zu stellen. 

Mike Moncsek, AfD: Ja, sehr gern. 

Dirk Panter, Staatsminister für Wirtschaft, Arbeit, 

Energie und Klimaschutz: Ja. 

Präsident Alexander Dierks: Dann lassen wir sie zu. 

Mike Moncsek, AfD: Sie führten gerade zum LNG-Gas 

aus. Sie wissen, dass vorige Woche das erste LNG-Termi-

nal faktisch totgelegt wurde, weil es sich nicht rechnet. Von 

welchen LNG-Terminals oder welchem Gas reden Sie 

denn, wenn das erste schon jetzt nicht mehr arbeitet? 

Dirk Panter, Staatsminister für Wirtschaft, Arbeit, 

Energie und Klimaschutz: Herr Moncsek, ich habe doch 

gerade gesagt, wir können uns von Marktentwicklungen 

natürlich nicht abkoppeln. Wenn wir das momentan nicht 

nutzen können, weil es die notwendigen Gaskraftwerke gar 

nicht gibt, dann wird es sicherlich in der Zukunft anders 

sein; denn genau diese Planung gibt es. Das ist auch im 

derzeitigen Bundestagswahlkampf eine Debatte. Dann 

wird das auch in Zukunft funktionieren. 

Mit dem einzigen Blick in die Vergangenheit oder auf 

Technologien, die wir in Deutschland nur schwer nutzen 

können, werden wir nicht vorankommen. Das haben wir 

von Anfang an gesagt: Wir brauchen die nötige Differen-

zierung. Das versuche ich hier gerade darzustellen und 

würde jetzt, wenn Sie erlauben, mit dem Thema Wind 

gerne fortsetzen. – Danke. 

Mike Moncsek, AfD: Gut. 

Dirk Panter, Staatsminister für Wirtschaft, Arbeit, 

Energie und Klimaschutz: Auch bei der Windenergie 

geht es natürlich um das Erfüllen der Ziele. Aber es geht an 

dieser Stelle auch um Akzeptanz. Dafür braucht es meiner 

Meinung nach Ordnung statt Unordnung. Das bekommt 

man mit Regionalplänen am besten hin. Das muss natürlich 
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das Mittel sein. Aber wir setzen auch auf eine neue Kom-

promisskultur, um zwischen den zusehends verhärteten 

Fronten – davor darf man die Augen nicht verschließen – 

zu vermitteln. 

Dazu braucht es eine professionelle Beratung. Und es 

braucht eine Beteiligung. Die Menschen vor Ort sollen 

mehr von der Energiewende profitieren. Wir müssen Be-

troffene zu Beteiligten machen. Auch deshalb werden wir 

über Bürger-Energie-Gesellschaften nachdenken und sie 

unterstützen. 

Das sächsische Erneuerbare-Energien-Ertragsbeteili-

gungsgesetz ist eine sichere, neue Einnahmequelle für 

Kommunen im direkten Umfeld von Erzeugungsanlagen. 

Ich bin sehr dankbar, dass dieses Gesetz vom damaligen 

SMEKUL unter Wolfram Günther und Gerd Lippold im 

vergangenen Jahr beschlossen wurde. Die ersten Kommu-

nen nutzen dieses Instrument offensiv, und es findet eine 

große Akzeptanz. Daran wollen wir weiterarbeiten und 

Vorteile und Möglichkeiten weiter bekannt machen. 

Wir suchen selbstverständlich auch nach guten Ideen. Ein 

Beispiel ist das Thema Höhenwindrad. Ich weiß nicht, was 

Sie gestern mit „Lenkdrachen“ meinten. Das ist ein Wind-

rad, das in über 300 Metern Nabenhöhe steht und eine we-

sentlich größere und längere Windausbeute hat. Das ist 

auch erwiesen. Es gab einen entsprechenden Prüfturm. Das 

ist eine Erfindung aus Sachsen, die über die Sprunginnova-

tionsagentur in Leipzig gefördert wird. Das erste Windrad 

wird jetzt leider in Brandenburg gebaut. Ich hoffe aber, 

dass wir diese neue Sprunginnovation auch bald bei uns in 

Sachsen sehen. Zum Beispiel sind Braunkohlefolgeflächen 

meiner Meinung nach dafür ideal geeignet sind. Dafür 

werde ich mich auf jeden Fall einsetzen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, erneuerbar erzeugter 

Strom braucht natürlich auch leistungsfähige Netze. Sie 

sind das Rückgrat der Energiewende. Deshalb muss der 

Netzausbau vorangetrieben werden. Selbstverständlich 

kostet dieser Ausbau Geld, und die zentrale Frage ist, wie 

man die Kosten verteilt. Entweder maßgeblich auf den 

Schultern der größten Abnehmer, das heißt der energiein-

tensiven Industrie, oder breiter, durch staatliche Zuschüsse 

für Netzentgelte, wie wir sie bereits 2022 gesehen haben. 

Hier wird sich die kommende Bundesregierung ehrlich ma-

chen müssen. Wirtschaft braucht dazu Verlässlichkeit und 

Unterstützung. Wir in Sachsen kümmern uns darum, dass 

der Ausbau der Erneuerbaren nicht an Fahrt verliert. Die 

Bremsen sind gelöst. Aber es muss auch klar sein, dass es 

dauert. Das Ganze ist nämlich kein Sprint, sondern ein Ma-

rathon. 

Vorschläge, zum Beispiel durch die Landesinvestitionsge-

sellschaft, zur Auflegung eines kommunalen Investitions-

programms, die Möglichkeit von Bürgschaftsübernahmen, 

insbesondere für Leitungen, Netze, Energie- und Wärme-

erzeugungsanlagen, sind Möglichkeiten, die wir im Koali-

tionsvertrag verankert haben und um die wir gekämpft ha-

ben. 

Zukünftig soll es auch Kommunen ermöglicht werden, 

Kredite aufzunehmen – zum Beispiel für die Wärmepla-

nung –, um diese dann als Gesellschafterdarlehen an ihre 

Stadtwerke weiterzugeben. Das kann eine Möglichkeit 

sein, Zukunftsinvestitionen als Freistaat zu unterstützen. 

Dafür brauchen wir Pragmatismus. Was wir auf jeden Fall 

nicht brauchen, ist Kulturkampf. Deshalb lade ich alle ein, 

an diesen Zielen pragmatisch weiterzuarbeiten, und danke 

für die Aufmerksamkeit. 

Danke schön. 

(Beifall SPD und CDU) 

Präsident Alexander Dierks: Für die Staatsregierung 

sprach Herr Staatsminister Panter. Gibt es weiteren Aus-

sprachebedarf? – Das kann ich nicht erkennen. Die erste 

Aktuelle Debatte ist damit abgeschlossen. 

Wir kommen zu

 

Zweite Aktuelle Debatte 

Bezahlbares Wohnen – die soziale Frage unserer Zeit braucht Lösungen 

Antrag der Fraktion Die Linke 

Als Antragstellerin erhält zunächst die Fraktion Die Linke 

das Wort. Für selbige ergreift dieses Frau Kollegin Nagel. 

Juliane Nagel, Die Linke: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen der demokrati-

schen Fraktionen! 

(Zurufe AfD: Guten Tag!) 

Mehreren Seniorinnen und Senioren droht in Leipzig akut 

die Entmietung, wie die Lokalpresse letzte Woche vermel-

dete. Weil die Rendite nicht stimmt, sollen die älteren, zum 

Teil hochbetagten Mieterinnen und Mieter von insgesamt 

38 Wohnungen ausziehen, manche nach Jahrzehnten. Vom 

Eigentümer Zinshaus wird schon mal mit Eigenbedarfs-

kündigungen gedroht, sollten die Bewohnerinnen und Be-

wohner nicht spuren. 

Wie den Seniorinnen und Senioren in der Schnorrstraße in 

Leipzig-Schleußig – um es zu konkretisieren – ergeht es 

vor allem in den beiden Ballungsräumen Dresden und 

Leipzig vielen. Die alleinerziehende Mutter mit zwei Kin-

dern kann nicht näher ins Stadtinnere ziehen, wo es Ange-

bote für die Kleinste, die schwerbehindert ist, gibt. Sie fin-

det keine bezahlbare Wohnung. Der Azubi einer Hand-

werksfirma muss mehr als die Hälfte seines sowieso 
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schmalen Lohns für die Miete eines winzigen Zimmers 

löhnen, da er keine Alternative findet. 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen der demokrati-

schen Fraktionen! Wohnen ist zum Armutsrisiko gewor-

den, und wir werden nicht aufhören, das so zu benennen. 

In Dresden und Leipzig müssen große Teile der Bevölke-

rung 30 % ihres sowieso niedrigen Einkommens für die 

Miete ausgeben. Der Anteil derer, die bis zu 40 % für die 

Miete zahlen müssen, wächst. Wenn Sie sich die Preisent-

wicklungen in vielen Lebensbereichen anschauen, dann 

muss man sagen: Es ist für einen großen Teil der Menschen 

im Mieterland Sachsen nicht mehr zu stemmen. Viele Neu-

bauten sind unbezahlbar, die Nebenkosten werden in ganz 

Sachsen zur zweiten Miete. Die Praxis einiger großer Woh-

nungsunternehmen – seien sie börsennotiert, seien es 

Fonds oder undurchsichtig verzweigte Unternehmenskon-

strukte – wird immer dreister. Menschen verlieren ihr Zu-

hause, weil sie dem Profitstreben im Wege stehen. 

Als Linke fordern wir schon lange – Sie können es be-

stimmt schon nicht mehr hören, aber wir werden weiterma-

chen – wirksame Maßnahmen über die nur homöopathisch 

wirkenden hinaus, die wir gerade im Regelwerk finden. 

Aber wir handeln auch, das will ich kurz einflechten: Mit 

einer Mietwucher-App können Mieterinnen und Mieter 

auch in Sachsen – in Leipzig – ihre Miete auf übermäßige 

Erhöhungen oder Mietwucher überprüfen. Mit einem Heiz-

kostenrechner können Mieterinnen und Mieter prüfen, ob 

ihre Warmwasser- und Heizkostenabrechnung korrekt be-

rechnet ist. Und wir bieten eine Miet- und Sozialberatung 

in unseren Bürgerinnen- und Bürgerbüros an. 

Uns ist klar, dass wir damit nur die bestehende Gesetzes-

lage ausnutzen können. Darum müssen wir auch politisch 

handeln. Auf der politischen Ebene ist leider klar: Die Am-

pel im Bund hat alle Versprechungen von Reformen im so-

zialen Mietrecht ausgesessen, es ist einfach nichts gekom-

men. Die einzige Partei im Bundestag, die immer wieder 

Vorschläge gegen die Mietaufwärtsspirale gemacht hat – 

unter anderem mit dem Verbot von Indexmieten, einem 

besseren Kündigungsschutz, mit der Verschärfung der 

Mietpreisbremse bzw. überhaupt erst einmal deren Verlän-

gerung und einem echten Mietendeckel –, ist Die Linke. 

Wir haben auch in diesem Landtag für die Mietpreisbremse 

sowie für das Zweckentfremdungsverbot Druck gemacht 

und auch dafür, dass in Leipzig und Dresden die Umwand-

lung von Miet- in Eigentumswohnungen eingeschränkt 

werden kann und die Mieterinnen und Mieter umgewan-

delter Wohnungen einen längeren Kündigungsschutz er-

halten. Das führt zurück zu den Seniorinnen und Senioren 

in Leipzig-Schleußig. 

Das Geschäft mit bewohnten Häusern ist in vollem Gange 

und dient in den wenigsten Fällen – das müssen wir uns 

klarmachen, dazu gibt es auch Untersuchungen – der klei-

nen Altersvorsorge, sondern es ist ein Geschäftsmodell von 

Immobilienfirmen und Finanzmarktakteuren. Jedoch steht 

die CDU auf der Bremse, dazu wirklich Regeln einzuzie-

hen, die dem Einhalt gebieten. Im Koalitionsvertrag finden 

wir von ebendiesen kleinen Regelungen, die wir als Bun-

desland doch ergreifen könnten, kein Wort. 

So können wir in Richtung der Seniorinnen und Senioren 

in Leipzig und der vielen Menschen, die von den oft vor-

geschobenen Eigenbedarfskündigungen betroffen sind – 

das sind sehr viele; es ist ein Hauptkündigungsgrund in 

Sachsen, so sagt der Mieterverein –, nur sagen: Die Regie-

rungen in Land und Bund sind mit schuld an eurem Di-

lemma; denn sie haben nicht dafür gesorgt, das Gebaren 

der Immobilienhaie einzuschränken oder gar zu stoppen. 

Dasselbe müssen wir auch in Richtung der alleinerziehen-

den Mutter und des Azubis sagen, wenn wir auf den Sozi-

alwohnungsbau, auf die Regulierung und das Absenken der 

Mieten schauen. Dazu werde ich in der zweiten Runde aus-

führen. 

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall Die Linke) 

Präsident Alexander Dierks: Für die Antragstellerin 

sprach Frau Kollegin Nagel. Für die CDU-Fraktion ergreift 

jetzt Herr Kollege Flemming das Wort. 

Ingo Flemming, CDU: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr 

geehrte Kolleginnen und Kollegen! In der gestrigen Aus-

gabe der „Süddeutschen Zeitung“ war zu lesen: „Zu wenig 

Baugenehmigungen und zu wenig Fertigstellungen […]: 

Die sogenannten Immobilienweisen kommen in ihrem 

Frühjahrsgutachten zu einem alarmierenden Fazit: ‚Der 

Wohnungsbau in Deutschland steckt in einer tief greifen-

den Krise. ‘“ Das kann vermutlich jeder hier im Saal bestä-

tigen. Im Jahr 2025 dürften nur noch 210 000 neue Einhei-

ten gebaut werden – und damit weit weniger, als die von 

der Bundesregierung ursprünglich angestrebten 400 000. 

Das wäre gegenüber dem Jahr 2023 ein Einbruch um 45 % 

Der Mangel an preiswertem Wohnraum hat sich in den letz-

ten drei bis vier Jahren vor allem in den großen Städten 

verschärft – mit weitreichenden Konsequenzen für die 

Mieten und die Immobilienpreise. Die Mieten steigen, vor 

allem in begehrten Stadtlagen. Das Mieten ist in Zeiten hö-

herer Zinsen gegenüber dem Kaufen attraktiver, was die 

Nachfrage nach Mietwohnungen steigert. Andererseits er-

höhen die hohen Zinsen und Baukosten die Kosten für den 

Wohnungsbau, was zu weniger zu neuen Angeboten im 

Mietwohnsegment führt. 

Alle Experten sehen als einen Grund für dieses Defizit vor 

allem die rechtlichen Rahmenbedingungen des Bauens. 

Diese müssen radikal verändert und weiter verbessert und 

vereinfacht, Auflagen müssen zurückgeschraubt und das 

Bauen insgesamt flexibler gestaltet werden. 

Dazu gehört zum Beispiel das ideologisch geprägte Ener-

gieeinspargesetz, das spätestens seit der Regierung der 

Ampel in Berlin ein ökonomisch sinnvolles Maß über-

schritten hat. Der Hebel für den Klimaschutz liegt in der 

Dekarbonisierung der Energieträger, nicht aber in der 

Nachkommastelle der eingesparten Kilowattstunde. Im 

Schallschutz sollten Evaluierungen vorgenommen werden, 

über eingeführte technische Baubestimmungen könnten 
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normative Standards eingeführt werden, die zum Beispiel 

bis zum Jahr 2017 als Mindestanforderungen gegolten ha-

ben. Dies hätte erhebliche Auswirkungen auf die Pri-

märstruktur von Gebäuden, auch für unterschiedliche Bau-

weisen. 

Weiterhin gilt: Jegliche Normenprozesse müssen ab sofort 

auf ihre Auswirkungen auf die Kosten für den Wohnungs-

bau und die Wohnungsfolgekosten geprüft werden. Die in 

den letzten zwei Jahrzehnten erfolgte Anforderungssteige-

rung an Wohnraum in Deutschland muss gestoppt und in 

Teilen auch zurückgefahren werden. Viele Lösungen – ins-

besondere vermeintliche Energieeffizienzanforderungen  

oder die dogmatische Überoptimierung von Konstruktio-

nen, Technik und Wärmedämmung über ein sinnvolles 

Maß hinaus – entspringen linearen Denkmustern aus einer 

fossil geprägten Zeit. 

Es besteht zwischen Ihnen und uns Einigkeit, dass der 

Wohnungsbau – ob sozial oder zur Eigentumsbildung – 

weiterhin angemessen unterstützt werden muss. Das tun 

wir, indem wir weiterhin die Förderprogramme – insbeson-

dere des Bundes – kofinanzieren werden und wollen. Nur 

eine deutliche Intensivierung des Wohnungsbaus wird die 

Zahl der Wohnungen erhöhen und die Mietkosten senken. 

Die Bezahlbarkeit des Wohnens muss durch tragbare Mie-

ten und Energiekosten gewährleistet bleiben, was bei den 

heute anfallenden Baukosten nicht mehr gelingt. 

Geht es so wie in den vergangenen Jahren weiter, hat dies 

nicht nur fatale wirtschaftliche, sondern auch gesellschaft-

liche Folgen. Steigerungen bei Zinsen und Baukosten füh-

ren zu einem Neubauknick, wie bereits ausgeführt. 

Bei den sächsischen Wohnungsbaugenossenschaften, die 

ein wichtiges Segment in der Vermieterstruktur in Sachsen 

sind, entstanden im vergangenen Jahr gerade noch 190 

Wohnungen. Ein Quadratmeter Wohnungsneubau kostet 

derzeit circa 4000 Euro, viele Experten meinen sogar noch 

mehr. Daraus ergeben sich ohne Förderung Kaltmieten 

zwischen 15 und 20 Euro. Das ist natürlich problematisch. 

Noch 2015 bauten die sächsischen Genossenschaften fast 

dreimal so viel, nämlich mehr als 500 Wohnungen. Seit-

dem geht der Trend in Wellenbewegungen abwärts. 

Nach wie vor ist auch der Leerstand ein Problem, vor allem 

außerhalb der Zentren; das ist hier angesprochen worden. 

Wir haben dieses Thema vor allem in Dresden und Leipzig. 

Präsident Alexander Dierks: Ihre Redezeit, Herr Kol-

lege. 

Ingo Flemming, CDU: Ich komme zum Schluss meiner 

ersten Runde. – Aber es gibt auch in den Regionen 30 000 

Genossenschaftswohnungen, die leer stehen. 

Mehr dazu sage ich in der nächsten Runde. 

(Beifall CDU, Staatsministerin Barbara Klepsch 

und Staatsministerin Regina Kraushaar) 

Präsident Alexander Dierks: Für die CDU-Fraktion er-

öffnete Herr Kollege Flemming die Aussprache. Für die 

AfD-Fraktion ergreift nun Herr Kollege Hentschel das 

Wort. 

Holger Hentschel, AfD: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeordneten! 

Niemand zahlt gern hohe Mieten. Deshalb ist das Verspre-

chen günstigen Wohnens immer gern zu hören. Vermieter 

müssen sich immer stärker darauf einstellen, als sozialer 

Brandbeschleuniger von Roten und GRÜNEN missbraucht 

zu werden. 

(Juliane Nagel, Die Linke: Oha!) 

Sicher: Sachsen steht vor einer bedeutenden Herausforde-

rung im sozialen Wohnungsbau. Die Tatsache, dass – Stand 

September 2024 – in Sachsen die Zahl der geförderten So-

zialwohnungen von fast 134 000 im Jahr 2006 auf circa 

13 000 im Jahr 2023 gesunken ist, ist besorgniserregend. 

Doch durch diese Entwicklung drängen sich drei Fragen 

auf: 

Erstens. Warum sind in einem angeblich so reichen Land 

wie Sachsen überhaupt so viele Menschen auf günstige 

Wohnungen angewiesen? 

Zweitens. Ist der Staat wirklich der bessere Bauherr? 

Drittens. Warum gibt es nach 35 Jahren CDU-Herrschaft 

noch immer so viele Menschen in Sachsen ohne eigenes 

Wohneigentum? 

Denn Fakt ist und bleibt, dass der Bedarf an günstigem 

Wohnraum nicht allein durch die Regierung und staatliche 

Vorgaben erfüllt werden kann. Vielmehr benötigen wir we-

niger Vorschriften und eine ausgewogene Strategie, die 

Bürger, Investoren und Regierung zusammenbringt. Eines 

der Hauptprobleme, dem wir oft begegnen müssen, sind die 

hohen und oft genug rein politisch bedingten Wohnneben-

kosten sowie die Vielzahl an Bauvorschriften, die insbe-

sondere den Bau von preisgünstigem Wohnraum unnötig 

verkomplizieren und verteuern. 

Deshalb: Weg mit dem Gebäudeenergiegesetz! Weg mit 

dem Klimawahn im Wohnungsbau. Weg mit den ausufern-

den Bauvorschriften! Und – ganz wichtig –: Weg mit den 

unkontrollierten Zuwanderungen! 

(Zuruf Die Linke: Ah!) 

Denn Remigration schafft Wohnraum. 

(Beifall AfD –  

Albrecht Pallas, SPD: Das ist zynisch!) 

Wir als AfD haben klare Vorstellungen. Die Schaffung von 

Wohneigentum muss stärker gefördert und weiter erleich-

tert werden; denn Wohneigentum gibt dem Menschen nicht 

nur ein Zuhause, sondern es sichert auch ihre Altersvor-

sorge und stärkt ihre finanzielle Unabhängigkeit. 

(Zuruf Susanne Schaper, Die Linke) 

Durch punktgenaue Förderprogramme und die gezielte 

Unterstützung von Wohnungsbaugenossenschaften wollen 

wir diesen Weg gehen. Ebenso verfolgen wir das Ziel, die 
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übermäßigen Bauvorschriften zu entschlacken. Ein einfa-

ches und klares Baurecht, dass sich an den Menschen und 

nicht an den dogmatischen Vorgaben orientiert, ist der 

Schlüssel zu mehr bezahlbarem und lebenswertem Wohn-

raum. Dies wäre ein wirkungsvoller Schritt für eine bürger-

orientierte Wohnungsbaupolitik in Sachsen. 

Gleichzeitig müssen wir auch über die zügellose Migration 

(Oh-Rufe Die Linke) 

und ihre Auswirkungen auf den Wohnungsmarkt sprechen. 

Die unkontrollierte Zuwanderung in unsere Großstädte 

führt dazu, dass Wohnraum in den Ballungszentren knap-

per und teurer wird. Eine geregelte und konsequente Rück-

führung von Menschen ohne Bleiberecht wird den Woh-

nungsmarkt dort stark entlasten; denn Abschiebungen 

schaffen Wohnraum in allen Ballungsgebieten. 

(Albrecht Pallas, SPD: 

Was Sie machen, ist Polemik!) 

Eine Mietpreisbremse, Herr Pallas, löst dagegen keines 

dieser strukturellen Probleme. 

(Zuruf Albrecht Pallas, SPD) 

Sie hilft den Menschen nicht, sondern verschärft die Situa-

tion, da Investitionen in den Wohnungsbau zurückgefahren 

werden. 

(Susanne Schaper, Die Linke: 

Das ist so eine …! Wirklich!) 

Unser Fokus sollte dort liegen, wo er am meisten Wirkung 

entfaltet, Frau Nagel, nämlich bei der Förderung des Woh-

nungseigentums und dem Abbau von bürokratischen Hür-

den im Bausektor. 

Wir von der AfD stehen für einen Weg, der sowohl den Be-

dürfnissen der Bürger entspricht als auch Sachsen als at-

traktiven Wohnort stärkt. Es geht darum, unsere Heimat zu 

erhalten 

(Zuruf Luise Neuhaus-Wartenberg, Die Linke) 

und sie für unsere Kinder positiv und sicher zu gestalten. 

Deshalb setzen wir von der AfD mehr auf Wohneigentum 

und weniger auf Staat, Vorschriften und noch mehr Büro-

kratie. 

Vielen Dank. 

(Beifall AfD) 

Präsident Alexander Dierks: Für die AfD-Fraktion 

sprach Herr Kollege Hentschel. Für die Fraktion BSW er-

greift nun Frau Kollegin Knebel das Wort. 

(Susanne Schaper, Die Linke: Dorfkneipe! – 

Heiterkeit Luise Neuhaus-Wartenberg, Die Linke) 

Uta Knebel, BSW: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr ge-

ehrte Abgeordnete! Das Thema bezahlbares Wohnen ist tat-

sächlich existenziell. Wir haben bereits in der letzten Sit-

zung darüber gesprochen. 

Bezahlbares Wohnen ist vor allem ein Thema in Ballungs-

zentren. Dabei scheint es fast so, dass in Sachsen das 

Thema für die Leipziger am brennendsten ist. Leipzig ist 

die Stadt in Sachsen mit dem meisten Zuwachs hinsichtlich 

der Bevölkerungszahlen. Nicht unwesentlich dabei ist der 

Zuzug von Studenten, aber auch von Menschen, die in 

Leipzig und Umgebung eine Arbeit finden. 

Gemäß der Statistik der Bevölkerungsbewegung aus dem 

Jahr 2022 betrug der Überschuss der Zu- bzw. Fortzüge in 

Leipzig insgesamt 15 930 Menschen, in Dresden 9 572, in 

Chemnitz 7 328. Auch in den Landkreisen gab es einen 

Überschuss von 3 600 bis 4 600 Menschen. Wir reden also 

über einen Ausreißer in den Großstädten, insbesondere in 

Leipzig. 

Nun besteht die Frage: Wie kann man in Leipzig und Dres-

den Abhilfe schaffen? In Chemnitz scheint das Problem 

bisher nicht vordergründig zu sein, da es dort wahrschein-

lich einen hohen Bestand an Leerwohnungen gibt. Man 

kann die Probleme auf verschiedenen Wegen lösen: durch 

Neubau von bezahlbaren Wohnungen sowie eine Einbin-

dung des Umlandes bei der Bereitstellung von Wohnungen 

und Grundstücken für den Bau von Eigenheimen. Wahr-

scheinlich wird es ein Mix aus beidem sein. 

Den Neubau kann man gemeinsam mit städtischen Woh-

nungs- und Baugesellschaften umsetzen. Weitere Mitstrei-

ter können die zahlreichen Genossenschaften in Dresden 

und Leipzig sein. Die Bereitschaft ist da, und auch die je-

weiligen Verbände haben angezeigt, dass sie an einer Lö-

sung interessiert sind. Eine Landeswohnbaugesellschaft ist 

hier der falsche Weg. 

(Juliane Nagel, Die Linke: Haben wir das gesagt?) 

– Hat auch keiner gesagt, dass ihr das gesagt habt. 

(Zuruf Juliane Nagel, Die Linke) 

Hierbei gilt es, gemeinsam Rahmenbedingungen zu schaf-

fen, die einer Umsetzung nicht im Wege stehen. In der Ein-

bindung des Umlands sehen wir ein großes Potenzial: 

Wohnungen, Kindertagesstätten, Schulen, Einkaufsmög-

lichkeiten, Sportanlagen, Musikschulen, Freizeitangebote 

sind vorhanden. Natürlich ist eine S-Bahn-Taktung vom 

Umland in die Oberzentren die Grundvoraussetzung. Man 

muss es nur wollen, den Blick weiten und gemeinsam Lö-

sungen finden, die den sozialen Zusammenhalt fördern. 

Bezüglich der angesprochenen Eigenbedarfskündigung: 

Das ist natürlich furchtbar. Ich kenne das aus Erfahrung. 

Mit einer Wohnung kann man einen Menschen tatsächlich 

krank machen, wenn er Angst hat, ausziehen zu müssen. 

Wie man hierbei unterstützen kann, kann ich gerade nicht 

sagen. Auf jeden Fall ist es so, dass eine Eigenbedarfskün-

digung eigentlich nicht wegen einer besseren Verwertbar-

keit der Wohnung stattfinden darf. 

(Juliane Nagel, Die Linke: In Leipzig gibt es  

einen Mieterverein! Es gibt auch staatliche 

Möglichkeiten! Hätten Sie mal zuhören sollen!) 
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– Ich weiß nicht, was das jetzt soll. Ich biete euch die Hand 

an. Ich sage euch, wie es gehen könnte, und ihr sagt: Ne, 

das wollen wir nicht. – Wenn ihr das nicht wollt, müsst ihr 

es hier nicht zum Thema machen. 

(Beifall BSW und AfD – Zuruf AfD: Jawoll!) 

Ich sage euch eins, das Thema ist Folgendes: Wir haben im 

Land ganz viele Probleme, die wir gemeinsam lösen wol-

len. Es kann nicht sein, dass man nur ein Problem, nämlich 

das der Großstadt, in den Fokus rückt und die anderen hin-

ten herunterfallen lässt. 

(Heiko Gumprecht, AfD: So ist es! – 

Juliane Nagel, Die Linke, steht am Mikrofon.) 

Es gibt Lösungen, gemeinsam mit dem Umfeld. Wenn ich 

das gestern richtig gehört habe, hat Herr Kretschmer genau 

das angedeutet. 

Präsident Alexander Dierks: Frau Kollegin Knebel, Ver-

zeihung, es gibt eine Zwischenfrage. 

Uta Knebel, BSW: Nein, ich möchte von ihr bitte keine 

Fragen gestellt bekommen. Ich finde das unterirdisch. Ich 

versuche hier konstruktiv zu sein, und es kommen Angriffe 

von der Seite. Danke, ich möchte das bitte nicht. 

(Beifall BSW und AfD – Zurufe AfD) 

Präsident Alexander Dierks: Für die BSW-Fraktion 

sprach Frau Kollegin Knebel. Ich möchte noch einmal da-

rauf hinweisen, dass ein gewisses Maß an Zwischenbemer-

kungen auch aus dem Rund möglich ist. Ich versuche da-

rauf zu achten, dass es nicht überhandnimmt. 

Ich erteile jetzt der SPD-Fraktion das Wort und für die 

SPD spricht Herr Kollege Pallas. Bitte schön. 

Albrecht Pallas, SPD: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr 

geehrte Kolleginnen und Kollegen! Dass bezahlbares Woh-

nen eines der drängendsten sozialen Fragen unserer Zeit 

ist, bedarf keiner Feststellung. Es ist trotzdem gut, dass wir 

es machen. Der Titel der Debatte mahnt es an. Es braucht 

Lösungen dafür, und daran arbeiten wir, daran arbeiten 

auch viele Politikerinnen und Politiker im Bund und in den 

Kommunen. Das Thema kommt im Bundestagswahlkampf 

ein wenig zu kurz; deshalb ist es ganz gut, das hier noch 

ein wenig zu beackern. 

Von dem Thema sind alle Menschen in Sachsen betroffen, 

in Stadt und Land. Allerdings zeigt sich das Problem recht 

unterschiedlich. Wir haben auf der einen Seite steigende 

Mieten in Leipzig und Dresden und zunehmende Woh-

nungsknappheit in den beiden Ballungsräumen, also auch 

schon etwas darüber hinaus. Wir haben auf der anderen 

Seite Leerstand und Sanierungsstau in den ländlichen Ge-

bieten und kleineren Städten und – auch ein Problem, mit 

dem wir uns beschäftigen müssen – zunehmende Woh-

nungslosigkeit. Als SPD verfolgen wir einen ganzheitli-

chen Ansatz, der versucht, den unterschiedlichen Proble-

men gerecht zu werden und aus dem vielfältigen Instru-

mentenkasten und richtigen zur Anwendung zu bringen. 

Dabei geht es um Stadt und Land, um Miete und Eigentum, 

um Neubau und Sanierung. 

Ich möchte kurz zum Eigentum ausführen. Es ist grund-

sätzlich richtig, die Eigentumsquote zu stärken. Wir müs-

sen allerdings feststellen, dass Sachsen die niedrigste Ei-

gentumsquote in ganz Deutschland hat. Wir sind ein 

Mieterland; deshalb wird bei einer Steigerung der Eigen-

tumsquote auch nicht die Lösung all unserer Probleme zu 

erwarten sein, aber es ist dennoch richtig. Ich stelle aller-

dings auch fest, dass sich durch die Mondpreise auf dem 

Immobilienmarkt kaum noch Leute ein Eigenheim leisten 

können, nur dann, wenn man eine größere Erbschaft hat. 

Auch das gehört zur Wahrheit mit dazu. 

(Zuruf Martina Jost, AfD) 

Wir müssen bedarfsgerecht bauen. Der Markt bringt das 

nicht, er baut im oberen Segment. Was wir brauchen, sind 

bezahlbare Wohnungen für Haushalte mit kleinen und mitt-

leren Einkommen. Darauf muss sich auch die Wohnbauför-

derung konzentrieren. Wir brauchen bis zum Jahr 2030 ei-

nige Tausend neue Sozialwohnungen. Hier muss der Staat 

tun, was er kann, um die Kosten beim Bau wieder zu sen-

ken. 

Ich möchte beispielhaft ein paar Punkte nennen: Wir kön-

nen als Freistaat Sachsen – und auch die sächsischen Kom-

munen – durchaus etwas tun, und zwar durch Konzept-

vergaben von Grundstücken mit günstigen Grundstücks-

preisen. Wir müssen selbstverständlich Baurecht, Bauver-

fahren vereinfachen und beschleunigen, zum Beispiel 

durch den vollständigen Verzicht auf eine Stellplatzpflicht. 

(Zuruf Holger Hentschel, AfD) 

Dadurch müssen nicht überall Tiefgaragen bei mehrge-

schossigen Wohnhäusern gebaut werden, die echte Kosten-

treiber sind. Wir sollten auch auf langlaufende günstige 

Kredite beim Wohnungsbau als zusätzliche Mittel setzen, 

um die zinsbedingten Finanzierungskosten zu reduzieren. 

Bis wir ausreichend bezahlbare Wohnungen für Haushalte 

mit kleinen und mittleren Einkommen haben, brauchen wir 

leider mietpreispolitische Maßnahmen, also Eingriffe in 

den Markt: die Kappungsgrenze für Bestandsverträge, die 

Mietpreisbremse für Neuverträge und auch die rechtliche 

Möglichkeit für die Kommunen mit angespannten Woh-

nungsmärkten, Zweckentfremdung von Wohnraum zu un-

terbinden. 

Durch eine gezielte Förderung von Neubau und Sanierung 

lassen sich aber noch andere Ziele in den Blick nehmen: 

Wir können energetische Sanierung stärken und eine sozi-

alverträgliche Umsetzung der Wärmewende erreichen. Wir 

können eine Wiederbelebung leerstehender Innenstädte, 

leerstehender Gebäude durch eine bürgerorientierte Stadt- 

und Quartiersentwicklung erreichen. Für uns ist es wichtig, 

dass wir uns nicht nur auf die Ballungsräume konzentrie-

ren, sondern den ländlichen Raum bei all dem nicht verges-

sen. 

Das ist auch nicht der Fall. Wer sich die Wohnraumförde-

rung, die Instrumentarien im Freistaat Sachsen anschaut, 
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sieht doch offensichtlich, dass wir alle Regionen mit ihren 

unterschiedlichen Herausforderungen im Blick haben. 

Wichtig ist, dass wir für die ländlichen Regionen, die 

Klein- und Mittelstädte im Umfeld der Ballungsräume, 

eine Situation schaffen, durch die sie von dem Zuzug in die 

Ballungsräume profitieren können. 

Bei der Planung von Infrastruktur, Stadt und Umland müs-

sen wir noch viel intensiver, als wir es jetzt machen, zu-

sammen denken. Das Beispiel der Ansiedlung von ESMC 

im Dresdner Norden bringt es auf den Punkt: Die Kommu-

nen beginnen jetzt schon, bei der Planung von Wohnraum-

versorgung, Kita und Schule, bei der Planung von Ver-

kehrsverbindungen interkommunal zu kooperieren, damit 

die mehreren 10 000 neuen Arbeitnehmerinnen und Arbeit-

nehmer umweltfreundlich, günstig und sicher zur Arbeit 

kommen; denn sie werden nicht nur in Dresden wohnen, 

sondern natürlich auch in den Landkreisen ringsum. 

Das ist das Ziel, das wir mit all unseren Maßnahmen, auch 

auf Bundesebene, verfolgen. Mein Fazit ist gleichzeitig 

mein Appell: Lassen Sie uns dranbleiben. Lassen Sie uns 

über machbare Lösungen sprechen. Lassen Sie uns die Ak-

teure vor Ort stärken und dabei die Gruppen der Gesell-

schaft in den Blick nehmen, die am dringendsten – 

Präsident Alexander Dierks: Die Redezeit! 

Albrecht Pallas, SPD: – unsere Unterstützung brauchen, 

nämlich Haushalte mit kleinen und mittleren Einkommen. 

Ich danke Ihnen, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall SPD, Juliane Nagel, Die Linke, 

und Matthias Berger, fraktionslos) 

Präsident Alexander Dierks: Für die SPD-Fraktion 

sprach Herr Kollege Pallas, und für die GRÜNEN ergreift 

abermals Herr Löser das Wort. Thomas-Löser-Festspiele 

im Sächsischen Landtag auch in der Zweiten Aktuellen  

Debatte. Herr Löser, der Redner von BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN. Bitte schön, Sie haben das Wort. 

Thomas Löser, BÜNDNISGRÜNE: Sehr geehrter Herr 

Präsident! Vielen Dank für die freundliche Begrüßung. 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Wir haben das 

Thema Wohnungsbau schon sehr oft diskutiert. Wir hatten 

zur Ankurbelung des Wohnungsbaus auch in Sachsen Ende 

des letzten Jahres einen Antrag vorgelegt, der dann leider 

abgelehnt wurde. Aber das Thema bleibt natürlich aktuell. 

Danke insofern an Die Linke für die Möglichkeit, hier un-

sere wohnungspolitische Position kurz vor der Bundestags-

wahl noch einmal zu diskutieren. 

(Heiterkeit Die Linke) 

Der Wohnungsmarkt in Sachsen bleibt je nach konkretem 

Betrachtungsort sehr verschieden, das wurde bereits ge-

sagt. Während wir in vielen Teilen des Landes Leerstand 

haben, gibt es in den Ballungsräumen erhebliche Probleme, 

eine Wohnung zu finden oder, wenn man sie gefunden hat, 

dann auch zu bezahlen. Ja, es stimmt auch, dass viele Sach-

sen nicht von steigenden Wohnkosten betroffen sind, weil 

sie viele Jahre alte Mietverträge haben oder im Eigentum 

leben. Aber wer für die Ausbildung in einer der Großstädte 

zieht oder dort schon lebt, wer dort ins Berufsleben ein-

steigt oder eine Familie gründen will, der ist dem heißge-

laufenen Wohnungsmarkt ausgesetzt. 

Die steigenden Wohnkosten in Sachsen betreffen vor allem 

die wirtschaftlichen Wachstumsregionen; das ist bereits ge-

nannt worden. Menschen ziehen nach ihrer Ausbildung an 

Orte, an denen es ausreichende Arbeitsplätze gibt. Immer 

wieder wird dann vorgebracht, diese Menschen könnten 

doch auch in eine der vielen entfernteren Orte Sachsens mit 

Wohnungsleerstand ziehen. Niemand stellt hier die Schön-

heit und Wohnqualität unserer Städte infrage, aber wenn 

Tausende Arbeitsplätze durch eine Industrieansiedlung ent-

stehen, dann muss dort auch Wohnraum gebaut oder in der 

Nähe instandgesetzt werden. Es ist richtig, was der Minis-

terpräsident sagt: Wir werden mit der Kopplung im Dresd-

ner Norden die Umlandgemeinden einbeziehen. 

Ich möchte auf eines hinweisen: ESMC hat Milliarden 

Euro an Förderung bekommen 

(Katja Meier, BÜNDNISGRÜNE: Fünf!) 

und weigert sich, Werkswohnungen zu bauen. – Wissen Sie 

genau, wie viel? 

(Katja Meier, BÜNDNISGRÜNE: 

5 Milliarden Euro!) 

5 Milliarden Euro, und ESMC weigert sich, Werkswoh-

nungen zu bauen. Das ist ein Riesenproblem. Die Landes-

regierung hätte einfordern müssen, dass ESMC bei so vie-

len Leuten, die zum Glück hierherkommen, auch entspre-

chend Wohnungen baut. 

(Beifall Die Linke) 

Die meisten Bürgerinnen und Bürger wollen in der Nähe 

ihrer Arbeitsstätte wohnen statt stundenlang zu pendeln. 

Auch das ist ein vernünftiges Anliegen. Wenn wir die wirt-

schaftliche Leistungsfähigkeit unseres Bundeslandes und 

die damit verbundenen finanziellen Möglichkeiten erhalten 

wollen, müssen wir auch für mehr Investitionen in Wohn-

raum sorgen. Das wird ganz ohne Förderung nicht funkti-

onieren. Der Freistaat fördert Eigentumsbildung und Woh-

nungsbau für Familien und den Sozialwohnungsbau – aus 

unserer Sicht aber nicht ganz richtig. Ein Teil der Landes-

förderung für Sozialwohnungen wird beispielsweise nicht 

abgerufen. Warum passiert das nicht? Weil die Fördersätze 

zu niedrig sind. Die Genossenschaften und die kommuna-

len Unternehmen bauen nicht, weil der Fördersatz nicht 

ausreicht. Wir müssen also diesen Fördersatz – das Geld ist 

ja da – anheben. Dafür ist das Geld da, dafür ist es gedacht. 

Dort sollten wir es für bezahlbares Wohnen und sozialen 

Wohnungsbau einsetzen. Hier besteht aus unserer Sicht 

Korrekturbedarf. 

Auch der Bund ist in der Verantwortung, bei der Wohn-

raumförderung nachzusteuern. Wir setzen dabei auf die 

energetische Sanierung leerstehender Wohnungen und die 

Förderung für den Ausbau und die Aufstockung bestehen-

der Wohngebäude. Die Nebenkosten wie Makler, Notar  
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oder Grundbuchgebühren müssen begrenzt bzw. deutlich 

gesenkt werden. Wer das mal mitgemacht hat, weiß, was 

dabei anfällt. Man sich fragt, wohin das Geld eigentlich 

geht, für welche Leistung. 

Jetzt noch mal zum Thema: Instrumente wie die Mietpreis-

kappungsgrenze haben den Mietanstieg für Bestandsge-

bäude und Bestandsmietverträge effektiv reduziert. Es ist 

ein Fakt, sie wirken preisdämpfend auf den gesamten Woh-

nungsmarkt. Davon profitieren Millionen Bestandsmiete-

rinnen und -mieter. Die bestehenden Gesetzeslücken für 

möblierte Wohnungen und Kurzzeitmieten müssen bun-

desseitig geschlossen werden. Ich finde es schwierig – das 

habe ich auch in der letzten Rede schon gesagt, liebe Kol-

leginnen und Kollegen der CDU –, dass die CDU im Bun-

destagswahlkampf nicht klar Farbe bekennt. Was ist denn 

nun mit der Mietpreisbremse? Die wird im Jahr 2025 aus-

laufen. SPD und GRÜNE haben den Vorschlag im Bund 

gemacht, sie zu verlängern. Die CDU sagt: Na ja, in Sach-

sen ja, aber im Bund machen wir das nicht. Erst nach der 

nächsten Bundestagswahl wollen wir sagen, wie unsere 

Position ist. – Ich finde das nicht besonders deutlich. 

Das Gleiche gilt für das Zweckentfremdungsverbot. Dieses 

Gesetz haben wir mit CDU, SPD und GRÜNEN beschlos-

sen. Insofern hat die letzte Regierung schon eine Menge 

getan. Dieses Zweckentfremdungsverbot ermöglicht 

Leipzig und Dresden nun die Einführung einer Satzung, 

um zweckentfremdete Wohnungen, zum Beispiel Ferien-

wohnungen, wieder an den Wohnungsmarkt zu bringen. 

Dabei ist es hochinteressant, dass die AfD im Dresdner 

Stadtrat einen Antrag gestellt hat, um das nicht zum Zuge 

kommen zu lassen. Also ganz konkret: Die AfD will weni-

ger bezahlbare Wohnungen in der Innenstadt, aber mehr 

Ferienwohnungen. Das ist interessant für all diejenigen, die 

liebäugeln, diese Partei zu wählen. Sie können einmal 

schauen, wie Florenz, Rom, Barcelona und Venedig bei 

diesem Thema reagieren. Sie werden überall lesen, dass 

diese Städte diese Entwicklung stoppen wollen, weil es die 

Menschen zu Recht aufregt. 

Es gibt sehr viel zutun in diesem Bereich. Vielen Dank für 

diese Debatte. Die Herausforderungen, bezahlbaren Wohn-

raum zu schaffen, sind groß. Um sie zu bewältigen, müssen 

wir jetzt handeln, um den sozialen Frieden im Land und die 

wirtschaftliche Leistungsfähigkeit zu erhalten. 

Vielen Dank. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE und 

Albrecht Pallas, SPD) 

Präsident Alexander Dierks: Sie waren im Begriff, eine 

Punktlandung zu machen; aber dann wurde der letzte Satz 

doch etwas länger, als ich es vermutet hatte. Vielen Dank. 

Für die Fraktion BÜNDNISGRÜNE beschloss Herr Kol-

lege Löser die erste Runde. Ich frage, ob es Bedarf nach 

einer zweiten Debattenrunde gibt. – Den gibt es. Frau Kol-

legin Nagel für die beantragende Fraktion Die Linke. 

Juliane Nagel, Die Linke: Vielen Dank. Sehr geehrter 

Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen der 

demokratischen Fraktionen! 

(Zurufe AfD: Eijeijei!) 

Zumindest, wenn ich in diese Richtung schaue – SPD, 

GRÜNE und auch CDU –, höre ich neue Töne, eine stär-

kere Einräumung des Problems, das wir in Sachsen haben. 

Ich bin zuversichtlich, dass wir hoffentlich in die Spur – 

wir haben bald Haushaltsverhandlungen – und gut mitei-

nander ins Gespräch kommen. 

Ganz kurz eine Reaktion auf die Redebeiträge: Herr Hent-

schel, für uns als Linke ist klar – ich hoffe, dass ich damit 

auch für die Kolleginnen und Kollegen anderer demokrati-

scher Fraktionen spreche –: Geflüchtete gehören zu unserer 

Gesellschaft. 

(Zuruf Holger Hentschel, AfD) 

Diese kommen hier an, bauen sich zum Teil ein neues Le-

ben auf, können und dürften auch hierbleiben und sollen 

natürlich auch in eine Wohnung ziehen. 

(Zuruf Holger Hentschel, AfD) 

Wir hatten das schon in der letzten Landtagssitzung. Sie 

wissen gar nicht, welche zusätzlichen Barrieren Menschen 

mit Migrationsgeschichte, nicht nur mit Fluchtgeschichte, 

haben, um überhaupt Wohnraum zu bekommen. 

(Zurufe AfD) 

Dafür müssen wir Beratungsstellen und Möglichkeiten 

schaffen, damit diskriminierungsfrei der Zugang zu Wohn-

raum überhaupt geschieht. 

(Beifall Die Linke) 

Deswegen: Lassen Sie diese rudimentäre und begrenzte 

Argumentation, die nicht auf das Grundproblem des man-

gelnden Wohnraums eingeht. 

Frau Knebel, ich habe hier drei Beispiele aus Leipzig und 

aus Dresden gebracht. Mir ist natürlich klar, dass ich als 

Politikerin in erster Linie keine Einzelfallhilfe leiste. Ich 

habe es ganz klar adressiert: Es gibt im BauGB und im 

BGB Möglichkeiten, die Umwandlung von Mietwohn-

raum in Eigentumswohnungen zumindest ein wenig einzu-

schränken, um Mieter/-innen von umgewandeltem Woh-

nungen mit einem verlängerten Kündigungsschutz länger 

zu schützen. 

Unsere Aufgabe in dem Parlament – vielleicht ist Ihr Rol-

lenverständnis dazu noch nicht klar – ist nicht, hier eine 

Mietrechtsberatung zu machen, sondern diese politischen 

Instrumente in die Spur zu bringen. Das haben wir in Sach-

sen noch nicht, und das war mein Punkt. 

(Beifall Die Linke) 

Als Linke meinen wir, wir brauchen einen Booster für den 

sozialen Wohnungsbau. Es muss mehr Geld ins System. 

Herr Löser, ich kenne die Signale aus Leipzig anders. 

Leipzig würde gern mehr Mittel für den sozialen Woh-

nungsbau abrufen. Das ist noch möglich, weil wir eine 
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starke kommunale Wohnungsbaugesellschaft haben. In 

Dresden sieht das anders aus. Wir haben in der letzten Le-

gislaturperiode nicht nur einmal – auch im letzten Ple-

num – Vorschläge dazu gemacht, wie die Förderrichtlinie, 

mit der die soziale Wohnraumförderung in Sachsen pas-

siert, verändert werden kann, damit diese einfacher an-

wendbar ist und die Fördermittel in Dresden vielleicht eher 

abgerufen werden können. Diese Forderung werden wir 

auch weiterhin erheben. 

Es kann nicht sein, dass wir Förderrichtlinien haben, die 

nicht richtig zur Situation in den Kommunen passen, ob-

wohl der Wohnraumbedarf so hoch ist und die Fördermittel 

gern in Anspruch genommen werden würden. Leipzig 

würde zum Beispiel gern darauf verzichten, eine hohe 

kommunale Zusatzförderung auf den Weg zu bringen, da-

mit diese Fördermittel überhaupt sinnvoll fließen können. 

Das ist leider die Situation. Das ist ärgerlich. Die Kommu-

nen können es sich nicht mehr länger leisten zu kofinanzie-

ren. 

Wir plädieren dafür – das können wir als Land – zu 

schauen, ob wir nicht über die Kofinanzierungsverpflich-

tung hinaus Wohnungsbauförderung in diesem Land ma-

chen können. Das werden wir in den Haushaltsverhandlun-

gen auf dem Schirm haben. Wir haben einen Mindestanteil 

zu leisten. Aber was hindert uns denn, darüber hinauszuge-

hen; denn Wohnraumförderung, vor allem die Investitio-

nen in den sozialen Wohnungsbau, ist nicht nur eine Inves-

tition in die soziale Daseinsvorsorge in diesem Land, son-

dern kann auch ein Konjunkturprogramm für die Bauwirt-

schaft sein. 

Das Mindeste wäre doch – denken wir, wenn wir zum Bei-

spiel über die Schuldenbremse reden –, Investitionen in 

den sozialen Wohnungsbau und Fördermittelflüsse von 

dieser Schuldenbremse auszunehmen. 

Dabei schauen wir als Linke auch qualitativ hin. Wir müs-

sen dabei ein wenig nachhaltiger sein. Streng genommen 

sagen wir: Wohnraumförderung soll nur noch an kommu-

nale, an öffentliche Wohnungsunternehmen sowie an ge-

nossenschaftliche gemeinwohlorientierte Wohnungsunter-

nehmen erfolgen, die nicht Profit mit staatlichen Geldern 

erzielen und sozusagen mal kurz die Hand aufhalten, das 

Geld nehmen und eine soziale Zwischennutzung ermögli-

chen. Es soll für die Wohnungsakteure, die wirklich nach-

haltig und im Interesse der Mieter/-innen und im Interesse 

der Stadtteile und der Wohnumfelder agieren, sein. 

Lassen Sie uns schauen, wie wir in Sachsen – vielleicht 

ohne, dass der Bund jetzt den großen Wurf der neuen Woh-

nungsgemeinnützigkeit macht, für den wir sehr stark sind; 

aber unter der CDU haben wir auch keine Illusion, dass das 

kommen wird – dafür sorgen können, dass die Richtigen 

die Fördermittel abnehmen können, die nachhaltig dafür 

sorgen, dass die Mietpreise nicht weiter immens steigen. 

Auch über die Bodenpreise müssen wir stärker diskutieren, 

damit diese nicht weiter in astronomische Höhe steigen, 

sondern wirklich dämpfend wirken. Damit können wir das 

Beste für unsere Städte tun. 

Vielen Dank. 

(Beifall Die Linke) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Als Nächs-

ter spricht für die CDU-Fraktion Herr Flemming. 

Ingo Flemming, CDU: Vielen Dank, Herr Präsident. – 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich schließe an 

meinen ersten Redebeitrag an. Es ist Zeit für wirksame, 

pragmatische und zielgerichtete Maßnahmen durch ver-

lässliche Rahmenbedingungen. 

Wohnungsunternehmen sind in der Wirtschaft und in der 

Gesellschaft keine Selbstverständlichkeit. Sie haben tag-

täglich gegen Kostensteigerungen zu kämpfen, um bezahl-

baren Wohnraum zu erhalten. 

Sachsens neue Wohnungsbauministerin, Frau Kraushaar, 

hat dies am 20. Januar 2025 in Berlin im Gespräch mit der 

Bundesbauministerin Geywitz deutlich gemacht. Der Ver-

bandsdirektor des Verbands der Sächsischen Wohnungs-

wirtschaft, Alexander Müller, hat es kürzlich auf den Punkt 

gebracht. Es liegt an teilweise völlig verfehlten und über-

dimensionierten Vorgaben, die den Wohnungsbau erdrü-

cken. Die Ziele beim Klimaschutz und die Bezahlbarkeit 

des Wohnungsbaus müssen übereingebracht werden. 

Die Politik darf die Wohnungswirtschaft nicht als Erfül-

lungsgehilfen oder gar als Gegner sehen, wie das gerade 

wieder im Redebeitrag von Frau Nagel durchgeklungen ist. 

In der sozial orientierten Wohnungswirtschaft – das sind 

beispielsweise die Genossenschaften – sind nach Angaben 

des VSWG, also des Verbandes Sächsischer Wohnungsge-

nossenschaften, seit Beginn der Neunzigerjahre 34 Milliar-

den Euro investiert worden. Die Bestände sind damit wei-

testgehend durchsaniert. 

Wenn jetzt aber, wie von der Bundesregierung vorgesehen, 

bis zum Jahr 2045 Klimaneutralität erreicht werden soll, 

dann ist das nach deren Schätzung noch einmal die gleiche 

Summe. Das sind aber von heute an nur noch 20 Jahre und 

nicht die 35 Jahre, die wir seit dem Jahr 1990 hinter uns 

haben. Das darf man nicht aus den Augen verlieren; das ist 

extrem ambitioniert. 

Die Devise heißt: Weniger Bevormundung durch die Poli-

tik. Ein Beispiel war das Gebäudeenergiegesetz, mit dem 

der Einbau von klimafreundlichen Heizungen durch den 

Austausch alter Gas- und Ölheizungen gefördert werden 

soll. Das Ziel teilen wir. Aber Fakt ist, dass dadurch erheb-

liche Mehrkosten entstehen. 

Die Verbände schätzen, dass das zu Mietsteigerungen in 

Höhe von circa 1,60 Euro je Quadratmeter führen wird. 

Wenn man die Kaltmieten und die Nebenkosten addiert, 

dann sind das für viele Wohnungen 20 % Erhöhung. Auch 

das ist eine soziale Frage dieser Zeit und ein Teil der Ant-

wort. 

Zusammengefasst heißt das: Wir setzen uns vor allem da-

für ein, dass die Rahmenbedingungen für Investitionen im 

Wohnungsbau verbessert werden und sich diese Investitio-

nen am Ende auch für alle Beteiligten auszahlen. 
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Ich will einen letzten Punkt ansprechen. Fakt ist auch, dass 

bezahlbares Wohnen auch mit Wohneigentum zu tun hat; 

denn wer sich Wohneigentum geschaffen hat oder schaffen 

konnte, der muss keine Miete mehr zahlen. Die Eigentums-

bildung von Wohneigentum ist eines unserer wichtigsten 

Ziele. 

Deshalb war es auch der richtige Weg, dass im Jahr 2024 

135 Millionen Euro für öffentliche Darlehen aus dem 

Wohnraumförderfonds des Freistaates geflossen sind, um – 

insbesondere für Familien – die Verwirklichung des 

Traums von Wohneigentum zu ermöglichen. Folgender 

Kommentar dazu: Im Jahr 2022 waren es 35 Millionen 

Euro, 2023 waren es 79 Millionen Euro und im vergangen 

Jahr waren es 135 Millionen Euro. 

Das ist das beste Konjunkturprogramm für unsere Bauwirt-

schaft. Das sind Mittel, die zu 100 % gebunden sind, auch 

jetzt, sofort und sehr schnell in das Bauen und somit in die 

Unterstützung der Bauwirtschaft abfließen. Die Wohnei-

gentumsförderung Sachsen schließt 2024 mit einem 

Höchstergebnis ab. Das ist gut so. 

(Beifall CDU und Staatsregierung) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Danke. 

Wir hörten Herrn Flemming. Als Nächstes folgt von der 

AfD-Fraktion Frau Penz. 

Romy Penz, AfD: Sehr geehrter Präsident! Sehr geehrte 

Damen und Herren Abgeordnete! Herr Ritter, Sie haben 

eine wunderbare Wahlkampfrede im Bundestagswahl-

kampf gehalten. Sie sprechen von Wohneigentum. 

(Staatsminister Georg-Ludwig von Breitenbuch: 

Herr Flemming! – Weitere Zurufe) 

– Herr Flemming. Entschuldigen Sie vielmals. Das war 

nicht mit Absicht. 

Sie haben eine wunderbare Bundestagswahlkampfrede ge-

halten. Die CDU war es, die in der letzten Legislaturperi-

ode die Grunderwerbssteuer von 3,5 % auf 5,5 % erhöht 

hat. Nun sprechen Sie hier von mehr Wohneigentum. Herr 

Schröder hat zwar die Energieeinsparverordnung beschlos-

sen. Die CDU hatte danach aber viele Jahre Zeit, das zu 

entschärfen. Was haben Sie gemacht? Sie haben es ver-

schärft und damit das Wohnen viel teurer gemacht. Sie ha-

ben genau das produziert, was Sie jetzt kritisieren: nämlich 

unsägliche sinnlose Klimaverordnungen für Gebäude. Das 

weiß ich genau, weil ich aus der Baubranche komme. 

Sachsen besteht aus mehr als nur den Großstädten, so ehr-

lich müssen wir sein. Das darf man in der Debatte über be-

zahlbaren Wohnraum nicht vergessen. Rund die Hälfte der 

Bevölkerung Sachsens lebt auf dem Land. Dort gibt es 

ganz andere Probleme als in den Großstädten: Das ist eher 

die Infrastruktur. Diese Probleme hat aber auch die Staats-

regierung in Sachsen mit verursacht. So ehrlich müssen wir 

sein. Diese war CDU-geführt. 

Ich selbst bin Vorsitzende eines Aufsichtsrats einer Woh-

nungsverwaltungs- und Baugesellschaft und kann aus der 

Praxis schildern. Wir haben in Flöha einen Wohnungsleer-

stand von mehr als 15 %. Dort gibt es sanierte Wohnungen, 

wenn auch nicht nach dem neuesten Heizungsirrsinnsge-

setz. Sie bezahlen im Moment für 60 Quadratmeter 

300 Euro Kaltmiete, also ohne Nebenkosten. Wenn man ei-

nen Handwerker kommen lässt, dann sind diese 300 Euro 

in sechs Stunden verschwunden. Frau Nagel, ich verstehe 

nicht, wie Sie dabei von Profit sprechen können. Das ist 

eher ein Plus-Minus-Null-Geschäft. Wir kämpfen, um 

überhaupt in die schwarzen Zahlen zu kommen. 

Ein anderes Beispiel betrifft den demografischen Wandel, 

der sich aufgrund der verfehlten Politik der CDU ganz ext-

rem auf dem Land auswirkt. Ich gebe Ihnen dazu ein Bei-

spiel aus der letzten Legislaturperiode. Es geht um den 

Teilschulnetzplan der Berufsschulen. Der Kollege hat es 

schon richtig gesagt: Die Jugendlichen bleiben nämlich 

dort, wo sie hingeschickt wurden. Sie gehen zum Lernen in 

die Städte. Sie kehren nicht auf das Land zurück. Das ver-

schärft alles. 

Wir haben dadurch mit einer Überalterung auf dem Land 

zu kämpfen. Natürlich wird dadurch die Verkehrsanbin-

dung nicht besser. Das führt wiederum dazu, dass mehr 

Menschen abwandern und sich Arbeitgeber gar nicht erst 

ansiedeln. Leuchtturmprojekte wie TSMC, heute schon 

mehrfach erwähnt, siedeln sich ganz woanders an. 

Das ist ein Teufelskreis, den die Staatsregierung zu ver-

schulden hat. Anstatt belastbare und dauerhafte Lösungen 

zu finden, lässt sie die Dörfer und kleinen Städte ausster-

ben. In Sachsen gab es genügend Leuchtturmprojekte. Das 

können Sie sich gern selbst heraussuchen. Insoweit können 

Sie Google bedienen. 

Dass Menschen den günstigen Wohnraum auf dem Land 

nicht nutzen können, weil sie von dort kaum zu den Ar-

beitsstellen kommen, ist ein Fakt. Das führt wiederum zu 

der absurden Situation, dass im ländlichen Raum Häuser 

abgerissen werden oder Ruinen stehen bleiben – das ist 

Fakt –, weil sich dafür keine Mieter finden lassen und ir-

gendwann der Erhalt dieser Wohnungen unwirtschaftlich 

ist. 

Wir machen keinen Profit. Wir versuchen, das ländliche 

Leben am Leben zu halten. Das ist einfach die Wahrheit. 

Das Wohnen im ländlichen Raum ist günstig, lebenswert 

und macht – zumindest mir – Spaß. Dafür muss allerdings 

die Staatsregierung endlich die notwendigen politischen 

Voraussetzungen schaffen. Wir haben immer betont, dass 

der ländliche Raum nicht das Problem ist, sondern dass er 

Teil der Lösung sein muss. 

Ich appelliere noch einmal an die Staatsregierung: Redu-

zieren Sie endlich die ausufernden Bauvorschriften! Sie 

haben es sich vorgenommen. Sie haben jetzt wieder einmal 

die Möglichkeit. Verbessern Sie die Verkehrsanbindungen 

vom Land an die Städte! Das halte ich jedoch bei der Haus-

haltslage, die wir zurzeit haben, für sehr schwierig. Wir 

werden wohl wieder leer ausgehen. Beenden Sie den Kli-

mawahn im Wohnungsbau und beginnen Sie mit einer po-

sitiven Familienpolitik, weil gerade für Familien das Leben 

auf dem Land sehr lebenswert ist! 
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Danke. 

(Beifall AfD) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Wir hörten 

Frau Penz von der AfD-Fraktion. Besteht bei der BSW-

Fraktion weiterer Redebedarf? – Das kann ich nicht fest-

stellen. Bei der SPD? – Das ist auch nicht der Fall. BÜND-

NISGRÜNE? – Das ist ebenfalls nicht der Fall. Hat die 

Fraktion Die Linke noch Redebedarf? – Nein. Dann ist die 

zweite Aktuelle Debatte hiermit abgeschlossen. 

(Albrecht Pallas, SPD: Die Staatsregierung! – 

Zuruf AfD: Wenn sie will, sie muss nicht!) 

Die Staatsregierung fehlt, Entschuldigung. Bitte schön, 

Frau Ministerin. 

Regina Kraushaar, Staatsministerin für Infrastruktur 

und Landesentwicklung: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Ich würde 

Sie gern einladen: Stellen Sie sich eine junge Familie vor, 

vielleicht wohnhaft in Mittelfranken. Er kommt gebürtig 

aus Görlitz, sie gebürtig aus Bautzen. Sie können sich eine 

Rückkehr vorstellen, auch weil sie aufmerksam verfolgt 

haben, dass es ganz wunderbare Strukturwandelprojekte 

vor Ort gibt. Was die beiden irritiert: Sie hören immer wie-

der, dass das Wohnen unbezahlbar ist oder wird. Ist das 

wirklich so? Ist das Bild, dass von Sachsen gezeichnet 

wird, tatsächlich so? Ich finde: Nein. 

Lassen Sie mich das Bild ein wenig anders beleuchten. Die 

Debatte wird bei einer solchen Darstellung von einer Seite 

dominiert und deckt nur die Lebensrealität eines kleinen 

Anteils der Sachsen ab. Damit möchte ich nicht gesagt ha-

ben, dass diese Seite auszublenden wäre. 

Meine Damen und Herren Abgeordnete! Ich darf mir den 

Hinweis erlauben, dass Wohnen nicht gleich Mieten ist. 

Ganz klar ist Folgendes: Bezahlbares Wohnen ist für die 

meisten Sachsen momentan keine soziale Frage. 

Gern möchte ich noch einmal vier Aspekte der Debatte hier 

aufgreifen, mit Fakten einordnen und dann anschließend 

ein kleines Fazit ziehen.  

Erstens. Gut ein Drittel der Haushalte in Sachsen leben in 

Eigentum. Weitere 40 % der Mieterhaushalte leben in kom-

munalen oder genossenschaftlichen, dem Gemeinwohl ori-

entierten Wohnungen mit meist sozial orientierten Mieten. 

Das ist ein wichtiger Aspekt in Sachsen, der oft vergessen 

wird. Ich habe in der vorletzten Woche mit den beiden Ver-

bänden der kommunalen und genossenschaftlichen Ver-

mieter gesprochen, die mir das noch einmal eindringlich an 

das Herz gelegt und die soziale Orientierung der Mieten 

dargelegt haben. 

Ich möchte das mit einer Zahl untermauern. So lagen bei-

spielsweise genossenschaftliche Bestandsmieten im Jahr 

2024 im Durchschnitt bei nur 5,50 Euro pro Quadratmeter. 

Das ist ein wesentlicher Beitrag zu bezahlbarem Wohnen. 

Zweitens. Eigentum ist eine zentrale Säule der Wohnraum-

versorgung. Ich habe es bereits erwähnt. Etwa ein Drittel 

der sächsischen Haushalte leben im Eigentum und sind da-

mit unabhängig von Vermietern und Mietentwicklungen. 

Es gehört auch zur Wahrheit dazu, dass das vor allem im 

ländlichen Raum der Fall ist. Es gibt eine große Diskrepanz 

zwischen den urbanen und ländlichen Räumen in Bezug 

auf die Eigentümerquote. 

Deshalb setze ich auch auf die Förderung von Wohneigen-

tum. Eigentümer, in aller Regel Mehrkindfamilien, werden 

unabhängiger in der finanziellen Lebensführung. Am 

Ende, das ist auch wichtig zu sagen, stärkt das Wohneigen-

tum die individuelle Altersvorsorge. Wer mietfrei wohnt, 

kann im Alter finanziell unabhängiger leben und Entschei-

dungen freier treffen. 

Sachsen unterstützt seit vielen Jahren den Eigentumser-

werb durch zinsgünstige Förderdarlehen. Sie reduzieren 

die finanzielle Belastung und sorgen für Planungssicher-

heit. Aktuell liegt der Zinssatz für Förderdarlehen bei 

0,95 %, also bei unter einem Prozent, fest über 25 Jahre. 

Das hilft. Im Jahr 2024, der Abgeordnete Herr Flemming 

hat es schon gesagt, wurden 135 Millionen Euro an För-

derdarlehen für Familien und Haushalte im ländlichen 

Raum bewilligt. Nicht zu vergessen ist folgender Punkt: 

Wer in ein Eigenheim oder in Eigentum zieht, gibt eine 

Mietwohnung frei. Deshalb bin ich auch sehr dankbar, dass 

sich die die Regierung tragenden Fraktionen im Koalitions-

vertrag klar zum Wohneigentum und zu dessen Förderung 

bekannt haben. 

Drittens. Es braucht ganzheitliche Lösungen für die Wohn-

raumsituation. Eingriffe in den Markt können keine Prob-

leme lösen, sondern immer nur Symptome bekämpfen. Ich 

setze deshalb auf einen ausgewogenen Fördermix, sowohl 

für selbstgenutztes Wohneigentum als auch für den Neubau 

und die Sanierung von bezahlbaren Wohnungen und in 

Ausnahmefällen – das tun wir ja – natürlich auch auf 

Markteingriffe mit Augenmaß. 

Konkret hat das im Jahr 2024 so ausgesehen: Für den Bau 

von Sozialwohnungen in Dresden und Leipzig wurden 

50 Millionen Euro zur Verfügung gestellt und für die Mo-

dernisierung von bezahlbarem Wohnraum 143 Millio-

nen Euro. In Dresden und Leipzig wirken die Mietpreis-

bremse und eine reduzierte Kappungsgrenze. Die ange-

spannte Lage in unserem Haushalt lässt aber kein einfaches 

Weiter-so zu. Die Kofinanzierung der Bundesmittel wird 

ein absoluter Kraftakt und auch für dieses Hohe Haus in 

den nächsten Monaten, glaube ich, eine besondere Heraus-

forderung werden. 

Noch eine Anmerkung zum Neubau. Ich will es ganz klar 

sagen: Wir brauchen mehr Neubau in den angespannten 

Wohnungsmärkten. Die Investoren sagen mir sofort: Bitte 

gerne, aber mit weniger Bürokratie! – Und – auch das ge-

hört dazu –: Setzt endlich die Baustandards herab! Mit dem 

Gebäudetyp E in der Sächsischen Bauordnung hat sich 

Sachsen auf den Weg gemacht. Nun müssen weitere 

Hemmnisse beseitigt werden. Im BGB brauchen wir eine 

pragmatische Haftungsregelung. Nicht zuletzt müssen die 

Architekten die Chance ergreifen und die vereinfachten 

Regeln auch anwenden. 
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Last, but not least – – 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Würden 

Sie eine Kurzintervention zulassen? 

Regina Kraushaar, Staatsministerin für Infrastruktur 

und Landesentwicklung: Selbstverständlich. 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Dann, 

bitte. 

Juliane Nagel, Die Linke: Es ist tatsächlich eine Zwi-

schenfrage. Das habe ich in meinen Redebeiträgen verges-

sen. Schleswig-Holstein hat im Jahr 2023 beschlossen, ei-

nen Regelstandard für erleichtertes Bauen für den Sozial-

wohnungsbau verbindlich werden zu lassen. Die These 

war: 25 % Einsparung bei den Baukosten. Nachdem jetzt 

damit angefangen wurde, erweist es sich sogar als noch 

besser. Ich glaube, es wird auf ein Drittel taxiert. Ist so et-

was in Sachsen geplant? Wollen Sie das auch angehen? Wir 

reden ja schon lange über den Gebäudetyp E. Die Bauord-

nung ist angepasst worden. Einen Regelstandard zu imple-

mentieren, wie das Schleswig-Holstein macht, steht das auf 

der Agenda? 

Regina Kraushaar, Staatsministerin für Infrastruktur 

und Landesentwicklung: Vielen Dank für die Frage. Wir 

haben über das Baugesetzbuch, über die Sächsische Bau-

ordnung mit dem Städte- und Gemeindetag und dem Land-

kreistag gesprochen. Wir wollen uns diesen Fragen tatsäch-

lich nähern. Was genau? – Also, wir schauen uns an: Was 

geht woanders schon? Was haben sie für gute Erfahrungen 

gemacht? 

Ich bin froh darüber, dass wir den Gebäudetyp E in der 

Sächsischen Bauordnung haben. Er fliegt aber nicht. Er 

fliegt nicht, weil beispielsweise im BGB die Änderungen 

fehlen. Ich sage es einmal so: Irgendwann muss man zum 

Liefern kommen. 

Last, but not least: Nicht den ländlichen Raum vergessen! 

Dort haben wir in der Regel zu hohe Leerstände – es ist 

heute mehrfach von Abgeordneten angesprochen worden – 

und nicht zu hohe Mieten. Der ländliche Raum muss at-

traktiv und lebenswert bleiben. Das bleibt er auch, wenn 

dort junge Menschen wohnen. Dazu gehört auch, dass der 

Leerstand reduziert wird und dass die Bestände natürlich 

bezahlbar modernisiert werden. 

Gleichzeitig ist es wichtig, dass die prosperierenden, urba-

nen Räume noch mehr in die ländlichen Räume ausstrah-

len. Auch das ist gesagt worden. Eine gute Anbindung und 

Mobilität zwischen Stadt und Land müssen die Vorausset-

zung dafür sein. 

Mein Fazit: Wohnungspolitik muss realitätsnah bleiben. 

Grundsätzlich muss Wohnungspolitik die Situation von 

Mieter und Vermieter, also von beiden, im Blick haben. Die 

Wohnsituation ist für die allermeisten Sachsen wirklich 

gut. Schlechtreden ist nicht angebracht. Die Situation in 

Dresden oder Leipzig ist relevant, aber eben nur ein Teil 

der Realität. Wohnen in Sachsen ist ganz überwiegend be-

zahlbar. So ist Chemnitz beispielsweise – Chemnitz als 

Kulturhauptstadt, als tolle Stadt – die preiswerteste deut-

sche Großstadt mit Angebotsmieten in Höhe von weniger 

als 6 Euro pro Quadratmeter. 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Frau 

Staatsministerin, würden Sie noch eine Zwischenfrage zu-

lassen? 

Regina Kraushaar, Staatsministerin für Infrastruktur 

und Landesentwicklung: Ja. 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Dann bitte 

an Mikrofon 3. 

Thomas Löser, BÜNDNISGRÜNE: Das ist sehr freund-

lich. Sehr geehrte Frau Staatsministerin, ich habe eine 

Frage. Sie sprachen auch von der Mietpreisbremse, hier, 

für Sachsen. Wir hatten sie ja eingeführt. Morgen wird es 

im Bundesrat einen Gesetzentwurf der Länder geben. Die 

Frage ist, wie sich Sachsen bei dieser Abstimmung verhal-

ten wird. Können Sie uns das sagen? Also, es ist das Gesetz 

zur Verlängerung der Mietpreisbremse. Es steht morgen im 

Bundesrat zur Abstimmung. 

Regina Kraushaar, Staatsministerin für Infrastruktur 

und Landesentwicklung: Das kann ich Ihnen jetzt nicht 

sagen. Die Frage kann ich Ihnen nicht beantworten. 

Thomas Löser, BÜNDNISGRÜNE: Okay. Danke. 

Regina Kraushaar, Staatsministerin für Infrastruktur 

und Landesentwicklung: Ich nehme an „freie Hand“, 

aber ich kann es Ihnen nicht sagen. Tut mir leid. Das muss 

ich nachliefern. 

In einem Ranking der Miethöhe aller 400 deutschen Land-

kreise und kreisfreien Städte sind die letzten acht Plätze al-

lesamt von sächsischen Landkreisen belegt. Das heißt, nir-

gendwo in Deutschland ist Wohnen günstiger als in der 

Mehrheit der sächsischen Landkreise. Legen wir deshalb 

die Hände in den Schoß? – Nein. Ich stehe dafür, selbstge-

nutztes Wohneigentum zu fördern, bezahlbares Wohnen zu 

ermöglichen, zu hohe Mieten zu verhindern und den länd-

lichen Raum zu stärken. 

Kommen wir am Schluss zurück zu unseren sächsischen 

Rückkehrerinnen und Rückkehrern in spe aus Mittelfran-

ken. Sagen wir Ihnen, in Sachsen lebt es sich fast überall 

wunderbar und bezahlbar. Förderung für Wohneigentum 

gibt es auch. Im ländlichen Raum wirst du gut angebunden 

sein an die Metropolen. – Ich bin überzeugt davon, das ist 

das realistischere, zuversichtlichere und zukunftsorien-

tierte Bild von Sachsen. 

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall CDU) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Wir hörten 

Frau Staatsministerin. Damit ist die zweite Aktuelle De-

batte abgeschlossen. 

Wir kommen nun zu
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Dritte Aktuelle Debatte 

Kulturhauptstadt Chemnitz 2025 – Kultur  

und Gesellschaft nachhaltig verbinden 

Antrag der Fraktion CDU 

Als Antragstellerin hat zunächst die Fraktion der CDU das 

Wort. Frau Gockel, bitte. 

Sandra Gockel, CDU: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr 

geehrte Kolleginnen und Kollegen! In dieser Aktuellen De-

batte wollen wir uns mit der europäischen Kulturhauptstadt 

2025, mit unserem Chemnitz, befassen. Zugleich wollen 

wir die Frage nach dem Danach aufwerfen. Gelingt es, 

Kultur und Gesellschaft über das Kulturhauptstadtjahr 

2025 in Chemnitz hinaus nachhaltig miteinander zu verbin-

den? Wir denken, der Zeitpunkt dieser Debatte ist gut ge-

wählt; denn mit der Eröffnung des Kulturhauptstadtjahres 

haben wir schon einen Eindruck davon bekommen, was 

uns und Europa in Chemnitz und in der Region erwartet. 

Der Ausruf einer Kulturhauptstadt rückt einen Ort in den 

Mittelpunkt des Interesses. Es geht aber nicht nur darum, 

auf den Ort aufmerksam zu machen, sondern auch darum, 

im Ort, im Land nachhaltig Spuren zu hinterlassen. 

Es geht jetzt darum, das Jahr nicht an uns vorübergehen zu 

lassen und dann Bilanz zu ziehen, sondern die Erfahrungen 

anderer Städte und Regionen einzubeziehen und die ent-

scheidende Frage zu stellen: Wie sichern wir die Nachhal-

tigkeit von dem, was jetzt begonnen wurde? Diese Frage 

muss auch an die Organisatoren gerichtet werden. Es geht 

um mehr als um ein Ereignis. Es geht um mehr als nur um 

ein Projekt, dem weitere folgen. 

Es bleibt für Chemnitz und die umliegenden Kommunen 

eine Aufgabe, daraus langfristig einen Mehrwert zu schöp-

fen. Vieles von dem, was das Besondere von Chemnitz aus-

macht – ich weiß, wovon ich spreche, weil ich aus der Re-

gion ursprünglich stamme –, wird in Erinnerung bleiben. 

Was, das wissen wir nicht. Allein die Menschen vor Ort 

werden darüber entscheiden, was angenommen und weiter-

geführt werden wird. 

Wir stehen jetzt vor den Haushaltsverhandlungen. Ich 

hoffe, dass all diejenigen, die sich in den vergangenen Jah-

ren für das Projekt eingesetzt haben, nun auch bereit dazu 

sind, die Idee nachhaltig zu Ende zu bringen. 

Fährt man in andere Kulturhauptstädte und spricht mit den 

Akteuren der Vergangenheit, so ist es wenig überraschend, 

dass letztlich das Interesse aus der Ferne an dem Ort er-

lahmt, wenn in der Zeit des besonderen öffentlichen Inte-

resses, im Jahr der Kulturhauptstadt, nicht eine Geschichte 

entsteht, die weiterhin neugierig macht und Spannung er-

zeugt. 

Derzeit sehe ich vor allem Begeisterung über das, was statt-

findet, aber unklare Entwicklungen bei den Dingen, die 

über den Tag hinausreichen. 

Wir haben die Debatte aufgerufen, um die notwendige 

Agenda zu definieren und um nicht erst am Ende Bilanz zu 

ziehen, welche Dinge weitergeführt werden sollten. Es ist 

bei Kulturprojekten immer eine Herausforderung, vorher 

darüber zu entscheiden, was diesen wichtigen Beitrag leis-

tet und was eher eine Gelegenheit war, worüber die Zeit 

hinweggeht. 

Aus unserer Sicht kommt es darauf an, dass aus den unzäh-

ligen Ideen jene erkannt werden, die fortwirken und es wert 

sind, fortgeführt zu werden. 

Vieles scheint sich durch mediale Resonanz und Wieder-

hall in den geschlossenen Räumen des Kulturbetriebes zu 

empfehlen. Fragen zu stellen, wo das Jahr im Grunde erst 

begonnen hat, heißt nicht, infrage zu stellen. Die Kunst- 

und Kulturfreiheit brauchen die Debatte, und sie braucht 

die Reflexion. Erst dann erfährt sie Resonanz und Rele-

vanz. Dies sind jedoch nicht immer jene Debatten, die die 

Initiatoren initiiert haben. 

Nun lässt sich für den Augenblick auch festhalten, dass „C 

the Unseen“ – als das Ungesehene, vielleicht auch Überse-

hene zu sehen und vor allem zu erleben – nicht nur ein ge-

schriebener Titel ist, sondern dem Anspruch an ein wirkli-

ches Programm auch gerecht wird; denn es steht für die 

Umsetzung des Vorhabens an eine nachhaltige Investition 

und einen Impuls für die Stadt sowie für die Region und 

unseren gesamten Freistaat. Dabei sollen besonders die 

Menschen im Mittelpunkt stehen. Wer die Festreden von 

Oberbürgermeister Sven Schulze und dem Bundespräsi-

denten bei der Eröffnungsfeier gesehen oder verfolgt hat, 

hat wahrgenommen, dass Chemnitz viel zu bieten hat, und 

fühlt sich als Teilnehmer an dieser Reise, wie sie vom 

Oberbürgermeister beschrieben wurde, mitgenommen. 

Chemnitz ist ein Stück weit Teil unser aller kultureller 

Identität, und es steht mit Chemnitz – ich erinnere an die 

allseits bekannte Namensänderung – auch eine Struktur, 

die die Identität beeinflusst hat, in besonderer Weise, und 

zwar für die vielen Umbrüche, die aufeinander folgten. Die 

vielen Menschen, auch über unsere Region hinaus, die die 

Wechselwirkung der Transformation erlebt haben, können 

sich mit ihren Biografien in besonderem Maße damit ver-

bunden fühlen. 

Der Titel „Kulturhauptstadt Europas“ ist auch eine ganz 

besondere Ehre. 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Frau Go-

ckel, Ihre Redezeit ist zu Ende. 

Sandra Gockel, CDU: Gestatten Sie mir noch einen Satz, 

Herr Präsident. Diese Ehre muss zuteilwerden, denn der 
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Freistaat fördert diese Investition mit 25 Millionen Euro –

von der Vorbereitung 2021 bis zur Durchführung in 2025. 

Auf die Detailprojekte wird meine Kollegin in der zweiten 

Debatte, in der es darum geht, was für die Menschen wich-

tig und nachhaltig ist, eingehen. 

Vielen Dank. 

(Beifall CDU, SPD und Staatsregierung) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Wir hörten 

Frau Gockel von der CDU-Fraktion. Als Nächstes spricht 

Martina Jost von der AfD-Fraktion; bitte schön. 

Martina Jost, AfD: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr ge-

ehrte Damen und Herren Abgeordnete! Eine sächsische 

Stadt ist Kulturhauptstadt Europas geworden. Das ist ein 

herausragendes Ereignis, das ist großartig. Aber: Was ist 

nun die Aufgabe einer Kulturhauptstadt? Frau Gockel hat 

einiges definiert und stellt die Menschen in den Mittel-

punkt. Man kann wirklich sagen: Das ist wahrscheinlich 

allerwichtigster Inhalt für die Zukunft. 

Ich will nochmals darauf eingehen, wie die EU die allge-

meinen Ziele einer Kulturhauptstadt definiert. Ja, dabei 

geht es um die Wahrung und Förderung der Vielfalt der 

Kulturen in Europa, um die Förderung des europäischen 

Zusammengehörigkeitsgefühls und die Förderung des Bei-

trages der Kultur zur langfristigen Entwicklung der Städte. 

Die Kulturhauptstadt hat viele interessante Projekte auf die 

Beine gestellt. Ich möchte eines herausgreifen: Das ist zum 

Beispiel eine Ausstellung über die katholische Philosophin 

Edith Stein, die wegen ihrer jüdischen Herkunft im KZ um-

gebracht wurde – eine faszinierende Persönlichkeit, über 

die es sich zu lernen lohnt. Sie war eine Brückenbauerin 

zwischen den Religionen, somit auch zwischen den Kultu-

ren. 

Aber natürlich gibt es – sonst würde ich heute nicht hier-

stehen – etwas, das die Freude trübt. Seit Chemnitz 2020 

den Zuschlag erhielt, wurde schon bei der Nominierung die 

Propaganda gegen die AfD, gegen Rechte und Andersden-

kende missbraucht. So hängte die Band ZSK bei dem aus 

Steuermitteln finanzierten Kosmos-Festival eine „FCK 

AFD“-Fahne auf die Bühne und sang „Ganz Chemnitz 

hasst die AfD“. Allerdings, wenn wir uns das heute anse-

hen: Die Umfragewerte zur Bundestagswahl sprechen eine 

andere Sprache. Über Geschmack lässt sich da natürlich 

streiten und ein Blick in das Programm zeigt das auch. Wo-

rüber sich aber nicht streiten lässt, ist die offene Beteili-

gung von Antifa-Gruppen. 

Aber fangen wir mit der Bewerbung an, da kann man es 

dann schwarz auf weiß lesen bei Projekten wie „Evolution 

Chemnitz“. Hier erscheint – auch bei den lokalen Partnern 

– unter anderem die „Migrantifa“, ein gewaltaffines, anti-

semitisches Netzwerk. Das Projekt selbst widmet sich dann 

angeblich dem Erstarken rechtsradikaler Netzwerke in Eu-

ropa. Ja, offenbar sind damit auch demokratischen Parteien 

in Polen, Österreich, Ungarn usw. gemeint. Noch einmal 

zur Definition: Die Förderung europäischen Zusammenge-

hörigkeitsgefühls kann ich darin nicht erkennen und eine 

demokratische Ausgewogenheit sieht auch anders aus. Wir 

haben bei der Geschäftsführung der Kulturhauptstadt 

GmbH nachgefragt. Dort hatte man kein Problem damit. 

Das wäre nur ein Beispiel, aber die Irritationen hören nicht 

auf. 

Da wäre zum Beispiel das Projekt „Demokratiestütz-

punkt“. Hier geht es darum, Netzwerke von Läden und 

Kneipen zu schaffen, in denen Andersdenkende uner-

wünscht sind. An diesen Orten sollen angeblich menschen-

verachtende Äußerungen nicht geduldet werden. Men-

schenverachtende Äußerungen sind selbstverständlich ab-

zulehnen, da sollten wir uns einig sein. Aber wer definiert 

die denn? Darf ich da heute noch hingehen, wenn ich sage, 

dass es für mich laut Biologie nur zwei Geschlechter gibt 

oder dass wir mit Windrädern nicht die Welt retten? Man 

weiß es nicht. Das hat vor Ort mit Förderung des Zusam-

mengehörigkeitsgefühls nichts zu tun. Das ist kein Auf- 

einanderzugehen, sondern Spaltung. 

(Beifall AfD) 

Liebe CDU, Ihre Debatte nennt sich „Kultur und Gesell-

schaft nachhaltig verbinden“. Das klingt schön, wird aber 

an der Stelle, wo es um das Verbindende geht, bei solchen 

Projekten zur leeren Parole. Sie müssen sich jetzt wirklich 

Gedanken machen. Nach den Ereignissen der letzten zwei 

Wochen bezweifle ich, dass Sie und Ihr Kanzlerkandidat 

Merz und sogar Sie von der SPD – wir haben ja jetzt in-

zwischen auch Rassisten bei der SPD –  

(Heiterkeit AfD) 

bei den Demokratiestützpunkten noch willkommen sind. 

Ebenso sollten Sie sich beim Doppelhaushalt Gedanken 

machen, wen und was Sie hier in Zukunft noch finanzieren. 

Sie haben es gesagt, Frau Gockel: Die Menschen vor Ort 

werden entscheiden, wie wertvoll das Projekt war. Über 

den Erfolg wird erst in der Zukunft entschieden. 

Den Chemnitzern und allen Besuchern wünsche ich von 

dieser Stelle aus, dass ein guter und nachhallender Ein-

druck einer guten Kunst und Kultur bleibt. 

Vielen Dank. 

(Beifall AfD) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Danke 

schön, fast eine Punktlandung. Wir hören als Nächstes 

Herrn Dr. Huhn von der Fraktion BSW. 

Dr. Ingolf Huhn, BSW: Herr Präsident! Meine Damen 

und Herren! Dass Chemnitz Kulturhauptstadt ist, ist eine 

tolle Sache. Wir haben im Vorfeld lange mitgebangt, bevor 

es entschieden war, und haben lange geschaut: Bekommen 

wir es denn wirklich hin? 

Es ist seit 26 Jahren das erste Mal, dass die Kulturhaupt-

stadt im Osten ist. 1999 war es in Weimar. Ob sie in der 

nächsten Zeit mal wieder in den Osten kommt, ist nicht zu 

sehen. Also, wir haben jetzt eine Chance, die Chemnitzer 

haben jetzt eine Chance und machen, glaube ich, was An-

ständiges daraus. Das ist toll losgegangen. Es gab ja immer 
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mal die Frage: Ist die Bevölkerung genügend dabei? Wol-

len die Leute das wirklich? Wir hatten kleinere Irritationen; 

aber es ist großartig losgegangen, und wir schauen mit gro-

ßen Augen darauf, wie das jetzt weitergeht. 

Deswegen ist ein wenig die Frage, warum wir jetzt diese 

Debatte haben. Ist das strittig? Nein, strittig ist das nicht. 

Haben wir über das Geld zu entscheiden? Nein, die Gelder 

sind bestätigt, sind geflossen. Ich verstehe, Frau Gockel, 

was Sie meinen: dass man den Debattenprozess über das, 

was danach ist, noch einmal ein wenig begleiten will. – 

Richtig entscheiden können wir es nicht, auch da können 

wir allenfalls Ratschläge geben oder mit draufschauen. 

Landtagsentscheidungen werden dazu nicht stattfinden. 

Dass wir trotzdem noch einmal darüber reden, ist eine 

schöne Sache. 

Gab es denn Probleme? Am Anfang war die Frage, ob die 

Chemnitzerinnen und Chemnitzer dabei genügend einbe-

zogen sind. Es gab die Frage dieser Apfelbaumlinie; da hat 

sich herausgestellt, das ist nicht rasenpraktisch, vor allem 

nicht, weil es Apfelbäume sind. 

Man kann schauen, wenn man aus dem Erzgebirge kommt: 

Ist die Einbeziehung der Kulturhauptstadtregion denn so 

gelungen, wie man das gewollt hat? Mit beispielsweise 

PURPLE PATH sind tolle Sachen entstanden – wobei: 

Dass jemand diesen Pfad nun wirklich geht, ist auch nicht 

so zu erwarten. Es sind also 38 Einzelprojekte. Ich sage 

gleich: Im kirchlichen Bereich haben wir schon am ersten 

Advent das Kulturhauptstadtjahr eröffnet, das war nun 

wirklich das Erzgebirge; denn dort sitzt die Weihnachtstra-

dition. Da sind wir relativ frühzeitig reingegangen, auch 

mit der europäischen Bergpredigt. Es gibt das Amt des 

Bergpredigers in vielen europäischen Ländern, in Sachsen 

ist es in Annaberg beheimatet. 

Man kann auch schauen: Was ist die Verbindung zu der 

zweiten Kulturhauptstadt? Wir sind ja nicht die einzigen, 

sondern wir haben zwei. Ist die richtig stabil? Das ist span-

nend. Das ist eine geteilte Stadt. Das gab es, glaube ich, 

noch nie. Gorizia/Nova Gorica, das war – wer geschicht-

lich interessiert ist, weiß es – die alte habsburgische Haupt-

stadt einer Grafschaft Görz am rechten oberen Ende der 

Adria. Dort ist die Landesgrenze dazwischen. Die sind – 

ein schönes Projekt – gemeinsam europäische Kultur-

hauptstadt. 

Was bedeutet es, Kultur und Gesellschaft nachhaltig zu 

verbinden? Nachhaltigkeit gibt es auch bei Olympischen 

Spielen und Fußballweltmeisterschaften. Da fragt man: 

Was ist mit den Bauten? Bauten gibt es nicht so viele. Da 

ist das Besucherzentrum in der Hartmannfabrik.  

Ich habe verstanden, was Sie meinen. Sie wollen, dass das, 

was da an Gemeinschaftlichkeit entsteht, in der Zukunft 

weitergeht. Toll wäre es. Toll wäre es auch, wenn das, was 

bei den Kürzungen im Kulturbereich zu erwarten ist, auch 

beim Theater Chemnitz und bei vielen anderen Kulturein-

richtungen, nicht nur eine Schonfrist durch das Kultur-

hauptstadtjahr bekommt, und dann gesagt wird: Wir ma-

chen es danach. Dann ist das ja vorbei. Nachhaltigkeit heißt 

auch, das weiter zu stützen. 

Übrigens sind die Idee zur Kulturhauptstadt und die ersten 

Anfänge dazu aus dem Theaterbereich gekommen. Das 

war nicht nur Generalintendant Christoph Dittrich, sondern 

auch der jetzt gerade in ganz hohem Alter verstorbene, 

großartige Schauspieldirektor Hartwig Albiro hat das mit 

angestoßen und dafür gesorgt, dass das in Gang kommt. 

Jetzt kommt noch ein kleiner Werbeblock. Es gibt ein eige-

nes kirchliches Programm dazu. Chemnitz ist ein Zentrum 

der Ökumene. Dort funktioniert Ökumene wirklich gran-

dios, und zwar nicht nur zwischen evangelischer und ka-

tholischer Kirche, sondern auch mit den Freikirchen. Dort 

gibt es am letzten Augustwochenende ein Kulturkirchen-

fest. „C the Unseen“ ist das Motto des Kulturhauptstadt-

jahres. Es ist viel gefragt worden: Was ist mit nicht eng-

lischsprachigen Menschen? In den Kirchen haben wir das 

aufgenommen und haben gesagt, wenn es um das Sehen 

geht, dann heißt der Bibelvers: „Geht hin und seht!“ aus 

Markus 8,36. Auch dieses Fest kann man besuchen. Das ist 

ein kleiner Teil des Kulturhauptstadtjahres, aber einer, für 

den ich werben möchte. 

Danke, dass Sie mir zugehört haben. – 17 Sekunden, ich 

bin ganz gut. 

(Beifall BSW und Martin Dulig, SPD) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Danke, 

Herr Dr. Huhn, für die Pünktlichkeit. Als Nächstes hören 

wir Herrn Martin Dulig von der SPD-Fraktion. 

Martin Dulig, SPD: Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Ich habe noch das Bild vor Au-

gen, als die Akteure im Foyer der Stadthalle Chemnitz sa-

ßen, Barbara Ludwig als damalige Oberbürgermeisterin in 

der Mitte, und die Entscheidung verkündet wurde. Diese 

ehrliche Freude, die dort bei allen, die da waren, überge-

sprungen ist, spürten auch die, die nicht dort waren. 

Bei der Eröffnungsveranstaltung, als uns Sven Schulze auf 

seine Reise mitgenommen hat, hat mich die 11-Jährige, die 

ihn auf die Bühne geholt hat, am meisten beeindruckt. Sie 

hatte einen schönen Pullover an, auf dem stand: „EU Ja“. 

Der Sachse versteht die Doppeldeutigkeit. Man kann es als 

„Euja“ lesen oder als „EU Ja“. 

Was ich damit sagen will, ist Folgendes. Der Funke, der 

übergesprungen ist, beinhaltet eine Botschaft: Wir sind 

Kulturhauptstadt. Es ist eben kein regionales Ereignis. So 

dürfen wir es auch nicht betrachten. Das ist auch nicht ein 

Event oder eine Ansammlung von Events. Die 40-jährige 

Reihe dieser Initiative will etwas bewirken, eben nicht nur 

eine Ansammlung von Dingen sein, die man zusätzlich 

macht. 

Was ist Kulturhauptstadt? „C the Unseen“, die Macherin-

nen und Macher werden in den Fokus gestellt. Chemnitz 

spielt ganz bewusst mit seiner Geschichte, mit seiner Tra-

dition, die sich immer als die Macherinnen und Macher, als 

die Werkstatt, als das industrielle Herz Sachsens verstan-

den haben. Sie binden sich in Europa ein, vor allem in Ost-

europa. Sie reden über Nachbarschaft. Ich finde das Gara-
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genprojekt spitze- „Makers“, also Macherinnen und Ma-

cher, auch im kreativen Sinne, die das kreative Sachsen auf 

die Beine stellen. Oder „in Bewegung“, das ganze Thema 

Mobilität, das maßgeblich mit Chemnitz verbunden ist. 

Das, was vor allem Chemnitz, diese Kulturhauptstadt, ist, 

ist Lebenskultur. Das ist das Aktivierende. Das meint, die 

Herkunft in Zukunft zu überführen. Das ist das Spannende 

an diesem Projekt. 

Natürlich stellt sich die Frage: Was bleibt? Das ist eine 

Frage, die sich jetzt stellt und nicht am Ende eines Prozes-

ses. Ich glaube auch nicht, dass eine Konferenz im Herbst 

dafür ausreicht. Es ist eine Haltungsfrage, wie man jetzt an 

diese Frage herangeht, was bleiben soll. Die Frage ist: Wel-

chen Fokus legen wir? 

Es wird Sie vielleicht wundern, dass mein Fokus dabei 

nicht auf den Kulturschaffenden liegt, nicht auf den Ma-

cherinnen und Machern des jetzigen Programms. Wenn wir 

wirklich darüber reden, was bleiben soll, dann muss die 

Stadtgesellschaft in den Mittelpunkt der Nachhaltigkeit ge-

stellt werden. Legacy im Sinne der Frage: Was bleibt? Das 

Erbe, die Nachhaltigkeit muss in der Stadtgesellschaft ver-

ankert sein. Das ist aber kein Widerspruch, weil die Leute, 

die in der Kultur tätig sind, genauso Teil der Stadtgesell-

schaft sind. 

Der Fokus muss sich verändern, weil es eben nicht darum 

geht, die Kultur der Kultur wegen zu schaffen, sondern 

weil es darum geht, den Anlass für weitere positive Ausei-

nandersetzungen in dieser Stadt zu suchen. „C the Unseen“ 

ist natürlich auch ein therapeutischer Ruf der Stadt Chem-

nitz, die nicht ohne Grund – ich will es nicht direkt so sagen 

– manchmal von ihrem Minderwertigkeitskomplex lebt, 

die aber genau deshalb ruft: Seht doch, was wir haben! 

Wenn es um die Frage der Nachhaltigkeit geht, dann geht 

es darum: Worauf kann man stolz sein? Das ist nicht nur 

das, was war, sondern auch das, was ist und was bleiben 

soll. Man ist stolz auf das Gesehenwerden. Vor allem 

– Frau Jost, das ist vielleicht das Problem, das Sie haben – 

geht es um den Stolz auf das aktive Auseinandersetzen mit 

den Widersprüchen. Es geht nicht um das Wegschauen, das 

Wegducken, das Nicht-darüber-reden-Wollen, sondern um 

die aktive Auseinandersetzung. Daraus einen Stolz, ein 

Selbstbewusstsein zu entwickeln, das ist das, was bleiben 

soll. 

 „C the unseen“ – wir sind Kulturhauptstadt! 

Vielen Dank. 

(Beifall SPD, CDU und BSW) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Danke, 

Herr Dulig. Wir hören als Nächste Frau Dr. Claudia Mai-

cher von den BÜNDNISGRÜNEN. 

Dr. Claudia Maicher, BÜNDNISGRÜNE: Sehr geehrter 

Herr Präsident! Werte Kolleginnen und Kollegen! Ich bin 

sehr dankbar, dass wir diese Debatte heute hier führen, weil 

der Blick auf die Zeit danach durchaus angebracht ist. Die 

ganze Bedeutung der Kulturhauptstadt Europas realisieren 

wir eigentlich jetzt erst Schritt für Schritt. Wir waren an 

den komplexen Vorbereitungen auch hier im Landtag be-

teiligt. Wir haben jetzt ein umfassendes Programm mit 223 

Projekten und über 1 000 Veranstaltungen vorliegen. 

Ja, ich war auch bei der Eröffnung der Kulturhauptstadt. 

Ich habe die Stadt erlebt als eine Öffnung der Chemnitze-

rinnen und Chemnitzer mit Begeisterung für das, was jetzt 

kommt. Das war ein wunderbarer Empfang der Kultur-

hauptstadt. 

Was die Kulturhauptstadt nun alles in Bewegung setzt, 

werden wir erst im Nachhinein erfassen, weil es um mehr 

geht als um dieses Jahr. 

Ich glaube, dass es eine riesige Chance ist, nicht nur für 

Chemnitz, sondern für die Region und auch für uns als 

Freistaat, weil es die Möglichkeit schafft, mit Weltoffen-

heit und aktivem Miteinander zu zeigen, dass das sächsi-

sche Kulturerbe ein Teil des europäischen Kulturerbes ist. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE und 

Martin Dulig, SPD) 

Wichtiger ist aber tatsächlich, heute schon zu schauen: Was 

passiert nach 2025? Können die Errungenschaften genutzt 

werden? Deshalb sind die Entscheidungen zur Legacy der 

Kulturhauptstadt recht bald zu treffen. Natürlich geht das 

nicht unabhängig von den finanziellen Spielräumen für 

Weiterentwicklungen und langfristige strukturelle Veran-

kerungen, die auch beim Staatshaushalt diskutiert werden 

müssen. Das gilt natürlich für das Potenzial der kulturellen 

Entwicklung, aber auch der wirtschaftlichen und vor allem 

der sozialen Entwicklung vor Ort und im Freistaat. 

Ich möchte auch ein paar Beispiele nennen, die dafür ste-

hen und fortgeführt werden sollen in ihrem Anspruch, 

Menschen zusammenzuführen, neue Wege zu gehen, Ex-

perimentierfelder zu zeigen. Das betrifft zum Beispiel die 

Funkenakademie, ein Experimentierfeld zwischen Kunst 

und Technologie, bei dem Kunstschaffende, Forschungsin-

stitutionen, mittelständische Unternehmen zusammenkom-

men, oder die „Nacht der Jugendkultur“, die eine selbstor-

ganisierte Aktivität von Jugendlichen in der Region dar-

stellt, die Möglichkeiten schafft, eigene Ideen von kulturel-

len Veranstaltungen in den Mittelpunkt zu stellen und zu 

präsentieren. Das betrifft auch die „Makerhubs“ – das 

wurde gerade schon gesagt –, die das Selbermachen mit 

Handwerk, mit Unternehmen, mit Fachkräftenachwuchs, 

aber auch mit Kreativtourismus verbindet. Das betrifft das 

Festival „Moderner Tanz“, das in den öffentlichen Raum 

geht und damit sichtbar und erlebbar für alle wird, die 

künstlerische Erprobung des öffentlichen Raums schafft 

und ein Bildungsprojekt für alle Generationen ermöglicht. 

Und es betrifft auch den Lernort und Erinnerungsort NSU-

Dokumentationszentrum – das sind alles Dinge, die jetzt 

entstehen. Diese Potenziale müssen wir weiter nutzen. Es 

braucht auch die Unterstützung durch die Staatsregierung, 

um eine solche Strategie zu entwickeln. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE und SPD) 
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Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Wir sollten aber auch 

kritische Stimmen zur Wirkung der Kulturhauptstadt nicht 

übergehen. Damit meine ich jetzt mal nicht die Nörgler und 

die Hetzer aus der rechten Ecke, sondern ich meine die, die 

sich mit der Frage beschäftigen, was eigentlich bestehende 

Strukturen der Kultur von der Kulturhauptstadt haben. Es 

ist doch wesentlich, das auch in den Blick zu nehmen. 

Und ja, es muss auch diskutiert werden, wie der richtige 

Umgang mit Rechtsextremismus ist. Die Kulturhauptstadt 

kann aus meiner Sicht gerade mit den Mitteln der Kunst 

einen starken Gegenimpuls erzeugen und das auch mit 

neuen Formaten tun, die sichtbar werden, ob es Karaoke-

Partys sind, Kunst im öffentlichen Raum, Cosplay-Szene-

Treffs, Hip-Hop-Workshops und -Battles, Workshops zu 

„sharing economy“ in den Chemnitzer Garagen. 

Überall bei diesen Formaten stehen Menschen im Mittel-

punkt, die zusammenkommen können. Die Stadtgesell-

schaft ist im Fokus. Dabei geht es um Offenheit, um Neu-

entdeckung, um die Auseinandersetzung der verschiedenen 

Realitäten, um Zuversicht, um all das, was zukunftsfeind-

lichen und angstgetriebenen Kräften den Wind aus den Se-

geln nimmt. Nicht ohne Grund wird das eben auch so mas-

siv von denen angefeindet. Es braucht positive Ideen und 

engagierte Menschen, die bestärkt werden. Das muss im 

Fokus stehen.  

Es ist vor allen Dingen unsere Aufgabe, mit breiter Solida-

risierung der demokratischen Zivilgesellschaft der Kultur 

den Rücken freizuhalten. Deswegen möchte ich an dieser 

Stelle auch noch einmal allen danken, die sich an dem Er-

öffnungstag als Demonstrierende mit einem bunten Fest 

dem Naziaufmarsch in den Weg gestellt haben und die de-

mokratische Kultur, die Vielfalt feiern wollten und das 

auch sichtbar gemacht haben 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE, SPD und Die Linke) 

Herzlichen Dank. 

Präsident Alexander Dierks: Das war eine Punktlandung. 

Danke, Frau Dr. Maicher. Wir hören nun von den Linken 

Frau Schaper. 

Susanne Schaper, Die Linke: Sehr geehrter Herr Präsi-

dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Chemnitz 

ist eine Stadt der Macherinnen und Macher – Martin Dulig 

hat es gesagt –, der Kreativen und auch der hart Arbeiten-

den. Und ja, manchmal neigen wir Chemnitzer dazu, unser 

Licht e bissl unnern Scheffel zu stellen. 

Aber dass Chemnitz auch eine Stadt der Kultur ist, war 

schon lange klar. Das hat mit der Kulturhauptstadt gar 

nichts zu tun. Das war schon immer so. Wir haben eine le-

bendige und vielfältige Kulturszene, die sich in den letzten 

Jahrzehnten trotz schwieriger Bedingungen immer wieder 

neu erfunden hat; denn uns sitzen halt Leipzig und Dresden 

im Nacken. 

(Heiterkeit Luise Neuhaus-Wartenberg, Die Linke) 

Es ist ein großer Erfolg, dass Chemnitz Kulturhauptstadt 

Europas ist. Darauf können wir tatsächlich alle sehr stolz 

sein und daran hat der Freistaat Sachsen einen erheblichen 

Anteil. Ich möchte kurz die Gelegenheit nutzen, mich bei 

den Abgeordneten der letzten Legislatur zu bedanken. Da-

mals gab es noch keinen Konsultationsmechanismus. Da 

haben Ines Saborowski, Volker Zschocke, Hanka Kliese 

und ich hier Ballett gemacht für die Kulturhauptstadt und 

sind auf ganz offene Ohren bei Barbara Klepsch gestoßen, 

die das von der ersten Minute an unterstützt hat. Auch das 

muss hier mal gesagt werden. Danke dafür! 

(Beifall CDU und Staatsregierung) 

Aber – Sie kennen mich – jetzt kommt das Aber. 

(Vereinzelt Heiterkeit CDU) 

Es wurde schon ganz viel gesagt, was es alles Tolles in mei-

nem schönen Chemnitz zu sehen gibt. Aber was wir gerade 

erleben, ist ein Paradox. Während sich Chemnitz nach au-

ßen selbstbewusst und kreativ als Kulturhauptstadt präsen-

tiert – auch Herr Huhn hat einige Projekte beschrieben, die 

auch wirklich ganz großartig sind –, stehen wir im Innern 

vor der Alltagsrealität und vor massiven Herausforderun-

gen, eben weil der Freistaat seiner grundsätzlichen Verant-

wortung für die Kulturfinanzierung im Land jetzt gerecht 

werden muss und auch der Haushalt vor der Tür steht. 

Die vorläufige Haushaltsführung bedeutet nämlich für 

zahlreiche Kulturschaffende und Institutionen in Chemnitz 

und in ganz Sachsen eine ziemliche Katastrophe. Viele 

Projekte, die in Chemnitz zu einer offenen, innovativen 

und nachhaltigen Kulturhauptstadt führen sollten, liegen 

derzeit auf Eis. Fördergelder bleiben aus, Existenzen ste-

hen auf dem Spiel, Fachkräfte verlassen die Branche. Wäh-

rend wir über Kultur als verbindendes Element sprechen, 

sind viele Künstlerinnen und Künstler gezwungen, ihre Ar-

beit einzustellen oder eben in Kauf nehmen zu müssen, ins 

Prekariat zu rutschen. Wir teilen die Sorge, die auch alle 

Vorredner/-innen gebracht haben, dass das Versprechen ei-

ner nachhaltigen Verbindung zwischen Kultur und Gesell-

schaft auf der Kippe steht. 

Da geht es gar nicht darum, eine Schuldfrage zu klären, 

sondern darum, wie wir es gemeinsam lösen können, diese 

Herausforderung anzunehmen und zu bewältigen. Das be-

trifft auch die Chemnitzer Bühnen, ein traditionsreiches 

und renommiertes Fünf-Sparten-Theater, das 2025 das Pro-

gramm der Kulturhauptstadt ausrichtet. Es gehört zu den 

sechs Theatern in Chemnitz, die nach einem Bericht von 

MDR Kultur im Dezember des letzten Jahres akut vom fi-

nanziellen Aus bedroht sind. Statt die Kulturlandschaft des 

Freistaates angemessen auszustatten und die Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeiter zu bezahlen, stehen die Theater unter 

finanziellem Druck und sind damit im Moment ein biss-

chen alleingelassen. Die Tarifsteigerungen im öffentlichen 

Dienst werden eben nicht auskömmlich refinanziert. 

Dadurch sind auch die Chemnitzer Bühnen, die gerade be-

gonnen haben, sich von den Auswirkungen der 

Coronakrise zu erholen, erneut erheblich in der Bredouille. 

Andernorts in der sächsischen Kulturlandschaft haben wir 

das gleiche Bild. 
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Kultur darf kein Luxus sein, weil sie in unserer Demokratie 

auch etwas Verbindendes hat. Sie steht für eine weltoffene 

und tolerante Gesellschaft, die irgendwie jeden mitnimmt, 

aber auch Anhängern von Ausgrenzung und eindimensio-

nalen Gedanken sagt, dass es nicht okay ist, und dafür ei-

nen Debattenraum schafft. Deswegen ist es eine Aufgabe, 

die Kulturhauptstadt zum Anlass zu nehmen – 

Präsident Alexander Dierks: Frau Kollegin, die Redezeit. 

Susanne Schaper, Die Linke: Vielen Dank, Herr Präsi-

dent, ich komme zum Schluss. – und die Frage zu stellen: 

Wie geht es nach dem Feierjahr weiter, und zwar nicht nur 

für Chemnitz, sondern für ganz Sachsen? 

Danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall Die Linke, SPD und Sören Voigt, CDU – 

Beifall Staatsregierung) 

Präsident Alexander Dierks: Wir hörten Frau Schaper 

von den Linken. Der fraktionslose Abgeordnete? – Hat kei-

nen Redebedarf. Damit kommen wir jetzt zur zweiten 

Runde. Ich bitte Frau Saborowski von der CDU-Fraktion 

nach vorn. 

Ines Saborowski, CDU: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeordneten – 

und heute ausnahmsweise auch einmal: Liebe Chemnitze-

rinnen und Chemnitzer! 

(Beifall Susanne Schaper, Die Linke) 

Ich finde es großartig, dass wir heute eine komplette 

Stunde meiner Heimatstadt Chemnitz widmen. Das Motto 

„C the Unseen“ – Sieh das Ungesehene – ist für uns mehr 

als ein Slogan. Es ist eine Einladung, eine Einladung auch 

an Sie, genauer hinzusehen, hinter Klischees zu blicken 

und die Geschichten einer Stadt und einer ganzen Region 

zu entdecken. 

Chemnitz, eine Stadt, die oft unterschätzt wurde – wir ha-

ben es schon gehört –, rückt aus dem Schatten ins Rampen-

licht Europas, mit ihr eine Region voller Menschen, die an-

packen, gestalten, Neues wagen. Chemnitz ist Kulturhaupt-

stadt Europas 2025. Das ist für uns eine Auszeichnung, 

aber vor allem auch eine riesige Chance für die Stadt, für 

Mittelsachsen, für das Erzgebirge, für das Zwickauer Land, 

für uns alle, für Sachsen. Diese Kulturhauptstadt ist kein 

Prestigeprojekt einer Elite. Sie gehört den Menschen. Von 

Anfang an haben Bürgerinnen und Bürger, die freie Kul-

turszene, viele engagierte Akteure diesen Prozess mitge-

staltet. An dieser Stelle ein herzliches Dankeschön an die 

unzähligen Macher, die oft im Stillen mit wenigen Worten 

einfach anpacken. 

(Beifall CDU, SPD und Staatsregierung) 

Chemnitz 2025 ist bodenständig und authentisch. Genau 

das macht es so besonders und erklärt manche Zurückhal-

tung. Doch was bedeutet das Ganze für die Stadt und die 

Region? Zum einen bedeutet es eine neue Sichtbarkeit; 

denn lange stand Chemnitz im Schatten von Leipzig und 

Dresden. Jetzt haben wir die Gelegenheit, unsere wahre 

Identität als kreative, mutige und gastfreundliche Stadt 

mitten im Herzen Europas zu zeigen. 

Nicht nur Chemnitz selbst, sondern auch 38 Kommunen in 

der Region werden Teil dieser Kulturhauptstadt sein. Kunst 

und Kultur verbinden Orte, die oft übersehen wurden, und 

machen sie erlebbar, zum Beispiel durch den Kunst- und 

Skulpturenweg PURPLE PATH, der unser Umland mit mo-

dernen Kunstwerken bereichert. Zum anderen ist es ein 

wirtschaftlicher Aufbruch für die gesamte Region; denn 

Kultur ist nicht nur ein weiterer Standortfaktor, sondern ein 

echter Motor für Wachstum. Neue Projekte ziehen Investi-

tionen an, der Tourismus wird wachsen, Gastronomie, 

Handel und Handwerk werden profitieren. 

Chemnitz wird ein Magnet für kreative Köpfe und Unter-

nehmen, die hiermit eine neue Chance sehen. Die Kultur-

hauptstadt ist ein Signal; hier passiert etwas. Es lohnt sich, 

hier zu bleiben und zu investieren. Chemnitz 2025 bedeutet 

mehr Zusammenhalt, mehr Begegnung, mehr Miteinander 

sowie Brücken zwischen Generationen, zwischen Stadt 

und Land, zwischen Menschen unterschiedlicher Herkunft 

zu bauen. Kultur schafft Räume des Austausches, sei es bei 

Festivals wie dem „Kosmos“ oder bei Projekten wie „Ge-

lebte Nachbarschaft“, bei denen Bürgerinnen und Bürger 

gemeinsam ihr Stadtviertel begrünen und gestalten. Es geht 

darum mitzumachen, ein neues Wirgefühl und eine nach-

haltige Stadtentwicklung zu schaffen – also etwas, das 

bleibt. 

Diese Kulturhauptstadt ist kein Ein-Jahres-Projekt, sie 

wird Chemnitz langfristig verändern. Leer stehende Ge-

bäude werden neu belebt und öffentliche Räume aufgewer-

tet. Orte wie die Hartmannfabrik oder der Garagen-Cam-

pus werden zu kreativen Hotspots. 

Mit starken Konzepten und innovativer Stadtplanung – ich 

denke in dem Moment auch an das Chemnitzer Modell, es 

ist einzigartig in Europa – wird Chemnitz die zukünftige 

Entwicklung positiv als Vorbild nehmen. 

Meine Damen und Herren! Das ist unsere Chance. Chem-

nitz 2025 ist mehr als ein Titel für uns. Es ist ein Verspre-

chen. Es ist das Versprechen, dass wir uns nicht länger ver-

stecken, unser Potenzial entfalten und den Wandel selbst 

gestalten. Lassen Sie uns das „C the Unseen“ mit Leben 

füllen. Lassen Sie uns zeigen, was in Chemnitz und seiner 

Region steckt! Lassen Sie uns gemeinsam die Gelegenheit 

ergreifen – mutig, optimistisch und gemeinsam! 

Chemnitz ist Kulturhauptstadt Europas, und die Welt ist 

eingeladen, uns neu zu entdecken. Machen Sie mit! Wir 

werden gute Gastgeber sein. Fühlen Sie sich herzlich ein-

geladen. 

Vielen Dank, dass Sie mir zugehört haben. 

(Beifall CDU, BSW, SPD, BÜNDNISGRÜNE, 

Die Linke, Matthias Berger, fraktionslos, und 

Staatsregierung) 
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Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Das war 

Frau Abg. Saborowski. Gibt es als Nächstes noch Redebe-

darf seitens der AfD-Fraktion? – Nein. BSW? – Bitte, Herr 

Rudolph. 

Nico Rudolph, BSW: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr 

geehrte Damen und Herren! Als Mitglied des Chemnitzer 

Stadtrates möchte ich etwas zur allgemeinen Lage in Bezug 

zur Kulturhauptstadt sagen und vielleicht hier und da etwas 

Wasser in den Wein gießen. Die Organisation, die Beteili-

gung und die Kommunikation des Kulturhauptstadtprozes-

ses verliefen nicht immer glücklich. Es kamen viele Künst-

ler von weit her zum Zug. Bürger haben sich bei uns be-

schwert, dass sie in die Projekte nicht einbezogen wurden 

bzw. dass vieles schon von vornherein feststand. 

Ein elitärer Ansatz war sicherlich gegeben. Schauen Sie 

sich die diversen Veröffentlichungen der Kulturhauptstadt 

an. Lesen Sie darin, dann nehmen Sie etwas von Gender, 

Doppelpunkten, „innen“ usw. wahr. Nun können Sie sich 

selbst die Frage stellen, ob die Chemnitzer in dieser Spra-

che reden und ob sie sich damit angesprochen fühlen. Ich 

denke, vielen geht das nicht so. Dass Chemnitzer sächseln, 

hören Sie vielleicht in meiner Rede, aber ganz sicher nicht 

im Programm der Kulturhauptstadt. Somit gibt es manch-

mal einen gewissen Eindruck, dass das Heimische viel-

leicht doch etwas außen vor bleibt. 

(Zuruf Katja Meier, BÜNDNISGRÜNE) 

Vor Kurzem wurde bei der Eröffnungsfeier zur Kultur-

hauptstadt in praktisch jeder Rede die Wichtigkeit von Kul-

tur für ein demokratisches Miteinander betont – Kultur als 

sozialer Kit in einer sich immer stärker spaltenden Gesell-

schaft. Diese Aussagen kamen vom Bundespräsidenten, 

der selbst in der Coronazeit maßgeblich zur gesellschaftli-

chen Spaltung beigetragen hat. 

(Beifall AfD) 

Noch viel wichtiger ist: Kultur kostet Geld. Im Haushalt 

der Stadt Chemnitz fehlen laut „Freie Presse“ in diesem 

und im nächsten Jahr insgesamt 173 Millionen Euro. Kul-

tur und Soziales sind immer die ersten Bereiche, bei denen 

gekürzt wird, so wie sich das bei den Kitaschließungen ge-

zeigt hat, bei denen nur das BSW konsequent dagegen ge-

stimmt hat. 2025 wird jedenfalls nicht nur das Jahr der eu-

ropäischen Kulturhauptstadt, sondern auch das der massi-

ven Haushaltskürzungen. Das Hauptproblem ist und bleibt 

dabei die mangelhafte Finanzierung der Kommunen durch 

Bund und Länder. 

(André Barth, AfD: Der Bund darf die Kommunen 

gar nicht finanzieren – nur mal so nebenbei!) 

Interessanterweise haben weder Herr Scholz noch Herr 

Merz diese Problematik im Wahlkampf angesprochen. Sie 

haben Lösungsansätze vorgestellt. Soll es etwa so weiter-

gehen? 

Ich möchte meine Kritiken nicht falsch verstanden wissen. 

Es gibt viele, sehr interessante Veranstaltungen in diesem 

Jahr, 

(Martin Modschiedler, CDU: Das merkt man!) 

und ich möchte Sie herzlich dazu einladen, vielleicht etwas 

öfter nach Chemnitz zu kommen, als es in der Vergangen-

heit geschehen ist; denn wenn es so weitergeht, dann wird 

es im nächsten Jahr nicht mehr viel zu feiern geben. 

Vielen Dank. 

(Beifall BSW und vereinzelt AfD) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Es sprach 

Herr Rudolph von der Fraktion BSW. SPD? – Keinen Be-

darf. BÜNDNISGRÜNE? – Auch nicht. Von den Linken 

noch einmal? – Nein. Gut. Dann erhält jetzt die Staatsre-

gierung das Wort. Frau Ministerin, bitte. 

Barbara Klepsch, Staatsministerin für Kultur und Tou-

rismus: Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Was für eine Chance für Chemnitz, für die 

Region und für ganz Sachsen! Ich denke, nach dem Rede-

beitrag von Herrn Rudolph sollten wir einfach diese 

Freude, diese Energie für die Kulturhauptstadt wieder bün-

deln; 

(Beifall CDU, SPD, Die Linke 

und Staatsregierung) 

denn das gehört einfach dazu. 

Zunächst möchte ich Danke sagen. Ich möchte Barbara 

Ludwig, den Stadträten und der gesamten Mannschaft 

Danke sagen; denn aus meiner Sicht hat es unglaublich viel 

Mut, Energie, Begeisterung und Zukunftsvisionen ge-

braucht, um überhaupt solch ein Vorhaben anzugehen. 

Dass wir heute hier stehen, dieses Thema gemeinsam dis-

kutieren und sagen können, was danach passiert, hat einen 

sehr langen Vorlauf. Hut ab zu diesem Mut bei aller Haus-

haltsdiskussion, die wir im Hohen Haus führen werden. 

Wir sollten uns nie diese Vision, diesen Mut und diese Zu-

kunftsgewandtheit nehmen lassen; denn die braucht es – 

egal wie schwer die Zeiten sind. 

(Beifall CDU, SPD, Dr. Ingolf Huhn, BSW, 

und Staatsregierung) 

Ja, lieber Martin, auch ich denke an den 28. Oktober 2020; 

denn ich saß neben Barbara Ludwig. Wir lagen uns in den 

Armen. Die Gänsehaut war zu spüren, und wenn ich an die-

sen Tag denke, dann habe ich jetzt wieder Gänsehaut. Es 

hat nämlich kaum einer damit gerechnet, dass Chemnitz 

wirklich Kulturhauptstadt Europas wird. Das ist nun vier-

einhalb Jahre her; die Zeit ist eigentlich verflogen. Es 

wurde unglaublich viel am Konzept gearbeitet, sodass wir 

am 18.01. – so finde ich – eine unglaublich starke Eröff-

nungsfeier erleben durften. Über 80 000 waren in Chem-

nitz bei den Veranstaltungen. Wenn ich mit Chemnitzerin-

nen und Chemnitzern über die Eröffnung spreche, dann 

höre ich nur Positives und Begeisterung. Die Bilder, die 

von Chemnitz, unserer Region und vom Freistaat Sachsen 

in die Welt hinausgegangen sind, sind die Bilder, die wir 

brauchen. 
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Beim Auftakt unter dem Motto „C the Unseen“ – sehe das 

Ungesehene – wird deutlich, welche kreative Energie ge-

schlummert hat und jetzt nach außen sichtbar wird. Chem-

nitz und die Region zeigen, was unsere Menschen geleistet 

haben, was sie weiterhin leisten und wie dadurch die Re-

gion geprägt wurde. Über 1 000 Veranstaltungen finden in 

diesem Jahr statt. Kunst, Kultur, Sport und Kirchen werden 

sichtbar. Dazu könnte ich noch sehr viele Veranstaltungen 

in Chemnitz und in der gesamten Region aufzählen. 

Ich möchte einige wenige Beispiele herauspicken; denn ich 

war am 2.Februar 2025 zu einer unglaublich tollen Veran-

staltung in Oelsnitz. Ich weiß nicht, ob jemand das „Ab-

lichteln 2.0“ schon einmal gehört hat. Ich komme aus dem 

Erzgebirge. Bei uns geht die Weihnachtszeit bis zum 

02.02., bis zu Maria Lichtmess. Hierzu gab es ein Projekt, 

bei dem Christen und Nichtchristen, jüngere und ältere 

Menschen zusammen an einem Projekt gearbeitet haben 

und durch eine moderne Tradition den christlichen Glau-

ben – also dieses Ablichteln – sichtbar gemacht haben. Ich 

finde das spannend im Rahmen des Kulturhauptstadtjahres. 

(Ines Saborowski, CDU: Cool!) 

Das Projekt „Gelebte Nachbarschaft“ finde ich ebenfalls 

unglaublich toll. Es werden gemeinsame Pflanzungen vor-

genommen, es wird gemeinsam gepflegt, geerntet und na-

türlich gemeinsam gefeiert. Schülerinnen und Schüler 

schaffen gemeinsam mit Chemnitzerinnen und Chemnit-

zern ein lebenswertes Umfeld. Und wenn man die Kolle-

gen aus der Kulturhauptstadt reden hört, dann sind sie mitt-

lerweile alle zu Apfelbaumexperten geworden. 

Das Projekt „3 000 Garagen“ ist schon angeklungen. Ich 

weiß nicht, wer aus dem Osten ist. Früher hatte man schon 

eine Garage, bevor überhaupt das Auto da war – darauf 

mussten wir 18 Jahre warten. Eine Garage war mehr als nur 

ein Auto, das darin stand. Es wurde gewerkelt, es wurde 

gedrechselt, man hat sich dort getroffen, man hat auch Bier 

miteinander getrunken und – als Werbeblock am Rand –: 

Das Chemnitzer Kulturbier kann ich nur empfehlen. 

(Thomas Thumm, AfD: Jetzt haben 

wir keine Gaststätten mehr, 

jetzt treffen wir uns dort wieder!) 

Das Hauptanliegen der Kulturhauptstadt ist das ungezwun-

gene Mitmachen der Besucherinnen und Besucher bei Ver-

anstaltungen wie dem Mitmachfestival „Makers United“, 

das Spielzeugmacherfestival in Seiffen, die neuen „Maker-

hubs“ oder dem Projekt „Makers, Business & Arts“, bei 

dem die Handwerkskunst – verbunden mit modernen Tech-

nologien – vermittelt wird. 

Wenn wir davon sprechen, was nach dem Jahr 2025 bleibt, 

dann sind es genau diese Mitmachangebote, der Touris-

mus, der dadurch wächst und gestärkt wird, oder der Krea-

tivtourismus, der dadurch weiter belebt wird. Lassen Sie 

mich an dieser Stelle Josephine Hage Danke sagen; denn 

sie hat es mit ihrer Mannschaft geschafft, dieses Thema 

Maker, die Makerszene wirklich stark in den Mittelpunkt 

zu setzen. Es ist das Land, es ist Chemnitz, es ist die Region 

der Macherinnen und Macher, und mit ihrem Projekt wird 

das aus meiner Sicht unglaublich spannend sichtbar. Also 

Danke dafür. 

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNISGRÜNE 

und Dr. Ingolf Huhn, BSW) 

Chemnitz und die Region sollen nicht nur im Jahr 2025 im 

Blickpunkt sein, sondern es geht genau um Legacy. Damit 

bin ich ganz schnell beim PURPLE PATH, dem Skulptu-

ren- und Kunstweg. Im April wird er eröffnet; das sollten 

wir uns alle schon einmal fest im Kalender vormerken. Es 

ist ein Kunst- und Skulpturenweg, der Chemnitz mit 38 

Kommunen verbindet. Das Motto dabei ist: Alles kommt 

vom Berg her. Dort werden internationale, nationale und 

sächsische Künstlerinnen und Künstler ihre Skulpturen, 

ihre Werke sichtbar machen. Sie laden ein, sie zu besuchen. 

Sie laden aber auch ein, darüber zu diskutieren. 

Wir haben das eine oder andere vielleicht sogar schon ein-

mal gehört. Das Projekt „Polygonales Pferd“ in Oederan 

war sicherlich ein Projekt, über das man trefflich streiten 

und diskutieren kann, aber wenn Sie sich mit dem Muse-

umsleiter in Oederan unterhalten, dann wird der Ihnen sa-

gen, dass internationale Besucher nach Oederan kommen 

und mittlerweile in dem dortigen Museum vor Ort sind. Sie 

sind begeistert, wie wunderbar das Museum in Oederan ist. 

Ein sehr schönes Projekt – wie ich finde – ist in Zwönitz 

das Projekt „Color Floating“. Das sind wunderbare Desig-

nerleuchten, die mit Strümpfen überzogen sind und über 

einem kleinen Teich in Zwönitz hängen. Damit werden die 

Traditionen des Kunsthandwerks und des Textilhandwerks 

in Zwönitz sichtbar. Damit wird diese Verbindung zwi-

schen Tradition und Moderne und zu dem Unternehmen, 

das seit 30 Jahren wunderbare Strümpfe produziert – die 

Firma Falke –, sichtbar. Für mich ist es ein sehr schönes 

Projekt, das sowohl in die Vergangenheit als auch in die 

Zukunft weist. 

Das große Ziel ist, dass das BidBook Gäste aus dem In- 

und Ausland neugierig auf Chemnitz und auf die Region 

macht. Es wird auch Nachhaltigkeit bringen. Über 2 Milli-

onen Gäste werden erwartet. Unsere Aufgabe ist es, in die-

sem Jahr diese 2 Millionen Gäste von unserer Region, von 

Chemnitz und von Sachsen zu überzeugen, damit sie später 

wiederkommen. 

Chemnitz 2025 wird auch Brücken bauen. Durch den 

deutsch-tschechischen Zukunftsfonds werden sehr viele 

tolle Projekte finanziert, die sichtbar machen, dass Kultur 

verbindet und nicht spaltet. „European Peace Ride“ ist ein 

tolles Projekt und eine spannende Idee, das im September 

in diesem Jahr grenzüberschreitend stattfinden und zur 

Völkerverständigung beitragen wird. 

Ich könnte noch sehr viel aufzählen – vielleicht für den 

Sommer noch eine Einladung, Susann Leithoff ist dort fe-

derführend dabei –: Bei diesem Augustusburger Musik-

sommer werden über zwei Monate lang „Visionen vom 

Berge“ durch hochkarätige Musikerinnen und Musiker aus 

gesamt Deutschland – natürlich mit der jungen Philharmo-

nie – erklingen. Das ist ein Projekt, das wir uns nicht ent-

gehen lassen sollten. 
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Ich könnte noch unglaublich viel sagen, leider ist meine 

Redezeit zu Ende. Jedoch möchte ich den Abgeordneten, 

den Chemnitzerinnen und Chemnitzern, den vielen Part-

nern und den vielen Ehrenamtlichen Danke sagen. Ich 

wünsche mir, dass die Kraft der Kultur vom Kulturhaupt-

stadtjahr Europa weiter in die Zukunft weist. Es ist ein un-

glaublich tolles Projekt und wir sollten uns diese Chance 

nicht nehmen lassen. 

Danke. 

(Beifall CDU, SPD und BSW) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Wir hörten 

Frau Staatsministerin Klepsch. Ich sehe keinen weiteren 

Redebedarf. Damit ist die dritte Aktuelle Debatte abge-

schlossen und der Tagesordnungspunkt 1 ist beendet. 

Meine Damen und Herren! Wir kommen zum

 

Tagesordnungspunkt 2 

Einsetzung der Enquete-Kommission „Ein lebenswertes Sachsen –  

durch handlungsfähige Kommunalhaushalte und  

Stärkung der Entscheidungsträger vor Ort“ 

Drucksache 8/553, Prioritätenantrag der Fraktion AfD 

Hierzu können die Fraktionen Stellung nehmen. Die Rei-

henfolge der ersten Runde: AfD, CDU, BSW, SPD, 

BÜNDNISGRÜNE, Die Linke, der fraktionslose Abgeord-

nete und zum Schluss die Staatsregierung, wenn sie 

möchte. Ich erteile der Fraktion AfD als Einreicherin das 

Wort. Herr Thumm. 

Thomas Thumm, AfD: Vielen Dank. Sehr geehrter Herr 

Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wer 

die Schlagzeilen der letzten Monate zur Kenntnis nahm, 

dem ist nicht entgangen, dass acht von zehn Landkreisen 

de facto pleite sind. Das Kassendefizit in den kommunalen 

Haushalten betrug im Jahr 2024 mehr als eine Milliarde 

Euro. Die kommunalen Haushalte erodieren nicht mehr, sie 

beginnen zu kollabieren – so der Präsident des Sächsischen 

Städte- und Gemeindetages. 

Ich sage Ihnen an dieser Stelle – ich nehme mir das Recht 

raus, vielleicht stellvertretend für jeden Land-, Stadt- und 

Gemeinderat bzw. für jeden Bürgermeister im Freistaat 

Sachsen zu sprechen –, dass das ein unerträglicher Zustand 

ist; denn diese Leute vor Ort sind angetreten, um etwas für 

ihre Heimat zu bewegen und um ihren Ort, ihre Stadt oder 

ihren Landkreis nach vorn zu bringen. Sie werden aufgrund 

der mangelnden Haushaltsausstattung de facto zum Nichts-

tun verpflichtet. So kann es in diesem Land einfach nicht 

weitergehen. 

(Beifall AfD) 

Die gewählten Volksvertreter werden vor Ort zum Bittstel-

ler degradiert. Die Stadtentwicklung – oder die des Ortes – 

hängt von Förderprogrammen des Freistaates, des Bundes 

und der Europäischen Union ab. De facto besteht dort über-

haupt keine Handlungsfähigkeit, gestalterisch tätig zu sein. 

Um diese Förderprogramme zu bedienen, werden jedoch 

Heerscharen von Sachbearbeitern vorgehalten, die sich 

monate-, im schlimmsten Fall jahrelang mit hoch bürokra-

tischen Antragsverfahren auseinandersetzen müssen. Dar-

aus folgt keine Bürokratieentlastung – wie so oft von der 

herrschenden Politik gefordert –, sondern zeitgleich eine 

unnötige Erhöhung der Personalkosten im Verwaltungsbe-

reich. 

Die milliardenschwere Schuldenlast der Kommunen resul-

tiert vor allem aus einer strukturellen Unterfinanzierung 

der übertragenen Pflichtaufgaben, die sich im Übrigen seit 

Jahren abgezeichnet hat. Die Pflichtaufgaben des Bundes 

und des Landes sind nicht ausfinanziert. Das geltende Kon-

nexitätsprinzip wurde ausgehebelt. Der Grundsatz „Wer 

bestellt, der bezahlt“ gilt nicht mehr. Das Ziel der Politik 

muss es sein, wieder dorthin zurückzukommen. 

Welche Bereiche der Unterfinanzierung sind besonders be-

troffen? Wir haben im kommunalen Bereich die Steigerung 

der Wohngeldkosten, weil der Empfängerkreis dort erwei-

tert wurde. Es gibt stetig steigende Kosten im Personalbe-

reich ohne Anpassung der Zuweisungen. Die Kitakosten-

zuweisungen sind seit Jahren konstant, es erfolgt keine Dy-

namisierung. Auch die Zuweisungen zu den tatsächlichen 

Kosten bei den Energiekosten, die zweifelsohne – das wis-

sen wir alle – gestiegen sind, verfolgen mich. Zusätzlich 

auferlegte Aufgaben wie die kommunale Wärmeplanung 

werden ebenfalls zusätzliches Personal erfordern und sich 

negativ im Bereich der kommunalen Haushalte – zumin-

dest im Bereich der investiven Aufgaben – auswirken. Die 

Kosten einer völlig absurden Einwanderungspolitik oder 

die Unterbringungs- und Sozialkosten von Ukrainern nach 

SGB II – Defizite im zweistelligen Millionenbereich pro 

Landkreis – finanziert der Bund nicht aus. 

Was wird im Ergebnis passieren, wenn wir nicht handeln? 

Die Verschuldung der Landkreise, die Unterfinanzierung 

durch die Erhöhung der Kreisumlage zulasten der Städte 

und Gemeinden wird sich fortsetzen. Die Verschuldung 

wird also steigen. Im Ergebnis werden nicht nur die Land-

kreishaushalte kollabieren, sondern auch die Kommunen; 

denn auch sie haben seit Jahren klamme Kassen. 

Man muss grundsätzlich einmal die Frage stellen, worauf 

man den Fokus legt, wenn die Landräte versuchen, ihren 

Haushalt sauber zu halten und dann durch die Kreisumlage 
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versuchen, ihre defizitären Finanzen zulasten der Kommu-

nen zu ordnen. Wir haben 418 Haushalte in Sachsen, mit 

denen wir uns beschäftigen müssten. Wir müssten die 

Frage stellen, ob wir nicht im Haushaltsverfahren – natür-

lich unter der schwierigen Situation mit einem 2-Milliar-

den-Defizit in den nächsten zwei Jahren in Sachsen – ein-

springen, um mit direkten Zuweisungen den Landkreisen 

erst einmal unter die Arme zu helfen, damit kommunales 

Handeln vor Ort überhaupt noch stattfindet. Das wäre zu-

mindest eine kurzfristige Lösung. 

Langfristig gilt es, ganz andere Probleme im Bereich der 

kommunalen Finanzen anzugehen. Dafür fordern wir die 

Enquetekommission, in der wir übergreifend – jenseits von 

Brandmauern und Parteipolitik – durch gewählte Volksver-

treter in einem Gremium, in dem sich auch das Wahlergeb-

nis niederschlägt, endlich Lösungen erarbeiten. 

Meine Damen und Herren! Es ist für unsere Kommunen im 

Freistaat wichtig, einen breiten Konsens im Bereich der 

Legislative zu erarbeiten, um eine adäquate und zukunfts-

sichere Finanzausstattung der kommunalen Haushalte zu 

gewährleisten. 

Zusätzlich zu all den bereits genannten Problemen ist es ein 

offenes Geheimnis, dass einige Orte im Freistaat Sachsen 

in den nächsten Jahren 20 % – teilweise sogar mehr – ihrer 

Bevölkerung verlieren werden. Wir haben die Situation, 

dass diese Kommunen – in Abhängigkeit von den Schlüs-

selzuweisungen – durch eine Absenkung der Schlüsselzu-

weisungen betroffen sind, was die Situation vor Ort nicht 

verbessert. Auch das soll diese Enquetekommission ange-

hen. 

Der Prüfauftrag unserer eingesetzten Kommission lautet 

daher, die Einnahmenseite zu untersuchen, wie sich die 

Höhe der Landes- und Bundeszuschüsse gestaltet, die 

Etablierung einer Landesfinanzstrategie, welche Investiti-

onen langfristig priorisiert, das Volumen der Gesamtmasse 

oder die Dynamisierung und Regelbildung von Mehrbelas-

tungsausgleichen. 

Auf der Ausgabenseite müssen bürokratische Abläufe ver-

ringert bzw. im besten Fall gänzlich abgeschafft werden. 

Es muss eine Entschlackung der Förderrichtlinien geben, 

ebenso eine aufgabenkritische Überprüfung von Projekten 

und Förderrichtlinien, die sich das Land zulasten unserer 

Kommunen leistet. Unser Freistaat Sachsen will sich bei-

spielsweise zukünftig Demokratieförderprojekte im zwei-

stelligen Millionenbereich leisten. Wollen wir, der Freistaat 

Sachsen, zukünftig weiterhin mit Fördergeldern Lasten-

fahrräder finanzieren? Oder leistet sich der Freistaat Sach-

sen Doppelstrukturen wie das ZEFAS in Chemnitz, das 

nichts anderes ist als eine kleine Bundesarbeitsagentur in 

Sachsen, die aber den sächsischen Steuerzahler 7,5 Millio-

nen Euro kosten? 

Auf struktureller Seite sollen eine Überprüfung der Auftei-

lung der Gesamtfinanzmasse zwischen dem Freistaat Sach-

sen und seiner Kommunen, die Veredlungsfaktoren für 

Schlüsselzuweisungen oder die Aufteilung der kommuna-

len Finanzmasse zwischen kreisfreien Städten, Landkrei-

sen und kreisangehörigen Gemeinden überprüft werden. 

Meine Damen und Herren! Ich lade Sie alle herzlich ein, 

diesem Antrag zuzustimmen; denn es ist unsere Aufgabe, 

die zahlreichen Defizite, die wir in den Kommunen haben, 

als Landespolitiker zu beseitigen. Dazu brauchen wir zu-

kunftsfähige kommunale Haushalte, Kommunen die hand-

lungsfähig sind, die ihre Straßen im besten Fall aus eigenen 

Mitteln sanieren können, die vor Ort wissen, wo die Prio-

risierungen der Mittelbindungen stattfinden. Das kann man 

am besten vor Ort wissen. Das kann man nicht in Dresden 

entscheiden oder in der SAB, die diese Fördermittel geneh-

migt, sofern sie denn vorhanden sind. 

Wir sollten am Ende in diese ganzen Straßenfördermecha-

nismen in Sachsen Effizienz hineinbekommen; denn ich 

sage es an dieser Stelle klar und deutlich: Wenn Ende des 

Jahres, im Oktober, Straßenbaumittel genehmigt werden, 

die zum 31.12. aufgebraucht sein müssen, dann wird 

schnell eine Straßendecke saniert – darüber freuen wir uns 

alle –, es gibt Fördermittel, der Eigenanteil der Kommune 

beträgt vielleicht 10 %, das ist noch machbar. Aber was 

passiert im April? Der Gasnetzbetreiber reißt die frisch sa-

nierte Straße wieder auf, weil er im Zeitraum Oktober bis 

Dezember kein Geld hatte, die marode Gasleitung in die-

sem Straßenabschnitt zu erneuern. Das alles kostet richtig 

viel Geld, jedoch wären bessere Absprachen vor Ort mög-

lich. Voraussetzung dafür ist, dass die Bürgermeister und 

die Landräte grundsätzlich eine Straßenplanung machen, 

um sich mit den kommunalen Infrastrukturbetreibern aus-

zutauschen und die Prioritäten zu listen. 

Meine Damen und Herren! Wir wollen ein lebenswertes 

Sachsen durch handlungsfähige kommunale Haushalte und 

die Stärkung der Entscheidungsträger vor Ort. Ich bitte Sie 

um Zustimmung zu unserem Antrag; denn unsere Kommu-

nen sind die Basis von allem im Freistaat Sachsen. 

Vielen Dank. 

(Beifall AfD) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Wir hörten 

Herrn Thumm von der AfD. Als Nächstes in der Reihen-

folge spricht Herr Weinrich von der CDU-Fraktion; bitte. 

Stephan Weinrich, CDU: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Kollegin-

nen und Kollegen! Die AfD-Fraktion fordert die Einset-

zung einer Enquetekommission zur Erarbeitung von Hand-

lungsempfehlungen, mithilfe derer sich die Lage der kom-

munalen Haushalte im Freistaat Sachsen verbessern lässt. 

Was sich in der Überschrift noch gut anhört, entpuppt sich 

auf den weiteren Seiten dieses Antrages als reine Schau-

fensterpolitik, die kaum einer ernsthaften, umfassenden 

Lösung dienen kann. Bereits der Zeitraum, in dem diese 

Enquetekommission ihre Arbeit erledigen soll, zeigt, dass 

dieser Antrag kaum ernst gemeint sein kann. Denn selbst 

wer sich mit Vertretern der kommunalen Ebene nur ab und 

zu unterhält, weiß, dass die Situation der Kommunalfinan-

zen in Anbetracht eines Milliardendefizites jetzt und nicht 

erst zum Doppelhaushalt 2029/30 geklärt werden muss. 
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Das muss man sich einmal auf der Zunge zergehen lassen: 

Die AfD-Fraktion glaubt ernsthaft, noch zwei Doppelhaus-

halte – für 2025/26 und für 2027/28 – ins Land ziehen las-

sen zu können, 

(André Barth, AfD: Das steht so gar nicht drin!) 

um dann möglicherweise einen Papiertiger vorzulegen, 

(André Barth, AfD: Es geht  

um die Umstrukturierung!) 

dessen Ergebnisse bereits jetzt öffentlich sind. 

(Beifall CDU – Zurufe von der AfD) 

Und damit sind wir beim nächsten Kritikpunkt: Dieser An-

trag suggeriert, dass wir ein Erkenntnisproblem hätten. 

(André Barth, AfD: Ihr habt jahrelang  

verpasst, das FAG zu reformieren!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren von der AfD-

Fraktion, ich lade Sie herzlich dazu ein, Gespräche mit den 

Landkreisen, Kommunen und den kommunalen Spitzen-

verbänden zu führen. Die Daten, die Sie in Ihrer Kommis-

sion zusammentragen wollen, liegen längst vor. Ich bin mir 

sehr sicher, dass die Vertreter der kommunalen Ebene be-

reit sind, Ihnen diese Daten zur Verfügung zu stellen. Aber 

Sie scheinen ja grundsätzlich die Zusammenarbeit mit der 

kommunalen Ebene vermeiden zu wollen; 

(Gelächter AfD) 

denn der Antrag benennt mit keiner einzigen Silbe die Ver-

treter der kommunalen Spitzenverbände als notwendigen 

Bestandteil dieses vermeintlichen Evaluierungsprozesses. 

(Widerspruch AfD) 

Offenbar wollen Sie sich eher über die kommunale Ebene 

unterhalten, anstatt mit ihr gemeinsam zu reden. 

(Lars Kuppi, AfD: Wir sind doch bei der 

kommunalen Ebene!) 

Das, meine sehr verehrten Damen und Herren, geht so 

nicht. 

(Beifall CDU) 

Die Kommunen brauchen einen festen Platz am Beratungs-

tisch. Denn ich darf Sie gern auf die verfassungsrechtliche 

Beteiligungspflicht der Kommunen hinweisen, wenn es um 

Vorhaben und Belange geht, die die Städte, Gemeinden und 

Landkreise direkt betreffen. Aus diesem Grund haben wir 

im Koalitionsvertrag – und das ist in einigen Reden bereits 

gestern angeklungen – die Einsetzung einer Reformkom-

mission beschlossen, um gemeinsam mit den Kommunen 

Lösungen zu finden. 

(Zuruf Thomas Thumm, AfD) 

Dementgegen lässt Ihr Antrag völlig offen, wie dieser Er-

kenntnisgewinn in der Enquetekommission erreicht wer-

den soll. Es ist völlig unklar, mit welcher Systematik eben-

jene Erkenntnisse zu gewinnen sind, an deren Ende die von 

Ihnen gewünschten Handlungsempfehlungen stehen. Auch 

fehlt eine Erklärung, wie mit dem Fortschreiten von politi-

schen Prozessen umzugehen ist. Dies gilt insbesondere für 

die FAG-Verhandlungen, die ja alle zwei Jahre stattfinden 

müssen. Wir sprechen hier von dynamischen Prozessen, 

mit denen die Kommission kaum Schritt halten kann. 

Wie also sollen maßgebliche Änderungen der Rahmenbe-

dingungen in die Arbeit der Kommission einfließen? Oder 

stellt man dann nach der Hälfte der Kommissionszeit fest, 

dass die Enquetekommission aufgrund neuer gesetzlicher 

Grundlagen für die Rundablage gearbeitet hat? 

(Jörg Urban, AfD: Aber Sie wissen schon, 

was eine Enquetekommission ist?) 

Wie Sie demzufolge unschwer erkennen können, ist eine 

Enquetekommission unserer Ansicht nach nicht das geeig-

nete Mittel, um die akuten Probleme der kommunalen 

Ebene zügig zu lösen. 

(Jörg Urban, AfD: Ist klar!) 

Die Kommunen stehen vor enormen finanziellen Heraus-

forderungen in den verschiedensten Bereichen ihrer Wir-

kungskreise. Dafür brauchen sie die notwendigen finanzi-

ellen Mittel, um ihre Aufgaben nicht nur pflichtgemäß, 

sondern auch selbstbestimmt und bürgernah erfüllen zu 

können. 

(Beifall CDU – 

Sebastian Wippel, AfD: … sagt die CDU!) 

Wir alle hier in diesem Hohen Hause sollten anerkennen, 

dass die kommunale Finanzkraft aktuell nicht ausreicht 

und daher dauerhaft gestärkt werden muss. Eine Stärkung 

der kommunalen Ebene mit einer Enquetekommission er-

scheint dafür jedoch wenig vielversprechend. Mit Rück-

sicht auf die Minderheitsrechte hier im Parlament werden 

wir uns als CDU-Fraktion enthalten. 

Vielen Dank. 

(Beifall CDU) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Wir hörten 

Herrn Weinrich von der CDU. Es geht weiter mit der Frak-

tion BSW. Bitte, Frau Knebel. 

Uta Knebel, BSW: Herr Präsident! Sehr geehrte Abgeord-

nete! „Ein lebenswertes Sachsen – durch handlungsfähige 

Kommunalhaushalte und Stärkung der Entscheidungsträ-

ger vor Ort“ – zu diesem Thema soll es eine Enquetekom-

mission geben. 

Das Ziel ist klar definiert: gleichwertige Lebensverhält-

nisse sowohl in den Großstädten als auch im ländlichen 

Raum. Im Ergebnis sollen die Kommunen finanziell so 

ausgestattet werden, dass Pflichtaufgaben erfüllt werden 

können und freiwillige Ausgaben abgesichert sind. Am 

Rande sei gesagt: Vielleicht ist es auch an der Zeit zu prü-

fen, ob die bisherige Ordnung nach Pflicht- und freiwilli-

gen Aufgaben überhaupt noch zeitgemäß ist. 
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Wir vertreten die Meinung, wie es der Vorredner gerade ge-

sagt hat, dass erste Erkenntnisse bereits in den Doppelhaus-

halt 2027/28 einfließen müssen. Alles andere ist nicht ver-

mittelbar. Die Kommunen benötigen die bessere Finanz-

ausstattung schon seit gestern. 

Das FAG muss schnellstmöglich so aufgestellt werden, 

dass jede Kommune ihren Ergebnishaushalt mit einer 

schwarzen Null aufstellen kann. Wichtig ist es nicht nur bei 

der Bestandsaufnahme, Demografie und ihre möglichen 

Entwicklungen, Sozialausgaben und den Investitionsbe-

darf in den einzelnen Kommunen des Freistaats im Auge 

zu haben. 

Ich möchte daran erinnern, dass in der Vergangenheit Prog-

nosen zur demografischen Entwicklung so aufgestellt wur-

den, dass sie dann nicht zugetroffen haben. Zum Beispiel 

gab es im Jahr 2016 eine Prognose für 2024 zur Kinderzahl 

in Riesa, die weit verfehlt wurde. Die angeblich viel weni-

geren Kinder, die da sein sollten, gehen jetzt in Schulen – 

diese Prognose ist also nicht eingetreten – und sie lernen 

nun in überfüllten Klassen. 

Die Zügigkeit der Grundschulen wird nicht eingehalten. 

Die Grundschulplanung basierte auf der damaligen Prog-

nose aus dem Jahr 2016. Die Grundschulen in Riesa sind 

überbelegt. Eine zweizügige Grundschule, die in den letz-

ten Jahren saniert worden ist, ist mit 17 Klassen belegt. An 

den anderen Grundschulen sieht es ähnlich aus. 

Es geht aber nicht nur um den Blick nach vorn, sondern die 

richtige Analyse ist das A und O. Wichtig ist doch, wie die 

Finanzierung bisher vorgenommen wird. Wir müssen fest-

stellen, an welchen Stellen das System nicht funktioniert, 

um neue Wege finden zu können. Das FAG ist nur ein Teil 

des Haushaltes. Wenn wir mehr finanzielle Mittel bereit-

stellen wollen, müssen wir das gesamte System betrachten. 

Frau Ministerin Köpping hat gestern deutlich gemacht, 

dass Entwicklungen in einem Bereich nicht ohne Folgen 

für die anderen Teile des Systems sein können. 

Ist es nicht interessant zu hinterfragen, welche Mehrbelas-

tungen im Haushalt entstehen, weil eigene Gesellschaften 

gegründet werden, obwohl es vielleicht auch andere Wege 

zur Umsetzung geben könnte? Ist es nicht interessant zu 

hinterfragen, welche Beträge jährlich in den Generations-

fonds fließen und welche aus dem Fonds zurück und wa-

rum das so ist? Ist es nicht interessant zu erfahren, welche 

Kosten uns mit diesen Einrichtungen entstehen und ob 

diese unausweichlich sein müssen? 

(Zuruf Rico Gebhardt, Die Linke) 

Es gilt, ein Gesamtkonzept zu entwickeln und alle Teile zu 

betrachten. Damit komme ich zu einer interessanten Frage: 

Was ist, wenn herauskommt, dass es an der einen oder an-

deren Stelle sinnvoll wäre, einen Kredit aufzunehmen? 

Was ist, wenn wir feststellen, wir tun es bereits, trotz Schul-

denbremse? – Wir sind auf die Erkenntnisse neugierig. 

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit! 

(Beifall BSW) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Wir hörten 

Frau Knebel von der Fraktion BSW. Nun folgt für die Frak-

tion SPD Frau Pfeil, bitte. 

Juliane Pfeil, SPD: Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Ich werde zunächst darauf ein-

gehen, warum wir an dieser Stelle die Enquetekommission 

für den falschen Weg halten. Ich mache das auch ganz 

nüchtern: Wir sagen, eine Enquetekommission ist für diese 

Aufgabe einfach nicht der geeignete Rahmen, vor allem, 

weil eine Enquetekommission nur ein Gremium des Land-

tags ist. Das wurde vorhin schon mehrfach angesprochen. 

Man kann immer nur jeweils einen Externen bzw. eine Ex-

terne hinzuziehen. Sie sitzen dann aber auch nur ohne 

Stimmrecht am Tisch. Man erarbeitet auch keine direkten 

Vorschläge für Gesetzesänderungen, sondern führt erst ein-

mal eine Problemanalyse durch und darauf folgen Empfeh-

lungen. All das dauert – und das wurde schon mehrfach ge-

sagt – zu lange. Die Probleme müssen jetzt gelöst werden, 

und die Probleme sind ja auch bekannt. 

Offenbar wird immer mehr deutlich: Die AfD scheint Un-

tersuchungsausschüsse und Enquetekommissionen nur 

noch zur parlamentarischen Selbstbeschäftigung zu bean-

tragen, um die arbeitswilligen Fraktionen in diesen Gre-

mien zu binden. 

(André Barth, AfD: Wir sollen  

sachlich sein, das ist unsachlich!) 

Wir wollen uns lieber darauf konzentrieren, Probleme zu 

lösen. Wir werden uns heute, genau wie die CDU, enthal-

ten. Es ist klar, der Landtag muss die Enquetekommission 

beschließen. Verhindern können wir das nicht, aber enthal-

ten sehr wohl. 

Aber es gibt natürlich auch Antworten aus den Koalitions-

fraktionen. Ein Blick in den Koalitionsvertrag zeigt, dass 

wir uns sehr wohl darüber Gedanken machen, wie wir für 

die kommunalen Haushalte weiter sorgen wollen. 

Wir haben uns auf eine Reformkommission unter Beteili-

gung der kommunalen Ebene verständigt. Landtagsfrakti-

onen, Regierung und kommunale Ebene sollen an einem 

Tisch sitzen, mit dem Ziel, Ergebnisse schnell zu erzielen. 

Die Ergebnisse sollen später in ein Gesetz zur Stärkung der 

kommunalen Freiheit und Verantwortung einfließen. Die 

Kommission soll sich unter anderem mit der Verteilung 

von Zuständigkeiten zwischen Landes- und kommunaler 

Ebene befassen und Vorschläge zur Stärkung der Subsidi-

arität, Flexibilisierung und Entlastung vorlegen. Wir wol-

len die Sächsische Gemeindeordnung dahin gehend novel-

lieren, dass Gemeinden mehr Ermessensspielräume für 

ihre Entscheidungen erhalten und Potenziale der Anwen-

dung digitaler Technik besser nutzen können. 

(André Barth, AfD: 

Bei Windrädern wäre das richtig!) 

Insbesondere im Bereich der Infrastruktur, der Daseinsvor-

sorge und der Sozialausgaben stehen die Kommunen vor 

enormen finanziellen Herausforderungen. 
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Wir alle kennen die Lage um die Kita- und die ÖPNV-Ver-

sorgung sowie im Hinblick auf die Finanzierbarkeit des 

Schulhausbaus. Dafür brauchen sie die notwendigen Mit-

tel, um ihre Aufgaben nicht nur pflichtgemäß, sondern 

selbstbestimmt und bürgernah zu erfüllen. An den Grund-

zügen des kommunalen Finanzausgleichs, insbesondere 

den Gleichmäßigkeitsgrundsätzen I und II, halten wir zwar 

fest, sehen aber dennoch Nachstellbedarf. 

Das kommunale Haushaltsrecht soll unter Berücksichti-

gung finanzieller und demografischer Realitäten umfas-

send überarbeitet werden. Dies betrifft zum Beispiel die 

Regelungen zum Haushaltsausgleich, zu Verpflichtungen 

und Kreditermächtigungen – Frau Knebel ist gerade darauf 

eingegangen – sowie zum Schulhausbau oder zu den Qua-

lifikationsvoraussetzungen für Beschäftigte. 

Für den Zeitraum bis zum Inkrafttreten der Überarbeitung 

des FAG und des kommunalen Haushaltsrechtes braucht es 

nun aber tragfähige Lösungen. Wir wollen insbesondere in 

den Haushaltsjahren 2025 und 2026 rechtsaufsichtliche Er-

messensspielräume in den kommunalen Haushalten aus-

schöpfen. 

(Thomas Thumm, AfD: Also Schulden machen! – 

Gegenruf André Barth, AfD: Nee, 

die Kassenkredite ausweiten! Kassenkredite bis 

zum Abwinken! – Thomas Thumm, AfD: Ja, 

Schulden!) 

Wir haben darüber schon im letzten Plenum diskutiert. 

Für leichtere regionale Förderung muss auch die Sächsi-

sche Kommunalpauschalenverordnung auf den Tisch – we-

niger Bürokratie und mehr direkter Mitteleinsatz, mehr 

Pauschalen an dieser Stelle. Die Vorschläge der Förder-

kommissionen I und II sind uns, glaube ich, allen bekannt. 

Wir sollten vielleicht langsam einmal in die Umsetzung 

dieser kommen. 

Die Kommunen selbst sagen relativ klar: Liebe AfD-Frak-

tion, das ist der falsche Weg, auf den Sie sich hier begeben. 

Es ist zu spät, und es ist keine Einbindung vorgesehen. 

(Zuruf Tobias Heller, AfD) 

Von daher schließen wir uns an dieser Stelle sehr gern den 

Äußerungen des SSG-Präsidenten an und lehnen diesen 

Antrag an sich ab, werden uns aber natürlich enthalten, 

weil es das parlamentarische Recht der AfD-Fraktion ist. 

(Beifall SPD, CDU und 

Staatsministerin Petra Köpping) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Wir hörten 

Frau Pfeil von der SPD-Fraktion. Von der Fraktion BÜND-

NISGRÜNE spricht Frau Schubert; bitte. 

Franziska Schubert, BÜNDNISGRÜNE: Sehr geehrter 

Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Die AfD möchte sich als Retterin der Kommunen auf-

schwingen, doch es braucht keinen neuen Arbeitskreis; 

denn die finanzielle Lage der Kommunen ist bekannt und 

die Herausforderungen sind akut. Eine Enquetekommis-

sion wird daran nichts ändern – weder kurz- noch mittel-

fristig. Sie ist unnötig, kostet unnötig Steuergelder und ist 

ineffektiv. 

(Sebastian Wippel, AfD: 

Die GRÜNEN haben regiert bis vor Kurzem!) 

Deswegen lehnen wir diesen Vorschlag ab. Die Kommunen 

selbst wollen gar keine Zwangsbeglückung durch die AfD 

und lehnen diesen Vorschlag ebenfalls ab. Der Sächsische 

Städte- und Gemeindetag hält ihn für nicht hilfreich. 

(Jörg Urban, AfD: Eine Person hat das gesagt!) 

Und die Kritik ist deutlich:  

Erstens. Es wäre ein nicht öffentliches Hinterzimmergre-

mium, das an den Kommunen vorbei agiert. Mit Hinter-

zimmergesprächen kennt sich die AfD aus; aber das ist 

nicht das, was der Situation der Kommunen hier im Frei-

staat angemessen ist. 

(Sebastian Wippel, AfD: Sie wollen doch so 

regieren, mit Hinterzimmergesprächen!) 

Zweitens. Verbesserungen werden für 2029 oder 2030 in 

Aussicht gestellt. Das ist so absurd wie grotesk; denn die 

AfD widerspricht sich damit selbst und kann sich nicht ent-

scheiden, was genau sie wann eigentlich will. 

(Sebastian Wippel, AfD: Jaja!) 

Solcher Kopflosigkeit kann man nicht folgen. 

Drittens. Die aktuelle Situation der Kommunen wird völlig 

verkannt, und sich mit Zahlen auseinanderzusetzen hält die 

AfD nicht für notwendig. Oder ist es vielleicht schlichtweg 

Faulheit, nicht selbst nachzuschauen, was es bereits gibt? 

Das Parlament hat die Möglichkeit, Enquetekommissionen 

einzurichten, wenn es darum geht, komplexe Themen in-

terdisziplinär zu untersuchen, öffentliche Debatten anzure-

gen und evidenzbasierte Lösungen zu entwickeln. Es wäre 

mir neu, dass das der Fokus der AfD ist. 

(Sebastian Wippel, AfD: Sie können immer 

noch etwas dazulernen, Frau Schubert!) 

Die AfD suggeriert, es gebe keine Daten zur demografi-

schen Entwicklung, zu Sozialausgaben, Investitionsbedar-

fen und Steuereinnahmen. Das ist schlicht falsch. Zahlen 

zur demografischen Entwicklung liefert das Statistische 

Landesamt, zugänglich für alle, detailliert bis auf die ein-

zelne Gemeinde, alles transparent und nachvollziehbar ver-

fügbar. Investitionsbedarfe der Kommunen werden regel-

mäßig durch das Kompetenzzentrum KOMKIS erhoben. 

Alle zwei Jahre erscheinen die Berichte öffentlich einseh-

bar und erläutert. Sozialausgaben stehen im Sozialatlas, 

und die kommunale Ebene und das Land haben sich bereits 

auf eine produktgruppenbezogene Analyse, die längst 

überfällig ist, verständigt. 

Kurzum: Wir haben kein Erkenntnisproblem, wir haben ein 

Umsetzungsproblem, und das seit vielen Jahren. 
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(Thomas Thumm, AfD: Und davon waren 

Sie fünf Jahre in der Regierung!) 

Die Daten liegen vor – es fehlt bisher an der Bereitschaft, 

diese Probleme ernsthaft anzugehen. Auch der Rechnungs-

hof hat festgestellt, dass die aktuellen Regelungen nicht 

ausreichen, damit die Landkreise ihre Haushalte aufstellen 

können. Daraus muss die Staatsregierung Konsequenzen 

ziehen. 

(André Barth, AfD: Wer ist schuld? 

SPD, CDU oder ihr alle?) 

Wir BÜNDNISGRÜNE setzen uns seit Jahren für eine Re-

form des kommunalen Finanzausgleichs in Sachsen ein. 

Wir haben konkrete Vorschläge und Anträge erarbeitet, ein-

gebracht, Anhörungen gehabt, Fachleute eingeladen, keine 

Mehrheiten gefunden, nicht in der Opposition und auch 

nicht in der Regierungsverantwortung in der letzten Legis-

latur. 

(Lars Kuppi, AfD: Das haben wir gemerkt!) 

Vielleicht ändert sich das mittlerweile. 

(Oh-Rufe AfD) 

Während wir an Lösungen mitarbeiten – – Ich muss dem 

Argument „Sie waren doch in der Regierung“ vorbeugen. 

Mimimi. 

(Heiterkeit und Beifall BÜNDNISGRÜNE 

und Die Linke – Widerspruch AfD) 

Da muss man immer schön gleich vorher den Zahn ziehen 

und die Dinge so aussprechen, wie sie sind. Das läuft alles 

in Dauerschleife, aber gut. 

(Jörg Urban, AfD: Getroffene Hunde bellen!) 

– Ich verbitte mir, dass Sie mich so bezeichnen. 

(Jörg Urban, AfD: Können Sie machen! 

Getroffene Hunde bellen!) 

Die AfD schlägt eine Kommission vor, die die Probleme 

lediglich vertagen würde. Es braucht die Bereitschaft – da 

bin ich ganz dabei –, das FAG und auch die Förderstruktu-

ren in diesem Freistaat ganz grundsätzlich anzugehen, und 

zwar schleunigst. Wie gesagt, die Enquetekommission ist 

dafür nicht das richtige Instrument. Es hilft natürlich nicht, 

wenn immer wieder selig beschworen wird – und ich hoffe, 

diese Zeiten sind vorbei –, wie toll doch das sächsische 

FAG sei, während in den Kommunen die Hütte brennt. Das 

muss aufhören und es braucht Ernsthaftigkeit und Willen, 

die Probleme wirklich zu lösen. 

Dafür sind Veränderungen unausweichlich, und wir waren 

und sind dazu bereit, an diesen Lösungen mitzuwirken – 

nicht aber in Form einer steuergeldschluckenden Kommis-

sion, die der Situation der Kommunen null gerecht wird. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Danke. 

Wir hörten Frau Schubert von den GRÜNEN. Jetzt spricht 

von der Fraktion Die Linke Rico Gebhardt; bitte. 

(André Barth, AfD: 

Herr Gebhardt macht auch nicht mit!) 

Rico Gebhardt, Die Linke: Herr Barth, waren Sie gestern 

Abend eigentlich da? 

(André Barth, AfD: Ja, ich habe 

Ihnen zugehört, aber war nicht so!) 

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Der vor-

liegende Antrag der AfD kommt zunächst eher unverdäch-

tig daher. 

(Gelächter AfD) 

Selbst auf die sonst immer vorhandene Polemik wird in 

diesem AfD-Antrag weitestgehend verzichtet. Eine En-

quetekommission soll also gebildet werden, die die Kom-

munen durch eine Neuausrichtung der Finanzbeziehungen 

mit dem Land stärken soll. Kaum jemand bezweifelt, dass 

wir seit Jahren ungelöste Probleme bei der finanziellen 

Ausstattung unserer kommunalen Ebene vor uns herschie-

ben. 

Bevor ich jedoch zu den Finanzen komme, will ich kurz 

auf den Titel der Enquetekommission eingehen, der uns 

von Ihnen hier präsentiert wird. Dieser lautet nämlich: „Ein 

lebenswertes Sachsen – durch handlungsfähige Kommu-

nalhaushalte und Stärkung der Entscheidungsträger vor 

Ort“. 

(Thomas Thumm, AfD: Das ist stark!) 

So weit, so gut. Doch wenn ich mir Ihren Antrag durchlese, 

dann finde ich nicht eine Passage, in der es um die Stärkung 

der Entscheidungsträger vor Ort geht. Okay, man könnte es 

ja auch so lesen: Wenn die Kommunen mehr Geld haben, 

dann haben auch die Entscheidungsträger vor Ort mehr zu 

tun. 

Wenn Sie aber schon solch eine Enquetekommission mit 

diesem Titel einsetzen, 

(André Barth, AfD: Genau! Förderprogramme, 

mehr allgemeine Schlüsselzuweisungen!) 

– Herr Barth, jetzt mal Klappe halten und zuhören –, 

(Beifall Die Linke – Katja Dietz, AfD: Na, na!) 

dann sollte doch diese Kommission tatsächlich darüber dis-

kutieren und Empfehlungen geben, wie die Beteiligung 

von Entscheidungsträgern vor Ort gestärkt werden könnte. 

Ich gebe Ihnen ein paar Beispiele: durch Bürger/-innenräte 

oder mehr Jugendmitbestimmung durch Absenkung des 

Wahlalters bei Kommunalwahlen, 

(André Barth, AfD: Dann  

wählen ja noch mehr AfD! –  

Heiko Gumprecht, AfD: Dann  

haben Sie gar keine Sitze mehr!) 

durch mehr Mitsprache für Migranten- oder Seniorenbei-

räte. Sie wollen über die demografische Entwicklung in 

den Kommunen reden und beklagen das. Also, geben Sie 

den Menschen mehr Mitspracherecht! 
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(Martina Jost, AfD: Ja, auch Männern!) 

Dazu und zu vielem Weiteren findet sich in Ihrem Antrag 

jedoch nichts – außer in der Überschrift. 

Gut, Sie wollen also über Kommunalfinanzen reden. Aber 

auch hier habe ich so meine Zweifel, dass Sie das ergeb-

nisoffen tun möchten, wie Sie es behaupten. 

(Zuruf AfD) 

Was Sie mit dem AfD-Antrag in Wahrheit verfolgen, ist 

doch nichts weiter als das, was Sie bei Ihrer Pressekonfe-

renz vergangenen Mittwoch und heute zum Teil auch wie-

der erzählt haben. 

(Zuruf AfD: Das ist konkludentes Handeln!) 

Sie haben nämlich gar kein Interesse an einer Lösungsori-

entierung, auch nicht an der erforderlichen breiten Einbe-

ziehung der im Kern betroffenen Akteurinnen und Akteure, 

(André Barth, AfD: Was?) 

beispielsweise der kommunalen Spitzenverbände, um ge-

meinsam über die vor uns stehenden, komplexen Aufgaben 

zu diskutieren, wie wir es gestern Abend mit unserem An-

trag vorgeschlagen haben. 

(Zurufe AfD) 

Was Sie wollen, ist – wie der Populist Trump und sein su-

perreicher Erfüllungsgehilfe Elon Musk –, mit dem Rasen-

mäher einfach all das, was Ihnen ideologisch nicht in den 

Kram passt, streichen. 

(Lachen Alexander Wiesner, AfD – 

André Barth, AfD: Abgrundtief! – 

Zuruf Tobias Heller, AfD) 

Dazu haben Sie Ihre Beispiele gebracht. Ich nenne noch 

einmal das, was Sie so vorgeschlagen haben: ZEFAS – kos-

tet 3,8 Millionen Euro – wollen Sie streichen. Lastenrad-

förderung – maximal 1,4 Millionen Euro – wollen Sie strei-

chen. Die SAENA, also die – – 

(André Barth, AfD: Energieagentur!) 

– Danke schön. Die Beteiligung des Freistaates Sachsen 

wollen Sie streichen. 

Das würde letztendlich bedeuten, dass die Beratungsleis-

tungen durch die Kommunen selbst zu bezahlen sind 

(André Barth, AfD: Ne, da läuft keiner mehr mit 

Geldkoffern rum! Windräder gibt es mehr!) 

oder von denen, die ihre Beratungsleistungen dort in An-

spruch genommen haben. Übrigens hat es dort in den letz-

ten Jahren 3 500 Beratungen gegeben. Sie wollen das strei-

chen. Das ist das, was Sie in Ihrer Pressekonferenz vorge-

schlagen haben. 

Gleichzeitig hat Herr Urban am Mittwoch in der vergange-

nen Pressekonferenz vorgeschlagen, eine fundamentale 

Steuerreform mit Experten vorzubereiten; denn die letzte 

Gemeindesteuerreform – so Herr Urban weiter – war 1969. 

Heißt das, Sie wollen aus Sachsen eine Gemeindesteuerre-

form für den Bund vorbereiten? 

(Jörg Urban, AfD: Anstoßen! – André Barth, AfD: 

Anstoßen! Wir sind Vorreiter im Steuerrecht! – 

Weiterer Zuruf AfD: Bundesrat!) 

Das ist ein wenig absurd. Oder sind Sie als sächsische AfD 

jetzt etwa größenwahnsinnig geworden? Ich vermute das 

mal. 

(Zuruf AfD: Genug!) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte noch kurz auf 

die Aussagen von Herrn Urban am vergangenen Mittwoch 

eingehen. Herr Urban hat behauptet, es gäbe ein frühzeiti-

ges Angebot zur Mitarbeit für alle Fraktionen. 

(André Barth, AfD: Schon in der 7. Wahlperiode! – 

Zurufe AfD: Ja!) 

Der Antrag der AfD-Fraktion wurde am 27. November 

2024 beim Landtagspräsidenten eingereicht. Am 12. No-

vember haben Sie selbst angefangen, dafür Unterschriften 

in Ihrer Fraktion zu sammeln. Sie haben das bis zum 

27. November nicht hinbekommen und mussten diese am 

29. November nachreichen. Am 28. Januar 2025 – zwei 

Monate später – schrieb Ihr Pressesprecher an alle anderen 

Fraktionen: Wir laden euch ein, an unserer eigenen Presse-

konferenz teilzunehmen, wenn wir den Antrag zur En-

quetekommission vorstellen. – Ist das Ihre Zusammenar-

beit mit den anderen Fraktionen bzw. das Angebot? Es ist 

doch abenteuerlich, was Sie uns vorgeschlagen und präsen-

tiert haben. 

(Beifall Die Linke, BSW, SPD und 

Sören Voigt, CDU – Zuruf Thomas Thumm, AfD) 

Sie hauen uns wieder die Taschen voll. Bereits gestern habe 

ich gesagt: Ich darf Sie „Lügner“ nennen, weil das Ihr ei-

gener Herr Keiler in seiner Argumentation wegen der 

Klage beim Verwaltungsgericht aufgeschrieben hat. 

Meine letzte Bemerkung. Die vorgeschlagene Kommission 

wird keine wirklichen Ergebnisse, die das Land und die 

Kommunen brauchen, liefern. Was am Ende der Kommis-

sion nach Leseart der AfD entstehen soll, ist eine Liste mit 

ihren ideologischen Feindbildern von staatlichen Ausga-

ben. Sie von der AfD glauben, 

(Unruhe AfD) 

dass sie diese nach ihrer erträumten Machtübernahme 

rasch beseitigen können. 

(André Barth, AfD: Das heißt Regierungswechsel 

und nicht Machtübernahme!) 

Deswegen soll die Kommission bis 2029 gehen. Wir als 

Linke werden uns dem von der AfD betriebenen sozialen 

und zivilgesellschaftlichen Kahlschlag in Sachsen und an-

derswo klar entgegenstellen und alles dafür tun, dass Ihr 

Traum niemals Wirklichkeit wird – auch nicht über den 

Umweg einer Enquetekommission. 

Vielen Dank. 
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(Beifall Die Linke, SPD und 

Franziska Schubert, BÜNDNISGRÜNE) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Wir hörten 

Herrn Gebhardt von der Fraktion Die Linke. Nun spricht 

der fraktionslose Abgeordnete, Herr Berger; bitte. 

Matthias Berger, fraktionslos: Sehr geehrter Herr Vorsit-

zender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Zu-

schauerinnen und Zuschauer! Ich freue mich, dass hier so 

viel Jugend anwesend ist. Da erlebt ihr mal Demokratie, 

wie sie funktioniert und wie sie nicht funktioniert. 

(Staatsministerin Petra Köpping und Staatsminister 

Christian Piwarz: Die auf der Tribüne dürfen nicht 

angesprochen werden!) 

– Ich nehme eine Rüge in Kauf. 

(Staatsminister Christian Piwarz:  

Ich darf Sie nicht rügen! –  

Zuruf CDU: Der Vorsitzende heißt Präsident!) 

– In Ordnung. Die haben sich trotzdem gefreut. 

(Vereinzelt Heiterkeit) 

Ich habe mir meine Redezeit mühsam vom Mund abge-

spart; ich habe heute 6 Minuten. Erlauben Sie mir: Ich 

nehme für mich in Anspruch, sicherlich derjenige von 

Ihnen zu sein, der in den letzten Jahrzehnten am tiefsten in 

der Kommunalpolitik verankert war. Das wird sicher kei-

ner bestreiten. 

Zuallererst möchte ich Ihnen sagen: Ich bedauere es zu-

tiefst, dass wir trotz der extremen Not in den Kommunen 

das Thema von vornherein schon wieder politisch zerredet 

haben. 

(Beifall AfD) 

Es ist von der Außenwirkung her katastrophal. 

(Sören Voigt, CDU: Wieso denn?) 

Ich denke, wir haben gerade gegenüber denen, die ich nicht 

ansprechen darf, ein schlechtes Beispiel abgegeben und ge-

zeigt, wie es nicht sein sollte. 

Die Kommunen sind die Basis der Demokratie. Ihr Minis-

terpräsident Biedenkopf hat das vor Jahren gesagt; ich habe 

dies bereits zitiert. Er sagte, die Sächsinnen und Sachsen 

lebten zuallererst in den Städten und Gemeinden. Ich 

möchte niemanden zu nahe treten. Wir haben heute viele 

wichtige Debatten geführt. Ich glaube aber kaum, dass 

diese eine Außenwirkung entfalten und wir dadurch unser 

Land verändert haben. Das mag richtig sein, 

(Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE: 

Deswegen reden Sie?) 

aber wir sollten uns mit den Dingen, die primär die Situa-

tion in unserem Land verbessern, beschäftigen – das haben 

wir nicht getan. 

Die Not ist groß. Ich frage mich, besonders in Richtung der 

Regierungsparteien und derer, die in den letzten Jahrzehn-

ten die Entscheidungen getroffen haben, wie es so weit 

kommen konnte. 

(Beifall AfD) 

Wie konnte es so weit kommen? Sie stellen sich hierher 

und sagen, das bräuchten wir nicht, das könnten wir schnel-

ler. Dann machen Sie es doch! Was haben Sie denn in den 

letzten Jahrzehnten gemacht? 

(Heiko Gumprecht, AfD: Nichts! 

Heruntergewirtschaftet!) 

Sie haben zugeschaut. Ich gebe Ihnen mal ein Beispiel, und 

zwar die Stadt Grimma, deren Bürgermeister ich 23 Jahre 

lang war. Wir haben in den letzten 23 Jahren unsere Ein-

nahmesituation verändert: die Gewerbesteuer verzwanzig-

facht und die Schulden auf ein Drittel reduziert. Das sind 

Zahlen, bei denen würde der Finanzminister, wenn er da 

wäre, 

(Staatsminister Christian Piwarz: Herr Berger, 

ich bin da! – Weitere Zurufe) 

träumen. Und diese Stadt ist nicht mehr in der Lage, einen 

auskömmlichen Haushalt – – 

(Staatsminister Christian Piwarz: 

Augen auf bei der Rede!) 

– Ach, hier ist er, Entschuldigung! 

(Heiterkeit) 

Selbst diese Stadt ist nicht mehr dazu in der Lage, ihren 

Haushalt zu glätten. Die Not ist groß. Es werden Freibäder 

nicht mehr eröffnet, es werden Schwimmhallen geschlos-

sen, es werden Buslinien eingestellt. 

Zum Thema SSG und SLKT. Ich weiß gar nicht, woher Sie 

Ihre Weisheiten haben. Ich habe gestern mit dem Ge-

schäftsführer des SSG, Mischa Woitscheck, gesprochen. 

Ich selbst war Jahrzehnte im Präsidium. Dort gibt es durch-

aus ein großes Interesse daran, mitzuarbeiten. Er hat zu mir 

gesagt, dass diese Pressemitteilung einen ganz anderen 

Wortlaut hatte und eine Fehlinterpretation 

(Staatsminister Christian Piwarz: Aha!) 

seitens der Presse erfolgte. Ich habe gestern mit Henry 

Graichen, dem vorsitzenden Präsidenten des SLKT, ge-

sprochen. Natürlich haben die ein Interesse daran, mitzuar-

beiten. Fangen Sie doch nicht an, irgendwas hier herbeizu-

lügen, was gar nicht den Tatsachen entspricht! 

(Beifall AfD) 

So weit die Faktenlage. Fragen Sie doch, reden Sie mit bei-

den! Die werden Ihnen das bestätigen. 

Zur FAG-Struktur. Das FAG ist an sich keine schlechte Sa-

che, doch es braucht eine entsprechende Einspeisung. 

Wenn das Gros der Gelder völlig umständlich und willkür-

lich über Fördermittel vergeben wird und den Kommunen 
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nicht mehr genügend Geld für das tägliche Brot zur Verfü-

gung steht, sondern nur noch Maßnahmen gebaut werden, 

die irgendwelchen Ideologien entsprechen, kann ein Staat 

oder eine Kommune nicht funktionieren. Das ist das Prob-

lem. 

Niemand will das FAG in Gänze infrage stellen. GMG 1, 

GMG 2 und andere Dinge sind durchaus sinnvoll. Wenn 

sich dadurch und durch die mangelnde Einspeisung die 

kommunale Selbstverwaltung auf Kreisebene in Sachsen 

aber auf 1 Promille reduziert – nicht mal mehr 1 % –, dann 

läuft irgendwas schief. 

Konnexitätsprinzip – dazu ist alles gesagt. Doch vielleicht 

noch ein Wort in Richtung der CDU, die die letzten Jahr-

zehnte die Verantwortung in diesem Land getragen hat. Ich 

mache Ihnen mal richtig Mut: Wissen Sie, was Ihr Vorsit-

zender letzte Woche im Bundestag gesagt hat? Eine gute 

Idee wird nicht dadurch falsch, dass der Falsche sie vor-

schlägt. 

(Staatsminister Christian Piwarz: 

Nee, das ist falsch!) 

Ich ermutige Sie: Stimmen Sie zu und setzen Sie ein Zei-

chen! Es wäre fatal, wenn wir den Bürgern sowie den zahl-

reichen Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern dieses 

Landes als Landtag signalisierten: Das ist zwar alles ganz 

schlimm, wir haben alles erkannt; aber die Chance, partei-

übergreifend miteinander zu reden, nehmen wir nicht wahr. 

Und an alle, die heute dagegen stimmen oder sich der 

Stimme enthalten: Machen Sie es doch einfach besser als 

die AfD! Machen Sie es doch besser! Aber da kommt 

nichts – absolut nichts! 

Vielen Dank. 

(Beifall AfD und BSW) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Wir hörten 

den fraktionslosen Abg. Berger. Nun kommen wir zur 

zweiten Runde. Besteht Aussprachebedarf seitens der AfD-

Fraktion? – Offensichtlich nicht. Seitens der CDU? – Auch 

nicht. BSW? – SPD? – GRÜNE? – Linke? – Dann erhält 

die Staatsregierung das Wort, sofern sie möchte. – Eben-

falls kein Aussprachebedarf vorhanden. 

(Oh-Rufe AfD – Zurufe Valentin Lippmann, 

BÜNDNISGRÜNE) 

Damit erteile ich der AfD-Fraktion das Schlusswort. 

Thomas Thumm, AfD: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Meine Damen und Herren! Herr Berger, ich möchte Ihnen 

ausdrücklich danken; denn Sie scheinen die Wichtigkeit – 

als Einziger neben der AfD-Fraktion – erkannt zu haben. 

Sie waren jahrzehntelang Oberbürgermeister von Grimma 

und wissen, wo es bei den Kommunen klemmt. Das zeigt 

auch Ihr klares Statement. Ein schöneres Schlusswort 

könnte man eigentlich gar nicht halten. Doch ich möchte 

noch einmal auf einige Punkte eingehen. 

Herr Weinrich, die Lage unserer Kommunen ist zu ernst, 

als dass Sie hier parteipolitischen Klamauk betreiben kön-

nen. 

(Beifall AfD und Matthias Berger, fraktionslos) 

Ich sage Ihnen von der CDU mal eines in aller Deutlich-

keit: Die Bürgermeister, die vor Ort in den Kommunen ge-

wählt sind, die kein Parteibuch tragen, schütteln nur noch 

den Kopf darüber, was hier in diesem Hohen Haus passiert, 

was die Legislative mit ihren Kommunen, die seit Jahren 

unterfinanziert sind, anstellt. 

Ihre eigenen Bürgermeister von der CDU machen das Glei-

che, weil das, was Sie hier abliefern, vor Ort nicht mehr zu 

vermitteln ist. Das ist die Tatsache, das ist die Realität. 

(Heiko Gumprecht, AfD: Genau! – Beifall AfD) 

Dass Sie hier politischen Klamauk betreiben, weil wir, die 

AfD-Fraktion mit 40 Abgeordneten, in der Lage sind, eine 

Enquetekommission einzusetzen, um Sie zur Arbeit für 

dieses Land aufzufordern, das begreifen Sie nicht. Das ist 

aber Ihre Aufgabe, dafür sind Sie gewählt. Machen Sie Po-

litik für dieses Land! Machen Sie Politik für Sachsen und 

seine Bürger! Nur so kommen wir weiter. 

Vielen Dank. 

(Beifall AfD und Matthias Berger, fraktionslos) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Wir hörten 

das Schlusswort der AfD-Fraktion. 

Meine Damen und Herren, mir liegt ein Änderungsantrag 

vor, Drucksache 8/1611 zur Drucksache 8/553: Ände-

rungsantrag der AfD-Fraktion zum Antrag der AfD-Frak-

tion, Drucksache 8/553, Einsetzung der Enquetekommis-

sion „Ein lebenswertes Sachsen – durch handlungsfähige 

Kommunalhaushalte und Stärkung der Entscheidungsträ-

ger vor Ort“. Der Landtag möge beschließen, den Antrag 

wie folgt zu ändern: Bei der Ziffer VI wird die Angabe 

„3. März 2025“ durch die Angabe „7. April 2025“ ersetzt. 

Begründung: Die Anpassung des Datums soll einen ausrei-

chenden Vorlauf bis zur Arbeitsaufnahme der Kommission 

gewährleisten. Dresden, 06.02.2025, gezeichnet Jörg Ur-

ban, Vorsitzender der AfD-Fraktion. 

Ich bitte die AfD-Fraktion um Einbringung. Bitte schön, 

Herr Thumm. 

Thomas Thumm, AfD: Sehr geehrter Herr Präsident! Sie 

haben mir die ganze Rede vorweggenommen. Es geht da-

rum, den Termin zu ändern. 

Ich möchte noch etwas zu Herrn Gebhardt sagen. Sie haben 

bemängelt, dass wir 

(Rico Gebhardt, Die Linke: 

Das ist aber ein Änderungsantrag!) 

am 29.12. diesen Antrag in das EDAS eingestellt haben. 

Sie fühlten sich nicht frühzeitig informiert 

(Zuruf Rico Gebhardt, Die Linke) 
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für eine Mitarbeit, Herr Gebhardt. Ich sage Ihnen mal klar 

und deutlich: Das nächste Mal rufe ich Sie am 31.12. an 

und fordere Sie zur Mitarbeit auf, 

(Rico Gebhardt, Die Linke: Genau!) 

wenn Ihnen das lieber ist. 

Wie das Januar-Plenum hier abgelaufen ist, zu dem 

120 Abgeordnete für eine halbstündige Sitzung einbestellt 

worden sind, weil die Tagesordnung das so vorgesehen hat, 

(Zurufe Christin Melcher, BÜNDNISGRÜNE, 

und Luise Neuhaus-Wartenberg, Die Linke) 

das machen Sie bitte unserer Fraktion nicht zum Vorwurf. 

Das war der herbeigeführte Konsens im Präsidium. 

(Zuruf Rico Gebhardt, Die Linke) 

Jetzt haben wir die Situation, dass wir im zweiten Plenum 

im Jahr 2025 diese Enquetekommission einsetzen können, 

heute mit einem Beschluss im zweiten Plenum. Der 

3. März, der ursprünglich vorgesehen war, 

(Zuruf Rico Gebhardt, Die Linke) 

war nicht zu halten, und somit haben wir den Änderungs-

antrag auf den 07.04. gestellt, damit sich hier von Ihnen 

– das habe ich auch von der SPD gehört – niemand in sei-

nen alltäglichen Arbeitsprozessen überfordert fühlt. 

Vielen Dank. 

(Beifall AfD und Matthias Berger, AfD – 

Zuruf Laura Stellbrink, SPD) 

Dritter Vizepräsident Prof. Dr. Jörg Scheibe: Ich stelle 

diesen Änderungsantrag zur Abstimmung und bitte um Ihr 

Handzeichen, wer für diesen Antrag stimmt. – Wer stimmt 

dagegen? – Enthaltungen? – 

(Zuruf AfD: Die GRÜNEN wollen 

parlamentarische Minderheitsrechte! – 

Staatsminister Christian Piwarz: Ganz sauber war 

das aber nicht!) 

Ich stelle fest: Die Mehrheit enthält sich. Es gibt einige Ge-

genstimmen und eine große Anzahl von Dafür-Stimmen. 

Damit ist dieser Änderungsantrag angenommen. 

(Beifall AfD und Matthias Berger, fraktionslos – 

Rico Gebhardt, Die Linke: Das ist eure eigene 

Arbeit, und ihr beklatscht euch dabei! –  

André Barth, AfD: Das gefällt Ihnen nicht, 

Herr Gebhardt! Das war klar! – Zurufe Thomas 

Kirste, AfD, und Rico Gebhardt, Die Linke) 

Meine Damen und Herren, ich bitte um Ruhe. – Herr Geb-

hardt, bitte! 

Meine Damen und Herren, wir kommen nun zur Abstim-

mung. Ich weise darauf hin, dass der Landtag nach § 26 

Abs. 1 Satz 2 unserer Geschäftsordnung zur Einsetzung 

der Enquetekommission verpflichtet ist, wenn ein Drittel 

seiner Mitglieder, das sind mindestens 40 Abgeordnete, 

dies verlangt. Der Einsetzungsantrag wurde um eine Liste 

mit unterstützenden Unterschriften von 40 Abgeordneten 

ergänzt. 

(Zuruf André Barth, AfD) 

Der Landtag ist somit zur Einsetzung der Enquetekommis-

sion verpflichtet. Für die Einsetzung der Kommission be-

darf es trotz des Vorliegens der Unterschriften eines Be-

schlusses des Landtags, sodass ich nun die Drucksa-

che 8/553 zur Abstimmung stelle. Ich bitte bei Zustim-

mung um Ihr Handzeichen. – 

(Zuruf AfD: Die GRÜNEN stimmen  

gegen Minderheitenrechte! –  

André Barth, AfD: Habe ich doch gesagt!) 

Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Damit ist bei entspre-

chend vielen Zustimmungen, einer großen Zahl von Ent-

haltungen und einigen Gegenstimmen die Drucksa-

che 8/553 beschlossen. 

(Beifall AfD und Matthias Berger, fraktionslos) 

Dieser Tagesordnungspunkt ist beendet. 

Meine Damen und Herren, ich rufe auf 

 

Tagesordnungspunkt 3 

Erste Beratung des Entwurfs  

Gesetz zur Änderung des Waldgesetzes für den Freistaat Sachsen 

Drucksache 8/1341, Gesetzentwurf der Fraktion AfD 

Es liegt keine Empfehlung des Präsidiums vor, eine allge-

meine Aussprache durchzuführen, § 44 Abs. 1 Satz 1 der 

Geschäftsordnung. Es spricht daher nur die Einreicherin, 

die AfD-Fraktion. Bitte, Herr Österle. 

Arthur Österle, AfD: Sehr geehrter Herr Präsident! Werte 

Kolleginnen und Kollegen! Der sächsische Wald gehört 

zum Naturreichtum des Landes und bietet unersetzbaren 

Lebensraum für Tiere und Pflanzen. Ohne Wald keine 

Forstwirtschaft, keine Holzgewinnung. Ebenso ist er eine 

unverzichtbare Grundlage für körperliche und geistige Er-

holung der Menschen. Sachsen gehört mit einem Waldan-

teil von 29 % zu den waldärmeren Flächenländern. Hessen, 

als waldreichstes Bundesland, hat einen Waldanteil von 

42 %. Der Durchschnitt in Deutschland beträgt immerhin 

32 %. Das Ziel von 30 % wurde trotz aller Bemühungen in 

Sachsen nicht erreicht, und selbst dieses Minimalziel droht 

völlig außer Reichweite zu geraten. 
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Mit der Einführung der Flexibilisierungsklausel im letzten 

Haushaltsverfahren ist es nun möglich, Windenergie in 

sächsischen Wäldern zu errichten. Die Genehmigungsver-

fahren laufen auf Hochtouren; denn die energiepolitische 

Zielsetzung der Landesregierung, die Stromversorgung 

ausschließlich mittels erneuerbaren Energiequellen zu ge-

währleisten, bedingt eine Vervielfachung der bisherigen 

Anlagen und Standorte. Wir reden hier nicht von ein paar 

Hundert Anlagen, nein, dafür sind mehrere Tausend Anla-

gen nötig. Diese werden in großer Zahl in Wäldern gebaut 

werden müssen. Bei der dauerhaften Waldumwandlung 

verlangt der Gesetzgeber eine funktionsgleiche Auffors-

tung an anderer Stelle. Das bringt aber neue Probleme mit 

sich, da die Ersatzaufforstung in der Regel auf landwirt-

schaftlichen Nutzflächen stattfindet. 

Der sächsischen Landwirtschaft geht dadurch unter ande-

rem täglich eine Fläche von mehr als 5 Hektar verloren. 

Das hat zu einem enormen Anstieg von Pacht- und Kauf-

preisen geführt – Preise, welche von vielen Landwirten 

nicht mehr aufgebracht werden können. Wie wichtig die 

heimische Nahrungsmittelproduktion ist, haben die 

Coronakrise und der Ukraine-Krieg gezeigt. 

Wir wollen die Waldzerstörung durch die Windenergie, die 

in anderen Bundesländern bereits Realität ist, vermeiden. 

Die Menschen im ländlichen Raum wollen mehrheitlich 

keine Windräder und PV-Anlagen in Wäldern und auf Fel-

dern. 

(Beifall AfD) 

Wir wollen das auch nicht. Mit dem Gesetzentwurf wollen 

wir den Wald vor der Windenergielobby schützen und die 

Aufforstung auf Ackerflächen auf ein Minimum reduzie-

ren. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit und beantrage 

die Überweisung an den Ausschuss für Umwelt und Land-

wirtschaft. 

(Beifall AfD) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Meine sehr verehr-

ten Damen und Herren! Für die AfD-Fraktion sprach Herr 

Kollege Österle. 

Das Präsidium schlägt Ihnen vor, den Entwurf Gesetz zur 

Änderung des Waldgesetzes für den Freistaat Sachsen an 

den Ausschuss für Umwelt und Landwirtschaft zu überwei-

sen. Wer dem Vorschlag der Überweisung an diesen Aus-

schuss zustimmen möchte, den bitte ich jetzt um das Hand-

zeichen. – Herzlichen Dank. Gegenstimmen? – Gegen-

stimmen sehe ich keine. Stimmenthaltungen? – Stimment-

haltungen sehe ich auch keine. Damit ist die Überweisung 

beschlossen, und dieser Tagesordnungspunkt ist beendet. 

Meine Damen und Herren! Ich rufe auf

 

Tagesordnungspunkt 4 

Schulen am Limit – Qualität der Bildung retten 

Drucksache 8/1335, Antrag der Fraktion AfD 

Hierzu können die Fraktionen Stellung nehmen. Reihen-

folge in der ersten Runde: AfD, CDU, BSW, SPD, BÜND-

NISGRÜNE, Die Linke, fraktionsloser MdL und Staatsre-

gierung, wenn gewünscht. Ich erteile zuerst der Fraktion 

AfD als Einreicherin das Wort. Für die AfD-Fraktion 

spricht Herr Kollege Heller. 

Tobias Heller, AfD: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr ge-

ehrte Damen und Herren! Unsere Schulen sind am Limit, 

Herr Minister. Manche hier im Plenum finden das sicher-

lich völlig übertrieben, andere vielleicht auch populistisch 

oder typische AfD-Schwarzmalerei. 

(Zuruf CDU) 

Aber betrachten wir doch einfach einmal die nüchternen 

Fakten; ich habe mal drei vorbereitet. Fakt eins: Im aktuel-

len Schuljahr fehlen uns etwa 1 400 Lehrer. Ich sage 

„etwa“, weil der tatsächliche Bedarf doch deutlich höher 

ist. Dabei sind noch nicht die Lehrer eingerechnet, die in 

Rente gehen oder für die nicht genügend neue Lehrer nach-

kommen; wobei es nicht wenige Lehrkräfte gibt, die sich 

sehr intensiv von der Work-Life-Balance einlullen ließen 

und deshalb nur noch einige wenige Stunden zum Unter-

richt in der Schule sind. 

Fakt zwei: An unseren Oberschulen und Förderschulen 

können wir nicht einmal mehr 90 % des regulären Unter-

richts absichern. Es gibt Schulen in Sachsen, an denen 

nicht nur eine Stunde in der Woche ausfällt; nein, wir reden 

dabei über ein ganzes Jahr Fachunterricht, der nicht mehr 

abgehalten werden kann. Diese Kinder, nämlich unsere 

Kinder, stehen dann verzweifelt vor mir – zum Teil in Bür-

gersprechstunden oder an Infoständen –und berichten uns 

genau das, was diese nackten Zahlen, die allen vorliegen, 

hier widerspiegeln. 

Mittlerweile versuchen schon engagierte Eltern oder Omas 

und Opas, selbst unsere engagierten Bürgermeister, den 

fehlenden Fachunterricht zu kompensieren, werte Abge-

ordnete. Nur zur Erinnerung: Allein an diesen beiden 

Schularten lernen fast 55 % unserer Kinder nach der 

Grundschule. 

Jetzt komme ich zum letzten und dritten Fakt: 1 900 Kinder 

haben für dieses Schuljahr immer noch keinen Schulplatz. 
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Es ist verständlich, dass die Schulbehörde und das Kultus-

ministerium dringend daran appellieren, jeden Schulplatz 

zur Verfügung zu stellen und zu füllen. Aber ist das denn 

auch wirklich zielführend? Müssen wir vielleicht nicht 

auch einmal einen Schritt zurücktreten und den Blickwin-

kel ein wenig verändern? 

Sehr geehrte Damen und Herren! Allein diese drei von mir 

genannten Fakten lassen nicht nur bei mir als Familienva-

ter alle Alarmglocken schrillen. Die Situation ist mehr als 

angespannt: fehlende Lehrer, überlastete Schulleiter und 

viel zu volle Klassen. Es ist mittlerweile so weit, dass selbst 

Schüler sich nichts mehr wünschen als endlich geregelten 

Unterricht – und das will etwas heißen. 

Natürlich ist das alles nicht neu. Die Probleme wurden be-

reits tausendfach genannt. Auch die Ursachen sind hinläng-

lich bekannt. Aber warum traut sich wieder niemand, die 

Dinge klar zu benennen, die zu dieser Lage beigetragen ha-

ben? Aber dafür haben Sie uns, lieber Herr Minister. Dafür 

sind wir im Plenum für Sie da. Ich versichere Ihnen: Wir 

haben ein sehr dickes Fell und halten die üblichen und vor-

hersehbaren Beschimpfungen aus; keine Sorge. 

Um es gleich vorwegzunehmen: Unser Antrag will weder 

mit dem Finger auf die Lehrer oder auf die Schulleiter zei-

gen noch will er unsere Kinder oder Jugendlichen dafür 

verantwortlich machen; nein, ganz im Gegenteil. Sie sind 

die Leidtragenden dieser Misere; denn die Kinder von 

heute sind unsere Erwachsenen von morgen. 

Wir machen mit diesem Antrag einen pragmatischen Vor-

schlag, um endlich wieder handlungsfähiger an unseren 

Schulen zu werden – wohl wissend, dass dies natürlich nur 

ein kleiner Baustein sein kann. Wir wollen, dass wieder ge-

nug Raum für Bildung, für Förderung und vor allem für 

erfolgreiches Lernen da ist. Wir wollen, dass unsere Kinder 

entsprechend ihrer individuellen Voraussetzungen – egal, 

an welcher Schule – eine gute Schulbildung erhalten. 

Dazu gehört auch die unbequeme Wahrheit, dass wir keine 

unbegrenzten Kapazitäten besitzen, weder an Klassen noch 

an Räumen, geschweige denn an Lehrern. Zur Wahrheit ge-

hört auch, dass man Kinder ohne ausreichende Deutsch-

kenntnisse nicht einfach in bestehende Klassen setzen 

kann. 

Ich bitte Sie: Nehmen Sie endlich einmal die rosarote Brille 

ab. Der Schüler, der kein Deutsch versteht, sitzt den Unter-

richt im Normalfall nur ab und lernt nichts. Was macht der 

Rest der Klasse? Der bekommt nicht die notwendige Auf-

merksamkeit, die er bräuchte. Wir brauchen wieder viel 

mehr Aufmerksamkeit im Unterricht, und wir brauchen 

auch wieder viel mehr Disziplin. 

Nein, das sind keine AfD-Schulfantasien, die uns gern 

nachgesagt werden, sondern das sind simple Erkenntnisse 

aus der aktuellen PISA-Studie und dem MINT-Frühjahrs-

report 2024 des Instituts der deutschen Wirtschaft. Lassen 

Sie mich daraus einen Satz zitieren: „Je höher der Index-

wert für die Disziplin im Mathematikunterricht, je höher 

fallen auch die Kompetenzen unserer Schüler aus.“ 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir können es 

uns einfach nicht mehr leisten, so weiterzumachen wie un-

ter der Ägide von Herrn Piwarz samt seinen Vorgängern, 

was schon viel zu lange schieflief. 

Gerade die MINT-Kompetenz der Schüler, also Mathema-

tik, Informatik, Naturwissenschaft und Technik, war noch 

nie so schlecht. Auch hier sind fehlende Sprachkenntnisse 

eine der Ursachen. Der Anteil von zugewanderten Jugend-

lichen, bei denen Zuhause Deutsch gesprochen wird, ist in 

den letzten zehn Jahren von 72 % auf 52 % gesunken, was 

dieser Bericht auch hergibt. Erklären Sie mir doch einmal, 

wie ein normaler Unterricht möglich sein soll, wenn die 

Hälfte der Klasse gar kein Deutsch spricht! 

Sehr geehrte Damen und Herren! Mit unserem Antrag wol-

len wir erstens, dass die Schulpräsenzpflicht für Schüler, 

deren Familie keine Bleibeperspektiven besitzen oder sich 

hier unberechtigt aufhalten, ausgesetzt wird. Zweitens wol-

len wir für diese Kinder stattdessen eine Betreuungspflicht, 

bis die Ausreise vollzogen ist. Das heißt, sie werden hier 

nicht im luftleeren Raum schweben, wie jetzt mancher ver-

mutet, sondern sie werden dort betreut, wo es bereits seit 

vielen Jahren eine sehr gute Expertise in der Grundbildung 

und im Spracherwerb gibt, nämlich an unseren Volkshoch-

schulen. 

(Zuruf Luise Neuhaus-Wartenberg, Die Linke) 

Warum glauben wir, dass gerade die Volkshochschulen da-

für besonders geeignet sind? Sie haben ein flächendecken-

des Angebot. Wir haben 15 Volkshochschulen an 48 Stand-

orten sachsenweit. Diese decken eine sehr gute Grundbil-

dung ab mit Lesen, Schreiben und Rechnen, und sie sind 

einer der größten Anbieter von Sprachkursen. Sie haben 

darüber hinaus auch Angebote für digitale, gesundheitliche 

oder politisch ökonomische Bildung; gerade Letzteres 

kommt in unseren Schulen zu kurz. 

Ich komme zum dritten Punkt unseres Antrags und damit 

langsam zum Schluss meiner Rede. Wir wollen, dass auch 

ukrainische Schüler grundsätzlich von der Schulpräsenz-

pflicht befreit werden können, wenn sie am Onlineunter-

richt ihres Landes teilnehmen. Es gibt bereits jetzt – das 

zeigt auch die Vergangenheit – schon für ukrainische Schü-

ler der 9., 10. oder 11. Klassen eine Ausnahmeregelung für 

den Schulbesuch. Das finden wir grundsätzlich richtig. Wir 

wollen noch mehr Schülern diese Möglichkeit geben. 

Ziel muss es doch sein, die ukrainischen jungen Menschen 

nicht ihrer Heimat zu entreißen und sie dort zu entwurzeln, 

sondern sie auf die Zukunft in ihrem Herkunftsland vorzu-

bereiten, damit sie dieses aufbauen, gestalten und in die 

Zukunft tragen können. 

Ich bitte Sie daher um Zustimmung zu unserem Antrag. 

Vielen Dank fürs Erste. 

(Beifall AfD) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Heller 

sprach für die AfD-Fraktion. Für die Fraktion CDU spricht 

nun Herr Kollege Gasse; bitte schön. 
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Holger Gasse, CDU: Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Werter Herr Heller! Es ist wie 

so oft bei Ihrer Fraktion: Sie beginnen, zumindest in die-

sem Antrag, mit einer Falschbehauptung, bringen basie-

rend auf Halbwahrheiten untaugliche Beweise hervor und 

setzen dann eine populistische Forderung, bei der Ihnen 

nur wichtig ist, dass sie sehr plakativ sein muss. Dabei ist 

es Ihnen völlig egal, ob Ihr Vorschlag umsetzbar oder sinn-

voll ist. 

Ich komme auf die Details zu sprechen: Im ersten Satz be-

haupten Sie, dass der massive Anstieg an Schülern insbe-

sondere der illegalen Einwanderung geschuldet sei und an-

schließend machen Sie es mit Worten wie „ungebremst“ 

noch ein wenig dramatischer. Richtig ist, dass der größte 

Anstieg in den vergangenen Jahren auf der Beschulung von 

ukrainischen Kindern mit einem – nach meinem Dafürhal-

ten – sehr berechtigten und keinesfalls illegalen Flucht-

grund beruht. 

(Beifall CDU sowie vereinzelt  

SPD und BÜNDNISGRÜNE) 

Sie versuchen – wie so oft – sehr geschickt einen Subtext 

zu konstruieren, der wie folgt lautet: Böses illegales Mig-

rantenkind nimmt deutschem Schulkind den Platz weg und 

sorgt für schlechte Bedingungen. Keiner tut etwas, außer 

Ihnen natürlich. 

Als weiteren Beleg für diese Problemlage instrumentalisie-

ren Sie eine sehr verkürzte Antwort auf eine Kleine An-

frage, indem Sie suggerieren, dass 1 869 Kinder langfristig 

keinen Schulplatz hätten. Dabei verschweigen Sie jedoch, 

dass es sich dabei gar nicht um eine statische Zahl handelt. 

Es handelt sich auch nicht um regulär angemeldete, schon 

dauerhaft in Deutschland lebende Kinder, sondern um eine 

Warteliste zugewanderter Kinder, für die fortlaufend mit 

sehr viel Aufwand Schulplätze gefunden werden, die sich 

leider auch in genauso schneller Zeit wieder füllt. Im Üb-

rigen sind das mitunter jene Kinder, für die Sie dann unter 

Punkt II.1 die reguläre Beschulung, Sie sagten es gerade, 

durch eine – nach meinem Dafürhalten – nicht zielführende 

reine Betreuung ersetzen möchten. 

Sie müssen sich schon einmal entscheiden: Liegt Ihnen die 

Bildung der Kinder nun am Herzen oder ist es Ihnen egal – 

um sich später über die mangelnde Integration in unserem 

Land zu beschweren? 

Als Nächstes beziehen Sie sich dann auf § 26 Abs. 3 des 

Sächsischen Schulgesetzes, welcher bewusst nur begrün-

dete Ausnahmen von der Schulbesuchspflicht zulässt. Da-

raus möchten Sie eine generelle Befreiung für ukrainische 

Kinder ableiten. Wenngleich die sächsischen Schulen der-

zeit stark vom Umfang der derzeitigen Migration belastet 

sind, stellen eine generelle Ausnahme vom Schulgesetz 

und das Fernhalten von Kindern mit Migrationshintergrund 

von den Regelschulen keine sinnvollen Maßnahmen dar 

und sind deshalb abzulehnen. 

Der Zugang von Migranten, besonders aus der Ukraine, 

stellt nicht nur das sächsische Schulsystem, sondern unser 

ganzes Land vor enorme Herausforderungen. Natürlich 

wird ihre Beschulung durch den bestehenden deutschland-

weiten Mangel an grundständig ausgebildeten Lehrkräften 

zusätzlich erschwert. Einen vermeintlichen Tiefpunkt des 

Bildungsniveaus in Sachsen mit einem Verweis auf eine 

Berliner Brennpunktschule zu begründen, ist doch mehr als 

durchsichtig und wird auch nicht der Leistung und dem En-

gagement unserer sächsischen Lehrerinnen und Lehrer ge-

recht. 

(Beifall CDU sowie vereinzelt BSW,  

SPD und BÜNDNISGRÜNE) 

Dass Sie, wie so oft, nichts dazu sagen, wie das alles tech-

nisch, personell und finanziell durch den Freistaat abgesi-

chert werden soll, sind wir von Ihnen gewöhnt. Die ständi-

gen Versuche, eine tatsächlich existierende Herausforde-

rung – ohne Zweifel – ohne einen wirklich umsetzbaren 

Lösungswillen für Ihre populistischen Zwecke zu miss-

brauchen, werden für mich wirklich immer unerträglicher. 

Aus diesem Grund ist Ihr Antrag auch abzulehnen. 

Ich danke recht herzlich für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall CDU sowie vereinzelt BSW,  

SPD und BÜNDNISGRÜNE) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Gasse 

sprach für die CDU-Fraktion. Kollege Wurzler spricht nun 

für die Fraktion BSW. 

Lars Wurzler, BSW: Sehr geehrter Herr Landtagspräsi-

dent! Werte Kolleginnen und Kollegen des Sächsischen 

Landtags! Ich stelle nun die Sichtweise und den Stand-

punkt der Fraktion BSW zu dem von der AfD eingebrach-

ten Antrag mit einem – wieder einmal – sehr reißerischen 

Titel, diesmal „Schulen am Limit – Qualität der Bildung 

retten“, vor. Ich schicke vorweg, dass unsere Fraktion 

durchaus anerkennt, dass Ihre Fraktion zumindest den Ver-

such unternimmt, etwas gegen den Lehrermangel vorzu-

schlagen. Leider ist – wie so oft – gut gemeint eben nicht 

gut gemacht. 

Um meine nachfolgenden Ausführungen besser einordnen 

zu können, starten wir mit einem Zitat „Jeder hat das Recht 

auf Bildung“. 

(Beifall BSW, vereinzelt SPD 

und BÜNDNISGRÜNE) 

Wem das zu viel Prosa oder wem geltendes allgemeines 

Menschenrecht suspekt oder zu abstrakt ist, der möge viel-

leicht Folgendes zur Auffrischung zur Kenntnis nehmen: In 

einem Dokument, das Sie alle hier im Haus kennen sollten, 

heißt es nach allgemeiner Kenntnis und allgemeinem Ver-

ständnis in Kombination aus Artikel 2 Abs. 1 in Verbin-

dung Artikel 7 Abs. 1 des Grundgesetzes, dass sich ein 

Recht der Kinder und Jugendlichen gegenüber dem Staat, 

dass ihre Entwicklung zu einer eigenverantwortlichen Per-

sönlichkeit in der Gemeinschaft durch schulische Bildung 

zu unterstützen und zu fördern ist, ergibt. Daraus folgt, 

auch wenn man kein Jurist ist, dass es ein Recht auf schu-

lische Bildung in Deutschland und dementsprechend auch 

in diesem Freistaat gibt. 
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Genug der Vorrede. Ich komme zum ersten Punkt. Sie ver-

langen nichts weniger, als die Schulpflicht von minderjäh-

rigen Kindern von sich unberechtigt in Sachsen aufhalten-

den Personen zugunsten einer Betreuungspflicht aufzuhe-

ben. Abgesehen davon: Es gibt derzeit keine aktuellen ver-

lässlichen Zahlen. Sollten Sie, werte Kollegen von der 

AfD, oder das Kultusministerium konkret belastbare Zah-

len inklusive einer Umrechnung haben, welche Entlastung 

das für die Schulen bedeuten würde, die Sie mir zur Verfü-

gung stellen könnten, trete ich gern mit Ihnen im Anschluss 

an das Plenum in fachlichen Austausch. Bis dahin ist es erst 

einmal eine Blaupause. Das ist kein Argument. 

Die von Ihnen angeführte Rechtsnorm ist korrekt. Was 

heißt das aber bei Ihnen? Was heißt „zeitweise“? So lange, 

bis sie eben da sind? Wenn sich das über Jahre hinzieht, 

dann bekommen sie keine Bildung? 

(Holger Gasse, CDU: Genau!) 

– Ja. Keine Sorge, zum Thema VHS komme ich gleich 

noch. Von dem im Antrag angesprochenen zu erstellenden 

und vorgeschriebenen Hilfeplan spreche ich erst gar nicht. 

Ein weiterer Aspekt sei hier kurz angeführt, weil er Ihren 

Punkt III betrifft. Kinder haften gerade nicht für ihre El-

tern. In den allermeisten Fällen war es wohl kaum der 

Wunsch der Kinder und Jugendlichen, nach Deutschland 

im Allgemeinen bzw. in den Freistaat zu kommen, um hier 

zu leben. Hierbei seien besonders die Klein- und Kleinst-

kinder schon erwähnt. Trotzdem soll ausgewählten Kin-

dern und Jugendlichen das Recht auf Bildung beschnitten 

werden. Die allgemeine und obligatorische Schulpflicht 

gilt für alle und deswegen auch für diese Kinder. 

(Beifall BSW sowie vereinzelt CDU und SPD) 

Ich komme zum zweiten Punkt. Sie fordern, die lernorien-

tierte Betreuung minderjähriger Kinder der gerade erwähn-

ten Personengruppe an die 15 in Sachsen tätigen Volks-

hochschulen zu übertragen. Wer so etwas fordert, verkennt 

sowohl den Auftrag von Volkshochschulen, deren vorhan-

dene Arbeitsressourcen als auch die gültigen Förderrichtli-

nien. Volkshochschulen dienen der allgemeinen Weiterbil-

dung und dem lebenslangen Lernen von Erwachsenen nach 

deren erster Bildungsphase. Kinder und Jugendliche sind 

nicht die zentrale Zielgruppe von Volkshochschulen. 

Pro Jahr finden in Sachsen an Volkshochschulen in Präsenz 

bzw. online 16 000 Kurse mit 400 000 Unterrichtsstunden 

für 180 000 Teilnehmer statt. Darunter sind auch Integrati-

onskurse. 

Noch ein kleiner Sidestep: Die stärkste Klientel der Volks-

hochschulen findet sich in der Gruppe der Ü-65-Jährigen. 

Gerade dieser Bevölkerungsgruppe Angebote zu beschnei-

den, um gänzlich andere Angebote zu installieren, käme ei-

ner Diskriminierung älterer Bürgerinnen und Bürger 

gleich. Eine Einbindung von Volkshochschulen im Um-

gang mit den betreffenden Kindern in Form einer Betreu-

ung statt Bildung lehnen wir strikt ab. 

(Beifall BSW und vereinzelt SPD) 

Ich komme zu Ihrem letzten Punkt. Für die Gruppe der uk-

rainischen Kinder und Jugendlichen, die mit ihren Eltern 

aufgrund der aktuellen Situation in ihrem Land zu uns ge-

kommen sind, kann die Nutzung der Onlinebildungsange-

bote aus dem Heimatland durchaus als Angebot betrachtet 

werden. Das kann, so wie Sie es beantragen, den regulären 

Schulbesuch auf keinen Fall ersetzen, auch wenn es derar-

tige Angebote, wie bereits angesprochen, schon gibt. 

Was wir als besonders kritisch ansehen, ist, dass Sie das 

Angebot nicht nur auf die Klassenstufe 7 und 8 ausdehnen 

möchten, sondern auf alle, denen eine Schulbildung zu-

steht. Kinder brauchen andere Kinder, um sich zu entfalten 

und zu wachsen. 

Zusätzlich haben diese Kinder, wie auch die unter Punkt 1 

subsumierten Kinder, häufig mit Traumatisierungen zu 

kämpfen und weisen teilweise durch Fluchterfahrungen 

hochproblematische Lebensbiografien auf. Diesen begeg-

net man doch nicht mit noch mehr Isolation und Home-

schoolingangeboten mit Onlineprogrammen. Die Prob-

leme würden sich dadurch nur verstärken. 

Das elementare Grundprinzip der Menschenwürde verbie-

tet es ausdrücklich, Menschen und dementsprechend Kin-

dern und Jugendlichen Bildungschancen willkürlich vorzu-

enthalten, was mindestens in der Forderung 1 bei Ihnen der 

Fall wäre. 

Das Verfassungsprinzip der Gleichberechtigung verbietet 

es, Menschen aufgrund vieler Dinge, aber eben auch auf-

grund von Abstammung, Rasse, Sprache, Heimat und Her-

kunft beim Erwerb von Bildung zu benachteiligen. Auch 

dies wäre bei Ihnen der Fall. 

Ein letzter Hinweis auf unsere für uns alle gültige Landes-

verfassung. Darin heißt es in Artikel 29 Abs. 2: „Alle Bür-

ger haben das Recht auf gleichen Zugang zu den öffentli-

chen Bildungseinrichtungen.“ 

Ein Wort zum Schluss. Egal, welche Haltung man zu Men-

schen im Allgemeinen, zu einzelnen Personengruppen im 

Speziellen oder zu Kindern und Jugendlichen hat – Kinder 

und Jugendliche brauchen reale, erwachsene Bezugs- und 

Lehrpersonen in der Schule, im Unterricht. Kein Onlineun-

terricht, kein Lernvideo kann die Interaktion zwischen 

Schülerinnen und Schülern und Lehrkräften ersetzen. 

Lassen Sie uns über Parteigrenzen hinweg noch stärker als 

bisher gemeinsame Ideen gegen Lehrermangel und Unter-

richtsausfall entwickeln! Unsere Kinder und Jugendlichen 

haben es verdient. 

Gleichwohl lehnen wir diesen Antrag aus den vorgenann-

ten Gründen ab. 

Vielen Dank. 

(Beifall BSW und Die Linke) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Wurzler 

sprach für das BSW. Für die SPD-Fraktion spricht nun Kol-

lege Eisenblätter. 
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Gerald Eisenblätter, SPD: Sehr geehrter Herr Landtags-

präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Werter 

Herr Heller! Das Recht auf Bildung ist als allgemeines kul-

turelles Menschenrecht in Artikel 13 des UN-Sozialpaktes 

verankert und von der Bundesrepublik Deutschland aner-

kannt. Dieses Recht, das für jedermann gilt, seiner Natur 

nach aber für Kinder im Besonderen von Bedeutung ist, 

wurde auch in Artikel 28 der UN-Kinderrechtskonvention 

bekräftigt und dort zum Teil sogar konkretisiert. Es heißt 

nämlich: „Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des Kin-

des auf Bildung an“ – eben auf Bildung! – und werden 

„Maßnahmen treffen, die den regelmäßigen Schulbesuch“ 

– aber eben keine Betreuung – „fördern“. 

Der Blick in die Sächsische Verfassung verrät: Das Land 

erkennt das Recht eines jeden Menschen auf ein menschen-

würdiges Dasein, insbesondere auf […] Bildung, als 

Staatsziel an. So steht es in Artikel 7 geschrieben. In Arti-

kel 102 unserer Verfassung wird es noch konkreter: „Das 

Land gewährleistet das Recht auf Schulbildung. Es besteht 

allgemeine Schulpflicht.“ 

Meine Damen und Herren von der AfD! Unsere Verfassung 

gibt uns ganz klar vor, dass wir eine Schulpflicht haben für 

alle Kinder, egal welcher Herkunft. Diese Verfassung zu 

achten, genau darauf wurden wir als Abgeordnete ver-

pflichtet. 

Die Schulpflicht wandelt man nicht mit einem Antrag in 

eine Betreuungspflicht um; das wäre verfassungswidrig. Es 

hilft auch nichts, von „lernorientierter Betreuung“ zu spre-

chen. Wir alle wissen, dass Bildung mehr als Betreuung ist. 

Einmal mehr gaukeln Sie hier in typischer AfD-Manier – 

meine Vorredner haben es schon ausgeführt – den Men-

schen einfache Lösungen für ein komplexes Problem vor 

und lassen dabei die Maske fallen. In Ihrer Welt gibt es 

Kinder erster und zweiter Klasse. Sie wollen Kinder mit 

Migrationshintergrund systematisch ausgrenzen. 

(Beifall SPD sowie vereinzelt BSW, 

BÜNDNISGRÜNE und Die Linke – 

Beifall Sören Voigt, CDU) 

Es ist beschämend, dass wir hier wirklich erneut – und ich 

meine: erneut! – darüber diskutieren müssen, ob wir Kin-

dern im Freistaat Sachsen die Möglichkeit geben, über Bil-

dung in der Schule die deutsche Sprache zu lernen, Freunde 

zu finden, Spaß am gemeinsamen Spielen und Lernen zu 

haben sowie sich eine eigene Perspektive im Leben zu er-

arbeiten. 

Wenn heute Abend hier in Dresden, am 13. Februar, die 

Glocken läuten, dann mahnen Sie uns auch, dagegenzuhal-

ten, wenn unsere Demokratie in Gefahr ist, wenn Men-

schen diskriminiert, ausgegrenzt und eingeschüchtert wer-

den, wenn sprachliche und physische Gewalt salonfähig 

geworden sind. 

Meine Damen und Herren Abgeordneten! Dieser Tag 

mahnt uns, nie zu vergessen. 

(Beifall SPD sowie vereinzelt BSW und Die Linke 

– Beifall Sören Voigt, CDU, und Christin Melcher, 

BÜNDNISGRÜNE) 

Werte Abgeordnete! Anstatt über Nebelkerzen und die 

Hetze der AfD zu sprechen, lassen Sie uns doch eine echte 

Debatte über Bildung führen. Was tun wir gegen den Leh-

rermangel und die Überlastung der Lehrer, gerade bei we-

niger Geld? Wie sichern wir das Recht auf Bildung und 

Teilhabe für alle Kinder? Wie entwickeln wir unsere Schu-

len weiter, damit wir auch weiterhin Spitzenreiter bleiben? 

Das sind doch die Themen, die auf dem Tisch liegen. Das 

sind die Themen, bei denen wir hier im Landtag handeln 

können und müssen. 

In den letzten Jahren gab es den Strategieprozess „Bil-

dungsland Sachsen 2030“. Darin haben die Expertinnen 

und Experten, also Lehrer/-innen, Wissenschaftler, Eltern, 

Schüler/-innen und nicht zuletzt das Kultusministerium 

Empfehlungen erarbeitet. Diese sind wegweisend und sehr 

gut. Lassen Sie uns das umsetzen! Lassen Sie uns die mo-

dernsten Schulen mit den modernsten Lern- und Lehrme-

thoden in Sachsen schaffen! Lassen Sie uns weitere Ideen 

entwickeln! Lassen Sie uns über die Stundentafel und die 

Lehrpläne sprechen! Weniger und flexibler ist vielleicht 

manchmal mehr. Lassen Sie uns darüber sprechen, dass 

Kinder länger gemeinsam lernen und jahrgangsübergrei-

fend unterrichtet werden! Rücken wir doch soziales Lernen 

und individuelle Förderung in den Mittelpunkt! Das sind 

nur einige Themen, über die es sich zu sprechen lohnt. 

Ja, wir haben auch akute Probleme: Lehrermangel und we-

niger Geld. Deshalb ist es doch richtig, dass bei Schulen 

nicht gekürzt wird, erst recht nicht bei den Lehrer/-innen. 

Deshalb ist es auch richtig, dass bei Schulsozialarbeit nicht 

gekürzt wird. Es ist genauso richtig, dass wir mit Schulas-

sistenz die Lehrerinnen und Lehrer unterstützen. 

Wir nehmen es sehr ernst, wenn die Bildungsgewerkschaft 

Alarm schlägt und ein Bildungspaket fordert. Ja, wir wol-

len und müssen uns mit ihnen und mit den Lehrerverbän-

den an einen Tisch setzen, um die großen Punkte, aber auch 

die vielen kleinen Maßnahmen im Detail zu besprechen. 

Das alles hat eine ganz klare Priorität für die Koalition – 

und ich hoffe, auch für diesen Landtag. 

Wir alle wissen: Die Probleme sind da, die Herausforde-

rungen werden nicht kleiner. Nicht nur deshalb danke ich 

allen Lehrerinnen und Lehrern, den Pädagoginnen und Pä-

dagogen dafür, dass sie sich tagtäglich engagiert um die 

beste Bildung für unsere Kinder kümmern. 

(Beifall SPD sowie vereinzelt CDU, BSW, 

BÜNDNISGRÜNE und Die Linke) 

Für die SPD bleibt klar: Das Recht auf Bildung für jedes 

Kind, egal, welcher Herkunft, ob mit oder ohne Behinde-

rung, steht für uns nicht zur Debatte. Das unterscheidet uns 

fundamental von der AfD. 

Vielen Dank. 

(Beifall SPD sowie Sören Voigt, CDU, 

Lars Wurzler, BSW, Christin Melcher, 
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BÜNDNISGRÜNE und Luise Neuhaus-

Wartenberg, Die Linke) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Eisenblät-

ter sprach für die SPD-Fraktion. Kollegin Melcher spricht 

nun für die Fraktion BÜNDNISGRÜNE; bitte schön. 

Christin Melcher, BÜNDNISGRÜNE: Sehr geehrter 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der uns 

vorliegende Antrag der AfD-Fraktion offenbart einmal 

mehr ein erschreckendes Maß an Kurzsichtigkeit in der 

sächsischen Bildungspolitik. Nichts anderes sind wir ge-

wohnt von der AfD-Fraktion. Unter dem Deckmantel der 

Rettung der Bildungsqualität werden hier Maßnahmen prä-

sentiert, die nichts anderes als Ausgrenzung der Schwächs-

ten in unserer Gesellschaft zum Ziel haben, aber nicht, wie 

es mit dem Titel des Antrags proklamiert wird, die Qualität 

der Bildung in Sachsen zu retten. 

Ich möchte im Folgenden kurz erläutern, warum dieser An-

trag nicht zu den Lösungen beiträgt, die unser Bildungssys-

tem so dringend braucht. 

Die AfD fordert in ihrem Antrag die Aussetzung der Schul-

präsenzpflicht für Kinder, die sich nach ihrem Wortlaut 

„unberechtigt“ in Sachsen aufhalten. Ihre Betreuung soll 

nun durch Volkshochschulen und Gemeinwesenzentren er-

folgen. Diese Maßnahmen werden begründet mit der Über-

lastung des Schulsystems aufgrund ungebremster Zuwan-

derung und mit dem massiven Anstieg der Schüler/-innen 

zahlen mit Migrationsanteil. 

Die Forderung ignoriert nicht nur die Tatsache, dass weder 

Volkshochschulen noch Gemeinwesenzentren für eine sol-

che Aufgabe personell oder strukturell ausgerichtet sind, 

sondern eben auch den verfassungsmäßigen Bildungsauf-

trag der Schule. Meine Vorredner sind darauf bereits ein-

gegangen. 

Ebenso fragwürdig ist die Forderung nach einer generellen 

Ausnahme von der Schulpräsenzpflicht für ukrainische 

Kinder und Jugendliche, die statt eines Schulbesuchs und 

der damit verbundenen Integration und Teilhabe nur noch 

reinen Onlineunterricht nach ukrainischem Lehrplan erhal-

ten sollen. Dies beschneidet die Kinder und Jugendlichen 

massiv in ihrer sozialen Teilhabe und Bildungsgerechtig-

keit und verstößt aus unserer Sicht auch gegen geltendes 

Recht. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE) 

Ich bin Kultusminister Piwarz – also, dem Ex-Kultusmi-

nister Piwarz – sehr dankbar dafür, dass er sich damals sehr 

bewusst dafür entschieden hat, die ukrainischen Kinder 

hier zu unterrichten und in die Regelklassen aufzunehmen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Antrag stellt mit sei-

ner vereinfachten Logik die Zuwanderung als Hauptursa-

che für die Überlastung des Schulsystems dar. 

Aber Tatsache ist doch, dass es eine Vielzahl von Faktoren 

gibt, die zu Herausforderungen in unserem Bildungssystem 

führen, und das unabhängig von der Zuwanderung. Aktuell 

fehlen beispielsweise über 3 000 Lehrkräfte in Sachsen. 

Und an dieser Stelle wäre doch Zuwanderung wirklich ein-

mal eine Chance, indem wir nämlich zugewanderte Lehr-

kräfte wesentlich schneller zur Anerkennung als Lehrkraft 

befähigen würden. 

(Beifall Gerald Eisenblätter, SPD) 

Außerdem haben Schulen in ländlichen Regionen wesent-

lich schlechtere Bedingungen als die Schulen in städti-

schen Gebieten. Vielleicht würde da etwas weltoffene Kul-

tur in ländlichen Regionen helfen, um zum Beispiel gut 

ausgebildete Lehrkräfte von den Hochschulstandorten in 

die ländlichen Regionen zu bringen. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE und Die Linke) 

Auch die Schularten sind sehr unterschiedlich vom Lehrer-

mangel betroffen. Auch hier wäre es doch einmal gut, den 

Blick wirklich auf diejenigen Kinder zu richten, die am 

schwächsten sind. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Statt diese Herausforde-

rungen wirklich anzugehen, setzt die AfD auf Ausgrenzung 

und Abschottung. Und es wird Sie nicht wundern, dass wir 

als BÜNDNISGRÜNE diesen Antrag ablehnen werden. 

Wir setzen auf echte Lösungen, anstatt Kinder und Jugend-

liche gezielt aus dem Bildungs- und Gesellschaftssystem 

auszugrenzen. 

Wir setzen auf Integration durch sprachliche Bildung, weil 

sie der Schlüssel für echte Teilhabe ist. Wir setzen auf den 

weiteren Ausbau von multiprofessionellen Teams, um den 

Druck auf Schulen etwas zu reduzieren. Zusätzlich braucht 

es eine Verteilung von Ressourcen für Schulen mit beson-

ders herausfordernden Lagen. 

Das Startchancen-Programm, das in diesem Schuljahr ge-

startet ist, bietet erste Maßnahmen in diese Richtung. 

Schon 58 Schulen profitieren davon. Das Programm sieht 

außerdem Begleitungs- und Unterstützungsprogramme für 

die Schulen vor. Schulen müssen bei der Umsetzung durch 

das SMK gut begleitet werden, damit die Schulen die we-

nigen Ressourcen, die wir haben, effektiv nutzen können. 

Und auch der Beteiligungsprozess „Bildungsland 2030“ 

war ein erster wichtiger Schritt zur Verbesserung der Bil-

dungslandschaft in Sachsen; der Kollege Eisenblätter ist 

darauf schon eingegangen. Es ist jetzt entscheidend, dieses 

Programm wirklich auch finanziell umzusetzen und die in-

haltlichen Ansätze, die formuliert wurden, voranzubringen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ja, die Schulen leben in 

herausfordernden Zeiten, in denen es an personellen und 

strukturellen Ressourcen oft fehlt. Das ist unbestreitbar. Al-

lerdings ist der AfD-Antrag realitätsfern und rückwärtsge-

richtet, da er aus unserer Sicht die Komplexität der Heraus-

forderungen ignoriert. Er bringt uns gar nicht, nicht einen 

Millimeter voran in der Bildungspolitik. Wir werden Ihren 

Antrag ablehnen. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE, SPD 

und Lars Wurzler, BSW) 
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Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollegin Melcher 

sprach für die Fraktion BÜNDNISGRÜNE. Kollegin Neu-

haus-Wartenberg spricht nun für die Fraktion Die Linke; 

bitte schön. 

Luise Neuhaus-Wartenberg, Die Linke: Sehr geehrter 

Herr Präsident! Werte Kolleginnen und Kollegen! Der vor-

liegende Antrag bezweckt weder die Verbesserung der Si-

tuation für Schülerinnen und Schüler, noch soll der Lehr-

kräftemangel tatsächlich angegangen werden, so finden 

wir. Das einzige Ziel ist es, die angeblichen Schuldigen für 

die Situation an den Schulen zu benennen. 

(Zuruf AfD: Das hat nichts mit Schuld zu tun!) 

Natürlich – wie üblich bei AfD-Anträgen –, es sind die 

migrantischen Kinder. Um es beim Namen zu nennen: Für 

uns ist das Rassismus. 

Der Mangel an Lehrkräften hat nichts mit den Kindern und 

Jugendlichen zu tun, die in den letzten Jahren zu uns ge-

kommen sind oder weiter zu uns kommen, denn die Prob-

leme gab es bereits vorher. Schon 2010 hat der Sächsische 

Lehrerverband zusätzliche Einstellungen in den Lehrdienst 

gefordert. Da war die Zahl der Kinder, die nach Deutsch-

land flüchten müssen, noch überhaupt nicht absehbar. 

Statt Lösungen vorzuschlagen, will die AfD – es ist schon 

gesagt worden – die Schulpräsenzpflicht für sich unberech-

tigt in Sachsen aufhaltende Personen, für die minderjähri-

gen Kinder, aussetzen. Die Schulpräsenzpflicht abzuschaf-

fen geht komplett an dem Ziel vorbei, dass wir Demokraten 

die jungen Menschen sofort integrieren wollen. Aber wen 

wundert das noch? Den Kindern das Recht auf Bildung zu 

entziehen, finden wir schäbig. 

Einerseits wird die fehlende Integration bemängelt, ande-

rerseits sollen migrantische Kinder nicht an Bildung teil-

nehmen. Wo findet Integration denn sonst statt als an unse-

ren Bildungseinrichtungen? 

Die nächste Forderung ist, dass die Volkshochschulen die 

Betreuung übernehmen sollen, auch unter der Nutzung der 

Gemeinwesenzentren. Wir finden, Volkshochschulen sind 

vor allem für die Erwachsenenbildung zuständig. Ein 

wichtiger Grund für die Gründung der Volkshochschulen 

ist gewesen, dass die Volkshochschulen es als ihr erklärtes 

Ziel ausgegeben haben, Bildung zur Stärkung der Demo-

kratie voranzutreiben und allen den Zugang zu Bildung zu 

ermöglichen, unabhängig vom Geldbeutel, von der Her-

kunft und vom Alter. Und wir finden, das ist genau das Ge-

genteil von dem, was der Antrag möchte. 

Die nächste Forderung, dass die ukrainischen Schülerinnen 

und Schüler auch von der Schulpräsenzpflicht ausgenom-

men und dann nach dem ukrainischen Lehrplan online un-

terrichtet werden können, ist für uns nichts anderes, als 

weiter das Bild des schmarotzenden Ausländers aufrecht-

zuerhalten und die ukrainischen Kinder von der Bildung in 

Präsenz fernzuhalten. 

Das ist für uns, ich sagte das am Anfang schon, auch nichts 

anderes als purer Rassismus. Deswegen lehnen wir den An-

trag ab. Meine Kolleginnen und Kollegen Lars Wurzler, 

Gerald Eisenblätter und Christin Melcher haben das, wie 

ich finde, sehr schön mitgeteilt, dennoch würde ich noch 

zwei oder drei Sachen bekräftigen wollen. 

Auch wir fordern – und das ist hier im Hohen Hause be-

kannt – die multiprofessionellen Teams an den Schulen und 

dass den Lehrkräften Unterstützung zukommt. Eine Kleine 

Anfrage von uns, von mir, hat ergeben, dass es an Schulen 

streckenweise nur eine Assistenzstelle gibt – und eine As-

sistenzstelle ist eben eine Person und noch kein Team. 

Wir halten unbedingt an der Schulsozialarbeit fest und 

wünschen, dass das grundsätzlich ein fester Bestandteil an 

unseren Schulen ist. Dass in diesem Bereich Kürzungen 

drohen, das wissen wir auch. Darüber müssen wir reden. 

Der Facharbeitskreis Schulsozialarbeit hat strikt davor ge-

warnt, dass wir an die Schulsozialarbeit herangehen und 

diese verringern. 

Wir finden auch, dass es angemessen wäre – unser Kultus-

minister weiß das mittlerweile von uns –, über ganz be-

stimmte mutige Lösungen zu reden, die wir bis dato noch 

nicht in Angriff genommen haben. Eine Sache wäre zum 

Beispiel, unsere Schulen auch für Kinderpsychologen zu 

öffnen, um die multiprofessionellen Teams zu unterstützen. 

Wir finden außerdem, dass es möglich wäre, Lehrkräfte zu 

beschäftigen, nachdem sie in den Ruhestand gegangen sind 

und mitgeteilt haben, dass sie sich an den Schulen noch ein 

paar Stunden betätigen wollen, um sich wertgeschätzt zu 

fühlen oder vielleicht auch den einen oder anderen Euro 

dazuzuverdienen. Dass genau die Kräfte, die aus dem Ru-

hestand kommen, Mentorinnen und Mentoren für unsere 

Referendare sein könnten – das ist das Lied, das wir hier 

schon lange miteinander singen, und ich wünsche mir, dass 

wir das nun, in der neuen Legislaturperiode, dringend an-

gehen. 

Das ist auch eine Frage der Lehramtsaus- und -fortbildung. 

Dort müssen wir dringend mit Veränderung heran, dort 

braucht es einen anderen Praxisbezug. Das haben wir hier 

schon mehrmals betont. Es braucht grundsätzlich eine an-

dere Art, wie dort die Prüfungsordnung auszusehen hat. 

All das, so wissen wir, muss unter den obwaltenden Um-

ständen in dem Haushaltsplan untersetzt werden, und wir 

müssen alles dafür tun, um zu gewährleisten, dass alle Kin-

der, egal wo sie herkommen, einen guten Bildungsweg ha-

ben; denn letztlich sind das die Fachkräfte von morgen, die 

Lust auf die Gestaltung einer fortschrittlichen Gesellschaft 

haben. 

Außerdem muss die Frage gestellt werden, welche Auswir-

kungen eine solche Ideologie, wie sie hinter dem Antrag 

der AfD steckt, in unserer Gesellschaft hätte. Ich möchte es 

hier noch einmal ganz stark betonen, und zwar explizit 

auch für den Bildungsbereich: Die AfD ist gefährlich für 

unser Land. Wir teilen als Linke den Satz „Das Land, das 

die Fremden nicht beschützt, geht bald unter.“ Deswegen 

stehen wir an der Seite aller Kinder. 

Danke schön. 

(Beifall Die Linke und BÜNDNISGRÜNE) 
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Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollegin Neuhaus-

Wartenberg sprach für die Fraktion Die Linke. Kollege 

Berger hat bis dato keinen Redebedarf angemeldet. Wir ge-

hen in die zweite Rederunde, und es spricht für die AfD-

Fraktion Kollege Heller. 

Tobias Heller, AfD: Sehr geehrter Herr Präsident! Ich will 

es in der zweiten Rederunde gar nicht so weit ausbauen. 

Ich danke natürlich Herrn Wurzler als Lehrer an einer För-

derschule für seine Expertise. 

Allerdings möchte ich an dieser Stelle auch noch einmal 

betonen, dass wir keine Konkurrenz zu den Angeboten an 

den Volkshochschulen, gerade für unsere Senioren, wie Sie 

es angesprochen haben, schaffen wollen. Ich weiß nicht, ob 

das eine bewusste Falschinterpretation ist; vielleicht habe 

ich es auch nur falsch vernommen. Das möchte ich an der 

Stelle nochmals zurückweisen. 

Auch so zu tun, als wenn dieser Präsenzunterricht oder die-

ser Onlineunterricht für unsere ukrainischen Schüler eben 

nur digital mit einigen Videos ablaufen soll – so ist es auch 

nicht. Es ist in der gelebten Praxis so, dass es auch dort 

Lehrerschaft gibt, die das anbieten können, dass nicht nur 

einfache Filmchen abgespielt werden über eine dreiviertel 

Stunde, sondern dass dort auch mit den Kindern und Schü-

lern kommuniziert wird. Diese Suggestion, dass wir das so 

einschätzen und dass wir das so wollten mit diesem Antrag, 

möchte ich an dieser Stelle zurückweisen. Das möchten wir 

nicht. 

An Herrn Eisenblätter: Dass Sie natürlich zwischen Kin-

dern erster und zweiter Klasse unterscheiden wollen und 

das auch so auslegen, das habe ich fast erwartet. Das ist 

keine Neuerung. 

(Gerald Eisenblätter, SPD: 

Das steht in Ihrem Antrag!) 

– Sie haben es ja so ausgelegt. – Wenn Sie weiter Spitzen-

reiter in diesem Land hier bleiben wollen, das sage ich 

Ihnen so ganz deutlich, dann müssen Sie sich auch einmal 

ein bisschen mehr in der Regierung strecken. Das haben 

wir in den letzten fünf Jahren gesehen, dass wir das eben 

nicht geschafft haben. 

Deshalb stehen wir heute an dem Punkt, an dem wir eben 

stehen. Zu Ihrer Aussage „weniger ist manchmal mehr“: 

Ich bin gespannt, wie unsere Lehrkräfte im Land darüber 

denken. 

Zu den beiden letztgenannten Rednern, Frau Melcher und 

Frau Neuhaus-Wartenberg, – – 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Gestatten Sie eine 

Zwischenfrage oder Zwischenbemerkung an Mikrofon 3? 

Tobias Heller, AfD: Sehr gern. Danke. 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege  

Eisenblätter, bitte schön. 

Gerald Eisenblätter, SPD: Herr Heller, ist Ihnen bekannt, 

dass im „Bildungsland 2030 Sachsen“, das auch von Lehr-

kräften erarbeitet wurde, eine Reform der Stundentafel in-

klusive Flexibilisierung und Lehrplanüberarbeitung emp-

fohlen wurde 

(Beifall Luise Neuhaus-Wartenberg, Die Linke) 

und dort das Prinzip „weniger ist mehr“ bzw. „flexibler ist 

vielleicht besser“ gelten soll? 

Tobias Heller, AfD: Natürlich ist mir das bekannt. Man 

kann dieses „weniger ist mehr“ auch anders auslegen, in-

dem man sagt, vielleicht auch weniger Lehrpersonal. Da 

sind wir schon sehr deutlich an der Grenze. Das habe ich 

in meinem Redebeitrag gerade zum Anfang noch einmal 

dargelegt. Von der Seite her kann man das auch als Lehr-

kraft falsch interpretieren. Da wäre ich vorsichtig mit sol-

chen Aussagen wie „weniger ist manchmal mehr“. 

Frau Melcher hat gerade von der weltoffenen Kultur unse-

rer Bürger und unserer Städte gesprochen. Aber vielleicht 

ist es auch manchmal so, dass gerade der eine oder andere 

Bürger aus der großen Weltstadt doch lieber auf das flache 

Land zieht. Ich denke da mit Blick auf unsere Wahlergeb-

nisse in ländlichen Regionen, aber auch mit dem Wegzug 

aus den Städten gerade auf das flache Land, wenn man es 

sich noch leisten kann und das auch will, dass dann der eine 

oder andere Bürger oder auch unsere Kinder auf dem Land 

doch manchmal besser aufgehoben sind. 

(Zuruf Luise Neuhaus-Wartenberg, Die Linke) 

Frau Neuhaus-Wartenberg, nicht die Kinder sind die Ver-

ursacher dieser Probleme, wie Sie das suggerieren und in 

Bezug auf unseren Antrag äußern. Die Probleme und Ver-

ursacher sitzen hier in der Staatsregierung. Das muss man 

so deutlich sagen. 

Gerade ein vernünftiger Spracherwerb – das hatte ich in 

meiner Eingangsrede dargelegt – ist Grundlage für einen 

angemessenen Unterricht in unserem Land. 

Vielen Dank. 

(Beifall AfD) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Heller 

sprach in dieser zweiten Rederunde für die AfD-Fraktion. 

Ich frage die anderen Fraktionen, ob es noch Redebedarf 

gibt? – Das sehe ich nicht. Ich frage die AfD, ob es seitens 

der AfD noch Redebedarf gibt. – Das sehe ich auch nicht. 

Ich übergebe das Wort jetzt an die Staatsregierung; Herr 

Staatsminister Clemens, bitte schön. 

Conrad Clemens, Staatsminister für Kultus: Sehr geehr-

ter Herr Präsident! Meine sehr verehrten Abgeordnetenkol-

leginnen und -kollegen! Das ist meine erste Rede hier als 

Kultusminister. Es ist gleich ein wichtiges und emotionales 

Thema. 

Die Staatsregierung ist seit etwa 50 Tagen im Amt. Ich 

habe gemeinsam mit vielen Abgeordneten 50 Schulen, 

Kitas und Bildungseinrichtungen besucht. Neben dem gro-
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ßen Thema der Unterrichtsversorgung, das der Minister-

präsident gestern in seiner Regierungserklärung angespro-

chen hat, ist das Thema der Integration die zweite große 

Herausforderung an unseren Schulen. 

Ich möchte gleich zu Beginn eine Botschaft loswerden: Die 

Situation ist in der Tat herausfordernd. Ich bin allen Schul-

leitungen, Lehrkräften, Mitschülerinnen und -schülern so-

wie den Eltern dankbar für die tägliche Integrationsleis-

tung, die an unseren Schulen geleistet wird. Ich denke, da 

spreche ich nicht nur für die Staatsregierung, sondern für 

weite Teile dieses Hauses. Vielen Dank für Ihre Arbeit. 

(Beifall CDU, BSW, SPD, BÜNDNISGRÜNE, 

Die Linke und Staatsregierung) 

Richtig ist: Zuwanderung braucht Steuerung und Begren-

zung. Den Kindern das Recht und die Pflicht, in die Schule 

zu gehen, wegzunehmen, ist sicherlich nicht das richtige 

Instrument dafür. 

Wir haben an unseren Schulen nicht die Unterscheidung 

per Gesetz nach Herkunft, Hautfarbe, Religion oder Auf-

enthaltsstatus. Das ist richtig so. Entscheidend ist vielmehr: 

Haben die jungen Menschen ihren gewöhnlichen Aufent-

halt, ihren Wohnsitz in Sachsen? Wenn das so ist, dann ha-

ben sie von Montag bis Freitag zur Schule zu gehen. 

Wir haben in den letzten Jahren sicherlich einen großen 

Aufwuchs an Migration in unserem Land gehabt. Das ist 

auch an unseren Schulen der Fall. Man kann sich die Zah-

len anschauen: 400 bis 500 Schülerinnen und Schüler kom-

men jeden Monat nach Sachsen. Das sind schulpflichtige 

Kinder. 

Ja – es wurde schon angesprochen –, die Warteliste ist lang. 

Es gibt fast 2 000 schulpflichtige Kinder, die in Sachsen 

auf einen Schulplatz warten. Manche warten deutlich län-

ger als die sechs Monate, die gerichtlich vorgeschrieben 

sind. Das ist etwas, was wir verändern, was wir verbessern 

wollen. 

10 000 junge Menschen sind allein zu Beginn des Ukraine-

Krieges in das sächsische Schulsystem migriert. Ja – Chris-

tian Piwarz ist schon angesprochen worden –, es war rich-

tig, in Hoffnung auf eine kurze Kriegsdauer und eine bal-

dige Rückkehr ukrainische Schülerinnen und Schüler aus 

Solidarität und Pragmatismus schnell und unkompliziert in 

unsere Schulen zu integrieren. Das war die richtige Ent-

scheidung. 

(Beifall CDU, SPD und BÜNDNISGRÜNE) 

Parallel – und das sollte nicht unbeachtet bleiben – sind es 

weiterhin Menschen aus anderen Krisenländern, zum Bei-

spiel Afghanistan, Syrien, Venezuela, die zu uns kommen. 

Die Zuwanderung hat unbestritten die bereits zuvor beste-

henden Herausforderungen bei der Lehrkräfteabdeckung 

und Unterrichtsversorgung im sächsischen Schulsystem 

verschärft. In kurzer Zeit so viele Schülerinnen und Schü-

ler mit Migrationshintergrund in die Schulen zu integrie-

ren, ist nicht einfach, aber wir sind in den letzten Jahren 

dabei entscheidend vorangekommen. 

So haben wir – das ist bereits angesprochen worden – für 

die eng begrenzte Gruppe von ukrainischen Jugendlichen 

in den Klassenstufen 9 bis 11 seit November 2022 eine 

Ausnahme von der Schulbesuchspflicht nach § 26 Abs. 3 

im Schulgesetz geschaffen, und zwar für all diejenigen, die 

verbindlich am ukrainischen Onlineunterricht teilnehmen 

und ausschließlich einen ukrainischen Bildungsabschluss 

verfolgen wollen. In der Spitze ist das aber tatsächlich eine 

sehr begrenzte Zahl von 300 Schülerinnen und Schülern 

gewesen. Mit zunehmender Kriegsdauer müssen wir davon 

ausgehen, dass die infrastrukturellen Voraussetzungen für 

einen verlässlichen Onlineschulbetrieb in der Ukraine im-

mer weiter zurückgehen werden. Es ist deshalb schlicht-

weg nicht möglich, von hier generell den Zugang zum On-

lineunterricht nach ukrainischen Lehrplänen zu gewähr-

leisten und damit den Erwerb der schulischen Bildung si-

cherzustellen. 

Für die jungen Ukrainerinnen und Ukrainer werden ein 

systematischer Spracherwerb mit Deutsch als Zweitspra-

che – DaZ – sowie eine Integration in das hiesige Schul-

system immer stärker an Bedeutung gewinnen. 

Es sind aber nicht nur Schülerinnen und Schüler gekom-

men. Wir konnten auch Lehrkräfte und Schulassistenten 

gewinnen. 428 Lehrkräfte und Schulassistenten sind ge-

genwärtig in Sachsen über den sogenannten Ukraine-Er-

lass tätig und helfen uns. Davon können sogar 208 Lehr-

kräfte und 31 Schulassistenten unbefristet weiterbeschäf-

tigt werden. Auch sie gehören zum Gesamtbild und helfen 

als Unterrichtende und Mittler beim Integrationsprozess. 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Die sächsische Konzeption zur Integration von 

Migranten als Bestandteil der Lehrpläne DaZ ist ein klar 

strukturiertes und seit vielen Jahren bewährtes Handlungs-

konzept zur Integration von neu zugewanderten Schülerin-

nen und Schülern. Dieser systematische Integrationsweg 

über die Aufnahme in eine Vorbereitungsklasse und eine 

schrittweise Integration in den Fachunterricht hat sich seit 

vielen Jahren bewährt. Das hat auch die ständige wissen-

schaftliche Kommission der KMK in ihrem vor wenigen 

Tagen erschienenen Gutachten „Sprachliche Bildung für 

neu zugewanderte Kinder und Jugendliche gestalten“ noch 

einmal bekräftigt. 

Wir sind in Sachsen sehr gut aufgestellt, wenngleich – wie 

überall – immer Verbesserungen und Anpassungen mög-

lich und manchmal durchaus notwendig sind. Deshalb 

straffen wir als Staatsregierung den Integrationsprozess an 

unseren Schulen, um dort für Entlastung zu sorgen. 

Erstens. Wir werden durch einen zeitlich angemessenen, 

schrittweisen Übergang aus einer Vorbereitungsklasse in 

eine altersgemäße Regelklasse – je jünger die Kinder sind, 

desto einfacher geht das – den bestehenden Integrations-

stau in den Vorbereitungsklassen abbauen. 

Zweitens. Wir werden für eine größere Planbarkeit bei der 

Schulplatzbereitstellung in den Regelklassen sorgen. 

Drittens. Wir werden die Integrationsaufgabe auf breite 

Schultern stellen. 
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Es gibt verschiedene Unterstützungsmöglichkeiten, zu de-

nen die Schulaufsicht die Schulen beraten kann. Koordina-

toren für Integration, Fachberater für Deutsch als Zweit-

sprache, das Netzwerk der Betreuungslehrkräfte, diverse 

Fortbildungen, Handreichungen, Materialien oder die 

Lernplattform MintiCity für Deutsch als Zweitsprache sind 

nur einige Beispiele. 

Ich verspreche mir perspektivisch über das bereits ange-

sprochene Startchancenprogramm des Bundes einen ge-

planten Aufwuchs von Schulassistenz an Schulen, wert-

volle Hilfestellung und konkrete Unterstützung. 

Der Einführung eines Parallelsystems, wie es hier von der 

AfD vorgeschlagen wurde, der Abwertung der Schulpflicht 

hin zu einer Betreuungspflicht oder der Abgabe der Verant-

wortung an die sächsischen Volkshochschulen erteile ich 

deshalb eine ganz klare Absage, meine Damen und Herren. 

(Beifall CDU, SPD und BÜNDNISGRÜNE 

sowie vereinzelt BSW) 

Zum Schluss: Kinder und Jugendliche stehen in unserem 

Land unter besonderem Schutz. Dies gilt unabhängig da-

von, ob sich ihre Eltern berechtigt oder unberechtigt in 

Deutschland aufhalten. Sie haben nicht nur ein Recht auf 

körperliche und seelische Unversehrtheit; junge Menschen 

haben viel mehr ein Recht auf Erziehung und Bildung, die 

ihren Fähigkeiten und Neigungen entspricht. Sie haben das 

Recht auf die Perspektive ein selbstbestimmtes Leben füh-

ren zu können. Diese Perspektive wird Ihnen genommen, 

wenn sie nicht zur Schule gehen dürfen und somit keine 

Aussicht haben, einen Schulabschluss zu erlangen. Genau 

darauf zielt der Antrag der AfD-Fraktion: Kindern und Ju-

gendlichen jegliche Perspektive zu nehmen. Dies ist gegen 

meine politischen und ethischen Überzeugungen, und ich 

bin mir sicher, dass eine große Mehrheit hier im Haus mit 

mir deshalb diesen Antrag ablehnen wird. 

Vielen Dank. 

(Beifall CDU, SPD und Staatsregierung) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Staatsminister Cle-

mens sprach für die Staatsregierung. Nun übergebe ich an 

Herrn Kollegen Heller für das Schlusswort. 

Tobias Heller, AfD: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr ge-

ehrte Damen und Herren Abgeordnete! Uns ist bewusst, 

dass unsere Vorschläge nicht die Lösung für unsere Schu-

len sind, aber sicherlich ein Stück davon. Die Maßnahmen 

zur Lehrergewinnung der letzten Jahre möchte ich nur ein-

mal kurz nennen. Wir reden von Verbeamtung, von Ge-

haltszuschlag für Referendare, gerade auch im ländlichen 

Raum, vom Seiteneinsteigerprogramm und aktuell eben 

auch vom Zugang für Personen ohne Hochschulabschluss. 

Das ist alles gut gemeint, Herr Minister. Vielleicht hätte es 

dieser Maßnahmen auch gar nicht bedurft oder sie hätten 

vielleicht sogar gereicht. 

Das haben sie aber nicht; denn die Kontrolle haben Sie – 

oder Ihre Vorgänger – leider aus der Hand gegeben und mit 

Ihnen auch diese Vorgängerregierung. Wir wollen diese 

Kontrolle zurück. Wir wollen die besten Bedingungen und 

die höchsten Bildungschancen für unsere Kinder. Wir wol-

len die Schulen entlasten und endlich wieder Freiräume 

schaffen. Wir wollen Freiräume für ausreichend Förderun-

terricht, Freiräume für Förderung und Begabung. Wir wol-

len keinen Mangel an Oberschulen und Förderschulen. Wir 

wollen genau diese Schulen stärken, aufwerten und wieder 

in den Mittelpunkt stellen. 

Bei all dem wohlwollenden Vertrauensvorschuss an unse-

ren neuen, ambitionierten Kultusminister, der ein schweres 

Erbe seines Vorgängers übernommen hat, schauen wir 

doch mal in die Zukunft. Das Strategiepapier „Bildungs-

land 2030“ wurde gerade angesprochen. Dort werden das 

Thema und auch seine gesamtgesellschaftlichen Heraus-

forderungen behandelt. Diese werden erkannt und damit 

auch die Veränderungen, die an unseren Schulen notwen-

dig sind. Was ist die Antwort unserer Landesregierung da-

rauf? Statt konsequent und primär das Erlernen der deut-

schen Sprache als Bildungssprache einzufordern, wird 

gleichzeitig die Mehrsprachigkeit hervorgehoben. 

Verstehen Sie mich jetzt bitte nicht falsch. In grenznahen 

Regionen in Sachsen, im sorbischen Sprachgebiet, ist das 

alles nachvollziehbar. Dort herrschen aber nicht die ent-

sprechenden Sprachprobleme. Wollen Sie allen Ernstes die 

verschiedensten Herkunftssprachen parallel in den Schul-

alltag einbauen? Wollen Sie wirklich Schulen dazu ver-

pflichten, schulintern Mehrsprachigkeit auszubauen? 

Damit lösen wir überhaupt nicht die aktuellen Sprachprob-

leme an unseren Schulen, wie von uns gefordert. Im Ge-

genteil, wir befördern diese. Deshalb appelliere ich ab-

schließend vor allem an die ehemalige christliche Union im 

Freistaat, die gern bei Lösungen und Thesen abschreibt: 

Nehmen Sie unsere Vorschläge an! Helfen Sie ebenso, ein 

Stück unserer Bildung in Sachsen zu retten! Dann muss 

auch unser Ministerpräsident Herr Kretschmer nicht mehr 

zwischen Schkeuditz und Zittau erklären, was er sich alles 

im Freistaat wünscht; denn Sie wissen: Machen ist wie 

wollen, nur krasser. Also, machen Sie mit! Heute haben Sie 

die Gelegenheit dazu. 

Vielen Dank. 

(Beifall AfD) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Heller 

sprach das Schlusswort für die AfD-Fraktion. Meine sehr 

verehrten Damen und Herren! Ich stelle nun die Drucksa-

che 8/1335 zur Abstimmung und bitte bei Zustimmung um 

Ihr Handzeichen. – Herzlichen Dank. Die Gegenstimmen? 

– Stimmenthaltungen? – Sehe ich keine. Bei vielen Für-

stimmen, aber einer größeren Anzahl an Gegenstimmen ist 

die Drucksache nicht beschlossen. Dieser Tagesordnungs-

punkt ist beendet. 

Meine Damen und Herren! Ich rufe auf
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Tagesordnungspunkt 5 

Diplomatie statt Konfrontation – Es ist an der Zeit! 

Drucksache 8/1515, Antrag der Fraktion BSW 

Hierzu können die Fraktionen Stellung nehmen. Die Rei-

henfolge in der ersten Runde: BSW, CDU, AfD, SPD, 

BÜNDNISGRÜNE, Die Linke, fraktionsloser MdL und 

Staatsregierung, wenn gewünscht. Ich erteile der Fraktion 

BSW als Einreicherin das Wort und übergebe an Herrn 

Kollegen Rudolph. 

Nico Rudolph, BSW: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr 

geehrte Damen und Herren! Wenn man zum 80. Jahrestag 

der Bombardierung Dresdens durch die Westalliierten ei-

nen friedenspolitischen Antrag stellt, dann muss man Dres-

den natürlich mitbesprechen. 

Ich habe mit meinem Kollegen Lutz Richter abgestimmt, 

dass er diesen Teil übernehmen wird. Ich möchte nun er-

läutern, auf welche Gedanken sich unser Ansatz stützt. Mit 

der Erfindung von Kernwaffen wurde es möglich, dass sich 

die Menschheit innerhalb von wenigen Stunden selbst zu 

Grabe trägt. Die USA behalten sich seit Jahrzehnten den 

Ersteinsatz von Kernwaffen vor und Russland hält dies in-

folge der Entwicklungen im Ukraine-Krieg seit einigen 

Jahren unter bestimmten Bedingungen ebenso. 

Der Einsatz von Atomwaffen ist aber nicht kontrollierbar. 

Fängt eine Seite an, so kann eine nicht mehr aufhaltbare 

Kettenreaktion erfolgen, die bis zur Auslöschung der Spe-

zies Mensch führen kann. Neben der bewussten menschli-

chen Entscheidung eines Präsidenten oder ähnlich für ei-

nen solchen Einsatz, der hoffentlich nach Hiroshima und 

Nagasaki niemals wieder stattfinden möge, gibt es eine 

Reihe weiterer Möglichkeiten, die dazu führen, dass eine 

atomare Eskalation stattfinden kann. Das betrifft mensch-

liche als auch technische Fehler. 

Ich möchte hier nur eines von mehreren Beispielen benen-

nen, das sich in der Weltgeschichte bisher zugetragen hat 

und zu einer solchen Eskalation hätte führen können. Am 

26. September 1983 erhielt in einer Atomraketenzentrale 

südlich von Moskau der Kommandeur Stanislaw Petrow 

eine Meldung seines Computers, dass die USA mit Atom-

raketen auf die Sowjetunion schießen. Nun hätte er eigent-

lich diese Meldung direkt an den Kreml weitergeben müs-

sen. Und die? Wer weiß, was die dann gemacht hätten. Er 

hat sich aber erst einmal die Information angeschaut und 

diese Daten, die der Satellit dort weitergibt, nicht stichhal-

tig gefunden. Deshalb hat er für sich unter hohem militäri-

schen Risiko entschieden, dass er das nicht weitergeben 

wird. Das Risiko bestand darin: Wenn es wirklich diesen 

Angriff gegeben hätte, hätte er quasi sein Land geopfert; 

denn danach hätte man nicht mehr zurückschlagen können. 

Er behielt also einen kühlen Kopf. 

Nun stellen Sie sich vor, in dieser Situation, von der es 

sozusagen schon mehrere gab, hätten keine besonnenen 

Menschen entschieden, sondern Fanatiker oder Personen, 

die den immensen psychischen Belastungen nicht standge-

halten hätten. Unser Schicksal, auch hier in Sachsen, hängt 

davon ab, dass hochkomplexe Technik richtig funktioniert 

und dass zufällig die richtige Person zur richtigen Zeit am 

richtigen Ort die richtige Entscheidung trifft. 

Sehr geehrte Damen und Herren, unsere Zukunft sollte 

aber nicht vom Zufall abhängen. Warum sollte nun vom 

Freistaat Sachsen eine Initiative gegenüber der Bundesre-

gierung ausgehen? In einer aufgeheizten geopolitischen 

Atmosphäre verringert sich das Vertrauen zwischen den 

Seiten. Kommunikationskanäle, die Missverständnisse 

klären können, werden gekappt. Das erhöht die Wahr-

scheinlichkeit, dass Fehler nicht rückgängig zu machen 

sind. Daher sind unseres Erachtens wirklich alle Möglich-

keiten zu nutzen, um Druck für eine Politik der Verständi-

gung zu machen. 

(Beifall BSW) 

Die Landesregierung hat hier unter anderem die Möglich-

keit, im Bundesrat aktiv zu werden. Wenn Herr Kretschmer 

seine regelmäßigen Bekundungen ernst meint, dann wird 

er mindestens in Brandenburg unter der SPD-BSW-Koali-

tion oder der Brombeer-Koalition in Thüringen Mitstreiter 

finden. 

Sicherlich kann die Bundesregierung zu nichts gezwungen 

werden, aber der Diskurs wird sich natürlich maßgeblich 

Richtung Deeskalation verändern, wenn aus den Bundes-

ländern zusätzlicher Druck kommt. Es ist auch ein wichti-

ges Zeichen an die Bevölkerung in Sachsen, dass wir nicht 

jeden Unsinn mitmachen, den die Bundesregierung aus-

führt. 

(Beifall BSW und vereinzelt AfD) 

Die Forderung nach dem Stopp der militärischen Nutzung 

von zivilen Flughäfen und die Ablehnung der Stationierung 

ausländischer NATO-Truppen haben einen sehr konkreten 

Bezug zu Sachsen und würden die Gefahren für die säch-

sische Bevölkerung im Konfliktfall massiv verringern. 

Auf den Krieg müssen wir uns ja angeblich vorbereiten, so 

jüngst NATO-Chef Rutte – als sei das quasi ein Naturge-

setz. Man gewöhnt sich anscheinend an solche Aussagen 

und nimmt das hin. Sehr geehrte Damen und Herren, wir 

vom BSW gewöhnen uns nicht daran. 

(Beifall BSW) 

Wenn es auch Wahnsinn ist, so hat es doch Methode. Be-

stimmte Interessenkreise aus der neokonservativen, trans-

atlantischen Ecke mit großer Nähe zur Rüstungsindustrie 

wollen die Gesellschaft militarisieren und uns auf Krieg 

trimmen. Als BSW verweigern wir uns dieser Entwick-

lung. 
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(Beifall BSW) 

Nun könnten Sie einwenden: Für Frieden wird schon 

Trump sorgen. Anscheinend wählt er den Grundsatz: Dip-

lomatie statt Konfrontation. Wenn diese Gespräche erfolg-

reich sind, kann man nur alle Seiten beglückwünschen, 

aber Stand heute wissen wir das noch nicht. Das alles ist 

Kaffeesatzleserei. 

Unser Anspruch ist ein anderer. Wir sagen: Deutschland 

bzw. Europa muss sich von den USA lösen und eigenstän-

dige Wege in der Sicherheitspolitik gehen. Oder wollen Sie 

wirklich die Politik Deutschlands und Europas nach Trump 

ausrichten? 

Stellen Sie sich einmal vor: Es gab Zeiten, in denen deut-

sche Bundeskanzler in der Welt angesehen waren. Willy 

Brandt und auch Helmut Kohl in seiner späteren Phase ha-

ben sich für Deeskalation eingesetzt. Ihr Wort hatte Ge-

wicht – aber nicht, weil sie außenpolitische Hardliner ge-

wesen wären, sondern weil sie als Vermittler aufgetreten 

sind, die spezifische deutsche Rolle nach dem Zweiten 

Weltkrieg beachtet haben und Diplomatie statt Konfronta-

tion gewählt haben, 

(Andreas Nowak, CDU: 

Das war mit einer klaren Wertbindung!) 

und das nicht in Zeiten politischen Tauwetters, sondern in 

Zeiten großer Spannungen zwischen den Machtblöcken. 

(Ronald Pohle, CDU, steht am Mikrofon.) 

Zum Tauwetter kam es nach diesen Initiativen, zum Bei-

spiel bei der sogenannten Entspannungspolitik Willy 

Brandts, der diese nach bzw. trotz der Niederschlagung des 

Prager Frühlings 1968 durchgeführt hat. 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Gestatten Sie eine 

Zwischenfrage oder Zwischenbemerkung? 

Nico Rudolph, BSW: Ich möchte meine Rede zu Ende 

ausführen. – Das Wort Entspannung trägt es ja in sich: ent-

spannen. Konfrontation löst man im Zwischenmenschli-

chen ja nicht dadurch, dass man weiter eskaliert und darauf 

beharrt, dass man alles richtig und die Gegenseite alles 

falsch gemacht habe. 

Dass es 1990 zur deutschen Einheit kommen konnte, war 

maßgeblich auf den auf Verständigung setzenden Ansatz 

Helmut Kohls gegenüber der Sowjetunion zurückzuführen. 

Aber ohne Gorbatschows Ja zur deutschen Einheit – wären 

wir da noch in der DDR? Gut möglich. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sachsen war der 

Ausgangspunkt des Wendeprozesses 1989 in der DDR. 

Lassen Sie uns Sachsen nun zum Ausgangspunkt einer au-

ßenpolitischen Wende der Bundesrepublik Deutschland 

machen! 

Vielen Dank. 

(Beifall BSW und vereinzelt AfD) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Rudolph 

sprach für das BSW. Nun spricht für die CDU-Fraktion 

Kollege Schiemann. 

Marko Schiemann, CDU: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist richtig: 

Helmut Kohl war ein bedeutender deutscher Bundeskanz-

ler. Helmut Kohl hat als der bedeutende deutsche Bundes-

kanzler alles dafür getan, dass Deutschland sich in der Völ-

kergemeinschaft als ein friedlicher Staat mit einer sehr zu-

rückhaltenden Rüstung organisiert hat. 

Er hat 1989 an dem bedeutsamen Abend vor der Ruine der 

Frauenkirche – ich hatte das schon einmal angesprochen – 

seine Lebensgeschichte erläutert. Er hat erläutert, wie er als 

Kind Krieg erlebt hat, wie er das als ein mahnendes Zei-

chen für sein ganzes Leben weitergegeben hat und es dann 

in der politischen Arbeit sehr deutlich angesprochen hat. Er 

hat nach dem Niederlegen des Kranzes an der Ruine der 

Frauenkirche sehr deutlich gemacht, was Deutsche für die 

Zukunft zu tun haben in einem einheitlichen Deutschland, 

in einem wiedervereinigten Deutschland: und zwar sich so 

zu verhalten, dass nie wieder ein Krieg von deutschem Bo-

den ausgeht. 

(Beifall CDU und Staatsminister 

Georg-Ludwig von Breitenbuch) 

Das hat Helmut Kohl in der deutschen Einheit, die später 

entstanden ist, als ein wichtiges mahnendes Zeichen ge-

setzt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der Antrag 

spricht aber auch die Situation in der Ukraine an. Ich muss 

Ihnen sagen, jede Mühe, Frieden in Krisengebieten zu er-

reichen, ist es wert, debattiert zu werden. Es lohnt sich, 

über jede Mühe zu debattieren, aber auch Wege aufzuzei-

gen, dass man im Gespräch für Frieden sorgen kann. 

Endlich Frieden und das Ende des Krieges wünschen wir 

der Ukraine. Wir wollen, dass das Töten und Morden be-

endet wird. Wir als CDU-Fraktion wünschen so schnell wie 

möglich Frieden für alle Menschen in der Ukraine und an 

anderen Orten der Welt. 

(Beifall CDU, SPD und Staatsregierung) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeordneten! 

Dennoch gehört diese Debatte zuallererst in den Deutschen 

Bundestag. Der Deutsche Bundestag ist für die Außen- und 

Sicherheitspolitik zuständig. Artikel 32 Grundgesetz legt 

klar die Bundeszuständigkeit zur Pflege der Beziehungen 

zu auswärtigen Staaten durch den Bund fest. Damit ist die 

Außenpolitik ausschließliche Kompetenz des Bundes. 

Gleichzeit hat der Deutsche Bundestag die ausschließliche 

Gesetzeskompetenz für die auswärtigen Angelegenheiten. 

Das müssen wir uns immer wieder sagen, damit das nicht 

vergessen wird. 

Mit dem Verweis auf Artikel 12 der Sächsischen Verfas-

sung haben wir bei der Erarbeitung der Verfassung neben 

der Präambel eine Friedenspflicht des Freistaates Sachsen 

festgelegt. Der verfassungsgebenden Versammlung war es 



Sächsischer Landtag 8. Wahlperiode – 8. Sitzung 13. Februar 2025 

 57 

damals, vor über 30 Jahren, wichtig, mit einer guten grenz-

überschreitenden, regionalen Zusammenarbeit ein Funda-

ment für das friedliche Zusammenleben zwischen den Völ-

kern zu schaffen. Das schließt damit die Aufgabe des säch-

sischen Volkes im Sinne einer Friedenspflicht ein. Artikel 

32 des Grundgesetzes bleibt jedoch dabei und davon unbe-

rührt. 

Nun zum Ausschuss für Auswärtige Angelegenheiten im 

deutschen Bundesrat, der ja immer als Anknüpfungspunkt 

genutzt wird. Der Auswärtige Ausschuss des deutschen 

Bundesrates befasst sich als politischer Ausschuss – so be-

zeichnen ihn diejenigen, die Mitglied im Bundesrat sind 

und von den Ländern aus den jeweiligen Regierungen ent-

sandt worden sind, gleichfalls auch aus der Staatsregierung 

des Freistaates Sachsen; deshalb wird er politischer Aus-

schuss genannt – mit der Pflege der Beziehungen zu aus-

wärtigen Staaten, die nach Artikel 32 Grundgesetz aus-

schließliche Bundeskompetenz bleibt. Damit ändert sich 

auch nichts an der Arbeit im Bundesrat. Der Artikel 32 gilt 

natürlich auch in der Handlungskompetenz im deutschen 

Bundesrat. 

(Andreas Nowak, CDU: Hört, hört!) 

Es bleibt ausschließliche Bundeskompetenz. 

Anders als die anderen Ausschüsse im deutschen Bundes-

rat, die ihre Tagungsrhythmen ja turnusmäßig haben, sind 

im Auswärtigen Ausschuss Aufgaben zu bewältigen, die 

weit geringer als in den turnusmäßig tagenden Ausschüs-

sen sind. Die Mitwirkungen beschränken sich auf einen 

kleinen Teil der Beziehungen zu auswärtigen Staaten. Ar-

beitsmäßig gehören der Bereich der internationalen 

Klimapolitik und die Ratifizierung von völkerrechtlichen 

Verträgen in die Aufgabenkompetenz der Gespräche im 

Auswärtigen Ausschuss. 

Der Auswärtige Ausschuss tagt nicht öffentlich. Er tagt 

auch nicht regelmäßig. Die Mitglieder des Ausschusses 

sind in der Regel die Ministerpräsidenten der deutschen 

Bundesländer. Der derzeitige Vorsitzende – Sie werden es 

wissen – des Auswärtigen Ausschusses ist der Ministerprä-

sident des Freistaates Sachsen, Michael Kretschmer. Doch 

er kann sich dort nur entsprechend den Handlungsgrund-

sätzen bewegen, die der Spielraum innerhalb des Artikels 

32 zulässig übergeben hat, sich nur beratend zu den Aufga-

ben der auswärtigen Politik zu äußern. Aus inhaltlichen 

Gründen funktioniert es deshalb mit Ihrem Antrag so ein-

fach nicht. So kommen Sie mit Ihrem Antrag nicht weiter. 

Sie müssen den Ministerpräsidenten meines Erachtens 

auch nicht zum Handeln auffordern. Ministerpräsident Mi-

chael Kretschmer ruft seit über zwei Jahren dazu auf, durch 

eine Waffenruhe wieder zu Verhandlungen zu kommen. Er 

hat immer wieder Anstrengungen für mehr Diplomatie und 

Gespräche zur Beendigung des Krieges angemahnt, damit 

das Töten und Morden in diesem Krieg in der Ukraine be-

endet wird und Menschenleben gerettet werden. Seit vielen 

Monaten sterben in der Ukraine Soldaten und Zivilisten. 

Viele Frauen, Männer und Kinder haben ihr Leben verlo-

ren. Das Gesicht des Krieges ist immer mit Tod, mit 

Schwerverletzten und unermesslichem Leid und Entbeh-

rungen der Bevölkerung verbunden. Der Tod ist unbarm-

herzig. 

Begreifen wir aus einer Entfernung von 1 000 Kilometern 

tatsächlich das brutale Gesicht dieses Krieges in der Ukra-

ine? Das brutale Gesicht des Todes dieses Krieges? Des-

halb muss das Morden so schnell wie möglich beendet wer-

den. Es gibt keine Alternative dazu. Jetzt bahnen sich end-

lich Verhandlungen an. Diese Verhandlungen müssen den 

Krieg so schnell, wie es geht, beenden, damit Menschenle-

ben gerettet werden. Das klare Signal des Präsidenten der 

Vereinigten Staaten von Amerika sollten alle Verhand-

lungsteilnehmer ernst nehmen und sich bemühen, alles für 

eine Befriedung zu tun. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeordneten! 

Am Wochenende habe ich den ehemaligen Raketenstütz-

punkt der sowjetischen Armee in der Nähe der Stadt Bi-

schofswerda besucht. Hier waren zwischen 1984 und 1988 

acht Trägerraketen mit Atomsprengköpfen mit einer Kapa-

zität von 500 Kilotonnen und einer Reichweite von 1 000 

Kilometern stationiert. Die Raketen hatten damals schon 

eine Sprengkraft, die 35-mal stärker als die Hiroshima-

Bombe war. 35-mal stärker als die Bombe, die Hiroshima 

zerstört hat! Eine Bombe hätte damals den Umkreis von 

über 100 Kilometern komplett vernichtet. Sämtliches Le-

bens, sämtliche Gebäude, alles, was dort gewesen wäre. 

Zum Glück für die Menschheit kam es zu Verhandlungen. 

Im Oktober 1986 trafen sich der Präsident der Vereinigten 

Staaten, Ronald Reagan, und Michail Gorbatschow zu Ge-

sprächen in Reykjavik auf Island und verständigten sich in 

weiteren Verhandlungen auf die Beseitigung von Mittel- 

und Kurzstreckenraketen im INF-Vertrag. Die Verhandlun-

gen hatten zur Folge, dass auch alle – im Westen hat man 

sie „SS 20“ benannt – Komplexe zerstört wurden. Drei 

Jahre nach der friedlichen Revolution wurden die sowjeti-

schen Soldaten nach Hause verabschiedet. Wir haben diese 

Soldaten verabschiedet in der Hoffnung auf ein friedliches 

Europa, ein Europa ohne diese Waffen. 

Es lohnt sich, meine sehr geehrten Damen und Herren Ab-

geordneten, sich an diesem Ziel weiter zu orientieren und 

festzuhalten. Frieden – Frieden ist die einzige Chance zum 

Überleben der Menschheit. Deshalb lohnt es, bei jedem 

Konflikt den Weg zu schnellen Verhandlungen zu finden 

und zu deeskalieren. Gerade in Deutschland sollte man be-

sonders daran denken, und ich mahne an: Die Worte von 

Helmut Kohl sollten wir nicht nur den Geschichtsbüchern 

überlassen, wir sollten sie auch in unserem Herzen weiter-

tragen. 

Heute, am 13. Februar 2025, gedenken wir in Trauer an die 

Zerstörung der Stadt Dresden vor 80 Jahren. Es ist das Ge-

denken an die über 30000 Toten. Die Wissenschaftler strei-

ten sich darum, wie viele es sind, aber das ist unerheblich. 

Die Stadt wurde in drei Tagen ausgelöscht – am 13. und 

14., aber auch noch am 15. Februar 1945. Die Zerstörung 

mahnt jede nachgeborene Generation, sich mit allen Kräf-

ten für das friedliche Zusammenleben der Völker einzuset-

zen. Wenn heute Abend kurz vor 22 Uhr die Glocken in 
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Dresden der Toten gedenken, sollten wir erinnert werden, 

was Krieg bedeutet. Wir sollten Kraft schöpfen, den Frie-

den als das größte Glück von Menschen zu bewahren. Des-

halb wünschen wir der Ukraine so schnell wie möglich: 

Frieden. 

(Beifall CDU, BSW, SPD,  

Heiko Gumprecht, AfD, und Staatsregierung) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Schie-

mann sprach für die CDU-Fraktion. Für die AfD-Fraktion 

spricht nun Kollege Urban. 

Jörg Urban, AfD: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr ge-

ehrte Damen und Herren Abgeordnete! Es ist richtig, auch 

hier im Sächsischen Landtag immer wieder über die The-

men Frieden und Diplomatie zu sprechen. Gerade heute, 

am Jahrestag der Bombardierung Dresdens, ist ein Frie-

densantrag ganz besonders angebracht. 

Herr Schiemann ich widerspreche Ihnen: Wir hatten in der 

letzten Debatte zu einem Friedensantrag schon den Ver-

weis auf den Bundestag und die Zuständigkeit des Bundes 

– nein, auch wir sind in der Pflicht dafür zu sorgen, dass 

auf den Bundesrat, dass auf den Bundestag Druck ausgeübt 

wird, damit Deutschland endlich einen Weg der Diplomatie 

einschlägt. Deshalb ist es wichtig, gerade auch aus unserem 

Landtag, aus einem Bundesland, wo wir eine sehr große 

Ablehnung von Waffenlieferungen und einen sehr großen 

Wunsch in der Bevölkerung nach Diplomatie haben, diese 

Stimmen in den Bundesrat und den Bundestag einzubrin-

gen. 

(Beifall AfD) 

Die AfD hat bereits mehrere Anträge zu den Themen Frie-

den und Diplomatie eingebracht. Unter dem Titel „Frieden 

statt Raketen“ haben wir im November vergangenen Jahres 

unter anderem gefordert, dass sich die Staatsregierung da-

für einsetzen soll, dass Russland seine Raketen aus dem 

Oblast Kaliningrad abzieht und die USA ihre Marschflug-

körper in Deutschland erst gar nicht stationiert. Die Russen 

sollen abziehen, die Amerikaner gar nicht stationieren. Lei-

der sind alle Abgeordneten – bis auf das BSW – diesem 

Vorschlag nicht gefolgt. Unseren anderen Antrag „Den 

Krieg und das Sterben in der Ukraine endlich beenden“ ha-

ben sogar alle Fraktionen in diesem Haus abgelehnt. 

Selbst wenn es um Frieden und Diplomatie geht, verschan-

zen sich manche von Ihnen hinter der Brandmauer. Das ist 

bezeichnend dafür, wie ernst es Ihnen mit diesen Themen 

ist. Mit den eben genannten Anträgen setzen wir als AfD 

unsere Initiative aus der letzten Legislatur – „Für Diploma-

tie und ein friedliches Europa“ – nahtlos fort; denn uns ist 

es mit Frieden und Diplomatie ernst. 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, der Krieg in der 

Ukraine dauert bereits fast drei Jahre, und noch immer ster-

ben täglich Hunderte Menschen: Soldaten, Frauen, Kinder, 

Zivilisten. Unser aller Ziel muss es sein, diesen Krieg so 

schnell wie möglich zu beenden, damit das sinnlose Ster-

ben, die sinnlose Zerstörung aufhört und ein gerechter und 

nachhaltiger Frieden verhandelt werden kann. 

(Beifall AfD) 

Doch wie erreichen wir dieses Ziel? Sicherlich nicht durch 

immer neue Waffen. Auch hierzu, Herr Schiemann, habe 

ich heute erneut vermisst, dass sich die CDU klar bekennt, 

ob sie nun für weitere Waffenlieferungen in diesem Krieg 

ist oder nicht. Ich würde mich freuen, wenn Sie sich dazu 

noch äußern würden; denn auch unsere sächsischen Bürger 

möchten wissen, ob die CDU Frieden durch Waffen oder 

Frieden durch Diplomatie haben möchte. Das ist heute wie-

der nicht klar geworden. Ich bitte um eine klare Aussage. 

(Vereinzelt Beifall AfD) 

Schon gar nicht wird es Frieden durch weitere Lieferungen 

von Taurus-Raketen geben, so wie es Ihr Bundeskanzler-

kandidat Friedrich Merz fordert. Dass das nicht funktionie-

ren wird, beweist übrigens der gesamte Verlauf des bishe-

rigen Krieges. Seit Beginn des Krieges hat Deutschland, 

haben die westlichen Staaten Waffen geliefert. Zuerst wa-

ren es leichte Verteidigungssysteme, dann Artillerie, dann 

Panzer und nun sogar Kampfflugzeuge. Hat diese Strategie 

den Krieg beendet? Nein! Sie hat den Krieg nur verlängert 

und die Situation für die Soldaten und Zivilbevölkerung 

stetig weiter verschlechtert. Nichts anderes würde mit der 

Lieferung von Taurus-Marschflugkörpern bewirkt werden. 

Es brächte sogar die Kriegsgefahr zu uns, in unser Land. 

(Andreas Nowak, CDU: Das ist Quatsch!) 

Denn Taurus-Marschflugkörper sind präzise, weitrei-

chende und hochkomplexe Waffensysteme. Sie könnten 

tief ins russische Kernland eindringen und sogar strategi-

sche Ziele – auch in Moskau – zerstören. 

(Andreas Nowak, CDU: 

Das ist Käse! Das wissen Sie auch!) 

Doch das bringt die immense Gefahr mit sich, dass wir 

selbst zum Kriegsziel werden. 

(Andreas Nowak, CDU, steht am Mikrofon.) 

Ich kann nur wiederholen, was ich im letzten Jahr in einer 

Plenarsitzung zu unserem Antrag „Den Krieg und das Ster-

ben in der Ukraine endlich beenden“ gesagt habe. 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Gestatten Sie eine 

Zwischenfrage oder Zwischenbemerkung an Mikrofon 6? 

Jörg Urban, AfD: Nein, jetzt nicht. 

(Staatsminister Christian Piwarz: Ach!) 

Russland wird keine feinsinnigen Unterscheidungen ma-

chen, ob deutsche Soldaten in der Ukraine nur erklären, 

wie der Taurus bedient wird, oder ob sie selbst auf den 

Knopf drücken. Russland hat mehrfach davor gewarnt, 

dass der Taurus-Einsatz selbst als direkte Einmischung 

Deutschlands in diesen Krieg gewertet werden kann. 

(Sophie Koch, SPD: Jemand,  

der den Krieg begonnen hat!) 

Die Folge könnte eine unkontrollierbare Eskalation des 

Krieges sein. Wollen wir das? Wollen wir riskieren, dass 
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Deutschland Teil dieses Krieges wird? Wir sagen: Nein! 

Als deutsche Politiker steht für uns die Sicherheit unserer 

eigenen Bürger 

(Staatsminister Christian Piwarz: Ja eben, 

Herr Urban! Mal bis zum Ende denken!) 

immer an allererster Stelle, und zwar vor allen anderen 

geopolitischen Interessen anderer Staaten. 

(Beifall AfD) 

Sehr geehrte Damen und Herren, auf dem Schlachtfeld 

kann ersichtlich keine schnelle Lösung des Konflikts her-

beigeführt werden. Diplomatie ist das Gebot der Stunde. 

Schon viel früher wären Zeit und Gelegenheit dafür gewe-

sen. Ich erinnere an die Minsker Abkommen, die von Herrn 

Hollande und Frau Merkel hintertrieben wurden. 

(Staatsminister Christian Piwarz:  

Wer hat sich gegen das Budapester Memorandum 

gestellt? … Russlandfreundlichkeit!) 

Doch besser spät als nie. China, Brasilien, die Türkei und 

der Vatikan haben Friedensinitiativen vorgeschlagen. Auch 

aus einigen EU-Staaten gibt es Angebote, als Friedensver-

mittler zu dienen. Es ist unsere Aufgabe, diese diplomati-

schen Initiativen zu unterstützten und selbst aktiv zu wer-

den. Es ist nicht unsere Aufgabe, Verhandlungen durch im-

mer neue Waffenlieferungen zu untergraben. 

(Beifall AfD) 

Wer heute den Taurus – wie Herr Merz – liefern will, der 

verschließt die Tür für Verhandlungen, für Diplomatie. Wa-

rum? Weil er signalisiert, dass er nach wie vor auf eine mi-

litärische Lösung dieses Konflikts setzt. Deshalb sagen wir 

Ja zu diplomatischen Initiativen und entschieden Nein zu 

Taurus-Lieferungen an die Ukraine. 

Sehr geehrte Damen und Herren, genauso klar ist der 

Standpunkt der AfD zur geplanten Stationierung von US-

Mittelstreckenraketen in Deutschland. Unser klares Nein 

haben wir bereits im letzten Jahr mit dem Plenarantrag 

„Frieden statt Raketen“ verdeutlicht; denn wir wollen 

nicht, dass unser Land zur Zielscheibe wird. Das gilt übri-

gens auch für die Nutzung unserer zivilen Infrastruktur für 

militärische Zwecke, insbesondere für ausländisches Mili-

tär. 

Was wir allerdings in dem Antrag der BSW-Fraktion ver-

missen, ist eine auch an Russland gerichtete vergleichbare 

Forderung nach Abrüstung. Die ballistischen Raketen, die 

in Kaliningrad sind, sind für unser Land nicht minder ge-

fährlich als die US-Marschflugkörper bei uns. Nur wenn 

beide Seiten abrüsten, kann die Gefahr eines nuklearen 

Konflikts gebannt werden. Die Bedrohung durch einen 

nuklearen Konflikt ist keine abstrakte Gefahr – die Bedro-

hung ist Realität. Sowohl die US-amerikanische als auch 

die russische Militärdoktrin sehen den Einsatz taktischer 

Atomwaffen in regionalen Konflikten vor. Das heißt auch, 

dass beide Atommächte solche Atomwaffeneinsätze für be-

herrschbar halten. Das macht einen Atomwaffeneinsatz lei-

der wahrscheinlicher. 

Ein solches Szenario würde für uns selbst, unsere Familien 

und unsere Heimat eine existenzielle Gefährdung bedeu-

ten. Es ist auch deshalb in unserem ureigenen Interesse, der 

Eskalation entgegenzutreten und den Dialog in Sachen Ab-

rüstung mit beiden Seiten zu führen. In diesem Kontext hat 

die AfD bereits in der Vergangenheit einen neuen multila-

teralen Abrüstungsvertrag gefordert; denn wenn Deutsch-

land eine historische Verantwortung hat, dann die, in Eu-

ropa Brücken der Verständigung zu bauen und den Frieden 

zu fördern. 

Es versteht sich deshalb von selbst, dass die Stationierung 

von ausländischen NATO-Truppen von der AfD abgelehnt 

wird. Russlands Sicherheitsinteressen wurden durch das 

scheibchenweise Vorrücken der NATO in den Osten Euro-

pas ignoriert. 1990 hieß es: Die NATO würde sich keinen 

Zentimeter nach Osten erweitern. 

(Andreas Nowak, CDU: 

Da ging es um die ehemalige DDR!) 

Und heute stehen NATO-Truppen im Baltikum, in Polen 

und in Rumänien. 

(Andreas Nowak, CDU: Das ist der  

Zwei-plus-Vier-Vertrag! Polen und  

Rumänien sind da gar nicht drin!) 

Russland wurde dadurch quasi auf den Pelz gerückt. Und 

wenn nun der Führungsstab des Marinekommandos in 

Rostock künftig Aufgaben der NATO wahrnehmen soll, 

dann ist das nichts anderes als eine Fortsetzung der Strate-

gie der Nadelstiche gegen Russland. 

(Zuruf Staatsminister Christian Piwarz) 

Auch wenn das kein völkerrechtlicher Bruch des Zwei-

plus-Vier-Vertrages sein sollte – ich bin kein Völkerrecht-

ler –, so bliebe doch der fade Beigeschmack einer weiteren, 

ganz bewussten Provokation gegenüber Russland. 

Sehr geehrte Damen und Herren, die Vision der AfD für 

Deutschland und Sachsen ist eine Politik, die echte Verän-

derungen bringt: weg von der Konfrontation hin zu einer 

Welt, in der Diplomatie und friedliche Lösungen Priorität 

haben. In diesem Sinne hat die AfD hier und im Bundestag 

wiederholt gezeigt, dass wir nichts von kleinlichem Partei-

engezanke und Brandmauern halten. Für uns ist nicht ent-

scheidend, wer etwas sagt, sondern was er sagt. Auf den 

Inhalt kommt es an. Nicht parteipolitische Spielchen, son-

dern die Interessen unseres Landes sind die Grundlagen un-

seres Handelns. 

Deshalb werden wir selbstverständlich diesem Antrag des 

Bündnis Sahra Wagenknecht zustimmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall AfD –  

Andreas Nowak, CDU, steht am Mikrofon.) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Urban 

sprach für die AfD-Fraktion. Nun sehe ich an Mikrofon 6 

Kollegen Nowak, vermutlich mit einer Kurzintervention. 

Ist das richtig? 
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Andreas Nowak, CDU: Das ist richtig, Herr Präsident. 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Bitte schön. 

Andreas Nowak, CDU: Vielen Dank. Herr Kollege Ur-

ban, die Angstmache, die Sie in Sachen Taurus betreiben, 

machen Sie entweder frei von Ahnung oder wider besseres 

Wissen. Deswegen möchte ich Ihnen kurz erklären, wie das 

System funktioniert. 

Der Taurus hat eine Reichweite von ungefähr 500 Kilome-

tern. Es muss von einem Flugzeug abgesetzt werden. Sie 

müssten, um Moskau zu erreichen, im Einzugsbereich der 

russischen Luftabwehr absetzen. Das wird ein Land wie die 

Ukraine, die ohnehin schon über viel zu begrenzte Res-

sourcen verfügt, um sich effektiv wehren zu können, wohl 

kaum tun. Demzufolge ist Ihre theoretische Betrachtung, 

mit dem Taurus würde man Moskau angreifen können, 

wirklich nur eine Theorie. Oder Sie wissen nicht, wie ge-

sagt, worum es geht. 

Zum Thema Frieden. Hierzu muss grundsätzlich eines ge-

sagt werden: Wir können auf dem Balkan sehen, was nötig 

ist, um Frieden nach einem Krieg dauerhaft zu sichern. Das 

sind Friedenstruppen – boots on the ground, wie es die Si-

cherheitsfachleute nennen. Auf dem Balkan ist das seit 

über 20 Jahren der Fall, und zwar in einem viel kleineren 

Umfang. Experten sagen, dass, wenn sich Putin überhaupt 

zu einem Frieden hingeben würde, man ungefähr eine 

sechsstellige Anzahl an Truppen in der Ukraine stationie-

ren müsste, um diesen Frieden abzusichern. Darüber wird 

nie gesprochen, auch von Ihnen nicht. Das ist unredlich. 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Das war Kollege 

Nowak mit einer Kurzintervention auf den Redebeitrag 

von Herrn Kollegen Urban. Er möchte nun an Mikrofon 7 

darauf reagieren. 

Jörg Urban, AfD: Vielen Dank, Herr Präsident. – Herr 

Kollege Nowak, die Reichweite der Taurus-Marschflug-

körper ist bekannt. Es ist auch bekannt, dass sie von Flug-

zeugen abgeschossen werden. Die Reichweite von der Uk-

raine – von dem Bereich aus, den die Ukraine mit Flugzeu-

gen jetzt noch nutzt – reicht aus, um genau das zu tun. 

(Andreas Nowak, CDU: Aber nicht, 

um Moskau zu erreichen!) 

– Um Moskau zu erreichen, reicht es aus. Da widerspreche 

ich Ihnen. Schauen Sie sich die Karte an, schauen Sie sich 

die Militärflugplätze an, die in der Ukraine jetzt noch ge-

nutzt werden! 

(Andreas Nowak, CDU: 

150 Kilometer im Hinterland!) 

Und das reicht. Es ist eine müßige Diskussion. Wir werden 

hier keine Landkarte aufmachen, damit ich Ihnen zeigen 

kann, dass die Entfernung ausreichend ist. 

(Zuruf Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE) 

Die Frage ist, wollen wir das? Sie wollen das offenbar. 

(Andreas Nowak, CDU: 

Sie beschreiben es mit falschen Fakten!) 

Die CDU will bis heute Taurus-Marschflugkörper liefern. 

Am Ende ist es auch nicht entscheidend, ob mit diesem 

Taurus-Marschflugkörper eine Stadt wie Moskau angegrif-

fen wird oder ob sie auf der Krim Sewastopol beschießen. 

Am Ende ist das eine Eskalation; und die wollen Sie offen-

bar, das ist heute wieder deutlich geworden. 

(Andreas Nowak, CDU: Das ist eine Abwehr!) 

Ich möchte noch etwas zum Thema Balkan sagen. Ich habe 

Ihren Worten entnehmen können, dass Sie wollen, dass 

deutsche Soldaten in Zukunft in der Ukraine die Grenzsi-

cherung übernehmen sollen. 

(Andreas Nowak, CDU: Nein! Ich habe gesagt, 

was nötig ist, um den Frieden zu sichern!) 

– Warum haben Sie mir das gesagt? 

(Zuruf Jörg Dornau, AfD) 

Wir reden hier von Deutschland, wir reden von unserem 

Land, wir reden von unseren Truppen. Die CDU möchte 

Taurus-Marschflugkörper liefern, und sie möchte – im Un-

terschied zu Amerika – unsere deutschen Bundeswehrsol-

daten nach so einem Krieg in die Ukraine schicken. 

(Andreas Nowak, CDU: Das habe ich nicht  

gesagt! Ich habe gesagt, was nötig wäre!) 

– Wenn Sie das nicht gesagt haben, dann weiß ich nicht, 

was Sie mir überhaupt sagen wollten. 

(Andreas Nowak, CDU: Ich  

habe gesagt, was nötig wäre!) 

Danke schön. 

(Beifall AfD) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Das war die Erwi-

derung von Herrn Kollegen Urban. Nun spricht für die 

SPD-Fraktion Frau Kollegin Koch. Bitte schön, Sie haben 

das Wort. 

Sophie Koch, SPD: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr ge-

ehrte Damen und Herren Abgeordnete! Normalerweise 

sagt man: Aller guten Dinge sind drei. Ob ich das für den 

inzwischen dritten Antrag und die dritte Debatte zum 

Thema Ukraine-Krieg behaupten kann, das würde ich be-

zweifeln. 

Erneut reden wir über den Krieg in der Ukraine, dieses Mal 

auf Antrag des BSW. Erneut muss ich mich fragen, ob es 

bei diesem Antrag – wie bereits bei den vorherigen der 

AfD-Fraktion – wirklich um eine Lösung für die Ukraine 

geht oder ob dieser nicht doch dem Bundestagswahlkampf 

geschuldet ist. Denn auch in diesem Antrag liegt der Fokus 

vorrangig – da kann man noch so sehr die sächsische Rolle 

betonen – auf Maßnahmen der Bundesregierung und weni-

ger darauf, was Sachsen eigentlich tun kann, um die Men-

schen aus der Ukraine zu unterstützen. Wir sitzen aber nun 



Sächsischer Landtag 8. Wahlperiode – 8. Sitzung 13. Februar 2025 

 61 

mal im Sächsischen Landtag und nicht im Auswärtigen 

Amt, meine Damen und Herren. 

(Zuruf Dr. Joachim Michael Keiler, AfD) 

Erneut wird in diesem Antrag sowohl mehr Diplomatie ge-

fordert als auch, keine Waffen mehr in die Ukraine zu lie-

fern. Diplomatie ist allerdings nach wie vor keine Einbahn-

straße. Putin war es, der den Frieden in Europa aufgekün-

digt hat, indem er völkerrechtswidrig die Ukraine angegrif-

fen hat. Er muss also als Allererster bereit sein für Verhand-

lungen. 

(Beifall SPD, CDU und Juliane Nagel, Die Linke) 

Wenn Putins Vertraute allerdings vermelden, dass Russ-

land in der Vergangenheit gezeigt habe, dass es Frieden 

durch Stärke erreichen könne, dann bedeutet das im Klar-

text, dass Russland die Ukraine so lange angreifen wird, 

bis sie nachgibt. Auch auf die schon erwähnten Verhand-

lungen, die Trump und Putin gerade führen, sollte man sehr 

skeptisch schauen; denn momentan nützen sie vor allem ei-

nem: Trump, der schon große Zugeständnisse macht, Ge-

biete der Ukraine hergibt, und zwar über die Köpfe der Uk-

raine hinweg. 

Aber, meine Damen und Herren, über die Ukraine disku-

tiert man nicht ohne die Ukraine, und über Europa disku-

tiert man nicht ohne Europa. Es ist also richtig, dass wir die 

Ukraine weiterhin unterstützen, nämlich, damit sie sich 

verteidigen kann, damit ein Frieden langfristig möglich 

wird – nicht über die Köpfe der Ukrainer hinweg, sondern 

mit ihnen. Es ist vor allem wichtig, und dieser Fokus fehlt 

mir in den letzten Debatten immer wieder bei dem Thema, 

dass wir uns in Sachsen um diejenigen kümmern, die aus 

der Ukraine hierher flüchten, denn das ist, was wir hier tun 

können. Wir sollten endlich anfangen, darauf unseren Fo-

kus zu legen. 

(Beifall Albrecht Pallas, SPD) 

Was dem BSW mit seinem Antrag vorschwebt, ist leider 

kein Weg für Frieden, sondern ein Weg für das Ende der 

Ukraine als souveräner, eigenständiger Staat. Denn wenn 

die Ukraine nicht mehr kämpft, gibt es die Ukraine nicht 

mehr. Aber wenn Russland nicht mehr kämpft, dann gibt es 

Frieden. 

Meine Fraktion lehnt diesen Antrag ab. 

(Beifall SPD) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollegin Koch 

sprach für die SPD-Fraktion. Für die Fraktion BÜNDNIS-

GRÜNE spricht nun Kollege Günther; bitte schön. 

Wolfram Günther, BÜNDNISGRÜNE: Sehr geehrter 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Wir 

gedenken gerade hier in Dresden eines Bombardements am 

Ende des Zweiten Weltkriegs. Wir haben aus mehreren 

Weltkriegen international kollektiv Schlussfolgerungen 

gezogen, wie wir das auf Dauer verhindern wollen, und 

zwar durch eine internationale Friedensordnung. Diese be-

ruht auf ganz überschaubaren Grundsätzen. Es gibt souve-

räne Staaten. Diese Staaten haben eine Selbstbestimmung, 

das heißt, die Menschen in diesen Staaten bestimmen 

selbst, wie sie regiert werden, und man mischt sich nicht 

von außen ein. 

(Zuruf Thomas Thumm, AfD) 

Grenzen werden nicht mit Gewalt verschoben. Das ist die 

Basis für eine künftige Friedensordnung. Das haben wir 

jahrzehntelang verteidigt. 

Jetzt hat ein Staat bzw. dessen Regierung aus freier Ent-

scheidung – nicht zum ersten Mal, sondern jetzt in wirklich 

großem Maßstab – ein Nachbarland überfallen. Es mordet, 

plündert, brandschatzt, entführt die Menschen und hat an-

gekündigt, dass es so weit vorgehen wird, wie es das mit 

Gewalt schafft, und dass es auch nicht das letzte Land sein 

wird. Es sagt: Nachbarländer? Das mache ich mit den an-

deren auch. Alles, was ich mit Gewalt bekommen kann, be-

komme ich mit Gewalt. 

Und jetzt kommt ein Antrag in diesem Landtag, der auffor-

dert, dass das angegriffene Land nicht mehr dabei unter-

stützt werden soll, sich zu verteidigen? 

(Zuruf Mike Moncsek, AfD) 

Es kommt ein Antrag, in dem steht, dass wir unsere eigene 

Verteidigungsfähigkeit schwächen sollen, obwohl es aus-

gesprochen ist, dass sich dort jemand nur durch Gewalt, 

durch die Drohung mit Gewalt aufhalten lässt. Das ist ein-

fach absurd. Da muss man sich fragen, auf wessen Seite 

man steht. 

(Zuruf Tobias Heller, AfD) 

Deshalb. Selbst wenn ich Ihnen abnehme, dass Sie gern 

Frieden wollen – ich möchte Ihnen das als Christ gern ab-

nehmen und Ihnen nichts anderes unterstellen –: Ihr Antrag 

würde in seiner logischen Konsequenz genau zum Gegen-

teil führen. Er würde dazu führen, dass Krieg wieder ein 

legitimes Mittel in dieser Welt ist. Dann ist das nicht der 

letzte Krieg, den wir gerade erleben, sondern dann ist die 

Büchse der Pandora wieder offen. 

Das, was international gilt, könnten wir herunterbrechen 

auf unsere innere Gewalt hier im Freistaat. Wenn eine Ma-

fia-Bande Sie überfällt, dann ist es kein guter Antrag im 

Parlament, die Polizei möge mal bitte weniger Waffen ha-

ben, um Sie zu schützen. Es ist auch kein guter Antrag, ein 

Nachbar solle mal auf den Angegriffenen einreden, er solle 

sich bitte nicht weiter verteidigen, sondern der Mafia-

Bande geben, was sie will. Sie werde dann schon aufhören, 

wenn sie gerade angekündigt hat, sie hole sich, was sie 

kriegen könne. 

(Beifall CDU und Sophie Koch, SPD – 

Zuruf Hans-Jürgen Zickler, AfD) 

Ihr Antrag ist einfach absurd. Er führt zu Krieg, zu Gewalt, 

und das auf Dauer. Deshalb kann man diesen Antrag nur 

ablehnen. 

(Zuruf AfD: Ha, ha!) 
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Wir müssen alles dafür tun, dass die Ukraine sich weiter 

wirksam verteidigen kann. Das tut sie nämlich nicht nur für 

sich, für die Menschen, die dort leben, sondern das tut sie 

auch für uns, für unsere Friedensordnung. 

(Zuruf BSW) 

Wir müssen alle dafür sorgen, dass Putin gezwungen wird, 

an den Verhandlungstisch zu kommen, denn er muss ir-

gendwann so weit kommen. 

(Zuruf AfD) 

Er kommt im Moment noch nicht freiwillig. Deshalb kön-

nen Sie Ihre Anträge an Putin richten, aber bitte nicht an 

alle anderen. Im Übrigen: Ob wir das hier im Freistaat 

Sachsen über den Bundesrat beschließen, das ist mit Ver-

laub weniger als der Sack Reis in China. Auch ist es schade 

um unsere Zeit, schon zum dritten Mal in diesem Plenum 

immer mit denselben Sachen zu kommen. 

(Zuruf Die Linke) 

Das wird dem Frieden überhaupt nichts nützen. 

Danke. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE, CDU 

und Staatsregierung) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Günther 

sprach für die Fraktion BÜNDNISGRÜNE. Nun spricht 

für die Fraktion Die Linke Kollege Hartmann. Bitte schön, 

Sie haben das Wort. 

Stefan Hartmann, Die Linke: Herr Präsident! Sehr ge-

ehrte Damen und Herren! Die Tagesordnung der 7. und der 

8. Sitzung des Sächsischen Landtags ist ziemlich umfäng-

lich davon geprägt, dass in zehn Tagen Bundestagswahlen 

sind. Deshalb halte ich es nicht für ungewöhnlich und nicht 

für ehrenrührig, unter anderem auch das Thema Frieden 

hier auf die Tagesordnung zu bringen. Das ist sehr in Ord-

nung, sodass hier auch die verschiedenen Parteien ihre 

durchaus sehr differenten Positionen zum Tragen bringen, 

mit denen wir hier in Sachsen um Wählerinnen und Wähler 

werben. 

(Mike Moncsek, AfD: Ha!) 

Die Idee des BSW, zu sagen, man möge jetzt die sächsische 

Landesregierung beauftragen, das scharfe Schwert der 

Bundesratsinitiative zu schwingen, ist nicht vollständig 

neu. Das haben andere Parteien – ich glaube, meine auch – 

ebenfalls schon gemacht. 

Allerdings vermisse ich eines: Wenn man über das Thema 

Krieg und Frieden und über die neue Konfrontation zwi-

schen den verschiedenen Blöcken redet und dabei immer 

wieder vergisst, dass neben dem Krieg, den Russland über 

die Ukraine gebracht hat, weltweit über 20 Kriege toben 

und das niemals eine Rolle spielt, dann ist das eine Reduk-

tion, die diesem Thema nicht mehr gerecht wird. 

(Beifall Die Linke) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Man könnte relativ ent-

spannt sagen: Über Ihren ersten Punkt ist gestern die Wirk-

lichkeit wie ein Traktor über einen Bollerwagen gerollt. 

Bei diesem Thema zu sagen, dass Deutschland das jetzt 

machen solle, dazu muss man sagen: Spätestens in zwei bis 

drei Wochen wird die Lage ganz anders aussehen. 

Allerdings ist eines jetzt klar, und zwar auch ausgehend 

von der Art und Weise, wie Trump dieses Thema anfasst: 

Die regelbasierte Ordnung ist unter Beschuss. Welche 

Sorte von Frieden man mit Dealmaker Trump bekommen 

kann, ist abzusehen. Wir brauchen die Rückbesinnung auf 

das Völkerrecht unter Anerkennung der neuen Machtstruk-

turen im multipolaren System. Die UNO ist leider gerade 

ein zahnloser Tiger – und das nutzen solche Krämerseelen 

wie Trump und andere Mächte, die das internationale Sys-

tem insgesamt torpedieren wollen. 

Dieses Vakuum bekommt man nicht gefüllt, indem ein ein-

zelner Konflikt durch Siegfrieden beendet wird, sondern es 

braucht internationale Verständigung im großen Stil. 

Ich erinnere daran, es gab Sternstunden in der Geschichte 

der internationalen Diplomatie: nach dem Ersten Weltkrieg 

die Gründung des Völkerbundes, nach dem Zweiten  

Weltkrieg die Gründung der UNO, und statt eines dritten 

Weltkrieges der KSZE-/OSZE-Prozess. Genau der 

KSZE-/OSZE Prozess ist jetzt wieder aufzurufen, um unter 

der neuen, multipolaren Weltordnung das Thema in einer 

Form auf die Tagesordnung zu bringen, sodass es nicht 

zwischen verschiedenen Unterhändlern und Krämerseelen 

für soundsoviel Quadratkilometer Land verhandelt wird, 

sondern als Fragestellung, die existenziell ist für die Ge-

schichte unserer Menschheit. 

Wir wollen dementsprechend die weltweite Spirale von 

Aufrüstung und Konfrontation durchbrechen. Das dro-

hende Wettrüsten und die Stationierung von US-Mittelstre-

ckenraketen führen nicht zu mehr, sondern zu weniger Si-

cherheit für die Menschen in Deutschland. Eine Welt, in 

der das Militär Priorität hat, ist eine Welt, in der die Be-

dürfnisse der Menschen systematisch ignoriert werden. 

Deshalb streben wir eine kooperative Sicherheitspolitik in 

Europa an. Die NATO, ein Relikt des Kalten Krieges, ist 

dafür nicht geeignet; denn sie ist keine Wertegemeinschaft, 

sondern ein reines Militärbündnis zur Durchsetzung natio-

naler und wirtschaftlicher Interessen. 

Wir haben dann eine Chance auf eine friedliche Zukunft in 

Europa, wenn wir aus den Fehlern lernen und uns rückbe-

sinnen auf die Prinzipien der Entspannungspolitik. Kein 

Kalter Krieg 2.0, sondern eine OSZE 2.0 – das ist unsere 

Vision eines friedlichen Europas. 

(Vereinzelt Beifall Die Linke) 

Globale Sicherheit gibt es nur durch eine gerechte Neuord-

nung der Wirtschafts- und Handelsbeziehungen auf der 

Welt. Dafür setzen wir uns ein. 

Die AfD hat angekündigt, dem BSW-Antrag zuzustimmen. 

Wir haben in den verschiedenen Sitzungen sehr deutlich 

gemacht: Die AfD ist die Kanonen-statt-Butter-Partei. Das 
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Interesse der AfD-Fraktion liegt vor allem in deutschen 

Waffen, in deutschen Soldaten und in deutschen Interessen. 

Sie sind in Friedensfragen ein unsicherer Kantonist. Wir 

werden mit der AfD zusammen keine Mehrheit ermögli-

chen. 

(Zurufe AfD: Landesverteidigung!) 

Deshalb und auch in der Sache ist dieser Antrag für uns 

nicht zustimmungsfähig. 

Danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall Die Linke –  

Zuruf AfD: Wie gestern bei der Kultur!) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Hartmann 

sprach für die Fraktion Die Linke. Der fraktionslose MdL 

Berger hat keinen Redebedarf. 

(Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE: 

Der ist schon lange weg! –  

Sören Voigt, CDU: Der ist schon weg!) 

– Genau. – Deshalb eröffne ich nun die zweite Rederunde. 

Es könnte wieder das BSW das Wort ergreifen. Herr Kol-

lege Richter ist schon auf dem Weg zum Rednerpult. Bitte 

schön, Herr Kollege. 

Lutz Richter, BSW: Sehr geehrter Herr Präsident! Werte 

Kolleginnen und Kollegen! Das Thema Krieg und Frieden 

bewegt die Menschen in unserem Land. Das merken wir 

allenthalben bei unzähligen Gesprächen. Der Grund dafür 

ist eigentlich ein guter: Der Grund ist, dass sich Krieg und 

Größenwahn als unfassbarer Zivilisationsbruch in das kol-

lektive Gedächtnis dieses Landes eingebrannt haben. 

Ich erinnere mich noch sehr gut an die Proteste von Tau-

senden Menschen im Freistaat Sachsen gegen die Kriege 

in Jugoslawien und im Irak. In meiner Heimatstadt Pirna 

fanden Schülerdemonstrationen mit fast 2 000 Teilneh-

mern statt. Das ist grundsätzlich ein sehr gutes Zeichen; 

denn es bezeugt, dass in unserem Land generationsüber-

greifend durch einen großen Teil der Menschen Aufrüs-

tung, Säbelrasseln und Krieg mindestens mit großer Sorge 

gesehen werden; denn jede Spirale der Hochrüstung und 

der markigen Worte birgt die Gefahr einer Katastrophe. 

Diese Welt hat bereits den Einsatz zweier Atombomben ge-

gen die Zivilbevölkerung erlebt. Die Entscheidung zum 

Einsatz hat eine westliche Demokratie getroffen. Wir lau-

fen als Weltgemeinschaft wieder in eine Ära des Misstrau-

ens, der Eskalation und des neuen Größenwahns. 

Dabei wäre es besonders an uns Deutschen, insbesondere 

hier in Dresden, als Konsequenz aus unserer eigenen Ge-

schichte diesem ganzen Irrsinn etwas entgegenzusetzen. 

(Beifall BSW) 

Wir bieten mit unserem Antrag aus unserer Sicht – das 

kann man natürlich auch anders sehen – einen Ansatz dazu. 

Deeskalation und keine weitere Aufrüstung sind das Gebot 

dieser Zeit. 

Ich zitiere aus der Neujahrsbotschaft 2025 des Papstes: „Je-

der von uns muss sich in gewisser Weise für die Zerstörung 

verantwortlich fühlen, der unser gemeinsames Haus ausge-

setzt ist, angefangen bei den Handlungen, die, wenn auch 

nur indirekt, die Kriege anheizen, die die Menschheit ge-

rade geißeln.“ Damit sind übrigens alle Kriege gemeint. 

Herr Landtagspräsident Dierks, die BSW-Fraktion dankt 

Ihnen sehr für Ihre Ansprache zu Beginn der heutigen Sit-

zung. Sie haben die Bombardierung Dresdens am 13. Feb-

ruar 1945 in würdiger Weise thematisiert und klar benannt 

und gesagt, dass vor der Bombardierung Dresdens die Ent-

fesselung des Zweiten Weltkrieges durch unsere Vorfahren 

stammt. Übrigens fand ich auch die Worte des Kollegen 

Schiemann zum Thema Dresden sehr eindrücklich. Deswe-

gen will ich dazu nicht mehr viel sagen. 

(Stefan Hartmann, Die Linke, steht am Mikrofon.) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Gestatten Sie eine 

Zwischenfrage oder Zwischenbemerkung an Mikrofon 1? 

Lutz Richter, BSW: Ich würde das gern genauso machen, 

wie alle Kollegen vorher, und meine Rede zu Ende führen. 

Danach können wir gern mit einer Kurzintervention arbei-

ten. 

Auch die gestrige Einladung des Ministerpräsidenten zu 

der Frage, den 8. Mai in Sachsen zu einem Gedenktag zu 

machen, wie es Die Linke fordert, empfinden wir als unter-

stützenswert. 

Die Frage, die wir uns aber auch stellen müssen, ist die, 

welche Konsequenzen wir aus der eigenen Geschichte im 

Heute ziehen, und auch die Frage, in welcher Welt wir ei-

gentlich leben wollen. Diese kann aus unserer Sicht nur da-

rin bestehen, immer und immer wieder Beiträge zu einem 

friedlichen Zusammenleben zu leisten. 

(Beifall BSW –  

Juliane Nagel, Die Linke: Dazu gehört aber  

auch, keinen AfD-Anträgen zuzustimmen! –  

Widerspruch AfD) 

Die Annahme, man müsse sich nur bis an Zähne hochrüs-

ten und könne dann den Frieden bewahren, ist genauso ver-

rückt wie die Idee, man könne mit liberalen Waffengeset-

zen eine Gesellschaft sicherer machen. Das müssen sich 

auch Sie, Herr Urban, von der AfD gefallen lassen, wenn 

aus Ihrer Partei immer wieder der Ruf nach Aufrüstung er-

tönt. Ich sage nicht, von Ihnen persönlich, aber man hört es 

aus Ihrer Partei immer wieder. 

(Zuruf AfD: Das nennt man Landesverteidigung!) 

– Nein. – Das, was es braucht, sind Heere an Diplomaten 

statt Tonnen von Granaten. 

(Beifall BSW) 

Abschließend zitiere ich noch einmal den Papst mit einer 

eindringlichen Forderung, der wir uns voll und ganz an-

schließen können. „Mit klaren Worten ermutigen wir dazu, 
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die Waffen niederzulegen, die Militärausgaben zu reduzie-

ren, um humanitäre Bedürfnisse zu befriedigen und Werk-

zeuge des Todes in Werkzeuge des Lebens zu verwandeln.“ 

Wir bitten um Ihre Unterstützung. 

(Beifall BSW und vereinzelt AfD) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Richter 

sprach in dieser zweiten Rederunde für das BSW. Nun sehe 

ich Kollegen Hartmann an Mikrofon 1 vermutlich mit einer 

Kurzintervention auf den Redebeitrag von Herrn Kollegen 

Richter. Bitte schön, Herr Kollege. 

Stefan Hartmann, Die Linke: Tendenziell ist es immer 

noch eine Frage, wenn man sich auf den 13. Februar be-

zieht. Gerade Sie, Herr Richter, möchte ich zu den histori-

schen Erfahrungen fragen, wie diese gestern auch Herr Mi-

nisterpräsident deutlich gemacht hat. Er hat gesagt, dass 

der 13. Februar in Dresden nicht denkbar ist ohne die Na-

zidiktatur. 

Was macht das mit Ihnen? Oder hat es für Sie überhaupt 

eine Rolle gespielt, dass die extreme Rechte heute hier 

sagt: „Ihrem Antrag stimmen wir zu“? Ist das für Sie in ir-

gendeiner Form von Relevanz? 

(Zuruf AfD) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Die Erwiderung an 

Mikrofon 2; Kollege Richter, bitte schön. 

(Zuruf AfD: Das sagt gerade die 

Mauerschützenpartei!) 

Lutz Richter, BSW: Ich will nur eines sagen: 

(Zuruf AfD) 

Ich will zumindest sagen, dass für uns klar ist: Der 13. Feb-

ruar und der davor herrschende Nationalsozialismus sind 

ein singuläres Menschheitsverbrechen; damit das einfach 

noch einmal klargestellt ist. 

Das, was wir aber nicht machen, ist, das Vertrauen der Bür-

gerinnen und Bürger zu zerstören, indem man eigene For-

derungen in den Raum stellt und am Ende dagegen stimmt 

oder sich im Parlament in irgendeiner Weise taktisch ver-

hält. Das, was wir machen, ist: Wenn wir ein Thema für 

richtig empfinden, stimmen wir dafür. So einfach ist die 

Welt. 

(Beifall BSW – 

Zuruf Susanne Schaper, Die Linke) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Das war die Erwi-

derung von Herrn Kollegen Richter. Wir könnten jetzt fort-

fahren. Ich frage die CDU, ob es noch Redebedarf gibt. – 

Diesen Redebedarf gibt es. Kollege Schiemann ist schon 

auf dem Weg zum Rednerpult. Bitte schön, Herr Kollege. 

Marko Schiemann, CDU: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeordnete! Ich 

werde meine Rede nicht wiederholen, auch wenn Herr Ur-

ban das erwartet. Ich möchte noch einmal Folgendes deut-

lich sagen: Wenn Sie zugehört hätten, dann hätten Sie mit-

bekommen, wie deutlich ich darüber gesprochen habe, was 

die CDU mit Blick auf die Ukraine erwartet. Wir wünschen 

der Ukraine endlich Frieden. Wir wünschen den Ukrainern, 

dass der Krieg endlich beendet wird. Das ist unser Ziel. Das 

ist innerhalb der CDU geeint. Alle anderen Fragen muss 

ich Ihnen nicht noch einmal beantworten. Das habe ich in 

meiner Rede getan. 

Es tut mir sehr leid. Ich mache es einmal freundlich: 

Manchmal erinnert mich die Art und Weise, wie Sie mich 

fragen, an einen meiner ehemaligen Parteisekretäre. Sie ha-

ben das in einer gleichen Art und Weise getan. Sie hatten 

ihre Freude daran. Ich kann Ihnen sagen, dass ich alles be-

antwortet habe. Die CDU steht für einen guten und fairen 

Frieden in der Ukraine. 

(Beifall CDU, SPD und Staatsregierung – 

Jörg Urban, AfD, steht am Mikrofon.) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Gestatten Sie eine 

Zwischenfrage oder Zwischenbemerkung am Mikrofon? 

Marko Schiemann, CDU: Zum jetzigen Zeitpunkt nein. – 

Ich möchte meinen zweiten Punkt noch einmal wiederho-

len, damit er im Gedächtnis bleibt. Es ist nicht so, dass es 

jedem in Deutschland gefallen hat. Ministerpräsident Mi-

chael Kretschmer hat sehr deutlich und sehr zeitig darüber 

gesprochen, dass es zu einer diplomatischen Lösung kom-

men muss, damit Menschenleben gerettet werden können. 

Menschenleben, die in den letzten drei Jahren in den Städ-

ten und Dörfern und auf dem Schlachtfeld verloren gegan-

gen und gestorben sind, haben das unermessliche Leid po-

tenziert. 

Wenn der Wunsch vorhanden ist, in Krisenzeiten und in 

Kriegen das Gespräch wenigstens zu versuchen, dann 

sollte man das machen. Das hat der Ministerpräsident des 

Freistaates Sachsen entsprechend getan. 

(Beifall CDU und Staatsregierung) 

Ich habe heute ganz bewusst das Beispiel vom Taucher-

wald in der Nähe von Bischofswerda angesprochen. Ich 

habe bewusst die dortige Stationierung der Atomraketen 

der sowjetischen Armee angesprochen, acht Raketen mit 

einer Sprengkraft von 35 Kilotonnen mit einem Wirkungs-

kreis der Vernichtung von über 100 Kilometer pro Rakete. 

Das war 1984. Wir sind nicht mehr im Jahr 1984. Die Zeit 

hat sich weiterentwickelt. Die Technologien sind andere 

geworden. Ich gehe einmal davon aus, dass die Radien mit 

dieser Sprengkraft noch größer geworden sind und in der 

Welt viele tausend Raketen – wie viele, weiß ich nicht – 

mit dieser Sprengkraft existieren. Die Welt muss sich fra-

gen, ob sie das dauerhaft als Risikofaktor behalten möchte. 

Mich hat die Zeit der friedlichen Revolution geprägt. Ich 

möchte immer wieder daran erinnern, wie wir damals zur 

Frauenkirche in Dresden gegangen sind. Das wichtigste 

Signal hat der Landesjugendpfarrer Harald Bretschneider 

hier in Dresden gesetzt, das allerwichtigste. Aus meiner 
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Sicht könnte man nicht genügend Orden zusammensam-

meln, um sie Harald Bretschneider zu geben. In einer so 

schwierigen Zeit hat er den Jugendlichen in den Achtziger-

jahren des vorhergehenden Jahrhunderts – so komisch das 

klingt, zumindest nach 1980 – das Zeichen, welches an der 

UNO steht, „Schwerter zu Pflugscharen“, in der Frie-

densdekade zur Diskussion gestellt. Die Jugendlichen in 

der ehemaligen DDR haben dieses Zeichen als Aufnäher 

an ihre Taschen und Jacken genäht. 

(Rico Gebhardt, Die Linke: Jeansjacken!) 

Sie sind dadurch von der staatlichen Macht beschimpft 

worden. Es sind auch Schüler von Schulen relegiert wor-

den. 

(Zuruf AfD: Von der SED!) 

Man sollte sich daran erinnern, auch in schwierigen Zeiten, 

dieses Symbol nicht zu vergessen. Das wollte ich anspre-

chen. 

Ich bin dankbar dafür, dass mir jemand einen kleinen An-

stecker geschenkt hat. Micha 4, Schwerter zu Pflugscha-

ren, Landesjugendpfarrer Harald Bretschneider. Die Zu-

kunft für uns und für die Menschen in der Ukraine genauso 

wie für uns in Europa kann nur im Frieden liegen. 

(Beifall CDU und Staatsregierung – 

Jörg Urban, AfD, steht am Mikrofon.) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Kollege Schie-

mann sprach für die CDU-Fraktion. Nun sehe ich an Mik-

rofon 6 Herrn Kollegen Urban. Geht es um eine Kurzinter-

vention oder einen Redebeitrag? 

Jörg Urban, AfD: Eine Kurzintervention, Herr Präsident. 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Bitte schön, eine 

Kurzintervention auf diesen Redebeitrag. 

Jörg Urban, AfD: Lieber Kollege Schiemann, ich kann 

Ihnen das nicht ersparen. Ich verstehe, warum Ihr Parteise-

kretär mit Ihren Antworten nicht zufrieden ist. Wenn ich 

Ihnen eine konkrete Frage stelle und Sie reden an dieser 

Frage vorbei, dann muss man natürlich nachfragen. 

Teil dieses Antrags, der uns heute zur Abstimmung vor-

liegt, ist unter anderem die Aufforderung an die Bundesre-

gierung, die Waffenlieferungen an die Ukraine einzustel-

len. Das muss man nicht richtig finden. Ich bin der Mei-

nung, dass die Waffenlieferungen nicht dem Kriegsende 

dienen, sondern sie verlängern diesen Krieg schon seit 

Langem. Meine konkrete Frage, die wieder nicht beant-

wortet wurde, lautet: Steht die sächsische CDU-Fraktion 

für weitere Waffenlieferungen an die Ukraine heute und 

jetzt? Bitte beantworten Sie diese Frage! 

(Beifall AfD – Zurufe AfD: Genau!) 

Zweiter Vizepräsident André Wendt: Das war die 

Kurzintervention von Herrn Kollegen Urban. Möchte Herr 

Kollege Schiemann darauf antworten? – Nein, das sehe ich 

nicht. 

(André Barth, AfD: Schweigen im Walde!) 

Deshalb fahren wir in der Rednerliste fort. Die AfD-Frak-

tion könnte das Wort ergreifen, sofern sie möchte. – Das ist 

nicht der Fall. Gibt es weitere Fraktionen, die in dieser 

Rednerrunde noch einmal zum Thema sprechen möchten? 

– Das sehe ich nicht. Möchte das BSW noch einmal zur 

Thematik sprechen? – Das sehe ich auch nicht. 

(André Barth, AfD: Beredtes Schweigen ist das!) 

Somit übergebe ich an die Staatsregierung, an Herrn 

Staatsminister Schuster, bitte schön. 

Armin Schuster, Staatsminister des Innern: Vielen 

Dank, Herr Präsident. Meine sehr geehrten Damen und 

Herren Abgeordneten! Es ist die dritte Debatte zu diesem 

Thema in kurzer Zeit. Man könnte schnell sagen, dass dies 

eine zu viel sei. Das würde ich am 13. Februar in Dresden 

nie sagen. Diese Debatte war – auch nach der heutigen An-

sprache des Landtagspräsidenten – gut, auch wenn ich ei-

nige Meinungen nicht teile. Sie gehört vielleicht heute aber 

hierher. 

Einig bin ich mit der BSW-Fraktion in folgender Frage: 

Nutzen wir jede Chance für größere diplomatische Frie-

densbemühungen? Nutzen wir wirklich jede? – Wir Euro-

päer dürfen diplomatisch keine Zaungäste bleiben. Es 

wirkt mittlerweile so. Dieser Krieg berührt unmittelbar un-

sere sicherheitspolitischen Interessen, viel unmittelbarer 

als die amerikanischen Interessen etc. 

Natürlich müsste Deutschland längst eine stärkere mittel-

bare oder unmittelbare Vermittlerrolle einnehmen. Dafür 

braucht es, mit Verlaub, keine Bundesratsinitiative. Dafür 

braucht es zwei Dinge. Erstens braucht es einen vernehm-

lichen Ministerpräsidenten des Freistaats. Hinter diese 

Frage kann man, glaube ich, einen Haken machen. Zwei-

tens braucht es jetzt keine – ich zitiere nicht den Abg. Gün-

ther mit dem Sack Reis – Bundesratsinitiative, es braucht 

eine Bundesregierung, und zwar eine Bundesregierung, die 

diese diplomatische Herausforderung kompetent und 

selbstbewusst annimmt. 

Meine Damen und Herren! Wir haben es nicht einmal im 

Griff, deutsch-französische, deutsch-polnische Beziehun-

gen oder gar das Weimarer Dreieck zu bilden. Das hat die 

Bundesregierung nicht geschafft. Deswegen haben wir 

eine ganz schwache Rolle in der EU. Ohne dieses Weima-

rer Dreieck haben wir keine starke Position der Europäi-

schen Union. In zehn Tagen entscheiden wir auf dem 

schnellsten Weg, wie Deutschland in eine andere Rolle 

kommt, nicht jedoch über den Bundesrat. 

Meine Damen und Herren! Unter einer neuen Kanzler-

schaft muss Deutschland sein Engagement in der Kontakt-

gruppe Ukraine stärken, um gemeinsam mit Frankreich, 

Polen, dem Vereinigten Königreich und in enger Abstim-

mung mit der USA die Ukraine in ihrem Streben nach Frei-

heit, Sicherheit und Frieden zu unterstützen. 

Selbst Pistorius sagt heute Morgen: Wir müssen weg vom 

Katzentisch! – Was für ein Befund über das Agieren der 
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Bundesregierung! Meine Damen und Herren, das müssen 

wir korrigieren! 

Wir müssen – darin sind wir nicht einer Meinung, meine 

Damen und Herren vom BSW – weiter eine Doppelstrate-

gie fahren – für mich ist es eine Doppelstrategie –: einer-

seits die Friedensbemühungen deutlich forcieren – damit 

haben Sie einen Punkt; das ist zu schwach –, andererseits 

aber nicht darin nachlassen, die Ukraine in einer starken 

Verhandlungsposition zu halten. 

Würde man mit der Ukraine so umgehen, wie es die AfD 

fordert, wären die deutschen Sicherheitsinteressen am 

schwersten beschädigt. Ein kompletter Zusammenfall der 

Ukraine würde die deutschen Sicherheitsinteressen massiv 

schädigen. Das ist ja Ihr Weg. 

(André Barth, AfD: Erst haben wir uns am 

Hindukusch verteidigt und heute in der Ukraine!) 

Dass wir die Ukraine stark halten, bringt Trump überhaupt 

erst in die Lage dazu, in Moskau ein Gespräch zu führen, 

bei dem Putin signalisiert: Ich bin zu Verhandlungen bereit. 

– Das wären wir auf Ihrem Weg niemals. 

Verhandlungen, sollten sie tatsächlich beginnen, dürfen na-

türlich nicht in einem vollständigen Diktatfrieden enden – 

das wäre Ihr Weg –, 

(Martina Jost, AfD: Nein! Niemals!) 

sondern müssen in einem gerechten Frieden enden. 

Nicht das Recht des Stärkeren, sondern die Stärke des 

Rechts – das wurde hier von mehreren Rednern gesagt –, 

darauf kommt es an. 

(Beifall CDU) 

Das heißt, Russland darf seine Kriegsziele nicht erreichen 

und das Selbstbestimmungsrecht der Ukraine muss ge-

wahrt bleiben. 

Die Initiative von Trump kritisiere ich nicht. Das kann man 

nicht kritisieren, dass der Mann jetzt zum Hörer greift. Ich 

befürchte aber, inhaltlich wird sein Deal bitter für die Uk-

raine und teuer für Deutschland und für die Europäische 

Union werden. Wenn ich Sie nur einmal an das Thema 

Flucht und Migration erinnere, daran, was ein Trump'scher 

Deal unter Umständen auslöste und bei uns verursachte. 

Deshalb, meine Damen und Herren, was wir wirklich brau-

chen, das ist eine starke deutsche Stimme, eine starke deut-

sche Strategie. Was wollen wir eigentlich? Ich würde so 

weit gehen, dass Trump daran interessiert ist zu erfahren, 

was wir eigentlich wollen. 

(Jörg Dornau, AfD: Das haben Sie doch gerade 

gesagt, dass wir das nicht wissen!) 

Diese Doppelstrategie habe ich vom Bundeskanzler so nie 

gehört. Eine deutsche Agenda vermisse ich. 

Meine Damen und Herren, heute Morgen von der Bundes-

regierung zu hören, dass sie um Beteiligung bettelt in den 

USA, das beschämt uns fast. Ich bete wirklich dafür, dass 

uns der 23. Februar in neue Zeiten führen wird. 

(André Barth, AfD: Im Bund  

vielleicht, in Sachsen aber nicht!) 

Meine Damen und Herren! 

(Holger Hentschel, AfD: Schwarz-Grün! – 

André Barth, AfD: Schwarz-Grün! Da geht was!) 

Ansonsten, zu allen weiteren Punkten des BSW – damit 

kenne ich mich ein bisschen aus –: Das wirkt so, als wenn 

Sie aus Deutschland die etwas größere Schweiz machen 

wollen. Das ist aber ein ziemlich untauglicher Versuch. 

Zu der von Ihnen geforderten Absage an die Stationierung 

von US-Mittelstrecken- und Hyperschallraketen in 

Deutschland: Meine Damen und Herren, ich mache es kurz 

– die Strategie der Abschreckung. Ich habe jedenfalls min-

destens ein Belegbeispiel, dass das in der deutschen Ge-

schichte schon einmal sehr erfolgreich geglückt ist. Des-

wegen sind wir zusammen. 

Wir müssen dafür sorgen, dass Kaliningrad etc. eine Reak-

tion erfährt. Erst dadurch deeskaliert man, aber nicht, in-

dem man Sonnenblumen vor sich herträgt. Das wird die 

Russen nicht beeindrucken. 

(Beifall CDU) 

Der Nato-Doppelbeschluss ist das Belegbeispiel. 

(Andreas Nowak, CDU: Genau!) 

Was den Verteidigungsetat anbelangt – Sie haben auch dar-

über diskutiert –, bin ich vielleicht sogar mit Ihnen einig, 

nur in einer anderen Richtung. Mich interessieren diese 

Aussagen von 2 %, 3 %, 4 % überhaupt nicht. Das ist Po-

litik, ob 2 % oder 3 %. Es geht darum, welchen Beitrag 

Deutschland liefern muss, effektiv und effizient, um die 

NATO-Verteidigungsfähigkeit auch wirklich zu ergänzen. 

Es geht darum, was wir tun müssen, um die NATO vertei-

digungsfähig zu halten, nicht um 2 % oder 3 %. 

Um eines geht es nicht: um die strukturelle Verringerung 

der Bundeswehr, um dauerhaft zu deeskalieren. Ich bin 

nicht so böse wie der Abg. Günther; ich sage jetzt nicht, 

das sei absurd, aber naiv ist das schon. Entschuldigung, 

meine Damen und Herren, naiv ist das schon. 

(Beifall CDU sowie Sophie Koch, SPD, und 

Franziska Schubert, BÜNDNISGRÜNE) 

Eine gut ausgestattete Bundeswehr steht für Frieden und 

nicht dagegen. Das ist unsere Formel. 

Was die Beendigung der militärischen Nutzung der Flug-

häfen in Sachsen anbelangt: Das klingt wie ein militäri-

scher Saxit, was Sie fordern. Das ist wie ein militärischer 

Saxit: der Ausstieg aus dem Operationsplan Deutschland, 

der Ausstieg aus zivil-militärischer Zusammenarbeit, der 

Ausstieg aus der NATO-Verteidigungsplanung. Alle Ach-

tung, das ist steil, das ist nicht naiv. Das ist auch nicht ab-

surd. Das ist ein gravierendes Sicherheitsrisiko, was Sie 

hier vorschlagen. 

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNISGRÜNE und 

Staatsminister Georg-Ludwig von Breitenbuch) 
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Ich versuche, freundlich zu bleiben. Auch Ihre letzte For-

derung ist seltsam. Ich sage einmal: seltsam. Sie wollen 

jegliche Stationierung von NATO-Truppen in Sachsen aus-

schließen. Erstens, meine Damen und Herren, das ist aus-

geschlossen auf dem Gebiet der ehemaligen DDR; das wis-

sen Sie. Zweitens. Wollen Sie das auch im Selbstverteidi-

gungsfall, also total? So klingt Ihr Antrag. Sie würden den 

Artikel 5 des Nordatlantikvertrages aufkündigen, also die 

Beistandspflicht. Sie müssen schon entschuldigen, das ist 

mehr als seltsam, was Sie tun. 

Dann bringen Sie noch Rostock, diesen Marinestützpunkt: 

Weil 25 Soldaten aus der NATO in Rostock in einem Ma-

rinehauptquartier sitzen, glauben Sie, das sei eine Truppen-

stationierung? Das muss ich, glaube ich, nicht weiter kom-

mentieren. 

(Beifall CDU, SPD und BÜNDNISGRÜNE) 

Also, das ist wirklich – – Ich will das nicht ins Lächerliche 

ziehen, meine Damen und Herren. 

(Heiterkeit CDU, SPD und BÜNDNISGRÜNE – 

Andreas Nowak, CDU: Ist gelungen!) 

– Ist mir das gelungen? Schade. 

Friedensbemühungen mit der Ukraine forcieren – Ja; mili-

tärische Abschreckung auch. Diese Doppelstrategie hat 

sich diplomatisch weltweit x-fach bewährt. Ich habe die 

ganz große Hoffnung, dass das Deutschland ab dem 

23. Februar viel konsistenter tut als bisher. Einstweilen 

empfehle ich Ihnen aber, diesen Antrag abzulehnen. 

(Beifall CDU) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Es sprach für 

die Staatsregierung Staatsminister Armin Schuster. Es gibt 

eine Wortmeldung an Mikrofon 6. Herr Urban, bitte. 

Jörg Urban, AfD: Eine Kurzintervention, Frau Präsiden-

tin. 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Kurzinterven-

tion. 

Jörg Urban, AfD: Sehr geehrter Herr Staatsminister 

Schuster, ich muss erwidern. Sie haben uns angesprochen. 

Ich möchte etwas richtigstellen; denn Sie haben es falsch 

dargestellt. Selbstverständlich ist es nicht der Wunsch oder 

das Programm der AfD, dass die Ukraine komplett in sich 

zusammenfällt. 

(Staatsminister Christian Piwarz: 

Das riskieren Sie aber!) 

Wir haben sehr frühzeitig in diesem Konflikt gesagt: Ihr 

müsst verhandeln! 

Wir wissen alle, dass es im April 2022 Verhandlungen gab, 

die auf Druck, gerade aus dem Westen, abgebrochen wor-

den sind. Zu diesem Zeitpunkt waren Hunderttausende 

Menschen, die heute tot sind, noch am Leben. Diese Stra-

tegie der militärischen Stärke und der permanenten Waf-

fenlieferungen, für die auch die CDU steht, hat dazu ge-

führt, dass dieser Krieg so lange geführt wird. 

Damals bestand Verhandlungsbereitschaft, aber es wurde 

Druck aufgebaut zu kämpfen. Wenn Sie jetzt sagen, Herr 

Trump sei in einer guten Situation, weil wir immer Waffen 

geliefert haben – dazu muss ich sagen, es wird langsam lä-

cherlich. Wir können froh darüber sein, dass Trump zum 

Telefonhörer greift. 

(Sophie Koch, SPD: Hat Scholz auch gemacht!) 

Wenn er es nicht machen würde und wenn Ihre Strategie 

der permanenten Waffenlieferungen weiterlaufen würde, 

dann würde das Sterben schlicht und einfach noch Monate 

weitergehen mit dem vagen Versprechen: „Irgendwann ha-

ben wir vielleicht eine bessere Verhandlungsposition.“ Für 

dieses vage Versprechen sterben wöchentlich Tausende 

Menschen. Also, bitte nicht Herrn Trump noch dafür 

„danke“ sagen lassen, dass Sie hier jahrelang für Waffen-

lieferungen waren. 

(Beifall AfD) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Es besteht nun 

die Möglichkeit, das Schlusswort zu sprechen. Für die 

BSW-Fraktion übernimmt das Herr Abg. Nico Rudolph. 

Nico Rudolph, BSW: Sehr geehrte Präsidentin! Sehr ge-

ehrte Damen und Herren! Ja, ich wollte kurz noch ein paar 

Sachen zur Diskussion sagen. Herr Schuster, wenn Sie sa-

gen, auf Kaliningrad müssten wir reagieren mit eigenen 

Raketen, dann ist das für mich so, als ob man Feuer mit 

Benzin löschen wollte. Das ist gerade nicht der Ansatz, den 

wir vertreten. 

(Dirk Panter, SPD: Dort stehen Raketen!) 

Sie, Herr Urban, haben gesagt, das stehe nicht in dem An-

trag. Wenn Sie genau gucken, dann sehen Sie, es steht in-

direkt darin, und zwar unter Punkt 2. Wir fordern einen 

multilateralen Vertrag über Abrüstung und das Verbot von 

Mittelstreckenraketen in Europa. Darunter würde das fal-

len, wobei man ja der Wahrheit halber sagen muss, die Rus-

sen sagen, das seien keine Mittelstreckenraketen, das seien 

Kurzstreckenraketen. Das wäre dann auf dem diplomati-

schen Weg zu erörtern. 

Man muss auch sagen, die haben immer gesagt, sie wären 

für Kontrollen offen. 

(Zuruf: Man hat es den Russen 1994 versprochen!) 

Und nun, Herr Hartmann, an Ihre Adresse: Sie haben ja 

recht, wenn Sie der AfD vorwerfen, dass sie eine Partei der 

Aufrüstung ist. Zumindest Frau Weidel hat klar gesagt, 5 % 

wären das Ziel. 

(Holger Hentschel, AfD: Landesverteidigung!) 

Das hat sie mehrfach gesagt. Aber nun ist es doch so: 

Schauen Sie in unseren Antrag, Punkt 3! Dort sagen wir: 

Wir wollen den Rüstungsetat strukturell verringern. Das 
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heißt, wenn Sie hier zustimmen, dann ist da nichts mit Auf-

rüstung, sondern dann ist da etwas mit Abrüstung. Das ist 

das Relevante. 

(Beifall BSW) 

Von daher, werte Kollegen der AfD, wenn Sie also jetzt für 

Abrüstung sind, dann nehmen wir das gerne mit. Aber ich 

denke, bei diesem Antrag geht es nicht um das BSW, es 

geht auch nicht um Die Linke oder die AfD oder Ihre Par-

teien. Es geht darum, wie wir die Zukunft angehen wollen. 

Wollen wir erst darauf warten, dass uns ein Herr Merz aus 

Dummheit oder aus Borniertheit mit Taurus-Raketen zur 

direkten Kriegspartei macht, egal, ob diese auf Russland 

gehen oder auf die Krim oder woanders hin? Das spielt hier 

gar keine Rolle. Wollen wir warten, bis der Bundestag da-

raufhin vielleicht bald in Trümmern liegt und mit ihm noch 

viel mehr? 

(Staatsminister Christian Piwarz: Die Krim gehört 

zur Ukraine – das wissen Sie schon?) 

Die Floskel, Herr Günther, „der Russe hat angefangen“, 

wird uns dann nichts mehr nützen. 

(Beifall BSW –  

Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE:  

Das ist keine Floskel, das ist die Realität!) 

Sie sollen also nicht wegen uns zustimmen. Sie sollen zu-

stimmen, weil eine klare Mehrheit der Sachsen Verhand-

lungslösungen fordert. Sie sollen zustimmen, weil unser al-

ler Zukunft, auch die Zukunft Ihrer Kinder, davon in Eu-

ropa abhängt. 

Der derzeitige Kurs der Eskalation und Kriegsvorbereitung 

– ich habe es vorhin in meiner Rede benannt – stellt Frie-

den nicht sicher, sondern bedroht ihn. Daher: Lassen Sie 

uns die Chance zu einem Weg der Verständigung nutzen! 

(Franziska Schubert, 

BÜNDNISGRÜNE: Schwachsinn!) 

Vielen Dank. 

(Beifall BSW) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Das Schluss-

wort sprach Herr Nico Rudolph für die BSW-Fraktion. Wir 

können zur Abstimmung über die Drucksache 8/1515 kom-

men. Ich bitte Sie um Ihr Handzeichen, wenn Sie dem An-

trag zustimmen wollen. – Danke schön. Die Gegenstim-

men? – Enthaltungen? – Meiner Wahrnehmung nach ist der 

Antrag abgelehnt worden. – Zählen? 

(Heiko Gumprecht, AfD: Auszählen!) 

– Dann zählen wir das Ganze. Ich bitte noch einmal um die 

Handzeichen bei Zustimmung. – Sie müssen bitte die Arme 

noch oben lassen. – Bitte die Gegenstimmen? – SPD und 

Grüne dürfen die Hände schon senken, CDU lässt sie bitte 

oben. – Und die Enthaltungen bitte noch. – Danke. Das Er-

gebnis ist wie folgt: Für den Antrag haben 42 Abgeordnete 

gestimmt, gegen den Antrag sind es 51 bei 5 Enthaltungen. 

Damit wurde die Drucksache 8/1515 nicht beschlossen. 

Es gibt eine Wortmeldung an Mikrofon 6. Herr Pohle, bitte. 

Ronald Pohle, CDU: Sehr geehrte Frau Präsidentin, ich 

möchte eine Erklärung zu meinem Abstimmverhalten leis-

ten, wenn ich darf. – Danke. 

Herr Rudolph, nachdem Sie meine Zwischenfrage nicht 

zugelassen haben, als ich fragen wollte, wie Ihr Bekenntnis 

zur Landesverteidigung und zur NATO-Mitgliedschaft ist, 

sehe ich meine Fragen nicht beantwortet und in Ihren Wort-

beiträgen auch nicht in irgendeiner Form beachtet. Insofern 

sehe ich Ihren Antrag als ein besonderes Sicherheitsrisiko 

für die sächsische Bevölkerung und habe ihn deshalb ab-

gelehnt. 

Vielen Dank. 

(Beifall CDU und Staatsregierung) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Es sprach an 

Mikrofon 6 Herr Abg. Pohle von der CDU-Fraktion. Der 

Tagesordnungspunkt 5 ist damit beendet. 

Meine Damen und Herren! Wir kommen zu

 

Tagesordnungspunkt 6 

Kunstfreiheit verteidigen – kulturelle Vielfalt erhalten 

Drucksache 8/1351, Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Hierzu können die Fraktionen in folgender Reihenfolge 

Stellung nehmen: BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU, 

AfD, BSW, SPD, Die Linke, der fraktionslose Abgeord-

nete und im Anschluss die Staatsregierung, wenn ge-

wünscht. Wir beginnen mit der Fraktion BÜNDNIS-

GRÜNE. Frau Dr. Maicher, bitte. 

Dr. Claudia Maicher, BÜNDNISGRÜNE: Sehr ge-

ehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Die Kultur in Sachsen steht zurzeit vor zwei grund-

sätzlichen Problemen: Neben der zermürbenden finan-

ziellen Unsicherheit ist inzwischen eine Bedrohungslage 

nicht mehr zu übersehen, die ebenfalls ins Mark geht. 

Gerade weil Kunst und Kultur ein Eckpfeiler demokra-

tischer Gesellschaften sind, werden sie zur Zielscheibe 

rechtsextremer und demokratiefeindlicher Kräfte. 

Wer zu völkisch-nationalen Weltbildern nicht schweigt, 

bekommt früher oder später Ärger. Das hat inzwischen 
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System, und das geht über Einzelfälle weit hinaus. Die 

Berichte aus allen Teilen des Freistaats häufen sich. Die 

Staatsregierung hat im November auf meine Kleine An-

frage über Vorfälle bei den staatlichen Kulturbetrieben 

berichtet. Aber auch für kommunale und freie Kulturein-

richtungen sind Bedrohungen Normalität. Ich zähle jetzt 

hier im Landtag bewusst keine Einzelbeispiele auf; Sie 

finden Sie aber in den öffentlichen Quellen. 

Wichtig ist, das Muster des rechtsextremen Kultur-

kampfs zu erkennen: Einschüchterungen und Störungen 

durch einzelne Aktivitäten oder rechte Kleinparteien in 

Kombination mit Versuchen politischer Einflussnahmen 

auf Programme und künstlerischen Positionen. Die An-

fragen und Kürzungsanträge von AfD und anderen in 

Landtag, Kreistag und Stadträten gehen dabei immer 

gleich vor. Wer Rechtsextremismus kritisiert, dem wer-

den die Mittel entzogen. Man kann das noch so pseudo-

sachlich verpacken und ein totales Neutralitätsgebot er-

finden – es bleiben Angriffe auf das Grundrecht der 

Kunstfreiheit. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE) 

Und diese Angriffe zeigen Wirkung. Manche Kultur-

schaffende legen sich ein dickes Fell zu. Aber davon darf 

Kreativität doch nicht abhängig sein; denn die Unsicher-

heit, ob der Entzug der Förderung nicht doch eine Mehr-

heit im Stadtrat findet, das permanente Klima der Angst 

– das bringt Haupt- und Ehrenamtliche an die Belas-

tungsgrenze. Finden Sie einmal eine Aufsicht für eine 

Kunstausstellung, wenn jederzeit der nächste Schreihals 

in der Tür stehen kann und Kunstvereine sowie ihre Be-

sucher bedroht! Die Leute brennen über kurz oder lang 

aus, erst recht, wenn sie vom Freistaat und ihrer Kom-

mune dazu nur ein Schulterzucken bekommen. 

Betroffen sind vordergründig Kulturangebote, die sich 

aktiv gegen Rassismus und für Demokratie einsetzen. 

Aber es geht genauso gegen Kulturanbieter, die sich gar 

nicht so politisch verstehen, die einfach nur an Men-

schenwürde und Weltoffenheit festhalten. Man stelle 

sich vor, dass sie dazu nicht von irgendwem gezwungen 

werden. Wenn ein Stadttheater queere Themen insze-

niert, weil es beteiligungsorientiert das Interesse von 

jungen Menschen aufgreift, dann bekommt es Ärger. 

Wenn Jugendclubs sorbische Sprache und Kultur pfle-

gen, dann werden sie angefeindet. Auch Gedenkstätten 

als Orte historisch-politischer Bildung sind wegen ihres 

Widerspruchs gegen Revisionismus nicht sicher. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Eine Einschränkung 

der Kunstfreiheit ist ein Angriff auf die offene Gesell-

schaft. Wenn vielfältige Kultur- und damit Begegnungs-

räume auch für Menschen mit Migrationsgeschichte und 

demokratisch engagierte Menschen verloren gehen, 

dann wird Sachsen zur unattraktiven Zone. Wer kommt 

denn dann auch noch zum Arbeiten oder Reden hierher? 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE) 

Wir BÜNDNISGRÜNEN haben uns gefragt, was wir 

tun können. Von den vielen Ideen, die ich von Akteuren 

vor Ort bekommen habe und auch immer noch be-

komme, ist mir eine Erkenntnis besonders im Gedächt-

nis geblieben: Der beste Schutz ist Öffentlichkeit. Es 

braucht öffentlichen Widerspruch und eine breite Soli-

darisierung, damit Betroffene nicht allein dastehen, son-

dern Resilienz aufbauen können. 

In diesem Sinne wollen wir mit diesem Antrag die kul-

turpolitische Verantwortung des Freistaates zur Debatte 

stellen. Wir sind überzeugt, dass der Freistaat mehr tun 

muss und auch tun kann. Ich appelliere an alle demokra-

tischen Fraktionen, dass wir gemeinsam klare Signale 

gegen die Feinde demokratischer Kultur senden und ins 

Handeln kommen. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE  

und Martin Dulig, SPD) 

Mein Eindruck ist: Kultur ist nicht hilflos. Sie kann sich 

wehren, aber sie braucht dafür entsprechende Rahmen-

bedingungen. 

Wir haben mit Initiativen und Einrichtungen erörtert, in 

welche Richtung Maßnahmen gehen sollen. Das Ergeb-

nis finden Sie in Punkt 2 unseres Antrags. Dies sollte mit 

der Kulturszene weiter vertieft werden. 

Ein wichtiger Schritt ist Transparenz und öffentliche So-

lidarisierung. Mit einer systematischen Erfassung kön-

nen wir genauer hinschauen und Handlungsmöglichkei-

ten weiterentwickeln. Eine Kommunikationskampagne 

spannt einen symbolischen wie auch praktischen 

Schutzschirm über unsere Kultur, indem sie dazu er-

muntert, sich zu wehren und Unterstützung zu suchen. 

Ja, Unterstützungsangebote gibt es bereits, beispiels-

weise eine Weiterbildung für staatlich finanzierte Kul-

tureinrichtungen und Beratungsangebote der Demokra-

tiearbeit. Aber der Bedarf wächst leider. 

Damit Kultur in der Fläche resilient werden kann, 

braucht es mehr verfügbare und auf die Besonderheiten 

der kulturellen Praxis abgestimmte Beratungsangebote. 

Die Orte und Netzwerke der Demokratiearbeit gilt es zu 

stärken und nicht zurückzubauen, wie zum Beispiel im 

Landkreis Bautzen beim Projekt „Partnerschaften für 

Demokratie“. 

Die Kommunen als wesentliche Förderer und Träger 

von Kultur sollen ebenfalls einbezogen werden. Unter-

stützungsbedarf wurde uns da vor allem bei der rechtli-

chen Handlungsgrundlage signalisiert. 

Es braucht akut bei Bedrohungen, aber auch präventiv 

mehr Sicherheit. Bei der sicherheitsbehördlichen Prä-

ventionsarbeit und dem Konzept gegen Rechtsextremis-

mus fangen wir im Freistaat nicht bei null an. Die Zu-

sammenarbeit mit und der Schutz von Kultur sollten 

ausgebaut und die spezifischen Belange von Kulturein-

richtungen berücksichtigt werden. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen der demokratischen 

Fraktionen! Das sind unsere Vorschläge, die wir heute 

gern mit Ihnen diskutieren, die wir gern voranbringen 

wollen, bei denen wir die Staatsregierung unterstützen 
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wollen, begonnene Punkte aufzugreifen, zu stärken und 

miteinander der Kultur in unserem Land den Schutz zu 

geben, den sie verfassungsgemäß hat. 

Ich bitte um Unterstützung und freue mich auf die De-

batte. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Es sprach am 

Rednerpult für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN Frau Dr. Maicher. Es folgt für die CDU-Fraktion 

Frau Gockel, bitte. 

Sandra Gockel, CDU: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Die Kunstfrei-

heit als Grundrecht wird im Grundgesetz und als Staats-

ziel in der Sächsischen Verfassung garantiert. Für dieses 

Grundrecht stehen wir als Fraktion und die Sächsische 

Staatsregierung in besonderer Weise ein. Ihr Antrag 

wirft aber einen Zweifel daran auf. Sie unterstellen feh-

lende Unterstützungs- und Beratungsangebote und ver-

weisen auf eine gestiegene Bedrohungslage, die es nicht 

möglich machen würde, die verfassungs- und grund-

rechtsgesicherte Kunstfreiheit in entsprechendem Maße 

auszuüben, und beziehen sich auf die Kleine Anfrage 

von Frau Dr. Maicher. 

Aus der Kleinen Anfrage lässt sich die unterstellte Ent-

wicklung nach meinem Dafürhalten aber nicht ableiten. 

Trotzdem soll sie nun Anlass dafür sein, für den Bereich 

Kunst und Kultur ein eigenes Monitoring mit erhebli-

chem Aufwand einzurichten, um zusätzlich extremisti-

sche Überfälle abzubilden. Ich halte das, mit Verlaub, 

für wenig zielführend. 

Die staatliche Aufgabe des Grundrechtsschutzes betrifft 

alle gesellschaftlichen Bereiche. Sie ist sowohl Aufgabe 

des Freistaates und seiner Vollzugsbehörden wie auch 

der kommunalen Ebene. Was wir brauchen, ist sicherlich 

eine Änderung der VwV Rechtsschutz, damit Bediens-

tete des Freistaates, nicht nur im Kulturbereich, besser 

geschützt werden. Für die Vergütungssätze, die dort vor-

gesehen sind, werden wir unserer Fürsorgepflicht nicht 

immer vollumfänglich gerecht. 

Jeder, der solche Verfahren erlebt hat, weiß, dass quali-

fizierter Rat am Markt unterdessen sehr rar und zugleich 

vor allem teuer ist. Hier lassen wir die Betroffenen al-

lein. Das ist aber keine Besonderheit des staatlichen 

Kulturbereiches. 

Bereits heute bestehen aus unserer Sicht ausreichend In-

strumente, Konzepte und Beratungsstrukturen, um einer 

möglichen Einschränkung der Kunstfreiheit effektiv und 

nachhaltig zu begegnen. So werden beispielsweise bei 

größeren Kunst- und Kulturveranstaltungen, die im öf-

fentlichen Raum stattfinden, regelmäßig Abstimmungen 

mit Künstlerinnen und Künstlern, Kommunen und örtli-

chen Polizeidienststellen vorgenommen und, sofern An-

haltspunkte für eine Gefährdung vorliegen, Einsatzmaß-

nahmen geprüft und umgesetzt. Einen zusätzlichen Be-

darf an speziellen Sicherheitskonzepten für Kunst- und 

Kulturveranstaltungen sehen wir daher nicht. 

Das Gesamtkonzept des Freistaates gegen Rechtsextre-

mismus enthält in den Handlungsfeldern „beraten“ und 

„einschreiten“ viele Angebote und Hilfestellungen für 

diejenigen, die sich mit dieser Thematik konfrontiert se-

hen. Diese stehen allen offen. 

Langfristiges Ziel dieser Beratungsarbeit ist es, gemein-

sam mit den lokalen Akteuren Handlungskonzepte für 

eine demokratische Stärkung des Gemeinwesens auch 

im Bereich Kunst und Kultur zu entwickeln. Diese Auf-

gabe wird durch die Landeskoordinierungsstelle des De-

mokratiezentrums Sachsen in besonderer Weise wahrge-

nommen und bildet die Basis für den umfassenden Aus-

tausch aller relevanten Akteure. 

Neben der Beratung von Kommunen und der Zivilge-

sellschaft ist zudem die Unterstützung von Opfern 

rechtsextremistischer Gewalt, deren Angehörigen und 

Zeugen von besonderer Bedeutung. Im Mittelpunkt ste-

hen neben der Parteilichkeit für die Betroffenen vor al-

lem deren Aufklärung über ihre Rechte, die Unterstüt-

zung bei Behördengängen und – im Rahmen von Straf-

verfahren – die Suche nach juristischem Beistand sowie 

die Unterstützung bei der Beantragung von Entschädi-

gungsleistungen und bei Bedarf die Vermittlung von me-

dizinischen und psychotherapeutischen Angeboten, um 

in diesem Rahmen die Betroffenen zu begleiten und zu-

gleich zu entlasten. 

Hinsichtlich der staatlichen Angebote zur Beratung von 

Opfern rechtsextremistischer Anfeindungen stehen dar-

über hinaus beim Landeskriminalamt die Zentrale An-

sprechstelle für Opfer rechtsextremistischer Bedrohun-

gen sowie – bei der Generalstaatsanwaltschaft Dresden 

angesiedelt – die Zentrale Anlaufstelle für Opfer von 

Rechtsextremismus und Antisemitismus zur Verfügung. 

Nicht unerwähnt lassen möchte ich dabei auch das Lan-

desprogramm „Weltoffenes Sachsen für Demokratie 

und Toleranz“. Dieses und auch das Beratungsnetzwerk 

des Demokratiezentrums Sachsen waren in den vergan-

genen Jahren in den Bereichen Demokratiearbeit sowie 

Extremismus und Radikalisierungsprävention umfas-

send und erfolgreich tätig. 

Das Landesprogramm ermöglicht, dass in den Bildungs-

einrichtungen, Kommunen, Kultureinrichtungen und 

auch Unternehmen eine kontinuierliche aktive Ausei-

nandersetzung insbesondere mit Rassismus, Fremden-

feindlichkeit und Antisemitismus in Form von demokra-

tisch-politischer Bildungsarbeit erfolgen kann. 

Aus unserer Sicht sind die von mir angesprochenen Pro-

jekte und Programme bestens geeignet, auch die Be-

lange der Kunst- und Kulturschaffenden sowie der kul-

turellen Einrichtungen zu berücksichtigen. Zusätzlicher 

Maßnahmen bedarf es aus unserer Sicht nur bezogen auf 

den Bereich Kultur und Kunst daher nicht. 

Insofern lehnen wir Ihren Antrag ab. 
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Vielen Dank. 

(Beifall CDU und SPD) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Es sprach am 

Rednerpult Sandra Gockel für die CDU-Fraktion. Es 

folgt für die AfD-Fraktion Herr Abg. Zickler. 

Hans-Jürgen Zickler, AfD: Sehr geehrte Frau Präsi-

dentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Frau Maicher 

von den GRÜNEN hat eine Kleine Anfrage gestellt. 

Jetzt musste unbedingt noch ein Antrag daraus gemacht 

werden. Schauen wir uns doch einmal an, welchen Vor-

gängen die GRÜNEN dort auf der Spur sind, aus der 

Rubrik „Maicher deckt auf“. Da sind vorhin gerade 

große Worte gefallen. 

In der Antwort auf diese Kleine Anfrage schlüsselt die 

Staatsregierung auf, was es in den letzten Jahren für An-

griffe und Anfeindungen auf sächsische Kulturbetriebe 

gab. Aufgepasst, hier geht es nicht nur um Straftaten, 

Beleidigungen usw., sondern auch um einfache Mei-

nungsäußerungen, zum Beispiel im Jahr 2020! Ich zi-

tiere das ZDF Heute-Journal: Heute erlebte Dresden ei-

nen lauten Theaterabend mit einer wirklich überdeutli-

chen politischen Botschaft. Solche Theater hatten wir in 

Deutschland schon einmal zur Genüge. 

Da ist es wohl nur zu verständlich, dass meine Kollegin 

Martina Jost in einem Brief mit einer freundlichen Ein-

ladung an die Verantwortlichen des Staatsschauspiels 

schrieb: Gerne möchte wir mit Ihnen über die Inszenie-

rung sowie über das am Staatsschauspiel Dresden ge-

pflegte Kulturverständnis diskutieren. Aber offenbar ist 

das schon ein Angriff auf die Kunstfreiheit; denn die 

Staatsregierung nennt diesen harmlosen Satz in ihrer 

Stellungnahme tatsächlich eine „versuchte Einfluss-

nahme“. Diskutieren darf man in diesem Staate wohl 

schon nicht mehr? 

(Beifall AfD – Dr. Claudia Maicher, 

BÜNDNISGRÜNE, steht am Mikrofon.) 

So, so. Ein weiteres Beispiel: 2024 veröffentlichte mein 

Kollege Thomas Kirste eine Pressemitteilung. Darin 

schrieb er, dass man regelmäßig – gut, regelmäßig muss 

man das vielleicht nicht machen – prüfen müsse, ob The-

aterstücke am Staatsschauspiel den Bürgern auch gefal-

len. 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Möchten Sie 

eine Zwischenfrage zulassen? 

Hans-Jürgen Zickler, AfD: Nein. 

(Martin Modschiedler, CDU: Das  

glaube ich, da kann man nicht ablesen!) 

– Das kann sein. 

Welch eine schreckliche, menschenverachtende Aus-

sage meines Kollegen. Wo kämen wir denn hin, wenn 

die Bürger auch noch mitbestimmen dürften? Für die 

Staatsregierung ein klarer Fall: Das war eine Bedro-

hung, ja sogar ein Angriff, wie sie in der Kleinen An-

frage schreibt, ein Angriff auf die Kunstfreiheit. Diese 

Nachfrage meines Kollegen sollte man aber doch im 

Sinne der Bürger stellen dürfen, denn dieser Bürger un-

terstützt das Staatstheater mit seinem Steuergeld. Auch 

die AfD-Fraktion ist für die Unterstützung der Kunst 

und Kultur. Das steht gar nicht zur Debatte, 

(Zuruf CDU: Aber?) 

Aber Kunst ist erst wirklich frei, wenn sie unabhängig 

von Geldgebern ist. Das sollten wir immer im Hinter-

kopf behalten. Wie sagt der Volksmund doch so schön 

und treffend: Wes Brot ich ess, des Lied ich sing. 

Frau Maicher, also es geht weiter in Ihrer Ermittlungsar-

beit, und Sie haben angesichts der Bedrohungslage, wie 

wir feststellen müssen, gleich einen Antrag nachgescho-

ben. Ich nenne es die grüne Brandmauer gegen Freiheit, 

Demokratie und Rechtsstaat. 

(Vereinzelt Beifall AfD) 

Hier ein paar Highlights aus Ihrem Machwerk. Nach der 

Forderung a) wollen Sie ein Monitoring einrichten, das 

Vorfälle gegen Kunstfreiheit erfasst, also eine weitere 

Bespitzelungsagentur. Davon haben wir ja noch nicht 

genug. Dann Forderung f) Ausbau von Programmen der 

Demokratieförderung. Zwischen 2015 und 2024 wurden 

im Freistaat bereits über 300 Millionen Euro für solche 

Zwecke ausgegeben. Geld scheint genügend da zu sein, 

aber anscheinend ist das den GRÜNEN immer noch 

nicht genug. 

Und weil die GRÜNEN nicht einmal unserer Polizei 

vertrauen, sollen unsere Beamten nach Forderung g) 

gleich noch nachgeschult werden. Prima Geschäftsmo-

dell für die Heinrich-Böll-Stiftung, würde ich sagen. 

Dann kommt also jedes Mal ins Theater ein eigens gut 

geschulter Polizist, und sollte jemand bei vielleicht bei 

irgendwas nicht einverstanden sein und Buh rufen, wird 

er in Handschellen abgeführt. 

Meine Damen und Herren, Spaß beiseite. Es gibt echte 

Angriffe auf Kultureinrichtungen, wie Beleidigungen 

oder Drohungen. Ein paar dieser Fälle werden bereits in 

der Kleinen Anfrage genannt, zum Beispiel, wenn die 

Generaldirektorin der SKD immer wieder in strafbarer 

Weise beleidigt wird. So etwas ist geschmacklos. So et-

was ist klar zu verurteilen. Aber für solche Straftaten 

gibt es ein Gegenmittel. Das nennt sich Strafverfol-

gungsbehörden. Das ist auch gut so, denn was nicht 

strafbar ist, kann und darf auch nicht verfolgt werden. 

So funktioniert unser Rechtsstaat. 

Den GRÜNEN passt das nicht, das ist klar. Wenn es 

nach Ihnen ginge, bräuchte es eine grüne Sittenpolizei. 

Was ich in Ihrem Antrag aber völlig vermisse, bei all Ih-

rer Sorge um die Kunstfreiheit, sind Angriffe von links-

grünen Klimaterroristen auf unsere Kunst. Gibt es die 
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nicht? Linksextremistische Beschmierungen und Zer-

störungen unseres Kulturgutes scheinen für Sie und die 

Staatsregierung nicht zu existieren. 

Ich zitiere aus der Antwort der Staatsregierung auf die 

Kleine Anfrage: „Im polizeilichen Präventionsbereich 

können sich die Opfer der fragegegenständlichen An-

feindungen bzw. Angriffen an die beim Landeskriminal-

amt Sachsen eingerichtete zentrale Ansprechstelle für 

Opfer rechtsextremistischer Straftaten wenden.“ Links-

extremistische Straftaten gibt es in diesem Lande nicht. 

Das ist wieder einmal ein Beispiel, wie der linke Extre-

mismus völlig ausgeblendet wird. 

Von der Verunstaltung unserer Kultur durch Ihre woke 

Ideologie will ich gar nicht erst anfangen zu reden, das 

könnte stundenlang dauern. Insgesamt zeigt mir dieser 

Antrag nur wieder einmal, dass die GRÜNEN in ihrer 

eigenen Welt leben, fern jeder Realität, und Sie können 

sich denken, dass wir diesen Antrag natürlich ablehnen. 

Danke. 

(Beifall AfD – Dr. Claudia Maicher, 

BÜNDNISGRÜNE, steht am Mikrofon.) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Es sprach 

Herr Abg. Zickler für die AfD-Fraktion. Es gibt eine 

Kurzintervention. Frau Dr. Maicher, bitte. 

Dr. Claudia Maicher, BÜNDNISGRÜNE: Sehr ge-

ehrte Frau Präsidentin! Ich würde jetzt die Kurzinterven-

tion nutzen, weil Herr Zickler nicht bereit ist, Fragen zu 

beantworten oder in den Dialog zu treten. 

Zunächst würde ich gern einmal klarstellen, dass ich in-

teressant fand, dass ein Monitoring von Angriffen, Straf-

taten usw. in den Augen der AfD-Fraktion eine Bespit-

zelungsagentur ist, also das Festhalten von Vorfällen, 

um sie in der Öffentlichkeit sichtbar zu machen. Das 

wäre also eine Bespitzelungsagentur. 

Dann fand ich es interessant, das alles als Meinungsäu-

ßerung abzutun. Damit ist Herr Zickler hier eingestie-

gen. Ich würde gern mal fragen, ob es auch eine Mei-

nungsäußerung ist, was die AfD-Fraktion im Landtag in 

der letzten Legislatur in den Haushaltsverhandlungen 

vorgelegt hat, wo 4,1 Millionen Euro pro Jahr gekürzt 

werden sollten, nämlich die Zahlungen an das Städtische 

Theater Chemnitz, an das Mittelsächsische Theater, an 

die Philharmonie und an das Gerhart-Hauptmann-Thea-

ter mit der Begründung, dass einseitige politische Mei-

nungsmache dort in Erscheinung getreten sei. 

Des Weiteren hatte sich die AfD-Fraktion dagegen ver-

wahrt, dass Institutionen, die sich durch einseitige Agi-

tation hervortun, indirekt oder unmittelbar durch staatli-

che Mittel gefördert werden. Das betraf auch 2,6 Milli-

onen Euro für das Sächsische Staatstheater oder 

1,26 Millionen Euro pro Jahr für das Projekttheater 

Dresden, den Landesverband Soziokultur, die Schau-

bühne Lindenfels, den Filmverband Sachsen, das Mu-

sikfest Erzgebirge, die Gottfried-Silbermann-Gesell-

schaft und den Landesverband Bildende Kunst. 

Wenn kein Geld mehr gezahlt werden soll, mittelbar und 

unmittelbar, weil Inhalte, die dort selbstverständlich der 

Kunstfreiheit unterliegen, die diese Institutionen wie 

auch Vereine, die ich benannt habe, in ihrer Freiheit aus-

üben können, dann halte ich das nicht für eine Mei-

nungsäußerung, sondern für eine Gefahr für unsere ge-

samte Gesellschaft, für unseren Freistaat, für die Kultur-

landschaft in Gänze. Deswegen ist das, was Sie hier am 

Mikrofon zu den Theatern gesagt haben, eine Frechheit. 

Sie wollen die Theater und auch die anderen ausbluten 

lassen, weil sie nicht das tun, was Sie wollen. Und das 

ist ein Angriff, das sind Einflussnahmen. Dem muss po-

litisch klar ein Riegel vorgeschoben werden. Deswegen 

müssen wir uns vor alle stellen, die Kunst und Kultur in 

Anbetracht ihres Grundrechts frei ausüben wollen. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Es folgt die 

Reaktion des Abg. Zickler an Mikrofon 7. 

Hans-Jürgen Zickler, AfD: Frau Maicher, zu Ihrem 

ersten Punkt: Monitoring meint ja wohl etwas mehr als 

Auflistung. Wir haben nichts dagegen, wenn man in der 

polizeilichen Statistik Straftaten festhält. Aber unter 

Monitoring verstehen Sie ja ein Programm, um zusätz-

lich etwas zu bekommen. 

(Dr. Claudia Maicher, 

BÜNDNISGRÜNE: Was?) 

– Na ja, was reicht Ihnen daran nicht, wenn die Strafta-

ten festgehalten werden? Wozu brauchen Sie denn ein 

Monitoring? 

(Dr. Claudia Maicher, BÜNDNISGRÜNE: 

Wenn Sie nicht wissen, was ein Monitoring  

ist, kann ich nichts dafür!) 

– Ich sage, es reicht für mich. Ich brauche nicht mehr, 

als die Straftaten festzuhalten. So viel zum ersten Punkt. 

Zum zweiten Punkt. Es ist die Frage, wie ich gesagt 

habe: Kunst sollte frei sein. Aber Geld spielt eine Rolle 

und soll auf die Kunst keinen Einfluss nehmen. 

(Dr. Claudia Maicher, 

BÜNDNISGRÜNE: Aha!) 

Das habe ich gesagt. Das heißt, jeder kann seine Mei-

nung in der Kunst äußern, aber nicht erwarten, dass alles 

vom Staat finanziert wird. Denn wenn wir alles, je-

des – – 

(Zuruf Dr. Claudia Maicher, 

BÜNDNISGRÜNE) 

– Ja, wir haben zu DDR-Zeiten sehr viel in die Kunst 

gesteckt, und die Kunst hat das geliefert, was die Regie-

rung wollte. Solche Verhältnisse möchten wir nicht. Die 

Kunst muss frei sein. Sie soll unterstützt werden, aber 

nicht abhängig sein. Darum geht es. 

(Beifall AfD) 
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Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Am Mikro-

fon 7 sprach Herr Abg. Zickler von der AfD-Fraktion. 

Wir gehen zurück in die Rederunde. In der Reihenfolge 

folgt jetzt die BSW-Fraktion mit dem Abg. Dr. Huhn. 

Dr. Ingolf Huhn, BSW: Bevor es richtig losgeht, will 

ich noch mal sagen: In der DDR haben wir in der Kunst 

nicht das gemacht, was der Staat wollte. 

(Gelächter AfD) 

Wir haben in den Theatern die Revolution mit vorberei-

tet; ich sage nachher noch etwas dazu. Das war noch mal 

ein deutlich anderes Ding. Wer dabei ist, weiß es, und 

wer nicht dabei ist, sollte nichts dazu sagen. 

(Beifall BSW, SPD und BÜNDNISGRÜNE – 

Zurufe AfD) 

„Kunstfreiheit verteidigen – kulturelle Vielfalt erhal-

ten“: Erstens. An sich ist das richtig. Kunstfreiheit ist ein 

hohes Gut und sie muss gegen alle, die sie einschränken 

wollen, verteidigt werden. 

(Beifall BSW) 

– Da könnten ja eigentlich alle klatschen. Zweitens. Es 

gibt verbale und physische Angriffe. Der Antrag spricht 

erst einmal nur von Rechtsextremen – das ist bestimmt 

die größte Gruppe. Es gibt aber vielleicht noch andere. 

Dagegen muss es staatlichen Schutz geben, und zwar 

polizeilichen und institutionellen Schutz. 

Ein kurzer Blick nach rechts: Die Kriminalstatistik 

nimmt das – wenn Sie die Antwort des Ministeriums ge-

lesen haben – eben nur sehr unspezifisch auf. Man kann 

aus der Kriminalstatistik leider nicht entnehmen, was da 

passiert ist, sondern dort steht nur „politische Strafta-

ten“. Das heißt, dieses Monitoring – das SMWK hat ja 

gesagt, dass es nicht leicht zu machen ist – wäre ganz 

gut. Aber es ist eine komplizierte Angelegenheit. Das ist 

schon genauer als die Kriminalstatistik. 

(Zuruf AfD) 

Drittens. Es gibt Versuche der Einflussnahme auf Kul-

tureinrichtungen auf dreierlei Weise, also nicht physi-

sche und beleidigende, sondern Einflussnahme. 

Das betrifft – erstens – die Einflussnahme in den Gre-

mien der Betriebe. Das sind Aufsichtsräte der GmbHs 

oder Betriebsausschüsse. Dort drin sind mittlerweile 

Leute von allen Parteien. Es gibt die Versuche von Ein-

flussnahmen. 

Es gibt – zweitens – die Einflussnahme auf die Förder-

gremien, auf die Kommunen als Träger und die Kultur-

konvente der Kulturräume. Inwieweit es das bei der Kul-

turstiftung gibt, kann ich nicht ermessen; ich glaube we-

niger. Alles andere habe ich erlebt. 

(Zuruf AfD) 

Es gibt – drittens –– Förderanträge extremistischer Trä-

ger. Das kommt auch im Antrag vor. Es steckt ja immer 

der Wunsch dahinter mitzuentscheiden, was der Inhalt 

von Kunst sein soll. Man will mit solchen Einfluss-

nahme-Versuchen immer sagen: Was soll eigentlich auf 

der Bühne gespielt werden? Das eine Argument, das im-

mer gesagt wird, ist die Neutralität. Das ist natürlich 

Quatsch. 

Kunst ist – wenn auch nicht vordergründig – immer po-

litisch. Übrigens steckt das schon in der Gründungser-

zählung unseres Freistaates und allem, was die Revolu-

tion 1989 hier betrifft. Wir in den Theatern sind nach den 

Vorstellungen nach vorn gegangen und haben den schö-

nen Satz gesagt: „Wir treten aus unseren Rollen heraus.“ 

Dann haben wir gesagt, was in diesem Land an demo-

kratischen Reformen notwendig ist. Das geschah auf 

den Bühnen des Theaters, und das war nicht unpolitisch. 

(Beifall BSW und Martin Dulig, SPD) 

Es gibt auch das Zahlenargument. Das gab es auch noch 

später. Ich habe schon in Kulturraumgremien erlebt, 

dass man in die Spartenkonzeption die ausschließliche 

Orientierung an Besucherzahlen schreiben wollte. Als 

wäre das das Kriterium, wie viele Leute kommen, und 

alles andere nicht. Das steckt auch ein wenig in dem von 

Ihnen zitierten Votum Ihres Kollegen drin. Dort steht: 

„Allerdings müssen wir regelmäßig prüfen, ob die dar-

gebotene Kunst die Bürger anspricht.“ – 2024. Das ist 

das Geschmacksargument, was ganz schwer zu verifi-

zieren ist. 

Viertens. Der Antrag hat das Problem, dass er beides 

vermischt, als wäre das eine konzertierte Aktion und als 

wären die physischen Angreifer nur das Ausführungsor-

gan der politischen Akteure. Wenn man das so macht, 

kommt man, denke ich, der Sache nicht vollständig bei. 

Fünftens, Maßnahmen. Für physische und beleidigende 

Angriffe braucht es gewiss die im Antrag geforderte po-

lizeiliche Präventionsarbeit, Sicherheitskonzepte und 

die damit verbundenen Schulungen. Für Verbalinjurien 

sind dann doch Strafanzeigen und Klagen das Mittel der 

Wahl. 

Viel schwerer ist es bei den Schulungen für Gremien. 

Sie nennen unter Punkt II.1.e die Unterstützung der 

Kommunen und Kulturverwaltungen beim rechtssiche-

ren Umgang mit politischen Einflussversuchen oder 

Förderanträgen rechtsextremistischer Träger. Da sind 

wir nun schnell auf Glatteis, denn Sie können ja nieman-

den in der öffentlichen Verwaltung schulen: Wie wehre 

ich mich gegen eine bestimmte Partei? Wir sind dann 

gleich bei sehr allgemeinen Sachen wie Artikel 5 GG 

und allgemeingesetzlichen Regelungen und nicht mehr 

bei dem, was praktisch ist. Das ist im politischen Raum 

mit Schulungen schwer zu machen. 

Sechstens. Wir kommen zu zwei Problemen, die nicht 

im Antrag stehen, aber dazugehören. Die geschmacks-

politische Einflussnahme, von der Sie hier schreiben, 

gibt es ja schon länger und schon vor der Partei, die Sie 

hier meinen. Ich habe bereits vor 25 Jahren in Kultur-

konventen Kulturräume erlebt, in denen eine durchaus 

breite Mehrheit soziokulturellen Zentren die Förderung 
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abdrehen wollte wegen eines ungeschickten Plakates o-

der eines etwas steileren Veranstaltungstitels usw. Sozi-

okulturelle Zentren standen schon immer unter Ver-

dacht: Die nehmen vielleicht Drogen oder trinken Alko-

hol und vielleicht machen die auch nicht sauber. 

(Heiterkeit BSW) 

Und wie die schon aussehen! – Sie merken, das ist ein 

Argument der Sechzigerjahre. Aber das gab es noch vor 

25 Jahren. Das waren immer die soziokulturellen Zen-

tren. Davon waren nie die Theater und die Museen be-

troffen. Der Satz lautete immer: Müssen wir das eigent-

lich fördern? Sind wir nicht frei, das einzustellen? – Sie 

haben recht: Die selbstverwalteten Orte der Jugendkul-

tur sind die am gefährdetsten und darum müssen wir uns 

kümmern – aber gegenüber jedem. 

Siebtens. Schließlich müssen wir auch auf die Ein-

schränkungen der Kunstfreiheit durch staatliche Akteure 

schauen. Der Anständigkeit halber muss man sagen, 

dass das in Sachsen kein Problem ist. Aber in Berlin ha-

ben wir ein grauenhaftes Szenario erlebt, was dann Gott 

sei Dank wieder zurückgedreht worden ist. Dort sollten 

die Einrichtungen gezwungen werden, Bekenntnispa-

piere zu unterschreiben, und nicht nur zur freiheitlichen 

demokratischen Grundordnung, sondern auch zu allem 

möglichen anderen. Wir haben es jetzt bei Resolutionen 

im Bundestag erlebt. Das ist problematisch. In Berlin hat 

das, Gott sei Dank, das Verfassungsgericht kassiert. Mal 

sehen, wie das weitergeht. 

Die Regeln gibt ausschließlich das Grundgesetz vor und 

vielleicht noch das Allgemeine Gleichbehandlungsge-

setz. Darüber hinausgehender Zwang für zu fördernde 

Einrichtungen und Freischaffende, Bekenntnisse politi-

schen Inhalts zu unterschreiben, ist nicht nur verfas-

sungswidrig, sondern im Kampf gegen Diskriminierung 

wie auch gegen Antisemitismus kontraproduktiv. 

Grundsätzlich hat der Staat keine Möglichkeit, sich eine 

politisch passende Kunst zu bestellen, und wenn er klug 

agiert, hat er auch nicht den Wunsch. 

(Beifall BSW) 

Kunst ist frei. Sie funktioniert auch nur, wenn sie nicht 

zum Transportmittel politscher Zwecke gemacht wird. 

Politisch ist sie in dem, was künstlerische Aussage ist. 

Aber Transportmittel ist sie nicht. 

Conclusio: Die Fraktion Bündnis Sahra Wagenknecht – 

Vernunft und Gerechtigkeit wäre bereit, diesem Antrag 

zuzustimmen. Sie müssen nur darauf gefasst sein, dass 

wir bei der Durchsetzung genau hinschauen, und zwar 

in alle Richtungen. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. Glück auf! 

(Beifall BSW) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Es sprach am 

Rednerpult für die BSW-Fraktion Herr Dr. Huhn. Es 

folgt für die SPD-Fraktion Martin Dulig. 

Martin Dulig, SPD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Kunst muss nicht ge-

fallen. Kunst muss anecken, aufrütteln, provozieren – 

und sie darf auch unterhalten. Kunst will Dinge sichtbar 

machen, sie hat eine Aufgabe, eine Funktion in unserer 

Gesellschaft. Doch diese besteht nicht darin, unbedingt 

gefallen zu müssen. 

Es ist also keine Frage des Geschmacks. Wie oft saß ich 

in Theaterstücken und dachte: Hm, nicht mein Fall. Ich 

saß in Theaterstücken, da wurde ich – ohne Namen zu 

nennen – aktiv für meine Politik kritisiert. Ach, wie viele 

Bilder habe ich gesehen, die ich scheußlich fand. 

Das ist doch keine Kategorie der Auseinandersetzung. 

Es ist keine Frage des Geschmacks. Es ist auch viel Ge-

schmackloses dabei, doch gerade wenn wir über die 

Souveränität der Kunstfreiheit reden, geht es um genau 

das: dass wir nicht definieren, was uns gefällt oder nicht 

gefällt, sondern ebendiese Funktion von Kunst sicher-

stellen müssen. 

Der Popanz, den Sie da aufbauen, den finde ich ganz 

spannend. Ich würde mich gern einmal mit Ihrem Kunst- 

und Kulturbegriff auseinandersetzen. Das, was wir tun, 

ist, einen Rahmen zu legen. Wir haben gestern darüber 

diskutiert, dass dieser Rahmen zurzeit nicht ausreicht, 

um unsere Funktionen zu erfüllen. Kunst braucht staat-

liche Unterstützung, damit sie funktionieren kann. Wenn 

ich Ihr Modell übersetze, dass sich Kunst sozusagen auf 

dem freien Markt etablieren muss, dann bestimmt das 

Geld, was Kunst ist. Dann bestimmt, wie sich ein Stück 

rechnet, was Kunst ist. Nichts gegen das Biertheater in 

Radeberg, das hat genauso seine Berechtigung wie das 

Staatstheater, das Ballett oder die Ausstellung – doch da-

bei geht es nicht darum, was sich rechnet, sondern da-

rum, was diese Gesellschaft braucht. 

Meine Kolleginnen und Kollegen, die Realität und der 

Grund, warum wir heute über diesen Antrag diskutieren, 

ist: AfD wirkt. 

(Zustimmung AfD) 

Sie sind ja sehr stolz darauf, dass Ihre Politik wirkt. In 

diesem Fall sehr zum Schrecken; 

(Mike Moncsek, AfD: Na, na, na!) 

denn die Realität ist die, dass Veranstaltungen abgesagt 

werden, weil vor Ort Einfluss genommen wurde, 

(Sebastian Wippel, AfD: Was?) 

weil Diskussionen geführt wurden, nachgefragt wurde, 

Druck aufgebaut wurde. 

(Lars Kuppi, AfD: Also ich weiß, 

dass die Fastnachtszüge nicht stattfinden 

können, wegen Sicherheitsbedenken!) 

Das Wildwechsel-Festival in Zwickau konnte nicht 

stattfinden. Es gab – Herr Dr. Huhn wird es wissen – im 

Jahr 2021 die Bautzener Erklärung, wo sich die Theater 

gegen die politische Einflussnahme gewehrt haben und 
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das erste Mal Demonstrationen gegen die Theater statt-

gefunden haben, weil unliebsame Positionen eingenom-

men wurden. 

2019 gab es die Absage des Oberbürgermeisters als Ver-

treter der Gesellschafter in Freiberg für eine Diskussion 

im Theater mit Liane Bednarz. Oder die Diskussion in 

Stollberg über das „Burattino“, die dort das Stück 

„Weiße Rose“ aufgeführt und eine Auseinandersetzung 

mit dem Nationalsozialismus geführt und gefragt haben, 

was das für heute heißt. Dort wurde Einfluss genommen, 

und das bedeutet schlichtweg: Es hat bereits Konsequen-

zen. Wenn bereits die Angst herrscht, ob man ein Stück 

zeigen darf, ob das Konsequenzen hat, ob ich dann im 

Kreistag Mehrheiten habe, dann wirkt AfD bereits. Stolz 

darauf können Sie nicht sein. 

(Zurufe Hans-Jürgen Zickler  

und Thomas Kirste, AfD –  

Thomas Kirste, AfD: Ai, ist das Quatsch!) 

Denn es geht genau um die Frage: Was ist Ihre Vorstel-

lung von Kunst? Ich kann Ihnen sagen, eigentlich ist das 

Ihre pure Angst. 

(Thomas Kirste, AfD: Das ist Ihre Angst!) 

Weil, wenn Sie nicht mit Widerspruch leben können, 

dann wollen Sie es verbieten. Aber Kunst hat den Auf-

trag zu widersprechen und das wollen Sie nicht. 

(Hans-Jürgen Zickler, AfD: Wir haben 

die Mehrheit auf unserer Seite!) 

Sie wollen nicht, dass man Sie konfrontiert. Sie wollen 

nicht, dass man Ihre Haltung hinterfragt. 

(Zurufe Timo Schreyer und 

Thomas Kirste, AfD) 

Also wird es verboten oder es wird Einfluss genommen. 

(Lars Kuppi, AfD: 

Verboten wird bei uns gar nichts!) 

Genau das ist der Grund, warum wir über diesen Antrag 

diskutieren. Die AfD hat Angst vor Widerspruch. An-

sonsten hätte sie ja die Souveränität, gelassen damit um-

zugehen. 

(Timo Schreyer, AfD: So wie die 

Demos bezahlt werden bei euch!) 

Sie haben sie nicht. Sie führen hier ein Schauspiel auf, 

in dem Sie immer gern das Opfer sein wollen. Nein, Sie 

sind Täter. 

(Beifall SPD, BÜNDNISGRÜNE 

und vereinzelt CDU) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Rahmen ist un-

sere Verfassung. Keine Staatsregierung schreibt einer 

Intendantin oder einem Intendanten vor, was sie oder er 

zu spielen oder aufzuführen hat. 

(Mike Moncsek, AfD: Nee, 

das schreiben Sie schon vor!) 

Es gibt Förderungen, und die setzen den Rahmen. Nie-

mand nimmt Einfluss auf die Programmgestaltung. Das 

ist Kunstfreiheit. Diese müssen wir verteidigen, 

(Hans-Jürgen Zickler, AfD: Ja!) 

und genau deshalb ist richtig, dass wir es zum Thema 

machen. 

Nun, liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn wir jetzt 

aber zu dem Antrag der BÜNDNISGRÜNEN gehen, 

kann ich nur sagen, dass der Teil A des Antrags von mir 

vollumfänglich unterstützt wird. 

(Zuruf Katja Meier, BÜNDNISGRÜNE) 

Wir haben die Notwendigkeit auch in der heutigen Dis-

kussion wieder erlebt. Warum ich den Antrag aber ab-

lehne, hat etwas mit dem Teil B zu tun; denn es ist eine 

Mischung aus Vorschlägen, die entweder untersetzt wer-

den müssten, um ihre eigene Wirksamkeit zu prüfen, 

oder zum anderen – damit will ich auf die Diskussion, 

die wir gestern geführt haben, hinweisen – ein Vorgriff 

auf den Haushalt sind. Dort müssen wir überlegen, wie 

wir priorisieren, und hatten nicht einmal die Chance, 

darüber zu reden. 

(Zuruf Thomas Kirste, AfD) 

Liebe Claudia Maicher, ich zitiere Sie aus Ihrer gestri-

gen Rede zum BSW-Antrag, in der Sie gesagt haben, 

„eine Auseinandersetzung im Ausschuss hätte gutge-

tan“. Das würde ich auch in diesem Fall sagen; denn 

auch Sie schlagen Dinge vor, über die wir diskutieren 

müssen. 

Ich bin mir nicht sicher, ob eine Initiierung einer Kom-

munikationskampagne tatsächlich das Richtige ist, oder 

ob das nicht sogar als Zeichen der Schwäche interpre-

tiert werden kann, wie das Pfeifen im Walde. Die Beauf-

tragung von Gutachten zur Erhöhung der Rechtssicher-

heit – haben wir wirklich ein juristisches Problem? Ein 

Umsetzungsproblem? Was meinen Sie damit? Was ist 

der Regelungsbedarf? Was ist die Lücke, die dort gefun-

den werden soll? Wenn Sie die Unterstützung von kom-

munaler Kulturverwaltung fordern, dann müssen wir 

auch die Frage des Wie beantworten. 

Von daher sind die Punkte inhaltlich sicherlich hilfreich, 

aber ob sie ausreichen, daraus wirklich eine programma-

tische Antwort auf die Herausforderung zu geben – da 

müssen wir deutlich mehr tun und deutlich mehr disku-

tieren, und genau das schaffen wir mit diesem Antrag 

leider nicht. Deshalb werden wir dem nicht zustimmen. 

Es bleibt aber dabei, dass wir dieses Thema aktiv behan-

deln müssen. Das Beste ist natürlich, wenn der Grund 

für den Antrag nicht mehr vorhanden ist, nämlich die 

Bedrohung von Kulturschaffenden, die vor allem von 

Ihrer Seite ausgeht. 

Ich habe meine Rede noch einmal gecheckt; das ist alles 

von der Kunstfreiheit gedeckt. 
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(Heiterkeit und Beifall SPD, CDU 

und Staatsregierung) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Es sprach am 

Rednerpult Abg. Martin Dulig für die SPD-Fraktion. Es 

gibt eine Kurzintervention an Mikrofon 7, Herr Abg. 

Winter. 

Marko Winter, AfD: Ich möchte reagieren, weil ich 

von einem der Vorfälle direkt betroffen war. Ich war da-

mals im Stadtrat in Freiberg und bin es immer noch. Die 

besagte Vorlesung von Frau Bednarz im Jahr 2019 hat 

tatsächlich woanders stattgefunden, nicht im Theater. Es 

ist unserem Oberbürgermeister zu verdanken, der darauf 

geachtet hat, dass das rechtlich sauber läuft und nicht 

beliebig, einfach, weil es im Namen des Guten ist, die 

Räume des Theaters dafür zweckentfremdet werden. 

Dafür gibt es Satzungen, dafür muss das Recht herr-

schen. Daran möchte ich speziell Sie erinnern. 

Danke. 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Es sprach an 

Mikrofon 7 Herr Abg. Winter von der AfD-Fraktion. Es 

erfolgt die Reaktion an Mikrofon 3; Martin Dulig, bitte. 

Martin Dulig, SPD: Das ist eine Frage der Interpreta-

tion. Nicht ohne Grund haben sich dann die Kulturschaf-

fenden des Theaters dagegen verwahrt. Denn die Frage 

ist: Was ist Theater? Was ist das für ein Raum? Es wird 

sich immer hinter der Neutralität versteckt. Sicherlich, 

es ist überhaupt keine Frage, dass Kunst und Kultur ge-

nauso kritikfähig sein, Widerspruch aushalten muss. Gar 

keine Frage. Aber die politische Einflussnahme, zu ent-

scheiden, was genehm ist und was nicht, und damit vor 

allem eine weitreichende Konsequenz zu schaffen – 

weil, wenn man einmal eine solche Entscheidung getrof-

fen hat, hat das eine Wirkung auf alles, was danach pas-

siert –: Genau das ist bereits die Eingrenzung von Kunst-

freiheit, und deshalb ist das ein Beleg dafür, wo sich die 

Grenze befindet. 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Herr Abg. 

Martin Dulig sprach an Mikrofon 3. An Mikrofon 6 gibt 

es eine Kurzintervention von Herrn Abg. Wippel. 

Sebastian Wippel, AfD: Ja, vielen Dank, Frau Präsi-

dentin. Sehr geehrter Herr Dulig, ich möchte auch eine 

Kurzintervention zu Ihrem Redebeitrag halten. Sie ha-

ben über Einflussnahme geredet. Hier wird ein Bild an 

die Wand gemalt, das mit der Realität absolut nichts zu 

tun hat. 

Was allerdings wirklich etwas mit der Realität zu tun 

hat, ist die Einflussnahme seitens linker Kreise, und 

zwar auf Gastwirte, auf Stadträte, auf Bürgermeister, 

wenn es zum Beispiel heißt: Nein, diese Räumlichkeiten 

werden nach Möglichkeit nicht vermietet. Das überlässt 

man anderen Leuten nicht, und sei es für künstlerische 

Sachen, wenn beispielsweise unbequeme Leute auftre-

ten. Hier ist die Antifa sehr gern dabei. Nachher werden 

die Gebäude beschmiert, weil man mit Widerspruch 

oder abweichenden Meinungen offensichtlich nichts an-

fangen kann – selbst, wenn es ein Parteigenosse von 

Ihnen ist, siehe Thilo Sarrazin; das haben wir selbst er-

lebt. Er ist irgendwo aufgetreten und nachher wurden die 

Veranstaltungsräume verunstaltet. 

Das Gleiche haben wir auch als Alternative für Deutsch-

land in ganz vielen Orten erlebt. Dort trauten sich Gast-

wirte wegen einer wie auch immer in der Luft hängen-

den Gefahr nicht heraus, weil sie fürchteten, Opfer von 

Übergriffen zu werden. Nun kommen Sie um die Ecke 

und beschweren sich, wenn jemand von der Alternative 

für Deutschland bei so einem Theaterintendanten mal 

nachfragt, wie das Ganze denn gemeint und zu verstehen 

sei. Dann sagen Sie, dies sei eine „subtile Einschüchte-

rung“. 

Also, ich muss Ihnen ganz ehrlich sagen: Ich kann mit 

der Kunstfreiheit durchaus umgehen. Es gibt auch ein 

Theaterstück, das in Görlitz aufgeführt wurde bzw. in 

Zittau aufgeführt wird, bei dem man sich Anleihen aus 

meinem Lebenslauf nimmt, daraus irgendwie ein Kunst-

werk macht und mich durch den Kakao zieht. Aber bin 

ich losgelaufen und habe gesagt, man müsse nun das 

Theater verbieten? Oder, dass das nicht aufgeführt wer-

den dürfe? Ich schüttele über so was den Kopf und sage 

mir, so etwas muss ich mir nicht anschauen. Ich werde 

dafür auch bestimmt keinen Eintritt bezahlen. Da muss 

man halt durch. 

Dann gibt es aber auch Dinge, die eben nicht unbedingt 

etwas mit Kunst zu tun haben. Wenn ich an dieses Zent-

rum für politische Schönheit denke, das politische Agi-

tation unter dem Begriff der Kunstfreiheit macht, das 

massiv in die Rechte von anderen Leuten eingreift – sei 

es, dass man stundenlang mit einem Sirenenton Leute in 

Riesa beschallt oder andere Beispiele – – 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Ihre Redezeit 

ist abgelaufen, und ich habe aufgepasst. 

Sebastian Wippel, AfD: Die Beispiele kennen Sie alle 

selbst. Meine Redezeit ist leider vorbei, aber man könnte 

noch so einiges aufzählen. Da muss man am Ende auch 

mal durch. Man sollte sich nicht immer hinter der Kunst-

freiheit verstecken. 

(Beifall AfD) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: An Mikro-

fon 6 sprach der Abg. Wippel für die AfD-Fraktion. An 

Mikrofon 3 spricht nun Abg. Martin Dulig von der SPD-

Fraktion. 

Martin Dulig, SPD: Herr Wippel, die Strategie kennen 

wir ja inzwischen. Es wird immer so dargestellt, als 

seien Sie das Opfer. Es werden einem sofort Beispiele 

gesucht, bei denen Sie das Opfer sind. 

(Zuruf AfD: Ist doch so!) 

Hier geht es um eine strukturelle Frage, nämlich, inwie-

weit Sie mit Ihrer Macht, die Sie haben, umgehen. Sie 
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sitzen in Kreistagen, Sie sitzen in Gemeinderäten und 

Sie haben durchaus eine Macht über die Stammtische, 

was Stimmungen betrifft. 

(Zurufe AfD – Heiterkeit Tobias Keller, AfD) 

– Seien Sie doch stolz, dass ich Ihnen das zubillige! Die 

Frage ist, inwieweit die Einflussnahme, die Sie haben, 

insofern Konsequenzen hat, als dass tatsächlich Existen-

zen infrage gestellt werden, weil auf einmal Förderun-

gen infrage gestellt werden, weil aufgrund eines materi-

ellen sozialen Drucks die Frage entsteht, ob wir das 

Stück noch zeigen können. Gleiches gilt dafür, wenn 

Künstlerinnen und Künstler eingeschüchtert werden und 

fragen, ob sie noch Teil dessen seien. 

(Widerspruch Martina Jost, AfD – Sebastian 

Wippel, AfD: Das ist eine blanke Behauptung!) 

Das ist eine Stimmungslage, die entstanden ist, und die 

genau nicht die Frage nach Kunstfreiheit – im Sinne von 

„was ich toleriere“ – meint. 

Ich kann nur sagen, dass ich mir diese Größe, die Sie 

haben, Dinge einfach zu akzeptieren, schlichtweg von 

allen wünsche; 

(Martina Jost, AfD: Aber von Ihnen muss das 

kommen! – Zurufe Sebastian Wippel 

und Timo Schreyer, AfD) 

denn das ist Kunstfreiheit. Aber die Einflussnahme da-

rauf, dass es Konsequenzen hat, wenn unliebsame Stü-

cke gezeigt werden – – 

(Martina Jost, AfD: Wir tragen die 

Konsequenzen! Das ist keine Kunst, 

wie wir dargestellt werden!) 

– Wir reden nicht von etwas, was sein kann, sondern da-

von, was Realität ist; denn es sind Veranstaltungen ab-

gesagt worden. Es hat zur Folge, dass Künstlerinnen und 

Künstler nicht nach Sachsen kommen. Das sollten Sie 

sich überlegen! 

(Martina Jost, AfD: Das ist doch Unsinn!) 

Ich bagatellisiere nicht, wenn Dinge passieren – egal 

von welcher Seite. Das kann man kritisieren. Doch Sie 

können sich nicht immer wieder zum Opfer machen. Ich 

bleibe dabei: Sie sind Täter. 

(Beifall SPD –  

Dr. Joachim Michael Keiler, AfD:  

… Böhmermann, zum Beispiel! – 

Zuruf AfD: Täter?) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: An Mikrofon 

3 sprach Abg. Martin Dulig für die SPD-Fraktion. Nun 

kehren wir zur Rednerrunde zurück. In der Reihenfolge 

spricht für die Fraktion Die Linke Frau Abg. Neuhaus-

Wartenberg. 

Luise Neuhaus-Wartenberg, Die Linke: Sehr geehrte 

Frau Präsidentin! Wir sprechen heute über Kunstfrei-

heit: ein Grundrecht, das untrennbar mit einer lebendi-

gen Demokratie verbunden ist. Wir sprechen über eine 

Realität, die in Sachsen leider immer bedrohlicher wird. 

Es gibt rechtsextreme Angriffe auf Künstler/-innen, auf 

soziokulturelle Zentren, auf Theater und Museen, die 

sich für eine offene Gesellschaft einsetzen. Dass die 

BÜNDNISGRÜNEN dieses Thema mit einem Antrag in 

den Landtag bringen, ist gut und richtig. Wir teilen viele 

der Forderungen, insbesondere die Stärkung von Kultur-

schaffenden, den Ausbau von Schutzmaßnahmen und 

eine klare Haltung gegen rechtsextreme Einschüchte-

rungen. 

Ich sagte es bereits: Kunst darf kein Luxus sein, sondern 

muss ein unverzichtbarer Raum für kritische Debatten, 

für Vielfalt und gesellschaftliche Teilhabe sein. Dass wir 

heute über den Schutz der Kunstfreiheit als dringliche 

Aufgabe sprechen müssen, ist leider nicht zuletzt eine 

Folge jahrelanger Versäumnisse. Viele hier erinnern sich 

bestimmt, dass wir als Linksfraktion in der vergangenen 

Legislaturperiode wiederholt gefordert haben, Kultur-

förderung besonders aus den Lehren der Coronapande-

mie heraus krisenfest zu machen, soziokulturelle Zen-

tren dauerhaft finanziell abzusichern und den Einfluss 

rechtsextremer Strukturen konsequent zurückzudrän-

gen. Ich möchte gleich vorwegschicken, dass wir diesem 

Antrag zustimmen. Dennoch haben wir – gestatten Sie 

mir das – ein paar nörgelnde Anmerkungen. 

Ja, der Antrag setzt richtige Schwerpunkte, aber er bleibt 

für uns an einigen Stellen ein Hauch zu vage und zu zag-

haft. 

Erstens. In dem Teil, in dem es um die deutliche Erhö-

hung und Verstetigung der Kulturförderung geht, finden 

wir, dass es nicht reicht, bestehende Programme ledig-

lich weiterzuentwickeln. Wir finden, dass Kultur eine 

solide, langfristige Finanzierung braucht, die nicht von 

Projektanträgen oder politischen Launen abhängt. Wer 

möchte, dass demokratische Kultur überlebt, muss sie 

nachhaltig absichern. 

Zweitens, der Teil, in dem es um die bessere soziale Ab-

sicherung für Kulturschaffende geht. Viele Künstler/-in-

nen arbeiten prekär, kämpfen mit unsicheren Honoraren 

und fehlender sozialer Absicherung. Wir brauchen Min-

destgagen für Kulturschaffende, faire Arbeitsbedingun-

gen und eine Reform der Förderrichtlinien. 

Drittens, konsequentes Vorgehen gegen rechte Einfluss-

versuche. Wir finden, dass es nicht hinnehmbar ist, dass 

öffentliche Gelder in die Hände von Organisationen flie-

ßen, die Demokratie und Menschenrechte infrage stel-

len. Wir fordern daher, dass es keine Fördergelder für 

rechtsextreme oder rechtsoffene Kulturprojekte gibt, 

sondern ein Monitoring, das systematisch untersucht, 

wie rechte Netzwerke versuchen, Kulturarbeit für ihre 

Zwecke zu instrumentalisieren. 

Viertens, die klare Verantwortung von Polizei und Be-

hörden. Kulturschaffende berichten immer wieder da-
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von, dass sie von der Polizei nicht ernst genommen wer-

den, wenn sie Bedrohungen melden. Hier braucht es un-

abhängige Beschwerdestellen und eine klare Sensibili-

sierung der Sicherheitsbehörden, damit der Schutz nicht 

nur auf dem Papier steht. 

Sehr geehrte demokratische Kolleginnen und Kollegen, 

der Schutz der Kunstfreiheit ist nicht nur ein Bekenntnis, 

er erfordert auch konsequentes Handeln. Die Kunst ist 

autonom, sie folgt einer anderen Logik als die Politik – 

auch hier im Hohen Hause. Kunst dient keinem äußeren 

Zweck. Kulturpolitik hat die Aufgabe, den freien Raum 

der Kunst zu schützen und zu erweitern. 

Der Antrag der GRÜNEN geht absolut in die richtige 

Richtung. Wir finden, ein Monitoring, um konkrete Zah-

len und Fakten auf dem Tisch zu haben, ist richtig und 

vernünftig. Anhand dessen bleibt zu hoffen, dass die 

Kulturpolitiker/-innen, wenn die Zahlen auf dem Tisch 

liegen – – Die demokratischen Fraktionen versuchen ge-

rade jetzt, während die Haushaltsverhandlungen bevor-

stehen, gemeinsam mit den Betroffenen genau für diesen 

notwendigen Raum in finanzieller Hinsicht zu kämpfen, 

damit dieser über den Doppelhaushalt 2025/2026 hin-

ausgedacht und strategisch dafür gesorgt wird, dass die 

sächsische Kulturlandschaft in ihrer Vielfalt finanziell 

abgesichert ist. Wir wollen konkrete Maßnahmen, die 

gegen rechte Einflussnahme gehen, für die Menschen, 

die jeden Tag mit ihrer Kunst diese Gesellschaft berei-

chern und unsere Demokratie verteidigen, entwickeln. 

Haben Sie vielen Dank. 

(Beifall Die Linke und Albrecht Pallas, SPD) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Vielen Dank. 

Am Rednerpult sprach Frau Abg. Neuhaus-Wartenberg 

für die Fraktion Die Linke. Nun hätte das fraktionslose 

Mitglied, Herr Berger, die Möglichkeit, zu sprechen. – 

Er ist nicht im Raum, also nicht. Wir könnten mit einer 

zweiten Rednerrunde beginnen. Ist das gewünscht? – 

Nein, das kann ich nicht erkennen. Dann hat nun die 

Staatsregierung die Möglichkeit. Frau Staatsministerin 

Barbara Klepsch, bitte. 

Barbara Klepsch, Staatsministerin für Kultur und 

Tourismus: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kol-

leginnen und Kollegen! Der Antrag der Fraktion BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN führt zu einer – wie wir, denke 

ich, hier im hohen Haus gemerkt haben – wichtigen De-

batte, die wir hier und auch in der Gesellschaft führen 

müssen. 

Es stellt sich die Frage: Wie offen sind wir gegenüber 

den verschiedenen Strömungen in Kunst und Kultur? 

Doch bevor ich darauf eingehe, müssen wir uns be-

wusstmachen, wofür Kunst und Kultur stehen. Grund-

sätzlich sind Kunst und Kultur Ausdruck des menschli-

chen Daseins und des menschlichen Miteinanders. Zu-

dem stehen Kunst und Kultur auch für die Freiheit der 

menschlichen Seele. Diese Freiheit gilt es zu schützen. 

Es geht darum, offen zu sein gegenüber den verschiede-

nen Bewegungen in Kunst und Kultur. Es geht auch da-

rum, es auszuhalten, wenn uns einmal etwas gegen den 

Strich geht oder nicht unserer Meinung oder Ästhetik 

entspricht. 

Aber, Herr Wippel, Kunstfreiheit ist kein Versteck, so 

wie Sie es vorhin bezeichnet haben, sondern Kunstfrei-

heit ist ein verbrieftes Recht im Grundgesetz. In Arti-

kel 5 Abs. 3 Grundgesetz – ich möchte ihn an dieser 

Stelle zitieren – heißt es: „Kunst und Wissenschaft, For-

schung und Lehre sind frei. Die Freiheit der Lehre ent-

bindet nicht von der Treue zur Verfassung.“ 

Als aktuelle Präsidentin der Kulturministerkonferenz ist 

mir auch die gemeinsame Erklärung wichtig, die die 

Kulturministerkonferenz, die BKM und die kommuna-

len Spitzenverbände im März letzten Jahres beschlossen 

haben. Diese gemeinsame Erklärung trägt den Titel 

„Freiheit und Respekt in Kunst und Kultur“. In dieser 

Erklärung bekennen sich alle dazu, dass es in den Berei-

chen Kunst und Kultur unsere staatliche Verpflichtung 

ist, gegen Antisemitismus, gegen Rassismus und gegen 

Menschenfeindlichkeit vorzugehen. 

(Beifall CDU, BÜNDNISGRÜNE 

und Martin Dulig, SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Artikel 5 zur 

Kunstfreiheit ist somit auch ein Abwehrrecht der Bürge-

rinnen und Bürger, der Einrichtungen gegenüber dem 

Staat. Wir können sagen: Die Kunstfreiheit gilt in Sach-

sen uneingeschränkt. Die Staatsregierung und auch die 

Mehrheit der Mitglieder hier im Hohen Haus verteidigen 

diese Kunstfreiheit. Darauf können sich unsere Kultur-

einrichtungen und unsere Künstlerinnen und Künstler 

verlassen. 

Was der Artikel 5 aber nicht verbietet, sind Debatten 

über Kunst, sind Debatten in Kultureinrichtungen und 

auch eine politische Auseinandersetzung mit kulturellen 

Fragen. Wie das kulturelle Leben vor Ort konkret ausge-

staltet wird, unterliegt der kommunalen Selbstverwal-

tung. Vorgaben durch die Aufsichtsbehörden, etwa zur 

Schwerpunktsetzung, sind nicht zulässig. Trotzdem gilt 

es, auf den Ton und die Intention zu achten, mit der ein-

zelne Anliegen oder Themen hinterfragt werden. Eine 

kulturpolitische Debatte? Ja, sie ist in Ordnung, und sie 

ist in diesen Zeiten häufig auch zwingend notwendig. 

Nicht in Ordnung ist aber, wenn Einschüchterungen und 

Grenzüberschreitungen stattfinden; denn extremistische 

Angriffe auf Kulturorganisationen stellen Angriffe auf 

unsere Demokratie dar. 

(Beifall CDU, SPD und BÜNDNISGRÜNE) 

Bei größeren Kulturveranstaltungen, die im öffentlichen 

Raum stattfinden, erfolgt regelmäßig ein Austausch zwi-

schen Veranstalter, Kommune und der örtlichen Polizei-

dienststelle. Sofern Anhaltspunkte für eine Gefährdung 

vorliegen, werden anlassbezogen mit den relevanten 

Akteuren auch entsprechend Einsatzmaßnahmen ge-

prüft und umgesetzt. 
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Was der Verfassungsschutz beobachtet, ist ein zuneh-

mender Bedeutungsgewinn kulturpolitischer Themen 

bei der Neuen Rechten. Hintergrund ist die Grundan-

nahme, dass einem politischen Wandel ein geistiger 

Wandel vorausgehen müsse. Mit der Aufnahme des Ge-

samtkonzepts gegen Rechtsextremismus in den aktuel-

len Koalitionsvertrag hat die Staatsregierung bereits aus 

meiner Sicht einen wichtigen Grundstein für die Demo-

kratieförderung gelegt. Ein Schwerpunkt auf kulturpoli-

tische oder kulturspezifische Aspekte sollte künftig 

ebenfalls mit Blick auf die weitere Entwicklung des 

GK REX betrachtet werden. 

(Beifall Valentin Lippmann, 

BÜNDNISGRÜNE) 

Kunst und Kultur finden sich gleichwohl mitten in der 

Polarisierung unserer Gesellschaft wieder. Ich hoffe, 

dass es mit den Mitteln der Kunst gelingen kann, diese 

Polarisierung zu überwinden. Lassen Sie mich aber mit 

Bezug auf meine Ausführungen ganz zu Beginn noch 

einmal sagen: Kunst und Kultur können auch etwas Un-

politisches sein. Wir dürfen Kunst und Kultur auch nicht 

mit demokratischen, sozialpolitischen und gesellschaft-

lichen Zielsetzungen überlasten. Die Künste per se sind 

erst einmal frei von einer Aufgabe, auch wenn sie in der 

heutigen Form häufig einen Beitrag leisten können, weil 

ein Theater zu einem Debattenraum wird oder Museen 

zu Orten der Begegnung und Bildung werden. Der Frei-

staat setzt sich dafür ein, die Träger künstlerischer, kul-

tureller sowie soziokultureller Angebote in Bezug auf 

mögliche Angriffe von außen zu stärken. 

Die in dem Antrag angesprochenen Herausforderungen 

will ich auf gar keinen Fall kleinreden. Ich bin aber da-

von überzeugt, dass der Freistaat hier viel auf den Weg 

gebracht hat. Auch mit der Problematik der Förderan-

tragstellung durch extremistische sowie andere verfas-

sungsfeindliche Träger hat sich der Freistaat bereits be-

schäftigt, und ich verweise noch einmal auf die Kleine 

Anfrage mit der Drucksache 8/49. Auch dort gehen wir 

auf ganz verschiedene Unterstützungsangebote für Kul-

tureinrichtungen zur Stärkung gegenüber Angriffen auf 

die Kunstfreiheit ein. 

Ich nehme aus dem Antrag von BÜNDNIS 90/DIE  

GRÜNEN für uns mit, dass wir in meinem Haus ge-

meinsam mit den Kulturverbänden und den Kollegen 

aus dem Innen- und dem Justizministerium im Aus-

tausch bleiben werden und müssen. Ich bin überzeugt: 

Was wir brauchen, sind starke Kultureinrichtungen, die 

mit ihren eigenen Kompetenzen mit diesen Herausfor-

derungen umgehen können. Und ja, wenn es sein muss, 

wenn Hilfe gebraucht wird, stehen Polizei und Justiz 

selbstverständlich unterstützend zur Seite. 

Vielen Dank. 

(Beifall CDU und SPD) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Es sprach für 

die Staatsregierung Frau Ministerin Barbara Klepsch. 

Für das Schlusswort bitte ich Frau Dr. Maicher noch ein-

mal nach vorn. Bitte schön, Sie haben das Wort. 

Dr. Claudia Maicher, BÜNDNISGRÜNE: Sehr ge-

ehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Ich danke herzlich im Namen meiner Fraktion für 

die Debatte, auch Ihnen Frau Klepsch für Ihre Worte. Ich 

greife das noch mal auf und bin Ihnen dankbar, dass Sie 

das so prägnant ausgeführt haben: Artikel 5 Grundge-

setz – die Kunst ist frei. Das ist etwas, was uns leiten 

sollte, denn eine freie und demokratische Gesellschaft 

muss die Verfassung, die Grundrechte schützen und 

auch Maßnahmen ergreifen, wenn sie von inneren Fein-

den angegriffen wird. Wir beobachten zunehmende An-

griffe, die durch rechtsextreme Kräfte organisiert, or-

chestriert und auch vorbereitet werden, auch in unseren 

Parlamenten. Deshalb schlagen wir mit dieser Initiative 

ganz konkrete Maßnahmen vor, die wir mit Akteurinnen 

und Akteuren diskutiert haben, die betroffen sind. 

Wir wollen gern das bestärken, was Sie jetzt auch gesagt 

haben, nämlich diesen Weg weiterzugehen, weitere kon-

krete Maßnahmen im Austausch mit den Landeskultur-

verbänden, den Kultureinrichtungen, den Förderern, den 

Kommunen, den Sicherheitsbehörden, aber auch den 

vielen zivilgesellschaftlichen Netzwerken weiter voran-

zubringen und ganz konkrete Maßnahmen umzusetzen. 

Wenn wir überall im Land Kreativität, Engagement, kul-

turelle Teilhabe haben wollen, dann müssen wir auch da-

für sorgen, dass es kein Klima der Angst, keinen Recht-

fertigungsdruck oder keine unsichere Finanzierung auf-

grund des künstlerischen Wirkens gibt. 

Ich möchte noch mal auf zwei, drei Punkte reagieren. 

Frau Gockel, Sie haben gesagt, Sie könnten dem nicht 

folgen und es nicht nachvollziehen, weil Sie gar nicht 

zunehmende Angriffe sehen. Vielleicht liegt es daran, 

dass Sie sich noch nicht so intensiv mit dem Thema be-

fasst haben. Vielleicht liegt es auch daran, dass Sie nur 

die Kleine Anfrage gesehen haben, die geradezu etwas 

offenbart, nämlich, dass wir keine systematische Erfas-

sung, kein Monitoring darüber haben, was auch außer-

halb der Kulturstaatsbetriebe in unserem Land passiert. 

Dazu gibt es aber eine Menge Veröffentlichungen und 

auch Analysen. Eine Situationsanalyse mit sehr konkre-

ten Beispielen vom ASA-FF e. V. ist auch im Antrag ent-

halten; Kollege Dulig hat auch explizit ein paar genannt. 

Vielleicht sind das Gründe, Verbesserungen vorzuneh-

men, damit wir noch mehr wissen, wo es überall etwas 

gibt. 

Und noch ein Wort an Kollegin Neuhaus-Wartenberg. 

Dieser Antrag ist kein Antrag zur notwendigen Finanzie-

rung. Es ist auch kein Haushaltsantrag. Es auch kein An-

trag, der sich mit dem so wichtigen Thema der fairen 

Vergütung befasst. Es ist ein Thema, das meine Fraktion 

und mich schon sehr lange beschäftigt und zu dem wir 

sehr viele Initiativen eingebracht haben. Aber darum 

geht es hier explizit nicht. Deswegen findet sich das 

auch nicht im Antrag. 
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Sie haben ein paar Punkte inhaltlicher Art benannt, die 

aus Ihrer Sicht im Antrag fehlen. Dazu wäre auch ein 

Änderungsantrag hilfreich gewesen, um gemeinsam 

diese wichtige Sache voranzubringen. 

Ich möchte mich ganz herzlich bei Ihnen, Frau Klepsch, 

für die umfassende Beantwortung der Anfrage bedan-

ken, weil es dann sichtbar macht, was es schon gibt; es 

schafft Transparenz. Es zeigt sich aber auch, wo die Lü-

cken sind. 

Ich möchte zum Abschluss gern vorschlagen, weil Herr 

Kollege Dulig explizit gesagt hat, dass der erste Teil zu-

stimmungsfähig ist – ich nehme an, das war auch für die 

Fraktion gesprochen –, über die Punkte I und II getrennt 

abstimmen zu lassen. 

Vielen Dank. 

(Beifall BÜNDNISGRÜNE) 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Das Schluss-

wort sprach für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN Frau Abg. Dr. Maicher. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich stelle nun 

die Drucksache 8/1351 zur Abstimmung und bitte bei 

Zustimmung um Ihr Handzeichen. 

(Valentin Lippmann, BÜNDNISGRÜNE: 

Stopp! – Dr. Claudia Maicher, 

BÜNDNISGRÜNE: Ich hatte gerade 

punktweise Abstimmung beantragt!) 

– Oh, Entschuldigung! Dann machen wir eine punkt-

weise Abstimmung. 

Wir stimmen zuerst über den Punkt I ab. Wer Punkt I des 

Antrages seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich 

jetzt um das Handzeichen. – Danke schön. Gegenstim-

men? – Stimmenthaltungen? – Damit ist Punkt I mit 

Mehrheit abgelehnt worden. 

Wir kommen zur Abstimmung über Punkt II des Antra-

ges. Wer möchte Punkt II seine Zustimmung geben? – 

Die Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Damit ist 

auch Punkt II des Antrages abgelehnt worden. 

Möchten Sie noch eine Gesamtabstimmung? 

(Dr. Claudia Maicher, 

BÜNDNISGRÜNE: Nein!) 

– Nein. Dann wurde der Antrag in der Drucksache 

8/1351 nicht beschlossen. Dieser Tagesordnungspunkt 

ist damit beendet. 

Meine Damen und Herren! Ich rufe auf

 

Tagesordnungspunkt 7 

Fragestunde 

Drucksache 8/1526

Ihnen liegt die eingereichte Frage als Drucksache 8/1526 

vor. Diese Frage wurde der Staatsregierung übermittelt und 

von dieser bereits im Einvernehmen mit dem Fragesteller 

beantwortet. Damit ist dieser Tagesordnungspunkt been-

det. 

Schriftliche Beantwortung der Frage 

Gerald Eisenblätter, SPD: Erkenntnisse und Beobach-

tungsbedürftigkeit im Phänomenbereich des auslandsbezo-

genen Extremismus/israelbezogener Antisemitismus 

Fragen an die Staatsregierung: 

1. Welche Erkenntnisse liegen zu Organisationen oder Ein-

zelpersonen im Bereich des auslandsbezogenen Extremis-

mus im Phänomenbereich des israelbezogenen Antisemi-

tismus, insbesondere zu Rote Wende Leipzig und deren 

Teilorganisation Jugend im Kampf, zu Handala e.V. sowie 

Young Struggle Leipzig vor? 

2. Wie wird die Beobachtungsbedürftigkeit nach dem 

Sächsischen Verfassungsschutz eingeschätzt und liegen be-

reits zu den vorgenannten Gruppierungen Einstufungen als 

oder Zuordnungen zu Beobachtungsobjekten vor und wenn 

ja, in welcher Qualifikation? 

Armin Schuster, Staatsminister des Innern: Zu Frage 1: 

a) Zu den Grundlagen und Wertvorstellungen sowie den 

Zielen von dogmatischen Linksextremisten und den Inhal-

ten marxistisch-leninistischer Ideologie wird auf die Anga-

ben dazu im jährlich erscheinenden Verfassungsschutzbe-

richt verwiesen. 

Zur Thematik Israel/Palästina waren aus diesem Beobach-

tungsobjekt im Jahr 2024 nachfolgende Gruppierungen mit 

Ortsgruppen in Leipzig aktiv: 

Die Rote Wende Leipzig und ihre Teilorganisation Jugend 

im Kampf werden den gewaltorientierten dogmatischen 

Linksextremisten zugerechnet. Politisches Ziel der Grup-

pierung mit ca. 50 Mitgliedern ist die Etablierung einer aus 

marxistischer Sicht klassenlosen Gesellschaft. Dabei wird 

Gewaltanwendung als legitimes Mittel zum Zweck be-

trachtet. Rote Wende Leipzig und Jugend im Kampf treten 

regelmäßig bei Demonstrationen auf und positionieren sich 

zu den Themenfeldern „Antikapitalismus“, „Antifaschis-

mus“, „Antirepression“ und „Umwelt und Klima“. Insbe-

sondere die Teilorganisation Jugend im Kampf ist in die 

bundesweite Struktur „Rote Jugend Deutschland“ einge-

bunden und kooperiert hier u. a. mit den linksextremisti-

schen Gruppierungen Kollektiv Zwickau und Roter Auf-

bruch Dresden. Rote Wende Leipzig und Jugend im Kampf 
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beziehen zum Nahostkonflikt klare propalästinensische 

und antiisraelische Positionen. In einer Stellungnahme der 

Gruppen auf Instagram wird als Perspektive „ein auf den 

Grundsätzen des Sozialismus aufgebauter Einheitsstaat Pa-

lästina […] das Land zwischen Jordan und Mittelmeer“ 

formuliert. 

Die Deutsche Kommunistische Partei (DKP) und die Sozi-

alistische Deutsche Arbeiterjugend (SDAJ) sowie die 

Kommunistische Organisation (KO) werden demgegen-

über den nicht gewaltorientierten dogmatischen Linksext-

remisten zugerechnet. 

Revolutionär-marxistische Organisationen wie die SDAJ 

als Jugendorganisation der DKP bewerten die Bündnispo-

litik als entscheidende Voraussetzung für den revolutionä-

ren Kampf. Daher arbeitet der Jugendverband bei De-

monstrationen und anderen Veranstaltungen regelmäßig 

mit anderen Linksextremisten zusammen. Charakteristi-

sche Aktionsfelder der SDAJ sind „Antimilitarismus“ und 

„Antifaschismus“. Die SDAJ Leipzig bekennt sich auf ih-

rem Instagram-Profil zur „Freiheitsbewegung von Paläs-

tina“ und gegen „die israelische Besatzung“. 

Die KO wurde durch ehemalige Mitglieder von DKP und 

SDAJ aus dem „linken nichtreformistischen Flügel“ ge-

gründet. Sie bekennt sich zur Ideologie des Marxismus-Le-

ninismus und will den Kapitalismus und die Bundesrepub-

lik Deutschland mittels revolutionärer Gewalt abschaffen 

und durch eine sozialistisch-kommunistische Staatsform 

nach Vorbild von Sowjetunion und DDR ersetzen. Die KO 

Leipzig engagiert sich verstärkt im Bereich der Palästi-

nasolidarität und unterstützt in diesem Zusammenhang of-

fen die Hamas. Die KO ist außer in Leipzig auch in Chem-

nitz und Dresden vertreten. 

b) Im Bereich des auslandsbezogenen Extremismus sind 

vor dem Hintergrund des Nahostkonflikts besonders der 

Handala e. V. sowie Young Struggle (YS) Leipzig relevant.  

Der Handala e. V. Leipzig ist am 15. März 2022 in das Ver-

einsregister eingetragen worden und umfasst acht Grün-

dungsmitglieder. Seine Mobilisierungsfähigkeit reicht aber 

weit über diese Mitgliederzahl hinaus und kann 150 bis 

über 300 Personen umfassen, die sich heterogen aus phä-

notypisch Deutschen und Menschen aus dem Nahen Osten 

zusammensetzen.  

Thematischer Schwerpunkt des Vereins ist Palästina. Die 

Unterstützer stammen zum einen aus dem deutschen links-

extremistischen Milieu (sogenannte Antiimperialistische 

Linksextremisten) und zum anderen aus dem Kreis ara-

bischstämmiger Extremisten mit Auslandsbezug. Hierbei 

handelt es sich vorwiegend um nach Deutschland migrierte 

Palästinenser (vor allem aus Flüchtlingslagern im syri-

schen Raum) und andere arabischstämmige Personen mit 

israelfeindlicher Einstellung. Damit steht Handala e. V. für 

die Vernetzung israelfeindlicher Gruppierungen aus den 

Bereichen Links- und auslandsbezogener Extremismus.  

Durch die Vereinsmitglieder werden regelmäßig Demonst-

rationen in der Innenstadt Leipzigs angemeldet. Anlässe 

dafür sind oftmals militärische Offensiven Israels im  

Gazastreifen gegen die Hamas oder im Libanon gegen die 

Hizbollah. Die Redebeiträge während der Demonstratio-

nen sind häufig gekennzeichnet durch gewaltverherrli-

chende Inhalte gegenüber den Staaten Israel und Deutsch-

land; häufig überschreiten sie zudem die Grenze zum An-

tisemitismus. Dabei werden auch regelmäßig der Terroran-

griff der Hamas vom 7. Oktober 2023 sowie die Terroror-

ganisation Hamas als eine Form des palästinensischen Wi-

derstands verharmlost. Zudem gedenkt Handala e. V. regel-

mäßig verstorbener Terroristen und verharmlost deren Ver-

brechen als legitimen Widerstand.  

Der Verein nutzt legale Aktionsformen, um für das Thema 

Palästina öffentliche Aufmerksamkeit zu schaffen. Wäh-

rend der Veranstaltungen bedienen sich die Redner häufig 

des kolonialen und genozidalen Vorwurfs gegen Israel, das 

nicht als Nationalstaat, sondern als „Siedlerkolonie“ dele-

gitimiert wird. Ihre Redeinhalte verstoßen wiederholt ge-

gen den Gedanken der Völkerverständigung (Art. 9 Abs. 2 

Grundgesetz [GG]) und insbesondere gegen das friedliche 

Zusammenleben der Völker (Art. 26 Abs. 1 GG). 

Räumlich konzentriert sich der Handala e. V. mit seinen 

Aktivitäten auf die Stadt Leipzig. Die Mitglieder/Unter-

stützer von Handala e. V. reisen aber vereinzelt zwecks Un-

terstützung der Aktionen von Linksextremisten/Extremis-

ten mit Auslandsbezug auch in benachbarte Regionen. Fer-

ner zeigt Handala e. V. oftmals Vernetzungsaktivitäten mit 

anderen propalästinensischen Gruppierungen auch über 

den Freistaat Sachsen hinaus sowie zu dogmatischen links-

extremistischen Gruppen, die vornehmlich in Leipzig an-

sässig sind. Dazu zählen insbesondere die Gruppe Arbei-

terinnenmacht (GAM), SDAJ und KO. 

Der Personenzusammenschluss YS Leipzig ist eine Orts-

gruppe der (west-)europaweit agierenden MLKP-Jugend-

organisation YS. Die MLKP, eine marxistisch-leninistische 

Organisation in der Türkei, wird von der türkischen Regie-

rung als Terrororganisation eingestuft und vom Verfas-

sungsschutz in Deutschland beobachtet. Ziel von YS ist es, 

die Jugend auf Kämpfe gegen das „kapitalistische System“ 

vorzubereiten und letztlich den Sozialismus zu implemen-

tieren. Die in Deutschland überwiegend in Großstädten ak-

tive Gruppierung betrachtet sich als „Miliz“ der MLKP. Im 

Mittelpunkt der Bemühungen von YS Leipzig steht die 

Mitgliederwerbung. So werden verschiedene Formate, wie 

Wanderungen, offene Treffs und Informationsveranstaltun-

gen, angeboten.  

Die Ortsgruppe ist seit November 2022 in der Stadt Leipzig 

aktiv und betreibt einen gleichnamigen Instagram-Ac-

count, über den Statements und Beiträge veröffentlicht 

werden. So rief sie bereits kurz nach dem Terrorangriff der 

Hamas auf Israel über Instagram für den 12. Oktober 2023 

zu einer propalästinensischen Kundgebung auf.  

YS Leipzig äußerte sich auch positiv zum antisemitischen 

Netzwerk Samidoun, das vom Bundesministerium des In-

nern und für Heimat am 2. November 2023 verboten 

wurde. Auf Veranstaltungen von YS Leipzig werden wie-

derkehrend Flyer publiziert, in denen implizit das Exis-

tenzrecht Israels negiert wird. 
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Neben dem propalästinensischen Engagement werden 

klassisch linke Aktionsfelder bedient. So blockierten am 3. 

Februar 2025 Unterstützer der Gruppierung die CDU-

Kreisgeschäftsstelle in der Leipziger Mädler-Passage (laut 

Polizei etwa 20 Personen). Sie kritisierten die gemeinsame 

Abstimmung von CDU und AfD im Bundestag. 

Ebenfalls sind Vernetzungen zu dogmatischen linksextre-

men Gruppierungen durch das gemeinsame Auftreten bei 

Veranstaltungen erkennbar. Veranstaltungen, welche allei-

nig von YS Leipzig initiiert und durchgeführt wurden, er-

zielten in der Vergangenheit eine Teilnehmeranzahl im ein-

stelligen bis unteren zweistelligen Bereich. YS Leipzig 

selbst ist nicht in der Lage, eine kritische Masse zu bilden. 

Kapital der Gruppierung ist jedoch ihre starke Vernetzung 

zu anderen linksextremistischen Gruppierungen, wie bei-

spielsweise zur KO, zur SDAJ, zur Kommunistischen Ju-

gendorganisation (KGO) und der GAM. Andere Teile der 

Szene lehnen YS jedoch als antisemitisch ab. Durch die ge-

meinsame Teilnahme an Veranstaltungen mit anderen 

Gruppierungen gelingt es YS Leipzig, eine nicht unerheb-

liche Anzahl an Personen zu mobilisieren. 

Rolle der Gewalt bei Handala e. V. und YS Leipzig: In der 

Vergangenheit gestalteten sich die Veranstaltungen des 

Handala e. V. und von YS Leipzig vornehmlich friedlich. 

Beide Gruppierungen rufen über ihre Social-Media-Kanäle 

nicht direkt zu Gewalt auf.  

Generell ist nicht auszuschließen, dass einzelne gewaltbe-

reite Personen an Veranstaltungen der Gruppierungen teil-

nehmen. Eine konkrete Bewertung von künftigen Veran-

staltungen hinsichtlich ihrer Gefahrenlage ist kaum mög-

lich, da Sympathisanten und potenzielle Teilnehmer in der 

Regel nicht öffentlich zu Gewalt aufrufen und durch deren 

Privatsphäre-Einstellungen auf Social-Media-Plattformen 

ein Erkenntnisgewinn durch Einsicht in die Profile im Re-

gelfall nicht möglich ist. 

Die Gruppe YS Leipzig ist in der hiesigen linksextremisti-

schen Szene nur teilweise vernetzt. Von anderen Teilen der 

Szene wird sie als antisemitisch abgelehnt. 

Zu Frage 2: Linksextremismus: Nicht gewaltorientierte 

dogmatische Linksextremisten sind „beobachtungsbedürf-

tig“ im Sinne des (erst Mitte August 2025 in Kraft treten-

den) § 2 Abs. 1 Nr. 1 SächsVSG – neu –. „Erheblich be-

obachtungsbedürftig“ wären Bestrebungen nach § 2 Abs. 1 

Nr. 1 SächsVSG -neu-, bei denen tatsächliche Anhalts-

punkte dafür bestehen, dass sie Gewalt anwenden. 

Auslandsbezogener Extremismus: Mit Verfügung vom 25. 

November 2024 wurde der Handala e. V. als gesichert ext-

remistisch eingestuft. Mit Wirkung vom 15. Dezember 

2023 wurde die Ortsgruppe YS Leipzig dem Beobach-

tungsobjekt YS zugeordnet. 

Erste Vizepräsidentin Ines Saborowski: Meine Damen 

und Herren! Die Tagesordnung der 8. Sitzung des 8. Säch-

sischen Landtags ist abgearbeitet. Zum Abschluss der bei-

den Plenartage wünsche ich Ihnen erholsame Winterferien. 

Kommen Sie erholt zurück! 

Das Präsidium hat den Termin für die 9. Sitzung auf Mitt-

woch, den 26. März 2025, 10 Uhr festgelegt. Die Einla-

dung und die dazugehörige Tagesordnung gehen Ihnen zu. 

Damit ist die 8. Sitzung des 8. Sächsischen Landtags ge-

schlossen. Schönen Feierabend. 

 

 

 

(Schluss der Sitzung: 16:23 Uhr)
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